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1 Ausgangslage und Zielsetzung  

Gutachterauftrag 

Im Koalitionsvertrag „Deutschlands Zukunft gestalten“ der Regierungsparteien CDU, CSU und 

SPD für die 18. Legislaturperiode wurde vereinbart, im Rahmen einer Reform des Fahrlehrer-

rechts auch die Qualität der Fahrlehrerausbildung zu verbessern. Das vorliegende, im Auftrag 

der Bundesanstalt für Straßenwesen erstellte Gutachten soll einen Beitrag zur Erarbeitung der 

dazu benötigten inhaltlichen Voraussetzungen darstellen und auf einem von der Arbeitsgruppe 

„Reform des Fahrlehrerrechts“ abgestimmten Eckpunktpapier aufbauen. 

Mit dem Gutachten sollen − unter Berücksichtigung des aktuellen wissenschaftlichen Erkennt-

nisstands und vorliegender Vorschläge zur Weiterentwicklung der Fahrlehrerausbildung in 

Deutschland − ein Rahmenplan sowie fachlich begründete Vorschläge für Änderungen der Aus-

bildungs- und Prüfungsordnung für den Fahrlehrerberuf vorgelegt werden. Weiterhin sollen, 

ausgehend von den neugestalteten Qualifizierungsvorgaben, Vorschläge zur Anpassung der Zu-

gangsvoraussetzungen zum Fahrlehrerberuf erarbeitet werden. Schließlich sollen erste Überle-

gungen zur Weiterentwicklung der curricularen Strukturen in der Fahrlehrerausbildung formu-

liert werden.  

Fachliche Ausgangspositionen 

Analog zu den unterschiedlichen Fahrerlaubnisklassen gemäß §6 der Verordnung über die Zu-

lassung von Personen zum Straßenverkehr (Fahrerlaubnis-Verordnung – FeV1) existieren ver-

schiedene Fahrlehrerlaubnisklassen, die zur Ausbildung von Fahrerlaubnisbewerbern2 der je-

weiligen Klasse berechtigen. Dabei werden im §1 des Gesetzes über das Fahrlehrerwesen 

(Fahrlehrergesetz – FahrlG3) die Fahrlehrerlaubnisklassen BE, A, CE und DE unterschieden. 

Die Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE dient als Grundfahrlehrerlaubnis, auf deren Basis die an-

deren Fahrlehrerlaubnisklassen erworben werden können (Bouska & May, 2009).  

Rechtliche Vorgaben zur Ausbildung und Prüfung von Fahrlehrern finden sich in diversen fahr-

lehrerrechtlichen Vorschriften, wobei die maßgeblichen Aspekte in den folgenden Rechtsvor-

schriften geregelt sind:  

1. Gesetz über das Fahrlehrerwesen (Fahrlehrergesetz – FahrlG), 

2. Durchführungsverordnung zum Fahrlehrergesetz (DV-FahrlG4), 

3. Fahrlehrerausbildungsordnung (FahrlAusbO5) und 

4. Prüfungsordnung für Fahrlehrer (FahrlPrüfO6). 

Das FahrlG enthält vorrangig im ersten und dritten Abschnitt bedeutsame Vorgaben für die 

Ausbildung und Prüfung von Fahrlehrern: Der erste Abschnitt beinhaltet Vorgaben zur Fahr-

lehrerlaubnis, beispielsweise zum Inhalt und zur Erfordernis einer Fahrlehrerlaubnis (§1 

FahrlG), zu den Voraussetzungen für ihre Erteilung (§2 FahrlG) und zu den Grundlagen der 

                                                 
1 FeV vom 13. Dezember 2010, BGBl. I: S. 1980; zuletzt geändert durch Artikel 1 der Ersten Verordnung zur 

Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung vom 16. Dezember 2014, BGBI. I: S. 2213. 
2 Aus Lesbarkeitsgründen gilt bei allen personenbezogenen Bezeichnungen die gewählte Form für beide Ge-

schlechter. 
3 FahrlG vom 25. August 1969, BGBl. I: S. 1336; zuletzt geändert durch Artikel 2 des Fünften Gesetzes zur Än-

derung des Straßenverkehrsgesetzes und anderer Gesetze vom 28. August 2013, BGBl. I: S. 3313. 
4 DV-FahrlG vom 19. Juni 2012, BGBl. I: S. 1346; zuletzt geändert durch Artikel 5 der Zehnten Verordnung zur 

Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 16. April 2014, 

BGBl. I: S. 348. 
5 FahrlAusbO vom 19. Juni 2012, BGBl. I: S. 1307. 
6 FahrlPrüfO vom 19. Juni 2012, BGBl. I: S. 1302; zuletzt geändert durch Artikel 4 der Zehnten Verordnung zur 

Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften vom 16. April 2014, 

BGBl. I: S. 348.  
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Fahrlehrerprüfung (§4 FahrlG). Im dritten Abschnitt werden Regelungen für Fahrlehrerausbil-

dungsstätten getroffen. In der FahrlAusbO wird die Ausbildung von Fahrlehrern konkretisiert; 

in ihr ist als Anlage auch ein Rahmenplan für die Fahrlehrerausbildung an Fahrlehrerausbil-

dungsstätten enthalten. In diesem Rahmenplan werden inhaltliche und zeitliche Mindeststan-

dards für die Ausbildung in den einzelnen Klassen festgelegt. Die FahrlPrüfO regelt insbeson-

dere Details zur Fahrlehrerprüfung; beispielsweise enthält sie Vorgaben bezüglich der Prü-

fungsausschüsse und der Prüfungsdurchführung. In der DV-FahrlG werden schließlich einige 

ausbildungs- und prüfungsrelevante Aspekte konkretisiert bzw. weitere Aspekte geregelt, die 

in den übrigen Rechtsvorschriften nicht behandelt werden. Dazu gehören beispielsweise Fest-

legungen zu Anpassungslehrgängen und Eignungsprüfungen für Fahrlehrer mit ausländischen 

Fahrlehrerlaubnissen und Befähigungsnachweisen sowie zu Anforderungen an Fahrlehreraus-

bildungsstätten.   

Die letzte umfassende Novellierung der Fahrlehrerausbildung und der entsprechenden fahr-

lehrerrechtlichen Vorgaben erfolgte im Jahr 1999, als gleichzeitig im Zuge der Umsetzung der 

Zweiten EU-Führerscheinrichtlinie 91/439/EWG weitreichende Änderungen des Fahrerlaub-

nisrechts7 vorgenommen wurden. Dabei wurde das FahrlG in weiten Teilen geändert8; die  

DV-FahrlG, die FahrlAusbO und die FahrlPrüfO wurden gänzlich neu verfasst9. Das Ziel der 

Novellierung bestand vorrangig in der Erhöhung der (verkehrspädagogischen) Qualifikation 

von Fahrlehrern (BR-Drs. 442/98; BT-Drs. 13/6914). Dazu wurde teilweise auf wissenschaft-

liche Empfehlungen von Heilig, Knörzer und Pommerenke (1995) zurückgegriffen, die im Auf-

trag der Bundesanstalt für Straßenwesen ein Curriculum für die Fahrlehrerausbildung entwi-

ckelt hatten. Im Ergebnis der Novellierungen entstand schließlich ein zweistufiges Ausbil-

dungssystem für den Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE, das in der Abbildung 1 schema-

tisch dargestellt und anschließend näher beschrieben wird.10 

 

Abb. 1: Schematische Darstellung des derzeitigen Ausbildungsverlaufs zum Erwerb der Fahr-

lehrerlaubnisklasse BE 

Wie der Abbildung 1 zu entnehmen ist, werden Fahrlehreranwärter in einem ersten Ausbil-

dungsabschnitt fünf Monate in einer Fahrlehrerausbildungsstätte unterrichtet (§2 Abs. 5 

FahrlG; §2 FahrlAusbO). Der Unterricht ist hierbei nach einem von der Erlaubnisbehörde zu 

genehmigenden Ausbildungsplan durchzuführen, der mindestens die Sachgebiete und Stunden-

zahlen des oben genannten Rahmenplans beinhalten muss (§2 Abs. 1 FahrlAusbO). Die Tabelle 

                                                 
7 Verordnung über die Zulassung von Personen zum Straßenverkehr und zur Änderung straßenverkehrsrechtlicher 

Vorschriften vom 18. August 1998, BGBl. I: S. 2214. 
8 Gesetz zur Änderung des Straßenverkehrsgesetzes und anderer Gesetze vom 24. April 1998, BGBl. I: S. 747. 
9 Verordnung zur Änderung fahrlehrerrechtlicher Vorschriften vom 18. August 1998, BGBl. I: S. 2307. 
10 Für das vorliegende Gutachten stellt das System der Fahrlehrerausbildung und Fahrlehrerprüfung aus dem Jahr 

1999 den Ausgangspunkt für die Erarbeitung von Optimierungsvorschlägen dar. Darüber hinaus finden sich na-

türlich auch in den früheren Systemlösungen Wurzeln und Traditionslinien des heutigen Systems. Deshalb kön-

nen der Anlage 1 ergänzende einschlägige Hintergrundinformationen zur Fahrlehrerausbildung und Fahrlehrer-

prüfung vor dem Jahr 1999 entnommen werden.  
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1 bietet einen Überblick über diese Sachgebiete und über die Anzahl der Unterrichtsstunden, 

die für den Erwerb der Fahrlehrerlaubnis BE für die Sachgebiete aufgewendet werden sollen. 

Die Ausbildung in den verschiedenen Sachgebieten soll durch unterschiedliche Lehrkräfte vor-

genommen werden. So sollen Fahrlehrerausbildungsstätten gemäß §9 (1) DV-FahrlG über die 

folgenden Lehrkräfte verfügen: 

1. eine Lehrkraft mit der Befähigung zum Richteramt, 

2. eine Lehrkraft mit einem abgeschlossenen technischen Studium, das ausreichende 

Kenntnisse des Maschinenbaus vermittelt, und mit mindestens zweijähriger Praxis auf 

dem Gebiet des Baus oder des Betriebs von Kraftfahrzeugen, 

3. ein Fahrlehrer, der die Fahrlehrerlaubnis der Klassen A, BE und CE besitzt und drei 

Jahre lang hauptberuflich Fahrschüler theoretisch und praktisch ausgebildet hat, 

4. ein Fahrlehrer mit entsprechender Fahrerlaubnis und Unterrichtserfahrung für die Aus-

bildung von Fahrlehreranwärtern, welche die Fahrlehrerlaubnis der Klasse DE erwerben 

wollen, und 

5. eine Lehrkraft mit abgeschlossenem Studium der Erziehungswissenschaft an einer 

Hochschule und mit der Fahrerlaubnis der Klasse BE. 

Tab. 1: Überblick über die Sachgebiete und die diesbezüglichen Unterrichtsstunden zum Er-

werb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE 

Sachgebiet 

Stunden-

anzahl  

 (á 45 Mi-

nuten) 

Verkehrsverhalten 

(Verkehrsverhalten unter besonderer Berücksichtigung der Gefahrenlehre; Beobachtung und Vermittlung von 

Fahrverhalten; Verkehrspsychologie) 

280 

Recht 

(Rechtssystem; Wechselbeziehungen zwischen Grundrechten, Ansprüchen des einzelnen und Gemeinschafts-

interessen; Zusammenhang persönliches Interesse und Verantwortung gegenüber anderen Verkehrsteilneh-

mern und der Umwelt; Reflexion des Rechtsverständnisses, Einstellungen von Fahrschülern) 

70 

Technik 

(Aufbau und Funktion des Kraftfahrzeugs und seiner Teile; Verkehrssicherheit; Umweltschutz; Reflexion des 

Technikverständnisses) 

90 

Umweltschutz 

(Zusammenhang Straßenverkehr und Umweltschutz; Möglichkeiten des Energiesparens) 
10 

Fahren 

(Vervollkommnung der Fähigkeiten und Fertigkeiten im sicheren, umweltschonenden und gewandten Fahren 

in den verschiedenen Fahrerlaubnisklassen; Erklärung von Fahrverhalten) 

15 

Verkehrspädagogik 

(Planung, Gestaltung und Analyse von theoretischen und praktischem Unterricht; Grundlagen der Erwach-

senenpädagogik und Lernpsychologie; Verständnis des pädagogischen Auftrags) 

235 

Auswertung der Erfahrungen aus der praktischen Ausbildung 70 

Gesamtstundenzahl 770 

Gemäß §4 Abs. 1 FahrlG müssen Fahrlehreranwärter in verschiedenen Prüfungen ihre fachliche 

Eignung zur Ausbildung von Fahrschülern nachweisen. Dabei müssen sie auch belegen, dass 

sie Kenntnisse bezüglich der oben genannten Sachgebiete haben und zu ihrer praktischen An-

wendung befähigt sind (§13 FahrlPrüfO). Die erste Prüfung −  eine sogenannte „Fahrprakti-

schen Prüfung“ − wird bereits während des zweiten oder dritten Ausbildungsmonats in der 

Fahrlehrerausbildungsstätte absolviert (§9 FahrlPrüfO). In dieser Prüfung weisen die Anwärter 

nach, dass sie ein der beantragten Fahrlehrerlaubnisklasse entsprechendes Kraftfahrzeug und 

eine entsprechende Fahrzeugkombination sicher, vorschriftsmäßig, umweltschonend und ge-

wandt führen können (§15 Abs. 1 FahrlPrüfO). Die Mindestdauer der Prüfung für die Klasse 

BE beträgt 60 Minuten (§15 Abs. 2 FahrlPrüfO), wobei für den Abbruch der Prüfung die Vor-

schriften für die Fahrerlaubnisprüfung Anwendung finden (§15 Abs. 3 FahrlPrüfO).  
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Die sogenannte „Fachkundeprüfung“ soll möglichst unmittelbar im Anschluss an die Ausbil-

dung in der Fahrlehrerausbildungsstätte absolviert werden (§ 9 FahrlPrüfO). Sie besteht aus 

einem schriftlichen und einem etwa 30-minütigen mündlichen Teil, in denen die Bewerber ihr 

Fachwissen nachweisen müssen (§16 Abs. 1, Abs. 6 FahrlPrüfO). Im schriftlichen Teil der 

Fachkundeprüfung müssen für den Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE zwei Aufgaben aus 

dem Bereich „Verkehrsverhalten“ inklusive Verkehrsrecht, Gefahrenlehre und Umweltschutz 

sowie jeweils eine Aufgabe aus den Bereichen „Verkehrspädagogik“ und „Fahrzeugtechnik“ 

(inklusive Fahrphysik) bearbeitet werden (§16 Abs. 1 FahrlPrüfO). Die mündliche Prüfung 

wird durch einen Prüfungsausschuss durchgeführt. Dieser Prüfungsausschuss setzt sich aus ei-

nem Mitglied mit der Befähigung zum Richteramt oder zum höheren nichttechnischen Verwal-

tungsdienst, einem amtlich anerkannten Sachverständigen für den Kraftfahrzeugverkehr (auch 

mit Teilbefugnissen), einem Fahrlehrer, der die vom Bewerber beantragte Fahrlehrerlaubnis 

besitzt und fünf Jahre lang Fahrschüler ausgebildet hat, sowie einem Mitglied mit abgeschlos-

senem Hochschulstudium der Erziehungswissenschaft und der Fahrerlaubnis der Klasse BE 

zusammen (§2 Abs. FahrlPrüfO). Wenn die Ausbildung in der Fahrlehrerausbildungsstätte ab-

geschlossen ist und die erforderlichen Prüfungen bestanden wurden, wird dem Bewerber eine 

befristete Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE erteilt (§9a Abs. 1 FahrlG); er wird „Fahrlehrer in 

Ausbildung“11. 

Mit der befristeten Fahrlehrerlaubnis absolvieren die Fahrlehrer in Ausbildung im zweiten Aus-

bildungsabschnitt eine viereinhalbmonatige Ausbildung in einer Ausbildungsfahrschule. Das 

Ziel dieses zweiten Ausbildungsabschnitts besteht in der Anwendung der in der Fahrlehreraus-

bildungsstätte erworbenen Kenntnisse.12 Dazu sind die Fahrlehrer in Ausbildung von einem 

erfahrenen Ausbildungsfahrlehrer sorgfältig auszubilden (§9b Abs. 2 FahrlG). Gemäß §21a 

Abs. 1 FahrlG darf eine Ausbildungsfahrschule nur betrieben werden, wenn der Fahrschulin-

haber bzw. der verantwortliche Leiter des Ausbildungsbetriebs seit mindestens drei Jahren die 

Fahrschulerlaubnis besitzt bzw. als verantwortlicher Leiter tätig ist. Weiterhin muss er inner-

halb der letzten fünf Jahre mindestens drei Jahre lang hauptberuflich Fahrerlaubnisbewerber 

der Klasse B in Theorie und Praxis ausgebildet und an einem mindestens dreitägigen Einwei-

sungsseminar teilgenommen haben. Neben dem Inhaber einer Ausbildungsfahrschule bzw. dem 

verantwortlichen Leiter können auch angestellte Fahrlehrer als Ausbildungsfahrlehrer tätig 

werden, wenn sie – mit Ausnahme der Tätigkeit als Fahrschulinhaber oder verantwortlicher 

Leiter − die gleichen Voraussetzungen erfüllen (§9b Abs. 1 FahrlG).  

Die Ausbildung in der Ausbildungsfahrschule erfolgt gemäß §3 Abs. 1 FahrlAusbO nach einem 

genehmigungspflichtigen Ausbildungsplan, der die Ausbildung in folgende Bestandteile glie-

dern soll:  

- eine Einführungsphase, 

- eine Hospitationsphase (Beobachtung des Unterrichts des Ausbildungsfahrlehrers), 

- eine Lehrphase (eigenständige Unterrichtsdurchführung mit und ohne Anwesenheit 

des Ausbildungsfahrlehrers) und  

- eine Phase, in welcher der Fahrlehrer in Ausbildung Fahrschüler zur Prüfung vorstellt. 

                                                 
11 Es existieren keine einheitlichen Bezeichnungen für die zweite Ausbildungsphase und den Fahrlehrer mit be-

fristeter Fahrlehrerlaubnis. Borgdorf (2012, S. 34) führt an, dass dieser Ausbildungsabschnitt als „Ausbildung in 

einer Ausbildungsfahrschule“ und die Absolventen als „Inhaber einer befristeten Fahrlehrerlaubnis“ oder „Fahr-

lehrer in Ausbildung“ bezeichnet werden sollten. Dagegen seien die häufig verwendeten Begriffe „Praktikum“ 

oder „Ausbildungspraktikum“ bzw. „Praktikant“ oder „Fahrlehreranwärter“ inhaltlich unangemessen, abwertend 

und unzutreffend.    
12 Richtlinie für die Durchführung der Ausbildung in einer Ausbildungsfahrschule für die Fahrlehreranwärter 

(Praktikum) nach §2 Abs. 5 Fahrlehrergesetz und §3 Fahrlehrer-Ausbildungsordnung“ vom 18. Juni 1999, VkBl. 

1999: S. 445. 
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Die wöchentliche Ausbildungsdauer beträgt mindestens 20 und maximal 40 Stunden a 45 Mi-

nuten (§3 Abs. 2 FahrlAusbO); insgesamt sind mindestens 360 Stunden zu absolvieren. Ergän-

zend müssen im dritten Ausbildungsmonat und nach Abschluss der Ausbildung in der Ausbil-

dungsfahrschule zwei einwöchige Lehrgänge in einer Fahrlehrerausbildungsstätte durchgeführt 

werden (§2 Abs. 5 FahrlG). Abschließend werden die Fähigkeiten der Bewerber zur Durchfüh-

rung von Theorieunterricht und Fahrpraktischer Ausbildung in zwei jeweils 45-minütigen Lehr-

proben überprüft (§4 Abs. 2 FahrlG; §§17 Abs. 1, 18 FahrlPrüfO). Nach dem Bestehen beider 

Lehrproben wird die unbefristete Fahrlehrerlaubnis für die Klasse BE erteilt, sofern alle Vo-

raussetzungen gemäß §2 Abs. 1 FahrlG erfüllt sind (Bouska & May, 2009).  

Während die Ausbildung für die Fahrlehrerlaubnisklasse BE aus zwei Abschnitten (Fahrlehrer-

ausbildungsstätte und Ausbildungsfahrschule) besteht, erfolgt die Ausbildung für die Fahrlehr-

erlaubnisklassen A, CE und DE ausschließlich an einer Fahrlehrerausbildungsstätte. Zur Ertei-

lung der Fahrlehrerlaubnisklasse A muss ein einmonatiger Lehrgang (140 Stunden a 45 Minu-

ten) absolviert werden. Der Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklassen CE oder DE erfordert das Ab-

solvieren eines zweimonatigen Lehrgangs (280 Stunden a 45 Minuten), der jedoch um einen 

Monat verkürzt werden kann, wenn der Bewerber für die Klasse CE bereits im Besitz der Fahr-

lehrerlaubnis der Klasse DE ist oder der Bewerber für die Klasse DE über die Fahrlehrerlaubnis 

der Klasse CE verfügt (§2 Abs. 3 FahrlG). Die Tabelle 2 bietet einen Überblick über die Anzahl 

der Unterrichtsstunden, die für den Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklassen A, CE und DE im 

Hinblick auf die unterschiedlichen Sachgebiete (s. o.) aufgewendet werden sollen.  

Tab. 2: Überblick über die zu absolvierenden Unterrichtsstunden für die Fahrlehrerlaubnisklas-

sen A, CE und DE 

Sachgebiet 

Stundenanzahl (á 45 Min.) 

Fahrlehrerlaubnisklasse 

A CE DE 

Verkehrsverhalten 45 
85 

(40+45) 

85 

(40+45) 

Recht / 5 (0+5) 5 (0+5) 

Technik 30 
105 

(60+45) 

115 

(60+55) 

Umweltschutz / / / 

Fahren 10 
10  

(0+10) 

10  

(0+10) 

Verkehrspädagogik 55 
75 

(40+35) 

65 

(40+25) 

Gesamtstundenzahl 140 
280 

(140+140) 

280 

(140+140) 

 

Ähnlich wie beim Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE, müssen für den Erwerb der Fahr-

lehrerlaubnisklassen A, CE und DE neben einer Ausbildung auch Prüfungen absolviert werden: 

Im Gegensatz zur Fahrlehrerlaubnisklasse BE handelt es sich dabei allerdings nur um eine fahr-

praktische und eine Fachkundeprüfung; Lehrproben sind nicht durchzuführen (§4 Abs. 2 

FahrlG). 

Seit 1999 haben im Hinblick auf die Ausbildung und Prüfung von Fahrlehrern nur marginale 

Veränderungen stattgefunden. So wurden im Jahr 2002 die Mindestteilnehmerzahl für Lehr-

gänge an einer Fahrlehrerausbildungsstätte zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse DE gestri-

chen und das Procedere bei krankheitsbedingtem Rücktritt von der Fahrlehrerprüfung (BR-Drs. 

497/02) verändert.13 Im Jahr 2012 wurden die FahrlAusbO und die FahrlPrüfO aufgrund von 

                                                 
13 Verordnung zur Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 

(FeVÄndV) vom 7. August 2002, BGBl. I: S. 3267. 
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formalen Rechtsfehlern neu erlassen14, allerdings entsprechen die neu erlassenen Verordnungen 

vollinhaltlich dem vorherigen Recht (BR-Drs. 230/12; 231/12). Im Jahr 2014 wurden schließ-

lich die Regelungen der FahrlPrüfO15 im Hinblick auf den Einsatz von Automatikfahrzeugen 

in der fahrpraktischen Prüfung zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnis verändert (BR-Drs. 78/14).  

Änderungen hinsichtlich der curricularen Grundlagen der Fahrlehrerausbildung wurden seit 

dem Jahr 1999 nicht vorgenommen: Obwohl bereits Heilig et al. (1995) auf die Notwendigkeit 

zur Vorgabe von Ausbildungszielen hingewiesen haben, stellt der Rahmenplan noch immer 

vorrangig eine Auflistung von Ausbildungsinhalten dar. Ausbildungsziele sind dem Plan nur 

fragmentarisch zu entnehmen; zentrale Kompetenzstandards, die im Verlauf der Ausbildung 

erreicht werden sollen, werden nicht beschrieben. Weiterhin wird die Auswahl der Ausbil-

dungsinhalte im Rahmenplan nicht wissenschaftlich begründet. Schließlich erscheint die For-

mulierung und Strukturierung des Rahmenplans auch unter formalen Gesichtspunkten nicht 

durchgehend verständlich, stringent und zielführend – der Rahmenplan bedarf daher einer Re-

vision.16  

Neben den genannten pädagogischen Anforderungen lassen auch Änderungen im Straßenver-

kehr und im Tätigkeitsfeld des Fahrlehrers eine Neugestaltung der fahrlehrerrechtlichen Grund-

lagen erforderlich erscheinen. Hier ist beispielsweise der demografische Wandel zu nennen. So 

wird die Anzahl der jungen Fahrerlaubnisbewerber in den nächsten Jahren weiter abnehmen 

(Maier et al., 2012); der Anteil älterer Kraftfahrer wird dagegen zunehmend ansteigen (Poscha-

del et al., 2012). Für die Fahrlehrer ist es demnach erforderlich, dass sie zum einen die Beson-

derheiten, Risikofaktoren und Kompensationsmöglichkeiten älterer Kraftfahrer im Rahmen der 

Fahrschulausbildung thematisieren. Zum anderen ergeben sich für die Fahrlehrerschaft neue 

Betätigungsfelder in der Beratung und Weiterbildung älterer Kraftfahrer – beispielsweise in 

Bezug auf die Fahrkompetenzdiagnostik und auf Trainingsprogramme zum Erhalt bzw. zur 

Wiedererlangung der Fahrkompetenz. Diese Betätigungsfelder sind nicht zu unterschätzen, 

denn die von Follmer et al. (2010) festgestellte Zunahme des Verkehrsaufkommens im Zeit-

raum von 2002 bis 2008 wird auf die zunehmende Mobilität der Senioren zurückgeführt, die – 

bedingt durch ihre Verkehrssozialisation – möglichst bis ins hohe Alter das Auto nutzen.  

Weitere Beispiele für Veränderungen, die den Straßenverkehr und das Tätigkeitsfeld der Fahr-

lehrer betreffen, finden sich im Bereich der Fahrzeugtechnik. Hier sind seit Ende der 1990er 

Jahre vielfältige Fortschritte zu verzeichnen. Beispielsweise lassen sich im Bereich der Fahrer-

assistenzsysteme in den letzten Jahren zahlreiche Neu- und Weiterentwicklungen sowie eine 

zunehmende Verbreitung feststellen. Die Systeme bergen ein hohes Potenzial für die Sicherheit 

im motorisierten Straßenverkehr, erfordern aber auch neues Wissen und Können der Fahrzeug-

führer (Sturzbecher, Bönninger, Rüdel & Mörl, 2011). Gleiches gilt für technische Innovatio-

nen, die mit der Automatisierung des Fahrens verbunden sind. Zwar ist eine vollständige Au-

tomatisierung des Fahrens im öffentlichen Straßenverkehr derzeit noch nicht möglich, jedoch 

lässt sich eine vom Fahrer kontrollierbare Teilautomatisierung des Fahrens in Fahrsituationen 

mit geringer Komplexität bereits heute in Serienfahrzeugen umsetzen (Gasser et al., 2012). In 

diesem Zusammenhang ist auf die derzeit laufende Anpassung des „Wiener Übereinkommens 

                                                 
14 Fahrlehrer-Ausbildungsordnung vom 19. Juni 2012, BGBl. I: S. 1307; Prüfungsordnung für Fahrlehrer vom 19. 

Juni 2012, BGBl. I: S. 1302. 
15 Zehnte Verordnung zur Änderung der Fahrerlaubnis-Verordnung und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vor-

schriften vom 16. April 2014, BGBl. I: S. 348. 
16 Beispielhaft genannt sei hier der Sachgebietsbereich „Fahrschulwesen“ (Abschnitt 1.6.5) aus dem Sachgebiet 

„Verkehrspädagogik“, in dem u.a. die Ausbildungsinhalte „Vorschriften über Ausbildung und Prüfung von Fahr-

schülern einschließlich Fahrerlaubnis auf Probe und Nachschulung“ sowie „Vorschriften über Ausbildung und 

Prüfung von Fahrschülern und Prüfung von Fahrlehrern“ genannt werden. Unklar bleibt an dieser Stelle, weshalb 

die Vorschriften über die Ausbildung und Prüfung von Fahrschülern doppelt aufgelistet werden (und die Ausbil-

dung von Fahrlehrern nicht angesprochen wird). 
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über den Straßenverkehr“17 hinzuweisen. Im März 2014 wurde ein Änderungsvorschlag durch 

die WP 1 (Working Party on Road Traffic Safety) der Economic Commission for Europe ver-

abschiedet, wonach Systeme des (teil-)automatisierten Fahrens künftig möglich sein sollen, 

wenn sie entweder von Typgenehmigungsvorschriften (UN-Regelungen) vorgesehen sind oder 

wenn sie durch die Fahrer jederzeit übersteuerbar bleiben (Economic and Social Council, 2014). 

Die genaue Reichweite der Änderung ist derzeit jedoch noch unklar, sofern der Automatisie-

rungsgrad über eine Teilautomatisierung hinausgeht. Schließlich schreitet – neben den Fort-

schritten im Hinblick auf Fahrerassistenzsysteme und das automatisierte Fahren – auch die Ent-

wicklung und Verbreitung alternativer Antriebstechnologien weiter fort (Küter, Holdik, Pöp-

pel-Decker & Ulitzsch, 2013). Fahrlehrer sollten daher durch Aus- und Weiterbildungsange-

bote dazu beitragen, die mit neuen Technologien verbundenen möglichen Gewinne an Ver-

kehrssicherheit und Umweltschonung zu realisieren.  

Zu guter Letzt ist die Erhöhung der Verkehrssicherheit in den letzten Jahren zunehmend in den 

Fokus des öffentlichen Interesses gerückt. So haben die Vereinten Nationen den Zeitraum von 

2011 bis 2020 zum Jahrzehnt der Verkehrssicherheit erklärt (WHO, 2013), und die Europäische 

Kommission hat sich das Ziel gesetzt, die Zahl der im Straßenverkehr getöteten Personen in 

Europa bis zum Jahr 2020 zu halbieren (Europäische Kommission, 2010). Dieses Ziel, zu des-

sen Erreichung auch eine deutliche Absenkung des Fahranfängerrisikos notwendig ist, verfolgt 

auch die deutsche Bundesregierung mit ihrem Verkehrssicherheitsprogramm. Als weitere Ziele 

werden die Ermöglichung einer umweltverträglichen und nachhaltigen Mobilität, die Förde-

rung technischer Innovationen und die Unterstützung von Menschen, die in ihrer Mobilität ein-

geschränkt sind, genannt. Insgesamt soll eine Kultur der Rücksichtnahme und des verantwor-

tungsbewussten Verhaltens im Straßenverkehr etabliert werden (BMVBS, 2011), wozu auch 

die Tätigkeit der Fahrlehrer einen wichtigen Beitrag leisten muss. 

Neben der Beschreibung künftiger Tätigkeitsschwerpunkte bedarf es auch einer Analyse der 

Besonderheiten und Voraussetzungen der Zielgruppen der Fahrlehrerausbildung sowie ggf. der 

zielgruppenspezifischen Veränderungen seit 1999, um Aussagen über den Anpassungsbedarf 

der fahrlehrerrechtlichen Grundlagen treffen zu können. Zu den Zielgruppen zählen zum einen 

die Fahrlehreranwärter, die entweder eine Grundfahrlehrerlaubnis der Klasse BE oder darauf 

aufbauend eine Fahrlehrerlaubnis in den Klassen A, CE oder DE erwerben möchten. Zum an-

deren stellen auch die Fahrerlaubnisbewerber eine Zielgruppe der Fahrlehrerausbildung dar, 

denn die Qualität ihrer Fahrschulausbildung hängt in entscheidendem Ausmaß von der Qualität 

der Fahrlehrerausbildung ab.  

Hinsichtlich der Fahrlehrer, die eine Grundfahrerlaubnis erwerben möchten, lässt sich die Situ-

ation wie folgt beschreiben: Die Anzahl der erteilten Fahrlehrerlaubnisse wird durch das Kraft-

fahrt-Bundesamt (KBA) erfasst. Im Jahr 2012 wurde nach Angaben des KBA (2013) insgesamt 

652 Personen nach Abschluss ihrer Ausbildung in der Fahrlehrerausbildungsstätte sowie nach 

erfolgreicher Absolvierung der fahrpraktischen Prüfung und der Fachkundeprüfung die befris-

tete Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE erteilt. Weiterhin erhielten 853 Fahrlehrer in Ausbildung 

nach dem Bestehen der beiden Lehrproben die unbefristete Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE. 

Damit hat sich die Anzahl erteilter Fahrlehrerlaubnisse der Klasse BE bzw. der Klasse 3 seit 

1999 deutlich reduziert (BAGFA, 2011; KBA, 2013; Heinrich, 2013).  

Im Gegensatz zur Anzahl erteilter Fahrlehrerlaubnisse ist unbekannt, wie viele Personen zwar 

eine Ausbildung zum Fahrlehrer der Klasse BE begonnen hatten, diese jedoch – aufgrund nicht 

bestandener Prüfungen oder durch Abbruch − nicht erfolgreich abschließen konnten. Darüber 

hinaus liegen kaum Informationen über das Alter, das Geschlecht und das Bildungsniveau von 

                                                 
17 Gesetz zu den Übereinkommen vom 8. November 1968 über den Straßenverkehr und über Straßenverkehrszei-

chen, zu den Europäischen Zusatzübereinkommen vom 1. Mai 1971 zu diesen Übereinkommen sowie zum Proto-

koll vom 1. März 1973 über Straßenmarkierungen vom 21. September 1977, BGBl II: S. 809. 
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Fahrlehreranwärtern vor. Zwar haben Friedrich, Brünken, Debus, Leutner und Müller (2006) 

eine Untersuchung zur Wirksamkeit der Ausbildung in Ausbildungsfahrschulen durchgeführt, 

die auch erste Hinweise auf die demografischen Daten von Fahrlehreranwärtern enthält.18 Al-

lerdings merken die Autoren kritisch an, dass die Stichprobe Selektionsmechanismen unterwor-

fen sein könnte und daher nicht unbedingt repräsentativ sei (ebd.). 

Ein ähnliches Bild ergibt sich im Hinblick auf die Fahrlehreranwärter, die aufbauend auf ihrer 

Grundfahrlehrerlaubnis eine Fahrlehrerlaubnis der Klassen A, CE oder DE erwerben möchten: 

Lediglich bezüglich der Anzahl erteilter Fahrlehrerlaubnisse können zuverlässige Aussagen ge-

troffen werden. So wurden beispielsweise im Jahr 2012 418 Fahrlehrerlaubnisse der Klasse A, 

259 Fahrlehrerlaubnisse der Klasse CE und 123 Fahrlehrerlaubnisse der Klasse DE erteilt. Hin-

sichtlich der Personengruppe, die eine Ausbildung in diesen Fahrlehrerlaubnisklassen begon-

nen hat, sowie ihrer Alters-, Geschlechts- und Bildungsstruktur liegen keine Statistiken vor. Es 

ist zu vermuten, dass die Gruppe der Fahrlehreranwärter, die Fahrlehrerlaubnisse der Klassen 

A, CE und DE erwerben möchten, sehr heterogen ist. Dies betrifft insbesondere ihre Berufser-

fahrungen: Während einige Fahrlehrer unmittelbar im Anschluss an ihre BE-Ausbildung einen 

Erweiterungslehrgang besuchen und damit kaum Berufserfahrung aufweisen, verfügen andere 

Fahrlehrer bereits über jahrelange Erfahrung, bevor sie weitere Fahrlehrerlaubnisklassen erwer-

ben. Diese Unterschiede müssen bei der Gestaltung von Erweiterungslehrgängen berücksichtigt 

werden. 

Die Fahrlehrerausbildung muss sich – wie bereits gesagt – nicht nur auf die Besonderheiten 

künftiger Fahrlehreranwärter einstellen, sondern auch die Lernvoraussetzungen künftiger Fahr-

erlaubnisbewerber bei der Ausgestaltung der Ausbildungsinhalte und -methoden berücksichti-

gen. Wie haben sich die Fahrerlaubnisbewerber in den letzten Jahren verändert und welche 

dieser Veränderungen sind bei der Weiterentwicklung der Fahrlehrerausbildung unbedingt zu 

berücksichtigen?  

Bei den Fahrerlaubnisbewerbern handelt es sich in der Regel um junge Erwachsene. Daher ist 

die Fahrschulausbildung an erwachsenenpädagogischen Anforderungen sowie an den Soziali-

sationsbedingungen und Lernvoraussetzungen junger Menschen auszurichten. Davon ausge-

hend gelten neben klassischen Formen der Wissensvermittlung auch zunehmend partizipative 

Lernangebote, in denen vorrangig diskursive Lehr-Lernmethoden wie Diskussionen und Erfah-

rungsaustausch eingesetzt werden, als erfolgversprechend (Watermann, 2003; Renkl, 2008). 

Aus diesem Grund müssen Fahrlehrer auch zur Umsetzung partizipativer bzw. kooperativer 

Lernangebote befähigt werden. 

Weitere Besonderheiten ergeben sich hinsichtlich der Verfügbarkeit und Bedeutsamkeit von 

Medien: Jugendliche wachsen heute in komplexen Medienwelten auf und weisen im Umgang 

mit Medien ein vielseitiges Interesse und eine hohe Kompetenz auf (Reinders & Wild, 2003; 

JIM, 2013). Darüber hinaus unterlag die Art der Mediennutzung in den letzten Jahren einem 

starken Wandel. So zeigen sich die meisten Heranwachsenden heutzutage nicht nur als passive 

Rezipienten von Medienbotschaften, sondern auch als aktive und konkreative Mediengestalter 

(Ferchoff, 2007). Diese hohe Medienaffinität und Medienkompetenz ist auch in der Fahrschul-

ausbildung aufzugreifen; dies gilt insbesondere vor dem Hintergrund, dass moderne Medien 

                                                 
18 Im Rahmen der Studie wurden 257 Fahrlehreranwärter mit Hilfe eines Fragebogens zu ihren Ausbildungsbedin-

gungen befragt. Das mittlere Alter der Fahrlehreranwärter betrug 31 Jahre, wobei der jüngste Anwärter 21 Jahre 

alt war, während der älteste Anwärter ein Alter von 54 Jahren erreicht hatte. 18,4% der Befragten waren weiblich, 

der Anteil männlicher Personen betrug 81,6%. Ein Großteil der Anwärter (78%) verfügte mindestens über einen 

Realschulabschluss. Ergänzend zur Befragung durchgeführte Experteninterviews deuten allerdings darauf hin, 

dass der Anteil von Fahrlehreranwärtern, die mindestens einen Realschulabschluss vorweisen konnten, vor den 

Reformen im Jahr 1999 noch höher lag. Gleiches gilt für den Anteil weiblicher Fahrlehreranwärter. 
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vielfältige Potenziale für den Lehr-Lernprozess bieten (vgl. Brünken, Seufert & Leutner, 2008). 

So ermöglichen es gerade innovative computergestützte Medien, lebens- und handlungsnahe 

Lernumgebungen zu visualisieren und Lerninhalte in verschiedenen Kontexten und aus unter-

schiedlichen Perspektiven zu betrachten. Fahrlehreranwärter müssen daher in stärkerem Aus-

maß als noch vor einigen Jahren in die Lage versetzt werden, geeignete Medien für den Fahr-

schulunterricht auszuwählen und diese im Unterricht kompetent anzuwenden (Bredow & Sturz-

becher, 2014). 

Betrachtet man die internationalen Diskurse zur Fahrlehrerausbildung, so geraten insbesondere 

das EU-Projekt MERIT („Minimum European Requirements for driving Instructor Training“; 

Bartl et al., 2005) und das CIECA-Projekt RUE („Road User Education“) in den Blick. Im 

MERIT-Projekt wurden zum einen die rechtlichen Vorgaben für die Fahrlehrerausbildung in 

den EU-Mitgliedsstaaten herausgearbeitet. Zum anderen wurden Empfehlungen für Mindest-

standards formuliert, die an die Zugangsvoraussetzungen zum Fahrlehrerberuf, an die Fahrleh-

rerausbildung, an  die Fahrlehrerprüfung, an die Fahrlehrerfortbildung und an die Qualitätssi-

cherung zu stellen sind. Einen wichtigen Ausgangspunkt für die Erarbeitung der Empfehlungen 

bildete die GDE-Matrix (Hatakka et al., 2002); dementsprechend wird im Ergebnis des MERIT-

Projekts vor allem gefordert, dass in der Fahrlehrerausbildung – wie auch in der Fahrschulaus-

bildung − sicherheitskritische Aspekte des Fahrens vermittelt und sicherheitsorientierte Einstel-

lungen aufgebaut werden. Allerdings liegen bislang kaum psychologisch begründete Vermitt-

lungs- bzw. Lernstrategien für die Einstellungs- und Wertevermittlung in der Fahr(lehrer)aus-

bildung vor. Hier müssen die Potenziale von theoretischen Zugängen aus der Sozialpsychologie 

und anderen Bereichen der Psychologie für eine mögliche Anwendung in der Fahr(lehrer)aus-

bildung überprüft werden (z. B. Framing-Methoden nach Elstein, 1987; Methoden der persu-

asiven Kommunikation nach Dillard & Pfau, 2002; Methoden auf Basis der „Theorie des ge-

planten Verhaltens“ von Ajzen, 1991; Überblicke über die Forschung zu Einstellungen und 

Einstellungsänderung finden sich z. B. bei Petty, Wegener & Fabrigar, 1997 und bei Wood, 

2000; s. auch Leutner, Brünken & Willmes-Lenz, 2009). 

Im CIECA-Projekt RUE wurden drei Arbeitsgruppen einberufen, die unterschiedlichen Frage-

stellungen nachgehen sollten: Eine erste Arbeitsgruppe sollte sich mit der Entwicklung von 

Kompetenzstandards für Fahrer beschäftigen. Die Erarbeitung derartiger Kompetenzstandards 

als Bindeglied zwischen der Fahrschulausbildung und der Fahrerlaubnisprüfung wurde bereits 

von Hampel und Sturzbecher (2008) gefordert und hat mit der Vorlage eines Fahraufgabenka-

talogs sowie darauf bezogener Bewertungskriterien für das Fahren im Realverkehr (Sturzbe-

cher, Mörl & Kaltenbaek, 2014) schon erste Erfolge getragen. In einer zweiten Arbeitsgruppe 

sollte ein Referenzrahmen für ein europäisches Curriculum für die Fahrausbildung erarbeitet 

werden. Eine dritte Arbeitsgruppe sollte sich schließlich mit der Erarbeitung von Mindeststan-

dards für Fahrschulen, Fahrlehrer und Begleitpersonen befassen. Insbesondere die Ergebnisse 

dieser dritten Arbeitsgruppe könnten für das vorliegende Gutachten von Interesse sein: Bezüg-

lich der Mindeststandards für das Qualifikationsniveau von Fahrlehrern empfehlen die Mitglie-

der der Arbeitsgruppe die Erreichung der Stufe 4 des Europäischen Qualifikationsrahmens. 

Darüber hinaus sollen Fahrlehrer die Fähigkeit zur „klientenzentrierten Kompetenzvermitt-

lung“ erwerben (CIECA, 2014), womit wahrscheinlich ebenfalls partizipative Lernangebote 

gemeint sind. Standards für Fahrschulen und Begleitpersonen wurden entgegen dem ursprüng-

lichen Arbeitsauftrag nicht vorgelegt. Die Ergebnisse aller drei Arbeitsgruppen werden derzeit 

in einem Abschlussbericht zusammengefasst, der Mitte des Jahres 2015 publiziert werden soll.  

Vorgehen 

Welche Schlussfolgerungen lassen sich nun aus den bisherigen Darlegungen ziehen? Insgesamt 

betrachtet zeigt sich in vielfältigen Bereichen des gesellschaftlichen Lebens (z. B. demografi-

scher Wandel, Medienkonsum) und insbesondere im Straßenverkehr (z. B. technischer Fort-

schritt) ein Wandel, dem auch im Hinblick auf die Qualifizierung von Fahrlehrern Rechnung 
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getragen werden muss. Die Veränderungen in den genannten Bereichen und die internationalen 

Forschungsarbeiten (MERIT, CIECA) wurden vom Gesetzgeber reflektiert; daraus wurde die 

Notwendigkeit abgeleitet, die fahrlehrerrechtlichen Grundlagen bezüglich der Qualifizierung 

von Fahrlehrern zu überprüfen und zu novellieren. Das vorliegende Gutachten stellt einen ers-

ten Schritt auf diesem Weg dar. 

Im nachfolgenden Kapitel 2 wird zunächst der Forschungsstand zur Qualifizierung von päda-

gogischem Personal an Schulen dargelegt; darüber hinaus wird beschrieben, inwieweit sich An-

forderungen und Gestaltungsmerkmale der Lehrerbildung auf die Fahrlehrerausbildung über-

tragen lassen. Im Ergebnis wird ein bildungswissenschaftlicher Rahmen für die künftige Fahr-

lehrerausbildung skizziert. Darauf aufbauend werden in Kapitel 3 wissenschaftlich begründete 

Vorschläge für das fachliche Professionswissen unterbreitet, über das Fahrlehrer künftig am 

Ende der Fahrlehrerausbildung verfügen sollten. In ähnlicher Weise werden in Kapitel 4 lehr-

lerntheoretisch fundierte Empfehlungen für das pädagogisch-psychologische und verkehrspä-

dagogische Professionswissen gegeben, das Fahrlehreranwärter künftig im Verlauf der Ausbil-

dung erwerben sollten. Daran anschließend werden in Kapitel 5 Empfehlungen bezüglich der 

künftigen Zugangsvoraussetzungen zum Fahrlehrerberuf vorgestellt. Das Kapitel 6 beinhaltet 

den Entwurf eines Verlaufsmodells für eine optimierte modularisierte Fahrlehrerausbildung. 

Zudem wird in Kapitel 6 beschrieben, wie die curricularen Strukturen in der Fahrlehrerausbil-

dung künftig weiterentwickelt werden können. Schließlich wird in Kapitel 7 dargelegt, welche 

fahrlehrerrechtlichen Änderungsbedarfe sich bei Umsetzung der genannten Empfehlungen er-

geben würden. 
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2 Wissenschaftliche Grundlagen 

2.1 Überblick 

Die Aufgabe von Fahrlehrern besteht in der Ausbildung von Fahrschülern unterschiedlicher 

Fahrerlaubnisklassen im Rahmen von Theorieunterricht und Fahrpraktischer Ausbildung sowie 

in der Durchführung weiterer verkehrspädagogischer Maßnahmen (z. B. Aufbauseminare für 

Fahranfänger, verkehrspädagogische Teilmaßnahme des Fahreignungsseminars). Ihre Tätigkeit 

ähnelt damit unter strukturellen und prozessualen Gesichtspunkten (z. B. Unterrichtssettings, 

Zielgruppen) der Tätigkeit von Lehrkräften in anderen pädagogischen Berufsfeldern, für die 

prototypisch das Berufsbild des Lehrers an Schulen steht: Lehrer wie auch Fahrlehrer sollen bei 

(Fahr-) Schülern in Bezug auf festgelegte Inhalte Lernprozesse auslösen, die zu erwünschten 

Lerneffekten führen; dazu planen sie Ausbildungsabläufe und setzen sie gemeinsam mit den 

Lernenden um. 

Die Ähnlichkeit der Berufsfelder von Lehrern und Fahrlehrern wie auch die Tatsache, dass 

„Fahren lernen“ als Kompetenzerwerb (Leutner, Brünken & Willmes-Lenz, 2009) und die 

Fahrerlaubnisprüfung als Kompetenzdiagnostik (Sturzbecher, 2010) aufzufassen sind, legen es 

nahe, wissenschaftliche Entwicklungen in den pädagogisch verwandten Bereichen professio-

neller Kompetenzvermittlung zu betrachten, um hier ggf. „Anleihen“ für eine evidenzbasierte 

Neuformulierung der Ausbildungsziele und –inhalte der Fahrlehrerausbildung aufzunehmen. 

Hierbei scheint insbesondere der Bereich der schulbezogenen Bildungsforschung vielverspre-

chend, da hier wie in kaum einem zweiten Bereich in den letzten Jahren ein regelrechter Para-

digmenwechsel zu verzeichnen ist, der von erheblichen Forschungs- und Entwicklungsanstren-

gungen flankiert wird (Spinath et al., 2012). Für das vorliegende Gutachten besonders wertvoll 

sind dabei Entwicklungen, die eine Professionalisierung des pädagogischen Personals zum In-

halt haben. Im Folgenden soll daher ausgeführt werden, ob und inwieweit die in den letzten 

zwei Jahrzehnten im Bereich der schulbezogenen empirischen Bildungsforschung zu verzeich-

nende Entwicklungen geeignet sind, als Rahmenmodell für eine Neukonzeptionierung der Fahr-

lehrerausbildung zu dienen.    

2.2 Entwicklung wissenschaftlicher Grundlagen im schulischen Bildungssystem  

Beim Blick auf die Ausbildung von Lehrkräften an Schulen ist zunächst festzustellen, dass sich 

seit den 2000er Jahren − als Folge der PISA-Studien (z. B. Baumert, Klieme, Neubrand, Prenzel 

et al., 2001; Prenzel, Baumert, Blum, Lehmann et al., 2005; Prenzel, Sälzer, Klieme & Köller, 

2013) − im deutschen Bildungswesen ein deutlicher Wandel vollzogen hat, der mit den Begrif-

fen „Kompetenzorientierung“, „Output-Steuerung“ und „Empirische Wende“ gekennzeichnet 

werden kann:  

- Unter „Kompetenzorientierung“ ist zu verstehen, dass in Lehrplänen nicht mehr detail-

lierte Lehrinhalte aufgelistet werden, sondern in Bildungsstandards Kompetenzen be-

schrieben werden, die Schülerinnen und Schüler am Ende der Grundschule, am Ende 

der Sekundarstufe I und am Ende der Sekundarstufe II erreicht haben sollen (vgl. die 

sogenannte „Klieme-Expertise“; Klieme et al., 2003). Bei diesen Kompetenzen handelt 

es sich um kognitive Voraussetzungen, die Schüler dazu befähigen, bereichsspezifische 

Situationen und Anforderungen zu bewältigen (Klieme & Leutner, 2006). Dabei geht es 

nicht mehr um rein fachliches Wissen oder rein fachliche Fertigkeiten, sondern um fach-

liche und fächerübergreifende Kompetenzen in Anwendungskontexten, die sich durch 

Aufgabenklassen definieren lassen. 

- Unter „Output-Steuerung“ ist zu verstehen, dass von Seiten der Schuladministration we-

niger der Input in die Schulen bestimmt wird (z. B. detaillierte Lehrpläne mit Vorschrif-

ten, welche Inhalte mit welchen Methoden zu unterrichten sind), sondern dass vielmehr 

über die Setzung von Bildungsstandards festgelegt wird, über welche Kompetenzen die 
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Schüler am Ende verfügen sollen. Dabei bleibt es den Schulen bzw. Lehrern weitgehend 

selbst überlassen, Verfahren und Modelle zu entwickeln, um die kompetenzorientierten 

Ziele zu erreichen. Gleichzeitig wird im Wege des Bildungsmonitorings (KMK, 2006) 

regelmäßig empirisch überprüft, inwieweit dies gelingt, und zwar auf Ebene der Einzel-

schule (via jährlicher Lernstandserhebungen und Vergleichsarbeiten; vgl. Leutner, Flei-

scher & Spoden, 2007), auf Ebene der Bundesländer (via regelmäßiger Länderverglei-

che; z.B. Pant, Stanat, Schoeders, Roppelt et al., 2013) und auf Ebene des nationalen 

Bildungssystems (via regelmäßiger Teilnahme an internationalen Schulleistungsver-

gleichsstudien wie PISA).  

- Unter der „Empirischen Wende in der Bildungspolitik“ ist zu verstehen, dass Ergebnisse 

empirischer Bildungsforschung vermehrt herangezogen werden, um bildungspolitische 

Entscheidungen vorzubereiten und zu begründen (vgl. Leutner, 2013). Dies bezieht sich 

nicht nur auf Ergebnisse nationaler und internationaler Schulleistungsvergleichsstudien, 

sondern insbesondere auch auf Ergebnisse der international orientierten Lehr-Lernfor-

schung, die sich empirisch-experimenteller Forschungsdesigns bedient und auf Me-

taanalysen fokussiert (z.B. Hattie, 2009; vgl. Klauer & Leutner, 2012). 

Der geschilderte Wandel im Bildungssystem und das Ziel aller damit verbundenen Forschungs- 

und Gestaltungsbemühungen bestand darin, die Systemsteuerung wie auch die Systementwick-

lung an evidenten Forschungsresultaten zu orientieren, um damit politisch-administrative Ent-

scheidungen auf wissenschaftlicher Grundlage treffen zu können. Die Entwicklung in Deutsch-

land folgte damit einem internationalen Trend zur evidenzbasierten Steuerung von Bildungs-

prozessen („evidence based educational policies“; Slavin, 2002). 

2.3 Professionelle Kompetenzen von Lehrkräften im schulischen Bildungssystem 

Dem skizzierten allgemeinen Wandel im schulischen Bildungssystem ist die Ausbildung von 

Lehrkräften eng gefolgt. Im Sinne der Kompetenzorientierung ist man beispielsweise dazu 

übergegangen, von der „Entwicklung professioneller Kompetenzen“ von Lehrkräften zu spre-

chen (Baumert & Kunter, 2006; Terhart, 2000). Dabei geht es um diejenigen berufsspezifischen 

Voraussetzungen, die es einer Lehrkraft ermöglichen, qualitativ hochwertigen Unterricht 

durchzuführen. Im Hinblick auf das hierfür erforderliche berufsspezifische Wissen von Lehr-

kräften unterscheidet man in der internationalen Bildungsforschung nach Shulman (1986, 1987) 

drei Komponenten des Professionswissens: fachliches Wissen („content knowledge“), pädago-

gisch-psychologisches (bildungswissenschaftliches) Wissen („pedagogical knowledge“) und 

fachdidaktisches Wissen („pedagogical content knowledge“):  

- Unter „fachlichem Wissen“ wird der Bereich des Professionswissens verstanden, der 

die fachlichen Inhalte der zu vermittelnden Domäne umfasst. Hierbei geht man davon 

aus, dass der Lehrende über deutlich tiefergehendes Wissen verfügen muss, als es seine 

Lehrziele bzw. die Lernziele der von ihm unterrichteten Schüler erfordern. Ein Mathe-

matiklehrer muss beispielsweise über ein substanzielles mathematisches Wissen verfü-

gen, das deutlich über das seinen Schülern zu vermittelnde Wissen hinausgeht. Diesbe-

züglich werden in der international sehr gut rezipierten COACTIV-Studie (Kunter et 

al., 2011) vier fachlich-mathematische Wissensbereiche unterschieden: „Mathemati-

sches Alltagswissen“, „Beherrschung des Schulstoffs“, „Tiefes Verständnis der Fachin-

halte des zu unterrichtenden Curriculums“ und „Universitäres mathematisches Wissen“, 

das vom Curriculum der Schule unabhängig ist (vgl. Krauss et al., 2008).  

- Das „pädagogisch-psychologische (bzw. bildungswissenschaftliche) Wissen“ umfasst 

Kenntnisse und Fertigkeiten, die eine Voraussetzung für eine wissenschaftlich begrün-

dete, reflektierte pädagogische Tätigkeit darstellen. Ein Mathematiklehrer muss, um im 

Beispiel zu bleiben, über fachunspezifisches Wissen bezüglich der Mittel und Strategien 



16 

 

zur Schaffung und Erhaltung lernförderlicher Bedingungen verfügen (Baumert & Kun-

ter, 2006). Hierzu gehört beispielsweise Wissen über Klassenführung, allgemeine Un-

terrichtsmethoden, individuelle Lernprozesse und Leistungsbeurteilungen (Voss et al., 

2014). Fasst man den Begriff „pädagogisch-psychologisches Wissen“ weiter und be-

zieht allgemeines bildungswissenschaftliches Wissen (als Wissensbasis für die in den 

Bildungsstandards der Kultusministerkonferenz für Lehrkräfte geforderten Kompeten-

zen; KMK, 2004, 2014) mit ein, wie es beispielsweise in der BilWiss-Studie (Terhart et 

al., 2012) oder dem SIOS-L Projekt (Kaub et al., 2012) geschieht, dann lassen sich unter 

Bezugnahme auf die Ergebnisse einer Delphi-Studie (Kunina-Habenicht et al., 2012) 

folgende Wissensbereiche unterscheiden: Wissen über Unterricht, Lernprozesse, Diag-

nostik und Evaluation, Entwicklungs- und Sozialisationsprozesse, Heterogenität und so-

ziale Konflikte, den Lehrerberuf, die Bildungstheorie sowie das Bildungssystem und die 

Schulorganisation. Eine vergleichbare Differenzierung findet sich im Rahmen der bil-

dungswissenschaftlichen Standards für die Lehrerbildung der Kultusministerkonferenz 

(KMK, 2004, 2014) mit der Unterscheidung der vier Kompetenzbereiche „Unterrich-

ten“, „Erziehen“, „Beurteilen“ und „Innovieren“. 

- „Fachdidaktisches Wissen“ bezieht sich auf Kenntnisse und Fertigkeiten, fachliche 

Lehrinhalte für die spezifischen Lernbedingungen der Zielgruppe aufzubereiten sowie 

die Inhalte unter Berücksichtigung dieser Lernbedingungen zu vermitteln. Ein Mathe-

matiklehrer, um auch hier im Beispiel zu bleiben, muss also über fachdidaktisches Wis-

sen verfügen, das auf die Mathematik und den Mathematikunterricht bezogen ist. In der 

COACTIV-Studie (Baumert et al., 2010) wurden in diesem Zusammenhang folgende 

drei zentrale Bereiche fachdidaktischen Wissens von Mathematiklehrkräften betrachtet: 

Wissen über fachspezifische Schülervorstellungen, Wissen über fachspezifische In-

struktions- und Vermittlungsstrategien – d. h. Wissen über angemessenes Erklären, Re-

präsentieren und Vermitteln von Fachinhalten – sowie Wissen über angemessene Reak-

tionen auf fachlich kritische Unterrichtssituationen. In der TEDS-M-Studie (Blömeke, 

Kaiser & Lehmann, 2010) wurden darüber hinaus Wissen über den Lehrplan und Wis-

sen über die fachliche Bewertung und Beurteilung als weitere Aspekte fachdidaktischen 

Wissens untersucht. 

Studiengangspezifische Kompetenzmodelle im Bereich der Lehrerbildung gehen nun davon 

aus, dass Lehrkräfte am Ende der Ausbildung über professionelles Wissen und professionelle 

Fertigkeiten verfügen sollten, die zum Gelingen von Unterricht beitragen (Darling-Hammond 

2000; Terhart, 2006). Nach Baumert und Kunter (2006) lässt sich die professionelle Kompetenz 

von Lehrkräften dabei als Zusammenspiel von Professionswissen, Überzeugungen und Wert-

haltungen, motivationalen Orientierungen sowie selbstregulativen Fähigkeiten definieren (vgl. 

auch Bromme, 1994, Darling-Hammond & Bransford, 2005). Kunter et al. (2011) sehen pro-

fessionelle Kompetenz als Voraussetzung für erfolgreiches Handeln von Lehrkräften im Unter-

richt und integrieren in ihrem Kompetenzentwicklungsmodell für Lehrkräfte Annahmen des 

Eignungs- und Qualifikationsansatzes der Lehrerprofessionalisierungsforschung. Darin wird 

angenommen, dass berufsbezogene Kompetenzen und professionelles Verhalten als Resultat 

der professionsspezifischen Ausbildung erlern- und entwickelbar seien (Qualifikation) und dass 

gleichzeitig die Aneignung professioneller Kompetenzen – im Sinne der Wahrnehmung, Nut-

zung und Verarbeitung spezifischer Lernangebote – von bestimmten individuellen Persönlich-

keitsmerkmalen beeinflusst würden. 

Neben den individuellen Voraussetzungen, die berufsgeeignete Lehramtsstudierende mitbrin-

gen sollten, bestimmen insbesondere die Art und Qualität der formellen und informellen Lern-

gelegenheiten in der Lehrerausbildung die Entwicklung professioneller Lehrerkompetenzen 

(Blömeke et al., 2008; Blömeke et al., 2010; Darling-Hammond 2006; Kunter et al., 2011). 
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Bisherige Arbeiten zeigen, dass die Verfügbarkeit und die Nutzung von bestimmten Lerngele-

genheiten innerhalb der Ausbildung (z. B. Anzahl der belegten Kurse, schulpraktische Erfah-

rungen) mit Unterschieden im professionellen Wissen von Lehrkräften einhergehen (Blömeke 

et al., 2008, 2010; Blömeke & König, 2011; Brunner et al., 2006; Kunter et al., 2011). Darüber 

hinaus deuten erste Erkenntnisse darauf hin, dass die Ausbildungsfaktoren: 

- pädagogische Überzeugungen der Lehrerbildner,  

- Lerngelegenheiten während des Vorbereitungsdienstes,  

- Umgang mit anderen Lehramtskandidaten,  

- Bedingungen an der Ausbildungs- bzw. Praktikumsschule und  

- Interaktion mit Ausbildungslehrkräften 

eine große Bedeutung für die Entwicklung professioneller Kompetenzen von Lehramtsanwär-

tern besitzen (Blömeke, 2006; Blömeke et al., 2010; Kunter et al., 2011; Schubarth & Pohlenz, 

2006). 

2.4 Professionelle Kompetenzen von Fahrlehrern 

In den vorangegangenen Kapiteln wurden bildungswissenschaftliche Grundlagen und Befunde 

im Hinblick auf die notwendigen Kompetenzen von Lehrern und auf eine kompetenzfördernde 

Lehrer(aus)bildung dargestellt. Überträgt man nun diese Grundlagen und Befunde auf die Kom-

petenzen und die Ausbildung von Fahrlehrern, so bedeutet dies, dass Fahrlehrer erstens über 

ein tieferes fachliches Wissen und Können verfügen müssen, als es von ihren Fahrschülern am 

Ende der Ausbildung erwartet wird. So müssen sie beispielsweise nicht nur Fahrerassistenzsys-

teme und das damit verbundene Sicherheitspotential kennen, sondern den Fahrschülern auch 

die dahinter stehenden technischen und fahrphysikalischen Gegebenheiten erklären können. 

Zweitens müssen Fahrlehrer genauso wie Lehrer über bildungswissenschaftliches Wissen ver-

fügen, insbesondere im Hinblick auf allgemeine Strategien und Techniken des Unterrichtens, 

auf Lern-, Entwicklungs- und Sozialisationsprozesse junger Erwachsener, auf die Diagnostik 

und Bewertung von Lernständen und Lernschwierigkeiten sowie nicht zuletzt auf den Umgang 

mit Heterogenität und sozialen Konflikten. Drittens schließlich müssen Fahrlehrer auch über 

fachdidaktisches Wissen verfügen, insbesondere Wissen über fachspezifische (hier: verkehrs-

pädagogische) Instruktions- und Vermittlungsstrategien (sowohl für den Theorieunterricht als 

auch für die Fahrpraktische Ausbildung), über fachliche Bewertungen und Beurteilungen sowie 

über fachspezifische Schülervorstellungen. 

Trotz der genannten strukturellen und prozessualen Ähnlichkeiten weist die Ausbildung von 

Fahrlehrern für Fahrschulen im Vergleich mit der Ausbildung von Lehrern für Schulen auch 

deutliche Unterschiede auf, die insbesondere die wünschenswerten Eingangsvoraussetzungen 

und das mit der Ausbildung angestrebte Qualifikationsniveau betreffen. Diese Unterschiede 

spiegeln sich nicht zuletzt in der sehr unterschiedlichen zeitlichen Dauer der Ausbildung wider: 

Während Lehrer eine sechs- bis siebenjährige Ausbildung absolvieren müssen, durchlaufen 

Fahrlehrer ihre Ausbildung in weniger als einem Jahr. Auch in der Ausübung des Berufs zeigen 

sich deutliche Differenzen, beispielsweise im Hinblick auf die didaktisch-methodischen Frei-

räume bei der Gestaltung des Unterrichts (größere Gestaltungsfreiräume bei Lehrern an Schu-

len) und das Unterrichtssetting (zumeist Unterrichtsraum bei Lehrern; Unterrichtsraum und 

Ausbildungsfahrzeug bei Fahrlehrern). Schließlich steht Fahrlehrern im Vergleich zu Lehrern 

deutlich weniger Zeit zur Verfügung, um auf das Erreichen einstellungsbezogener Lehr-Lern-

ziele hinzuwirken (z. B. obere Stufen der GDE-Matrix nach Hatakka et al., 2002).  

Vor dem Hintergrund der beschriebenen Gemeinsamkeiten und Unterschiede bei den Berufs-

bildern von Lehrern und Fahrlehrern muss sehr genau abgewogen werden, welche Prinzipien 

der Lehrer(aus)bildung auf die Fahrlehrerausbildung übertragen werden können. Offensichtlich 
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erscheint, dass angesichts der Kürze der Ausbildung von Fahrlehrern und der (zeitlich) be-

schränkten Einwirkungspotentiale auf Fahrschüler deutlich geringere Anforderungen sowohl 

an die Berufseingangsvoraussetzungen von Fahrlehreranwärtern als auch an das fachliche Qua-

lifikationsniveau von ausgebildeten Fahrlehrern zu stellen sind (s. Kapitel 6). Das hat aber zur 

Konsequenz, dass Fahrlehrer deutlich konkretere und verbindlichere Vorgaben zur methodisch-

didaktischen Gestaltung des (Theorie-) Unterrichts bzw. der (Fahrpraktischen) Ausbildung er-

halten müssen als Lehrer an Schulen.  

Zusammenfassend lässt sich folgendes festhalten: Im Hinblick auf deutsche Schulen haben sich 

seit der „Empirischen Wende“ Anfang der 2000er Jahre kompetenzorientierte Bildungsstan-

dards, eine evidenzbasierte, outputorientierte Steuerung des Bildungssystems und die Nutzung 

des Rahmenmodells von Shulman (1986, 1987) zur Konzeptualisierung des Professionswissens 

von Lehrern etabliert. Aus pädagogisch-psychologischer Sicht erscheint es möglich und ziel-

führend, den fortgeschrittenen Forschungsstand der empirischen Bildungsforschung im Schul-

system − im Vergleich mit der überschaubaren Anzahl wissenschaftlicher Studien im Bereich 

der Fahrlehrerausbildung und Fahrschulausbildung – auf die Fahrlehrerausbildung und die 

Fahrschulausbildung zu übertragen. Nicht zuletzt bietet auch die methodisch-didaktische Aus-

gestaltung von Lernangeboten im Bereich der Ausbildung von Lehrkräften an Universitäten 

und im Vorbereitungsdienst bzw. im Bereich der Bildung von Schülern an Schulen Anknüp-

fungsmöglichkeiten für die Formulierung methodisch-didaktischer Vorgaben in der Fahrlehrer-

ausbildung und der Fahrschulausbildung. Allerdings ist bei der Nutzung des Shulman-Modells 

im Bereich der Fahrlehrerausbildung zu berücksichtigen, dass aus Sicht der Gutachter auf eine 

explizite Trennung bildungswissenschaftlicher und fachdidaktischer Kompetenzen – anders als 

in der Lehrerbildung – verzichtet werden kann, weil die entsprechenden Kompetenzbereiche 

wegen der relativ überschaubaren Bildungsinhalte der Fahrlehrerausbildung eine Zusammen-

fassung im Interesse der Übersichtlichkeit nahelegen: Diese Zusammenfassung erscheint nicht 

nur aus pädagogisch-psychologischer Sicht geraten, sondern wurde auch bereits am 17.09.2014 

im Bund-Länder-Fachausschuss diskutiert und als wünschenswert beschlossen.19  

                                                 
19 Als übergreifende Bezeichnung für den sich ergebenden Bereich der Ausbildungsinhalte, der sowohl pädago-

gisch-psychologisches bzw. im erweiterten Sinne bildungswissenschaftliches Wissen als auch fachdidaktisches 

Wissen enthält, wählen die Gutachter nachfolgend den Terminus „pädagogisch-psychologisches und verkehrspä-

dagogisches Professionswissen“. Diese verkürzende Bezeichnung dient zum einen der besseren Lesbarkeit und 

Übersichtlichkeit der Darlegungen. Zum anderen erscheint diese Bezeichnung angemessen, da sie die Berufsbe-

deutung pädagogisch-psychologischer Kompetenzen betont und gleichzeitig berücksichtigt, dass üblicherweise 

sowohl ein Teil der − über die Pädagogische Psychologie hinausgehenden − bildungswissenschaftlichen Inhalte 

als auch die fachdidaktischen Inhalte der (Verkehrs-) Pädagogik zugerechnet werden. Schließlich trifft die Be-

zeichnung „verkehrspädagogisch“ den in der Fachöffentlichkeit verbreiteten Sprachgebrauch.  
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3 Fachliches Professionswissen von Fahrlehrern  

3.1 Überblick 

Entsprechend den vorangegangenen Ausführungen zu den unterschiedlichen Komponenten des 

Professionswissens von Lehrkräften an Schulen (Shulman, 1986, 1987) wird im vorliegenden 

Kapitel die Komponente des fachlichen Professionswissens von Fahrlehrern behandelt. Fahr-

lehrerrechtlich erscheint in diesem Zusammenhang vor allem §4 Abs. 1 FahrlG bedeutsam, da 

dort die derzeitigen Anforderungen an die Fahrlehrerprüfung geregelt werden. Dabei werden 

vom Bewerber gründliche Kenntnisse der Verkehrsverhaltenslehre inklusive der Gefahren-

lehre, der maßgeblichen gesetzlichen Vorschriften, der umweltbewussten und energiesparen-

den Fahrweise und der Fahrphysik gefordert. Zudem sollen Bewerber ausreichende Kenntnisse 

der Kraftfahrzeugtechnik aufweisen. Allerdings werden die Anforderungen im Gesetz nicht 

operationalisiert bzw. konkretisiert. Bouska und May (2009, S. 42) führen diesbezüglich in ih-

rem Kommentar zum Fahrlehrerrecht an, dass die Prüfung „ein hohes fachliches Niveau haben 

[muss]“. Im Hinblick auf den im Gesetz genutzten Terminus „gründliche Kenntnisse“ ergänzen 

die Autoren, dass gründliche Kenntnisse weitreichender seien als ausreichende Kenntnisse und 

der Bewerber die betreffenden Fachgebiete daher „gut kennen und beherrschen [muss], soweit 

dies nach vernünftiger Auffassung für den Unterricht in einer Fahrschule relevant ist“ (Bouska 

& May, 2009, S. 43). Ausreichende Kenntnisse seien hingegen vorhanden, wenn der Bewerber 

„in der Lage ist, die wesentlichen kraftfahrzeugtechnischen Einrichtungen und ihre Wirkungs-

weise (z. B. Motor, Getriebe, Antrieb, Lenkung, Bremsen, Beleuchtung) zu verstehen und ge-

genüber Dritten fachkundig zu erläutern“ (ebd.). 

Ausführungen zu fachlichen Inhalten der derzeitigen Fahrlehrerausbildung sind insbesondere 

der FahrlAusbO zu entnehmen, die im folgenden Kapitel 3.2 analysiert wird. Daran anschlie-

ßend wird in Kapitel 3.3 der Reformbedarf bezüglich der fachlichen Ausbildungsinhalte aus 

Sicht des Gesetzgebers und unterschiedlicher Interessengruppen (BAGFA, BDFU, BVF, IDF) 

dargelegt. In Kapitel 3.4 wird dann ein Vorschlag für die kompetenzorientierte Neustrukturie-

rung des fachlichen Professionswissens von Fahrlehrern vorgestellt, wobei die notwendigen 

Kompetenzen und entsprechende unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte fahrlehrer-

laubnisklassenspezifisch dargelegt und begründet werden. Weiterhin erfolgt ein Vergleich des 

Strukturierungsvorschlags mit den fachlichen Ausbildungsinhalten des derzeit geltenden Rah-

menplans.  

3.2 Fachliches Professionswissen gemäß der Fahrlehrer-Ausbildungsordnung 

Die Strukturierung der Ausbildung in Fahrlehrerausbildungsstätten erfolgt anhand des bereits 

im Kapitel 1 beschriebenen Rahmenplans für die Fahrlehrerausbildung an Fahrlehrerausbil-

dungsstätten, der eine Anlage der Fahrlehrer-Ausbildungsordnung darstellt. Dieser Rahmen-

plan soll nachfolgend hinsichtlich seiner fachinhaltlichen Vorgaben analysiert und kritisch re-

flektiert werden. 

Wie in Kapitel 1 bereits dargelegt, werden im Rahmenplan die sechs Sachgebiete „Verkehrs-

verhalten“, „Recht“, „Technik“, „Umweltschutz“, „Fahren“ und „Verkehrspädagogik“ unter-

schieden, die für die Ausbildung in allen Fahrlehrerlaubnisklassen gelten. Ausbildungsinhalte 

des fachlichen Professionswissens finden sich vor allem in den Sachgebieten „Verkehrsverhal-

ten“, „Recht“, „Technik“, „Fahren“ und „Umweltschutz“. Einen Sonderfall stellt der Sachge-

bietsbereich „Fahrschulwesen“ dar, der zwar hauptsächlich rechtliche Vorschriften beinhaltet, 

jedoch derzeit dem Sachgebiet „Verkehrspädagogik“ zugeordnet wird. Von Heilig et al. (1995) 

übernommen wurden die Sachgebiete „Verkehrsverhalten“, „Recht“, „Technik“, „Fahren“ und 

„Verkehrspädagogik“, obwohl für den Rahmenplan teils abweichende Bezeichnungen der 

Sachgebiete verwendet werden. Das Sachgebiet „Umweltschutz“ wurde – entgegen der Forde-
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rung von Heilig et al. (1995), die sich für eine Auflösung dieses Sachgebiets und eine Integra-

tion in die übrigen Sachgebiete ausgesprochen hatten – aus dem vorherigen Rahmenplan über-

nommen, wobei es dort unter der Bezeichnung „Umweltschutz, energiesparende Fahrweise“ 

firmierte. 

Analysiert man die Struktur der einzelnen Sachgebiete, so ist zu erkennen, dass bei der Erar-

beitung des derzeit geltenden Rahmenplans in unterschiedlicher Weise zum einen auf das Cur-

riculum für die Fahrlehrerausbildung von Heilig et al. (1995) und zum anderen auf den bis 1999 

gültigen Rahmenplan zurückgegriffen wurde. Beispielhaft zu nennen wäre hier das Sachgebiet 

„Verkehrsverhalten“, das bei Heilig et al. (1995) in die Sachgebietsbereiche „Kraftfahrer“, 

„Fahrverhalten“ und „Straßenverkehr“ gegliedert ist. Diese Struktur findet sich auch im aktu-

ellen Rahmenplan wieder. Bei Betrachtung der einzelnen Ausbildungsinhalte der genannten 

drei Sachgebietsbereiche ergeben sich für die Bereiche „(Kraft-) Fahrer“ und „Fahrverhalten“ 

große Übereinstimmungen mit der Darstellung bei Heilig et al. (1995). Für den Bereich „Stra-

ßenverkehr“ trifft dies allerdings nicht zu – Heilig et al. (1995) thematisieren in diesem Bereich 

insbesondere die Bewältigung von Fahraufgaben (z.B. McKnight & Adams, 1970a; 1970b), 

unterschiedliche Verkehrsverhältnisse sowie die Verkehrsplanung und die Verkehrspolitik. Im 

aktuellen Rahmenplan werden in diesem Sachgebietsbereich jedoch ausschließlich die Ver-

kehrsregeln sowie die Zulassung von Personen und Fahrzeugen zum Straßenverkehr aufgeführt. 

Diese scheinen aus dem seit 1987 geltenden Rahmenplan20 übernommen worden zu sein, in 

dem das Sachgebiet „Verkehrsvorschriften, Gefahrenlehre“ existierte, welches u.a. den Sach-

gebietsbereich „Zulassung von Personen und Fahrzeugen zum Straßenverkehr“ beinhaltete. Be-

trachtet man die Struktur der Sachgebiete „Recht“ und „Technik“, so unterscheidet sich diese 

ebenfalls recht deutlich von der vorgeschlagenen Struktur bei Heilig et al. (1995); auch hier 

wurde die Struktur anscheinend in Anlehnung an den bis 1999 geltenden Rahmenplan erarbei-

tet. Ebenfalls nicht in den Rahmenplan übernommen wurden die zahlreichen bei Heilig et al. 

(1995) zu findenden Lehr-Lernziele für die Fahrlehrerausbildung, die diese für die einzelnen 

Sachgebiete formuliert hatten (s. Kapitel 1). 

Im Hinblick auf die Differenzierung von Lehr-Lerninhalten und auf die Angabe von Lehr-Lern-

zielen bzw. zu erreichenden Qualifikationsniveaus ist im geltenden Rahmenplan teilweise eine 

unsystematische Vorgehensweise anzumerken. So werden in Bezug auf die Fahrlehrerlaubnis-

klasse BE beispielsweise im Sachgebietsbereich „Fahrer“ des Sachgebiets „Verkehrsverhalten“ 

die Ausbildungsinhalts-Komplexe „Fähigkeiten und Fahrfertigkeiten“ und „Fahrtüchtigkeit“ 

aufgeführt. Diesen Komplexen folgt eine Auflistung in unterschiedlichem Ausmaß konkreti-

sierter Ausbildungsinhalte (z. B. werden für den Komplex „Fahrtüchtigkeit“ die Inhalte „Bean-

spruchung, Stress, Emotionen und Traumwelten, Alkohol und andere Drogen, Medikamente“ 

aufgeführt). In manchen Fällen finden sich im Anschluss an diese Inhaltsauflistungen ergän-

zende Verben. So werden für die Inhalte des Komplexes „Fahrtüchtigkeit“ die Verben „Wissen, 

beachten, beobachten, beeinflussen“ genannt. Es lässt sich vermuten, dass diese Verben das 

angestrebte Qualifikationsniveau beschreiben sollen, wobei insgesamt jedoch uneinheitlich 

vorgegangen wurde: Zum einen finden sich diese Niveaubeschreibungen nur in einigen Sach-

gebieten und fehlen in anderen Gebieten völlig (z. B. bei der Ausbildung für die Klasse BE für 

das Sachgebiet „Technik“); zum anderen erscheinen einzelne Niveaubeschreibungen unver-

ständlich oder unangemessen. 

Weiterhin ist zuweilen eine unsystematische Zuordnung einzelner Ausbildungsinhalte zu den 

Sachgebietsbereichen festzustellen. Während beispielsweise im Rahmenplan für die BE-Aus-

bildung das Thema „Aggression, Selbstdurchsetzung und Gewalt im Straßenverkehr“ (Ab-

                                                 
20 Erste Verordnung zur Änderung der Fahrlehrer-Ausbildungsordnung vom 20. November 1987, BGBI. I: S. 

2387. 
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schnitt 1.1.1.4) im Sachgebiet „Verkehrsverhalten“ dem Sachgebietsbereich „Fahrer“ zugeord-

net wird, findet sich beim Rahmenplan für die Klasse A der Ausbildungsinhalt „Aggressives 

Fahren“ zwar ebenfalls im Sachgebiet „Verkehrsverhalten“, wird dort jedoch im Sachgebiets-

bereich „Fahrverhalten des Kraftradfahrers“ (Abschnitt 2.1.2) verortet. Ein weiteres Beispiel 

stellt im Abschnitt 1.6.5 die – bereits erwähnte – falsche Zuordnung rechtlicher Ausbildungs-

inhalte (z. B. „Fahrlehrergesetz und Durchführungsverordnung zum Fahrlehrergesetz“) des 

Sachgebietsbereichs „Fahrschulwesen“ zum Sachgebiet „Verkehrspädagogik“ dar. 

Als weiterer Kritikpunkt am derzeitigen Rahmenplan lässt sich festhalten, dass in manchen Be-

reichen ein Missverhältnis zwischen dem vom Fahrlehrer geforderten Kompetenzniveau und 

den aufgelisteten Ausbildungsinhalten vorliegt. Dies soll nachfolgend am Beispiel des Themen-

feldes der Fahrphysik verdeutlicht werden: In §4 Abs. 1 FahrlG werden vom Bewerber um eine 

Fahrlehrerlaubnis gründliche Kenntnisse im Bereich der Fahrphysik verlangt, so dass davon 

ausgegangen werden muss, dass dieses Themenfeld im Rahmen der Ausbildung umfangreich 

und vertieft behandelt wird. Werden jedoch die fahrphysikalischen Ausbildungsinhalte für die 

Fahrlehrerausbildung der Klasse BE betrachtet, so finden sich in Abschnitt 1.3.9 („Fahrphy-

sik“) lediglich die Ausbildungsinhalte „Antriebskräfte, Fahrwiderstände; Kurvenkräfte; Brems-

kräfte“ und damit nur ein Minimum an fahrphysikalischen Ausbildungsinhalten. Weder der 

Kamm'sche Kreis als „Standard-Modell“ zur Verdeutlichung des Zusammenspiels von Kräften 

am Reifen und der Haftungsgrenze (Mitschke & Wallentowitz, 2004; Potthoff & Schmid, 2012) 

noch der bedeutsame Aspekt der Rad- und Achslastverschiebung (Mitschke & Wallentowitz, 

2004) werden explizit genannt. Auch weitere relevante fahrphysikalische Ausbildungsinhalte 

wie beispielsweise das Fahrverhalten von Pkw oder Pkw-Gespannen (Heißing, Ersoy & Gies, 

2013; Mitschke & Wallentowitz, 2004; Robert Bosch GmbH, 2004), Fahrstabilsierungssysteme 

zur Unterstützung des Fahrers (Reif, 2010) und Verhaltensmaßnahmen im fahrphysikalischen 

Grenzbereich (Gerstl & Schwarz, 2010; Lewerenz & Röhrl, 2008; Mares, Coyne & MacDo-

nald, 2013) fehlen. 

Unabhängig davon bleibt anzumerken, dass die angesprochenen Fahrwiderstände zwar dem 

Bereich der Fahrdynamik zugeordnet werden können (Heißing et al., 2013), jedoch insbeson-

dere im Bereich der umweltschonenden Fahrweise von Bedeutung sind (Heißing et al., 2013; 

Mitschke & Wallentowitz, 2004). Dementsprechend sollten sie eher im Zusammenhang mit 

einer umweltschonenden und energiesparenden Fahrweise thematisiert werden. 

Bei weiterer Betrachtung der im aktuellen Rahmenplan aufgeführten fachlichen Ausbildungs-

inhalte ist schließlich auffällig, dass der in Kapitel 1 dargestellte Wandel im Straßenverkehr 

und bei den Tätigkeitsfeldern des Fahrlehrers bislang keinen Einzug in die Fahrlehrerausbil-

dung gehalten hat. Demzufolge finden sich beispielsweise keine Ausbildungsinhalte zu Ände-

rungen des Mobilitätsverhaltens im Sinne einer multimodalen Mobilität (Follmer et al., 2010), 

und auch die zahlreichen Fahrerassistenzsysteme, welche als effektive Möglichkeit zur Steige-

rung der Verkehrssicherheit – insbesondere für die Hochrisikogruppe der jungen Fahranfänger 

– angesehen werden (Maier, 2014), sind nicht explizit angesprochen. Außerdem weist der ak-

tuelle Rahmenplan einige fachliche Ausbildungsinhalte auf, die für die Tätigkeit des Fahrleh-

rers als irrelevant erscheinen. Beispielhaft zu nennen wären an dieser Stelle die Ausbildungs-

inhalte „Neuartige Baumkrankheiten“ (Sachgebiet „Umweltschutz“ bei der Ausbildung für die 

Fahrlehrerlaubnisklasse BE) und „Bordküche“ (Sachgebiet „Technik“ bei der Ausbildung für 

die Fahrlehrerlaubnis der Klasse DE). 

Zusammenfassend lässt sich für den aktuellen Rahmenplan zur Fahrlehrerausbildung an Fahr-

lehrerausbildungsstätten festhalten, dass dieser 

(1) einige formale Fehler enthält, 

(2) vor allem mit Blick auf Lehr-Lernziele und das jeweilige Lehr-Lernzielniveau nicht 

stringent gestaltet ist, 
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(3) teilweise unklare Zuordnungen von Ausbildungsinhalten aufweist, 

(4) einige verkehrssicherheitsrelevante Themenfelder nur unzureichend durch Ausbil-

dungsinhalte hinterlegt, 

(5) neuartige Ausbildungsinhalte (z. B. zu alternativen Antriebstechnologien und 

Fahrerassistenzsystemen oder zur multimodalen Mobilität) gar nicht oder nur 

unzureichend thematisiert und 

(6) Ausbildungsinhalte beinhaltet, die für die Tätigkeit als Fahrlehrer eine geringe oder 

keinerlei Bedeutung haben. 

Neben diesem formalen bzw. strukturellen und inhaltlichen Überarbeitungsbedarf bleibt 

festzuhalten, dass eine wissenschaftliche Begründung der Relevanz der Ausbildungsinhalte für 

die Tätigkeit von Fahrlehrern und somit auch für die Fahrlehrerausbildung – im Gegensatz zum 

Curriculumvorschlag von Heilig et al. (1995) − nicht angegeben wird: Geht man davon aus, 

dass ein fachlich und verkehrspädagogisch-didaktisch begründetes Curriculum für die 

Fahrlehrerausbildung den orientierenden Referenzrahmen für die Ausbildungspraxis bietet und 

die fahrlehrerrechtlichen Grundlagen eine inhaltlich adäquate (verkürzte) Kodifizierung von 

wichtigen Eckpunkten dieses Curriculums darstellen, so wären wissenschaftliche 

Begründungen in den fahrlehrerrechtlichen Grundlagen entbehrlich. Eine derartige Verzahnung 

eines Curriculums für die Fahrlehrerausbildung, das kontinuierlich evaluiert und 

weiterentwickelt wird, mit kongruenten fahrlehrerrechtlichen Grundlagen, die im Bedarfsfall 

dem erreichten Stand der Curriculumentwicklung angepasst werden, ist derzeit noch nicht 

gegeben. Sie erscheint jedoch als Idealfall der künftigen Steuerung der Fahrlehrerausbildung. 

3.3 Reformbedarf des fachlichen Professionswissens aus Sicht des Gesetzgebers und 

unterschiedlicher Interessengruppen 

Im Hinblick auf den Stand der maßnahmenpolitischen Diskussion sind zum einen die Erwar-

tungen des Gesetzgebers im Hinblick auf die künftige Ausgestaltung der Fahrlehrerausbildung 

in Deutschland von hoher Bedeutung. Zum anderen sollten auch die Reformerwartungen der 

Interessenverbände der Fahrlehrerschaft (BDFU, BVF, IDF) und anderer Vertreter der Fachöf-

fentlichkeit mit engem Bezug zur Fahrlehrerausbildung (BAGFA, MOVING) bei der Beschrei-

bung der Anforderungen an die künftige Fahrlehrerausbildung Berücksichtigung finden. In Ab-

sprache mit dem Auftraggeber werden nachfolgend nur Stellungnahmen und Positionspapiere 

von Interessengruppen berücksichtigt, die bis zum 15.10.2014 beim BMVI vorlagen. Dabei 

handelt es sich (1) um das „Eckpunktepapier“ der Bund-Länder Arbeitsgruppe „Reform des 

Fahrlehrerrechts“ 21 von Februar 2012 bzw. um einen Bericht zum Umsetzungsstand des Eck-

punktepapiers von April 2014, (2) um ein Positionspapier der BAGFA vom 08.12.2011, (3) um 

ein Positionspapier der BVF vom 23.08.2011 und (4) um ein Positionspapier von MOVING  

(o. J.). Darüber hinaus wurden (5) eine Stellungnahme des BDFU e. V. vom 08.12.2011 und 

(6) ein Positionspapier des IDF (o. J.) ausgewertet, die sich auf die Reform des FahrlG im All-

gemeinen beziehen.  

Die genannten Dokumente beinhalten in unterschiedlichem Ausmaß Aspekte der Fahrlehrer-

ausbildung und Vorschläge zu ihrer Neuregelung. Sie stimmen darin überein, dass die Optimie-

rungsvorschläge sich vorrangig auf die Ausbildungsstrukturen beziehen, wohingegen die Aus-

sagen zur wünschenswerten Optimierung der fachlichen Ausbildungsinhalte eher allgemein 

bleiben. Nachfolgend werden einerseits die strukturellen Optimierungserwartungen dargestellt, 

die sich in den Stellungnahmen und Positionspapieren finden. Andererseits werden die Vor-

schläge zur Veränderung von Ausbildungs- und Prüfungsinhalten aufgeführt, soweit sie das 

                                                 
21 Die Arbeitsgruppe wurde im Herbst 2011 auf Beschluss der Verkehrsministerkonferenz eingerichtet.  
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fachliche Professionswissen betreffen. Empfehlungen zur Optimierung des pädagogisch-psy-

chologischen und verkehrspädagogischen Professionswissens von Fahrlehrern werden im Ka-

pitel 4 dargelegt. 

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Reform des Fahrlehrerrechts“ hat in ihrem Eckpunktepapier 

(2012) sowie in ihrem Bericht über die Umsetzung des Eckpunktepapiers (2014) die Forderung 

erhoben, den Fahrlehrerberuf langfristig aufzuwerten. Die fahrpraktische Prüfung soll vor Be-

ginn der Ausbildung in einer Fahrlehrerausbildungsstätte durchgeführt werden; die Ausbildung 

soll dann mit einer vierwöchigen Hospitationsphase beginnen. Dabei sollen zwei Wochen in 

einer Fahrschule und zwei Wochen in einer Fahrlehrerausbildungsstätte absolviert werden. Ins-

gesamt soll die Ausbildungsdauer in der Fahrlehrerausbildungsstätte von fünfeinhalb auf sechs-

einhalb Monate angehoben werden, um Vorbereitungszeit für die Fachkundeprüfung und die 

Lehrproben zu gewinnen. Bezüglich der fachlichen Inhalte der Fahrlehrerausbildung und Fahr-

lehrerprüfung wird eine stärkere Gewichtung der Sachgebiete „Umweltschutz“ und „Verkehrs-

verhalten“ erwartet. Darüber hinaus soll das Thema „Elektromobilität“ in der Aus- und Fortbil-

dung von Fahrlehrern verankert werden.  

Die BAGFA fordert in ihrem Positionspapier eine Verlängerung der Fahrlehrerausbildung für 

die Klasse BE auf insgesamt 12 Monate. Zur besseren Verzahnung von Theorie und Praxis wird 

zunächst die Einführung einer Orientierungsphase vor Ausbildungsbeginn gefordert, die mit 

einer einwöchigen Einweisung in der Fahrlehrerausbildungsstätte beginnt. Daran schließt sich 

eine zweiwöchige Hospitationsphase in einer Ausbildungsfahrschule an, in der die Fahrlehrer-

anwärter einerseits einen Einblick in den Berufsalltag erhalten. Andererseits bearbeiten sie kon-

krete Beobachtungs- und Arbeitsaufträge, die in der folgenden Auswertungswoche an der Aus-

bildungsstätte im Hinblick auf die Reflexion von Erfahrungen abgearbeitet werden. Des Wei-

teren sind nach dem Konzept im ca. vierwöchigen Zeitraum zwischen dem schriftlichen und 

mündlichen Teil der Fachkundeprüfung Unterrichtsübungen im Theorieunterricht und in der 

Fahrpraktischen Ausbildung vorgesehen, um die Fahrlehreranwärter besser auf die Ausbildung 

in der Ausbildungsfahrschule vorzubereiten. Außerdem werden ein stärkerer Austausch und 

eine bessere Vernetzung zwischen Fahrlehreranwärter, Ausbildungsstätte und Ausbildungs-

fahrschule gefordert, was durch eine Umstrukturierung des Ausbildungsabschnitts in der Fahr-

schule geschehen soll. Dieser soll in seiner zeitlichen Ausdehnung unverändert bleiben, jedoch 

sollen die Fahrlehrer in Ausbildung nach jedem Monat für zwei Tage zur Reflexion in der Aus-

bildungsstätte erscheinen, anstatt – wie bisher – in zwei einwöchigen Lehrgängen. Zusätzlich 

wird eine bessere Qualifizierung der Ausbildungsfahrlehrer gefordert, und zwar durch eine Ver-

längerung des Einweisungsseminars auf fünf Tage sowie eine stärkere Fokussierung auf ar-

beitspädagogische Inhalte. Auf konkrete Ausbildungsinhalte des fachlichen Professionswis-

sens, die in der Ausbildung von Fahrlehrern vermittelt werden sollen, wird im Positionspapier 

der BAGFA nicht eingegangen.  

Das BVF-Konzept zur Fahrlehrerausbildung sieht eine zweijährige Ausbildungsdauer und eine 

bessere Verzahnung von theoretischer und praktischer Ausbildung vor. Die Ausbildung beginnt 

mit einem zweimonatigen Praktikum in einer Ausbildungsfahrschule, um die Abläufe in einer 

Fahrschule kennen zu lernen und sich auf die fahrpraktische Prüfung vorzubereiten. Das Beste-

hen dieser Prüfung sowie das Absolvieren eines Berufseignungstests sind erforderlich, um die 

Ausbildung fortzusetzen und den nächsten Ausbildungsteil zu beginnen, der vorrangig in der 

Fahrlehrerausbildungsstätte durchgeführt wird. Der weitere Ausbildungsverlauf ist durch zwei 

viermonatige Ausbildungsblöcke in der Fahrlehrerausbildungsstätte gekennzeichnet, zwischen 

denen eine zweimonatige Hospitationsphase in der Ausbildungsfahrschule erfolgt. Im An-

schluss an den zweiten Ausbildungsblock in der Ausbildungsstätte findet die Fachkundeprü-

fung statt. Der nächste Ausbildungsteil findet überwiegend in der Ausbildungsfahrschule statt 

– hierbei bildet der Fahrlehrer in Ausbildung zunächst zwei Monate in Anwesenheit des Aus-

bildungsfahrlehrers Fahrschüler aus, gefolgt von einem Monat selbstständiger Ausbildung. Der 
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nächste Monat dient der Reflexion der gewonnenen Ausbildungserfahrungen in der Fahrlehrer-

ausbildungsstätte. Die folgenden Ausbildungsmonate sind hauptsächlich für das selbstständige 

Ausbilden in der Ausbildungsfahrschule (vier Monate) sowie die Reflexion der Ausbildungs-

erfahrungen und die Vorbereitung auf die Lehrproben in der Fahrlehrerausbildungsstätte (fünf-

ter Monat) vorgesehen. Ein abschließender Ausbildungsmonat in der Ausbildungsfahrschule 

soll die weitere selbständige Ausbildungstätigkeit und die vertiefende Vorbereitung auf die 

Lehrproben ermöglichen. Insgesamt gesehen, soll die vorgeschlagene Verlängerung der Aus-

bildung vor allem zur Entzerrung der Ausbildungsinhalte beitragen. 

Ähnlich wie die BAGFA spricht sich auch die BVF für eine Verlängerung der Ausbildung zum 

Ausbildungsfahrlehrer aus. Dabei soll das Einweisungsseminar jedoch auf zehn Tage verlängert 

und nach einem vorgegebenen Rahmenplan durchgeführt werden; weiterhin soll es mit einer 

Prüfung enden. Allerdings wird im BVF-Konzept nicht erläutert, welche Ausbildungsinhalte 

der Rahmenplan umfassen soll. Außerdem fordert die BVF auch für die Ausbildung in den 

Fahrlehrerlaubnisklassen A, CE und DE die Einführung von Lehrproben. Auch im Konzept der 

BVF werden keine Vorstellungen bezüglich einer Weiterentwicklung der fachlichen Ausbil-

dungsinhalte dargelegt.  

Die vom BDFU zur Verfügung gestellte Stellungnahme enthält nur einige allgemein gehaltene, 

stichpunktartige Ausführungen zur Modernisierung der Fahrlehrerausbildung. So erwartet man 

ebenfalls eine bessere Verzahnung der Ausbildung in der Fahrlehrerausbildungsstätte mit der 

Ausbildung in der Ausbildungsfahrschule. Weiterhin werden die Einführung einer Orientie-

rungsphase zu Beginn der Ausbildung, eine verbesserte Ausbildung der Ausbildungsfahrlehrer 

sowie die Einführung von Lehrproben als zusätzliche Prüfungsteile beim Erwerb der Fahrlehr-

erlaubnis für die Klassen CE und DE gefordert. Auch in diesem Dokument finden sich keine 

Ausführungen zur Weiterentwicklung der Ausbildungsinhalte im Bereich des fachlichen Pro-

fessionswissens. 

Im Positionspapier des IDF (o.J., S. 1) wird die derzeitige Fahrlehrerausbildung als „qualitativ 

hochwertig“ eingeschätzt. Allerdings wird die Einführung eines drei- bis vierwöchigen Prakti-

kums in einer Ausbildungsfahrschule zum Ausbildungsbeginn als Möglichkeit vorgeschlagen, 

um den Fahrlehreranwärtern einen Einblick in die realen Berufsverhältnisse zu vermitteln. Zu-

dem wird eine Verkürzung des derzeit viereinhalb Monate dauernden Ausbildungsabschnitts in 

der Ausbildungsfahrschule um eineinhalb Monate empfohlen; die gewonnene Zeit solle statt-

dessen für die Vorbereitung auf die Lehrproben in der Ausbildungsstätte genutzt werden. Im 

Gegensatz zu anderen Interessengruppen fordert der IDF die Beibehaltung der dreitägigen Aus-

bildung der Ausbildungsfahrlehrer: Diese habe sich bewährt und brauche daher weder zeitlich 

verlängert noch durch eine Prüfung ergänzt werden. Auch der IDF äußert in seinem Positions-

papier keine expliziten Empfehlungen zur Veränderung von Ausbildungsinhalten beim fachli-

chen Professionswissen.  

Das von MOVING bereitgestellte Positionspapier sieht eine Steigerung der Attraktivität des 

Fahrlehrerberufs insbesondere durch eine Ausdifferenzierung der Fahrlehrerausbildung in die 

vier Berufsmodule bzw. konsekutiven Qualifizierungsschritte (1) „Fahrausbilder“ für die Fahr-

praktische Ausbildung (2) „Fahrlehrer“ für den Theorieunterricht und die Fahrpraktische Aus-

bildung, (3) „Pädagogischer Fachleiter“ für die Durchführung von Fachaufsicht im Theorieun-

terricht und bei der Fahrpraktischen Ausbildung sowie für die Ausübung einer fahrlehrerrecht-

lichen Filialleitung sowie (4) „Fahrschulleiter“ für die Geschäftsführung bzw. Inhaberschaft 

eines Fahrschulbetriebs vor. Die Erreichung der Qualifizierungsstufen soll mit unterschiedli-

chen Zugangs – und Ausbildungsvoraussetzungen verbunden werden. Die Ausbildung soll da-

bei modularisiert werden und eine enge Verzahnung zwischen theoretischen und fahrprakti-

schen Ausbildungsinhalten ermöglichen. Zur Erreichung der ersten Qualifizierungsstufe sollen 
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die sechs Inhaltsmodule (1) „Kommunikation/ Lernprozesse/ Lernatmosphäre“, (2) Lehrveran-

staltungs-Planung/ -Durchführung, (3) Methodik/ Pädagogik/ Didaktik, (4) Rechtliche Grund-

lagen/ Automobiltechnik/ Umwelt/ Infrastruktur, (5) Verkehrssinnbildung und (6) Verhalten im 

Verkehr/ Ausbildungsplanung des praktischen Fahrunterrichts absolviert werden. Diese In-

haltsmodule für die Fahrlehrerausbildung bilden eine nicht durchgehend nachvollziehbare Rah-

menstruktur für unterschiedliche Ausbildungsinhalte (z. B. ist die Planung und Durchführung 

von Lehrveranstaltungen – abgesehen von organisatorischen Aspekten – aus Sicht der Gutach-

ter als Gegenstand der Fachdidaktik anzusehen; der Vorteil einer Zusammenfassung von tech-

nischen und rechtlichen Ausbildungsinhalten erscheint nicht offensichtlich). Zudem fehlen im 

vorliegenden Positionspapier eine wissenschaftliche Begründung der Inhaltssystematik und 

eine Konkretisierung der Ausbildungsinhalte für die einzelnen Module. Letzteres gilt sowohl 

für das nachfolgend beschriebene fachliche Professionswissen als auch für das im Kapitel 4 

dargelegte pädagogisch-psychologische und verkehrspädagogische Professionswissen. 

3.4 Fachliche Kompetenzen von Fahrlehrern 

Für eine kompetenz- und outputorientierte Umstrukturierung des Rahmenplans werden nach-

folgend Kompetenzen des fachlichen Professionswissens für Fahrlehrer in den einzelnen Fahr-

lehrerlaubnisklassen definiert und mit curricularen Ausbildungsinhalten unterlegt, die zur Er-

reichung der jeweiligen Kompetenzen als zielführend erachtet werden. Diese Ausbildungsin-

halte stellen allerdings lediglich Mindest-Empfehlungen der Gutachtergruppe dar. In der Zu-

kunft erscheint eine regelmäßige Prüfung und Weiterentwicklung durch erfahrene wissen-

schaftliche und berufspraktische Experten geboten, um die Inhalte an zukünftige Entwicklun-

gen anzupassen.  

Hinsichtlich der nachfolgend verwendeten Terminologie ist – mit Bezug auf die in Kapitel 2 

dargestellten bildungswissenschaftlichen Grundlagen – eine Anpassung der derzeitigen Be-

griffe erfolgt. Demzufolge werden im Folgenden die beiden Bereiche „Fachliches Professions-

wissen“ sowie „Pädagogisch-psychologisches und verkehrspädagogisches Professionswissens“ 

unterschieden. Das fachliche Professionswissen beinhaltet die „Kompetenzbereiche“ (vorher 

„Sachgebiete“) „Verkehrsverhalten“, „Recht“ und „Technik“, für die im nächsten Abschnitt 

fachliche Kompetenzen konkretisiert werden. Das bisher vorhandene Sachgebiet „Fahren“ wird 

gestrichen, da ein hohes Niveau an Fahrkompetenz als grundlegende Voraussetzung für die 

Tätigkeit als Fahrlehrer anzusehen ist und demzufolge bereits zu Beginn der Ausbildung vor-

handen sein sollte. Weiterhin wird das Sachgebiet „Umweltschutz“ aufgelöst und – wie bereits 

von Heilig et al. (1995) vorgeschlagen − in die übrigen Kompetenzbereiche integriert. Nach-

folgend werden die einzelnen fachlichen Kompetenzen inklusive des geforderten Kompetenz-

niveaus sowie der unverzichtbaren curricularen Ausbildungsinhalte dargelegt und mit den In-

halten des derzeit geltenden Rahmenplans verglichen. 

Fachliche Kompetenzen von Fahrlehrern der Klasse BE 

Die Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE berechtigt zur Ausbildung von Fahrschülern, die eine 

Fahrerlaubnis der Klasse B oder BE erwerben möchten (§1 Abs. 1 FahrlG). Zusätzlich dürfen 

Fahrerlaubnisbewerber der Klasse L ausgebildet werden (§1 Abs. 2 FahrlG), und der Fahrlehrer 

der Klasse BE darf darüber hinaus den allgemeinen Teil des Theorieunterrichts durchführen 

(§1 Abs. 3 FahrlG). Ebenso ist es dem BE-Fahrlehrer erlaubt, Fahrerschulungen nach Anlage 

7a FeV durchzuführen, welche die Voraussetzung für die Eintragung der Schlüsselzahl 96 in 

die Fahrerlaubnis der Klasse B darstellen (§6a Abs. 3 FeV).22 Außerdem sind Inhaber einer 

                                                 
22 Die Schlüsselzahl 96 gestattet es, mit der Fahrerlaubnisklasse B Fahrzeugkombinationen zu führen, die aus 

einem Kraftfahrzeug der Klasse B und einem Anhänger mit einer zulässigen Gesamtmasse von mehr als 750 kg 

bestehen, sofern die zulässige Gesamtmasse der Fahrzeugkombination 3.500 kg überschreitet, aber 4.250 kg nicht 

übersteigt. 
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Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE aufgrund der Anlage 1 der Vierten Verordnung über Ausnah-

men von den Vorschriften der Fahrerlaubnis-Verordnung23 seit dem 31.12.2014 dazu berech-

tigt, zusätzliche Fahrzeugeinweisungen für Fahrerlaubnisinhaber der Klasse B durchzuführen. 

Eine solche Fahrzeugeinweisung berechtigt den Fahrerlaubnisinhaber dazu, nach Eintragung 

der Schlüsselzahl 192 im Inland Fahrzeuge24 mit einer zulässigen Gesamtmasse von max. 4,25t 

zu führen, die elektrisch betrieben sind und im Bereich des Gütertransports eingesetzt werden 

(§1 4. FeVAusnV).  

Insgesamt gesehen, stellt die Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE die Grundfahrlehrerlaubnis dar, 

die zunächst erworben werden muss, bevor darauf aufbauend auf die übrigen Klassen (A, CE 

und DE) erweitert werden kann. Die Ausbildung für die Klasse BE erweist sich als besonders 

umfassend, da hierbei die grundlegenden fachlichen Kompetenzen erworben werden, um in den 

o. g. Tätigkeitsbereichen eine qualitativ hochwertige Ausbildung durchzuführen. Bei der Er-

weiterung auf andere Fahrlehrerlaubnisklassen findet dann vorrangig ein klassenspezifischer 

Ausbau dieser grundlegenden Kompetenzen statt. Daher werden im Folgenden diejenigen Aus-

bildungsinhalte, die bereits in der BE-Ausbildung vermittelt wurden und die Grundlage der 

klassenspezifischen Erweiterungsinhalte bilden, bei der Darlegung von Kompetenzen für die 

Erweiterungsklassen nicht nochmals explizit aufgelistet. Stattdessen werden ausschließlich die 

klassenspezifischen Erweiterungsinhalte genannt. Ausnahmen ergeben sich hinsichtlich der 

Ausbildungsinhalte, für die eine obligatorische Wiederholung als notwendig erachtet wird − 

mit Blick auf die Heterogenität der Teilnehmergruppe im Rahmen der Erweiterung der Fahr-

lehrerlaubnis auf die Klassen A, CE oder DE sollte es in den meisten Fällen jedoch im pädago-

gisch-didaktischen Ermessen des jeweiligen Dozenten liegen, darüber zu entscheiden, inwie-

fern eine Wiederholung der grundlegenden Basisinhalte der BE-Ausbildung vorzunehmen ist, 

um eine erfolgreiche Vermittlung der klassenspezifischen Erweiterungsinhalte sicherzustellen. 

Kompetenzbereich „Verkehrsverhalten“ 

Kompetenz BE-1 – Fahreignung, Fahrtüchtigkeit und Fahrverhalten: 

Fahrlehrer der Klasse BE kennen psychische und physische Einflussfaktoren auf die Fahreig-

nung, die Fahrtüchtigkeit und das Fahrverhalten sowie die entsprechenden rechtlichen Vor-

schriften und können diese erklären. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Alkohol, Drogen und Medikamente; Ablenkung; Müdigkeit; Krankheit; Emotionen; Aggres-

sion und Selbstdurchsetzung; Belastung und Beanspruchung; Einfluss von Beifahrern; Fahr-

motive; Einstellungen zum Fahrzeug und Fahren; Fahrerselbstbild; Fahrertypologien; theoreti-

sche Modelle des Fahrverhaltens; rechtliche Vorschriften zur Fahreignung und Fahrtüchtigkeit 

(z. B. FeV, StVG) 

Begründung:  

Es existiert eine Vielzahl an psychischen und physischen Einflussfaktoren, welche die Fahreig-

nung, die Fahrtüchtigkeit und das Fahrverhalten eines Fahrers beeinflussen und dem Fahrlehrer 

der Klasse BE bekannt sein sollten. Dies erscheint zum einen erforderlich, damit der Fahrlehrer 

seine Fahrschüler über diese Faktoren informieren und diesbezüglich beraten kann. Zum ande-

ren ermöglichen diese Kenntnisse dem Fahrlehrer, seine Fahrschüler zu sicheren, verantwor-

tungsvollen und umweltbewussten Verkehrsteilnehmern im Sinne des §1 Abs. 1 FahrschAusbO 

                                                 

23 Vierte Verordnung über Ausnahmen von den Vorschriften der Fahrerlaubnis-Verordnung (4. FeVAusnV) vom 

22. Dezember 2014, BGBl. I: S. 2432. 
24 Merkwürdigerweise wird in §1 Abs. 1 der 4. FeVAusnV von Fahrzeugen gesprochen, obwohl die Fahrerlaub-

nis der Klasse B zum Führen von Kraftfahrzeugen berechtigt (§6 Abs. 1 FeV). 
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auszubilden. Da Fahrlehrer jedoch – im Gegensatz zu Verkehrspsychologen und Verkehrsme-

dizinern – mit Blick auf die genannten Einflussfaktoren nicht vorrangig bzw. im rechtlichen 

Sinne begutachtend oder rehabilitierend, sondern eher lehrend und informierend tätig werden, 

ist für diese Kompetenz nur ein grundlegendes Niveau zu fordern. Die genannten unverzicht-

baren curricularen Ausbildungsinhalte beziehen sich auf die Vermittlung fundierter Wissens-

grundlagen bezüglich der wesentlichen psychischen und physischen Einflussfaktoren der Fahr-

eignung, der Fahrtüchtigkeit und des Fahrverhaltens (z. B. Alkohol, Drogen, Medikamente, 

Ablenkung, Müdigkeit, Fahrmotive und Fahrerselbstbild) sowie auf theoretische Fahrverhal-

tensmodelle. Diese Grundlagen werden im Hinblick auf die Fahreignung und die Fahrtüchtig-

keit durch die Thematisierung der relevanten Rechtsvorschriften ergänzt. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Ein Großteil der unverzichtbaren curricularen Ausbildungsinhalte findet sich im derzeitigen 

Rahmenplan der Klasse BE in den Abschnitten 1.1.1.2 bis 1.1.1.5 wieder. Die Inhalte „Ablen-

kung“ und „Krankheit“ werden nicht explizit genannt und lassen sich eher implizit einigen der 

in Abschnitt 1.1.1.1 aufgeführten Inhalten zuordnen. Das Gleiche gilt für die relevanten Rechts-

vorschriften zur Fahreignung und Fahrtüchtigkeit, welche implizit in den Abschnitt 1.1.3.2 ein-

zuordnen sind. Die Themen „Müdigkeit“, „Einfluss von Beifahrern“ sowie „Theoretische Mo-

delle des Fahrverhaltens“ sind im bisherigen Rahmenplan der Klasse BE nicht enthalten. 

Kompetenz BE-2 – Heterogenität im Straßenverkehr: 

Fahrlehrer der Klasse BE sind zur Übernahme der Perspektive anderer Verkehrsteilnehmer in 

der Lage und können die individuellen Besonderheiten anderer Verkehrsteilnehmer erläutern 

sowie die erforderliche Anpassung des eigenen Fahrverhaltens begründen. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Übernahme der Perspektive anderer Verkehrsteilnehmer, individuelle Besonderheiten und 

mögliche Gefahrensituationen mit anderen Verkehrsteilnehmern (Kinder; Ältere; Menschen 

mit Behinderung; Fußgänger; Radfahrer; Pedelec- und E-Bike-Fahrer; Kraftradfahrer; Fahrer 

von Quads, Trikes und sonstigen Leichtkraftfahrzeugen; Lkw- und KOM-Fahrer; Fahrer von 

land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen; Reiter und Führer von Tieren); erforderliche An-

passung des eigenen Fahrverhaltens 

Begründung: 

Im Straßenverkehr trifft eine Vielzahl unterschiedlicher Verkehrsteilnehmer aufeinander, die 

jeweils bestimmte Besonderheiten aufweisen. Um in diesem Zusammenhang ein geordnetes, 

sicheres und partnerschaftliches Miteinander zu ermöglichen, müssen Verkehrsteilnehmer mit 

den Besonderheiten anderer Verkehrsteilnehmer und den sich daraus ergebenen Gefahrenpo-

tentialen vertraut sein. Zudem müssen sie ableiten können, wie sie ihr eigenes Fahrverhalten an 

die Besonderheiten anderer Verkehrsteilnehmer anpassen sollten. Eine Kernaufgabe des Fahr-

lehrers besteht darin, diese Inhalte im Rahmen der Fahrschulausbildung zu thematisieren, um 

die Fahrschüler zu sicheren und verantwortungsvollen Verkehrsteilnehmern im Sinne des §1 

Abs. 1 FahrschAusbO auszubilden. Im vorliegenden Kompetenzbereich ist daher ein hohes 

Kompetenzniveau zu fordern: Fahrlehrer müssen in der Lage sein, die Perspektive anderer Ver-

kehrsteilnehmer einzunehmen. Sie benötigen zudem umfassende Kenntnisse über die Beson-

derheiten von Verkehrsteilnehmern, mögliche Gefahrensituationen beim Aufeinandertreffen 

sowie die erforderliche Anpassung des eigenen Fahrverhaltens. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Auch im derzeit geltenden Rahmenplan werden andere Verkehrsteilnehmer thematisiert – so 

werden in Abschnitt 1.1.1.6 „Hilfsbedürftige, Kinder, Jugendliche, Senioren, Fußgänger, Rad-

fahrer, Kraftfahrer“ aufgeführt. Die im Rahmen der Neustrukturierung vorgenommene Auflis-
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tung von Ausbildungsinhalten weist im Vergleich allerdings einen höheren Grad an Differen-

ziertheit auf. 

Kompetenz BE-3 – Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung: 

Fahrlehrer der Klasse BE können die Komponenten der Verkehrswahrnehmung und Gefahren-

vermeidung bezüglich des Fahrens von Pkw und Pkw-Gespannen erläutern und Verkehrssitua-

tionen mit Blick auf Gefahren und Verhaltensmöglichkeiten beurteilen. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Komponenten der Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung; Wahrnehmung der Ver-

kehrsumwelt; mögliche Gefahren im Straßenverkehr; Antizipation (latenter) Gefahrensituatio-

nen im Straßenverkehr; Risikowahrnehmung; Selbsteinschätzung der eigenen Fahrkompetenz; 

Risikoakzeptanz; Umgang mit Gefahrensituationen (Gefahrenvermeidung und Gefahrenab-

wehr); vorausschauende und defensive Fahrweise; Trainingsmöglichkeiten zur Verbesserung 

der Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung (z. B. computergestützte Trainingspro-

gramme, kommentierendes Fahren) 

Begründung: 

Fehler in der Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung sind für eine Vielzahl von Ver-

kehrsunfällen (mit-)verantwortlich. Insbesondere im Hinblick auf die Hochrisikogruppe der 18- 

bis 24-jährigen Fahranfänger wird eine unzureichend ausgeprägte Verkehrswahrnehmung und 

Gefahrenvermeidung als maßgebliche Unfallursache angesehen. Hinzu kommt, dass die Ge-

fahrenlehre gemäß §1 Abs. 2 FahrschAusbO zwar einen relevanten Inhaltsbaustein der Fahr-

schulausbildung darstellt, in den entsprechenden Rahmenplänen für den Theorieunterricht und 

die Fahrpraktische Ausbildung aber bislang nur unzureichend Beachtung findet. Zur stärkeren 

Verankerung der Gefahrenlehre in der Fahrschulausbildung benötigen Fahrlehrer der Klasse 

BE ein hohes Kompetenzniveau, das es ihnen ermöglicht, die Kompetenzen ihrer Fahrschüler 

bezüglich der Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung zu erfassen und zu fördern. 

Dabei sollen sie die Fahrschüler insbesondere zu einem defensiven Umgang mit Gefahrensitu-

ationen befähigen können. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Ausbildungsinhalte zur Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung sind im Rahmenplan 

nur vereinzelt in den Abschnitten 1.1.1.1, 1.1.1.5 und 1.1.2.2 zu finden. Wichtige Ausbildungs-

inhalte (z. B. „Komponenten der Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung“, „Antizi-

pation (latenter) Gefahrensituationen im Straßenverkehr“ sowie „Trainingsmöglichkeiten zur 

Verbesserung der Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung“) werden derzeit nicht ex-

plizit thematisiert. Im Rahmen der Neustrukturierung des fachlichen Professionswissens wer-

den auch diese Inhalte in die Fahrlehrerausbildung integriert. 

Kompetenz BE-4 – Partnerschaftliches Verhalten: 

Fahrlehrer der Klasse BE können die Erfordernis und die Vorteile eines durch Vorsicht, Rück-

sicht und Partnerschaft geprägten Verkehrsverhaltens begründen und diese Aspekte im Rahmen 

ihres eigenen Verkehrsverhaltens sowie ihrer beruflichen Tätigkeit anwenden. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Werte und Normen im Straßenverkehr; regelkonformes, delinquentes und kooperatives Verhal-

ten im Straßenverkehr; Kommunikation im Straßenverkehr und ihre Besonderheiten; Grundre-

geln der Verkehrsteilnahme (§1 StVO); Vertrauensgrundsatz; Grundsatz der doppelten Siche-

rung; weitere Vorschriften der StVO bezüglich eines rücksichtsvollen und verantwortungsbe-

wussten Verkehrsverhaltens 
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Begründung: 

Prosoziales Verkehrsverhalten, das durch ständige Vorsicht und gegenseitige Rücksicht geprägt 

ist, bildet gemäß §1 Abs. 1 StVO das Leitbild der Verkehrsteilnahme. Dementsprechend stellt 

die Förderung eines durch Vorsicht, Rücksicht und Partnerschaft geprägten Verkehrsverhaltens 

bei Fahrschülern auch ein wesentliches Ziel der Fahrschulausbildung dar. Damit Fahrlehrer die-

ses Ziel erreichen können, erscheint ein hohes Kompetenzniveau erforderlich. Die curricularen 

Mindest-Ausbildungsinhalte umfassen Werte und Normen im Straßenverkehr, wobei vorrangig 

fahr- und fahrzeugbezogene Werthaltungen von jungen Erwachsener zu thematisieren sind, da 

diese die Hauptzielgruppe des BE-Fahrlehrers darstellen. Weiterhin sind Ursachen und Konse-

quenzen regelkonformen, delinquenten und kooperativen Verhaltens im Straßenverkehr, die Be-

sonderheiten der Kommunikation im Straßenverkehr sowie rechtliche Vorschriften bezüglich 

eines rücksichtsvollen und verantwortungsbewussten Verkehrsverhaltens zu behandeln. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Im derzeit geltenden Rahmenplan für die Fahrlehrerausbildung finden sich die genannten Aus-

bildungsinhalte in den Abschnitten 1.1.2.1, 1.1.2.3, 1.1.2.4 und 1.1.3.1 wieder. Die vorgenom-

mene Aufteilung der Ausbildungsinhalte auf verschiedene Themenkomplexe soll im Rahmen 

der Neustrukturierung des fachlichen Professionswissens überwunden werden. Darüber hinaus 

soll auch eine Straffung der Ausbildungsinhalte erfolgen. 

Kompetenz BE-5 – Fahraufgaben: 

Fahrlehrer der Klasse BE kennen die verschiedenen Fahraufgaben im Straßenverkehr und kön-

nen diese hinsichtlich ihrer Verhaltensanforderungen sowie ihrer sicheren Durchführung mit 

Pkw und Pkw-Gespannen erläutern. Sie können die Fahraufgaben selbst fehlerfrei absolvieren 

und die Durchführung von Fahraufgaben kriteriengeleitet beurteilen.   

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Fahraufgabenkatalog für die jeweiligen Fahrerlaubnisklassen; Durchführungs- und Bewer-

tungsstandards für die Fahraufgaben; fahraufgabenrelevante Vorschriften der StVO 

Begründung: 

Fahraufgaben bilden das „alltägliche Handwerkszeug“ von Fahrlehrern. Darüber hinaus ermög-

lichen Fahraufgaben die Herstellung von Verknüpfungen zwischen der Fahrlehrerausbildung, 

der Fahrschulausbildung und der Fahrerlaubnisprüfung. In Bezug auf die Fahrlehrerausbildung 

sollten hohe fahraufgabenspezifische Kompetenzen gefordert werden: Fahrlehrer müssen dazu 

befähigt werden, ihre Fahrschüler in der verkehrssicheren und fehlerfreien Durchführung von 

Fahraufgaben zu schulen. Zudem sollten bei der Vermittlung fahraufgabenspezifischer Kom-

petenzen auch inhaltliche Aspekte anderer Kompetenzen (z. B. Verkehrswahrnehmung und Ge-

fahrenvermeidung) anwendungsorientiert vertieft werden.  

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Das Konzept der Fahraufgaben ist im aktuellen Rahmenplan zur Fahrlehrerausbildung nicht 

explizit aufgeführt; implizite Bezüge sind in Abschnitt 1.5 zu erkennen. Die „fahraufgabenre-

levanten Vorschriften der StVO“ lassen sich in Abschnitt 1.1.3.1 verorten. Im Rahmen der Neu-

strukturierung des fachlichen Professionswissens wird der Bereich der Fahraufgaben stärker in 

die Fahrlehrerausbildung der Klasse BE integriert. 

Kompetenz BE-6 – Fahrkompetenzdefizite und Unfälle: 

Fahrlehrer der Klasse BE kennen die wesentlichen Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltens-

besonderheiten von Fahrern unterschiedlicher Altersgruppen und Expertisegrade. Sie können 

typische Unfälle dieser Gruppen analysieren. 
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Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltensbesonderheiten von Fahrern unterschiedlicher Al-

tersgruppen und Expertisegrade (insbesondere von Fahranfängern, jungen Fahrern und älteren 

Fahrern); Unfallbeteiligung und typische Unfallszenarien dieser Gruppen (Unfallbeteiligung; 

Unfallarten und Unfalltypen; Unfallursachen und Vermeidungsstrategien; regionale Gefahren-

strecken); Taxonomien von Fehlhandlungen bei der Fahrzeugführung 

Begründung: 

Fahrlehrer sollen ihre Fahrschüler zu sicheren, verantwortungsvollen und umweltbewussten 

Verkehrsteilnehmern ausbilden (§1 Abs. 1 FahrschAusbO). Dabei hat die Ausbildung u. a. die 

benötigten Fähigkeiten und Fertigkeiten zur Beherrschung des Fahrzeugs in schwierigen Ver-

kehrssituationen, die Fähigkeiten und Fertigkeiten zur Wahrnehmung und Kontrolle von Ge-

fahren inklusive ihrer Vermeidung und Abwehr sowie das Wissen über die Auswirkungen von 

Fahrfehlern zu vermitteln (§1 Abs. 2 FahrschAusbO). Hierfür benötigen Fahrlehrer der Klasse 

BE umfassende Kenntnisse über Fahrkompetenzdefizite, Fahrverhaltensbesonderheiten und ty-

pische Unfallsituationen von Fahrern unterschiedlicher Altersgruppen und Expertisegrade, so-

dass ein hohes Kompetenzniveau zu fordern ist. Schwerpunkte sollten auf den (jungen) Fahr-

anfängern und den älteren Kraftfahrern liegen, da sie die (zukünftigen) Hauptzielgruppen der 

Fahrlehrertätigkeit darstellen. Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte bilden die Fahr-

kompetenzdefizite und Fahrverhaltensbesonderheiten sowie die Unfallbeteiligung und die ty-

pischen Unfallszenarien dieser Gruppen, wobei neben der Unfallbeteiligung, der Unfallart und 

dem Unfalltyp auch Unfallursachen und Vermeidungsstrategien behandelt werden sollten. Wei-

terhin erscheint es empfehlenswert, für die Analyse des Unfallgeschehens regionale Gefahren-

strecken zu berücksichtigen, auf denen die genannten Zielgruppen häufig verunfallen. Schließ-

lich sollten Taxonomien von Fehlhandlungen bei der Fahrzeugführung genutzt werden, um das 

mit den Unfällen in Zusammenhang stehende Fehlverhalten der Beteiligten umfassend analy-

sieren zu können. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Fahrkompetenzdefizite und typische Unfallszenarien von Fahranfängern und jungen Fahrern 

werden in den Abschnitten 1.1.1.1 und 1.1.2.2 des Rahmenplans genannt. Fahrkompetenzdefi-

zite, Fahrverhaltensbesonderheiten und Unfallszenarien älterer Kraftfahrer werden im derzeiti-

gen Rahmenplan nicht explizit aufgeführt. Ebenso findet sich der Ausbildungsinhalt „regionale 

Gefahrenstrecken“ nicht im Rahmenplan. Die fehlenden Ausbildungsinhalte wurden im Zuge 

der Neustrukturierung des fachlichen Professionswissens aufgegriffen; zudem wurden die bis-

herigen Ausbildungsinhalte zusammengefasst und konkretisiert. 

Kompetenz BE-7 – Mobilitätsverhalten: 

Fahrlehrer der Klasse BE können Trends des Mobilitätsverhaltens in Deutschland beschreiben 

und Maßnahmen zur umweltschonenden und nachhaltigen Mobilitätsgestaltung erläutern. 

Beispielhafte curriculare Ausbildungsinhalte: 

Mobilitätsverhalten in Deutschland; multimodale Mobilität; Möglichkeiten der umweltscho-

nenden und nachhaltigen Mobilitätsgestaltung 

Begründung: 

Insbesondere in Ballungsräumen ist in den letzten Jahren eine Veränderung des Mobilitätsver-

haltens der Bevölkerung im Sinne einer steigenden multimodalen Mobilität zu erkennen. Dabei 

nutzen vor allem junge Menschen zunehmend öffentliche Verkehrsmittel oder das eigene Fahr-

rad – auch wenn das Automobil für sie immer noch das Hauptverkehrsmittel darstellt. Außer-

dem wird eine möglichst nachhaltige und umweltschonende Gestaltung der Mobilität als grund-

legendes Ziel einer modernen Verkehrs- und Umweltpolitik angesehen. Fahrlehrer können im 
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Rahmen der Fahrschulausbildung einen Beitrag zur Verbreitung und Akzeptanz einer umwelt-

schonenden multimodalen Mobilität leisten, indem sie ihre Fahrschüler über die Möglichkeiten 

zur Gestaltung der eigenen Mobilität informieren und Motivationsarbeit leisten. Da die Förde-

rung eines umweltschonenden und nachhaltigen Mobilitätsverhaltens eine gesamtgesellschaft-

liche Aufgabe darstellt, an der neben der Fahrschule noch weitere Institutionen beteiligt sind 

und insbesondere von Seiten der Politik und der Wirtschaft die entsprechenden Rahmenbedin-

gungen geschaffen werden müssen, erscheint es angebracht, in diesem Bereich nur ein grund-

legendes Kompetenzniveau zu formulieren. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Im derzeitigen Rahmenplan wird das Sachgebiet Umweltschutz sehr umfassend thematisiert. 

Dabei werden auch Ausbildungsinhalte aufgeführt wird, deren Vermittlung nur bedingt ziel-

führend erscheint. Ausbildungsinhalte bezüglich des Mobilitätsverhaltens in Deutschland sind 

dem Rahmenplan dagegen nicht zu entnehmen. Im Zuge der Neustrukturierung wird der Fokus 

auf Trends des Mobilitätsverhaltens sowie entsprechende umweltschonende und nachhaltige 

Optionen zur Mobilitätsgestaltung gelegt.    

Kompetenzbereich „Recht“ 

Kompetenz BE-1 – Rechtssystematik: 

Fahrlehrer der Klasse BE können die Struktur und die Funktion des Rechtssystems beschreiben. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Rechtsordnung (Gewaltenteilung; Öffentliches Recht; Privatrecht; Gerichtsbarkeit); System 

der Rechtsquellen (Rechtsquellen des Europarechts, Gesetze, Verordnungen, Verwaltungsvor-

schriften, Richtlinien, Dienstanweisungen); Rechtsmittel 

Begründung: 

Der Kenntnis rechtlicher Vorschriften kommt im Rahmen der Tätigkeit als Fahrlehrer eine be-

sondere Bedeutung zu. Da Fahrlehrer verkehrsbezogene rechtliche Vorschriften kennen müssen 

und sich über rechtliche Neuerungen selbstständig informieren sollen, benötigen sie Kenntnisse 

über die Struktur und Funktion des Rechtssystems. Hierbei ist ein grundlegendes Kompetenz-

niveau als ausreichend anzusehen. Detaillierte Kenntnisse, wie sie beispielsweise von einem 

Juristen verlangt werden können, erscheinen für die Tätigkeit des Fahrlehrers nicht erforderlich. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Die genannten Ausbildungsinhalte finden sich im Abschnitt 1.2.1 des derzeitigen Rahmenplans. 

Die dort aufgeführten Inhalte wurden komprimiert, um dem grundlegenden Kompetenzniveau 

dieses Bereichs Rechnung zu tragen.  

Kompetenz BE-2 – Verkehrsrechtliche Vorschriften und angrenzende Rechtsgebiete: 

Fahrlehrer der Klasse BE können die relevanten Vorschriften des Straßenverkehrsrechts erläu-

tern und diese anwenden, um beispielhafte Fallkonstellationen zu bearbeiten. Sie können die 

für den Straßenverkehr relevanten Grundlagen des Sozialrechts und des Steuerrechts beschrei-

ben. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Rechtsvorschriften aus den Bereichen „Verhalten im Straßenverkehr“ (z. B. StVG; StVO), 

„Fahrerlaubnis- und Zulassungsrecht“ (z. B. FeV; FZV; Richtlinie 2006/126/EG; StVG; 

StVZO), „Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht des Straßenverkehrs“ (z. B. BKatV; OWiG; 

StGB; StPO; StVG), „Haftungs- und Versicherungsrecht im Straßenverkehr“ (z. B. BGB; Pfl-

versG; StVG), „Fahrschulwesen“ (z. B. DV-FahrlG; FahrlAusbO; FahrlG; FahrlPrüfO; StVG); 

Fahrverbot und Entzug der Fahrerlaubnis; Fahreignungs-Bewertungssystem; Gefährdungs- und 

Verschuldenshaftung; Sozialvorschriften im Straßenverkehr (z. B. AETR; ArbZG; FPersG; 
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FPersV; VO (EG) Nr. 561/2006; VO (EU) Nr. 165/2014); Steuerrechtliche Vorschriften für den 

Straßenverkehr (z. B. KraftStDV; KraftStG) 

Begründung: 

Der Bereich des Straßenverkehrsrechts beinhaltet die Gesamtheit aller Rechtsvorschriften, die 

für den öffentlichen Straßenverkehr gelten. Er enthält demnach diejenigen rechtlichen Vor-

schriften, die für die Tätigkeit des Fahrlehrers von besonderer Bedeutung sind. Demzufolge ist 

von Fahrlehrern der Klasse BE in diesem Rechtsbereich ein hohes Kompetenzniveau zu for-

dern. Im Gegensatz zur hohen Bedeutsamkeit vieler Bereiche des Straßenverkehrsrechts spielen 

die sozial- und steuerrechtlichen Vorschriften im Rahmen des Straßenverkehrs für die Tätigkeit 

als Fahrlehrer der Klasse BE eine eher untergeordnete Rolle. Demzufolge ist in diesem Rechts-

bereich ein grundlegendes Kompetenzniveau als ausreichend anzusehen. Unverzichtbare curri-

culare Ausbildungsinhalte hinsichtlich der vorliegenden Kompetenz stellen die zentralen recht-

lichen Vorschriften des Straßenverkehrsrechts sowie die für den Straßenverkehr relevanten 

Grundlagen des Sozial- und Steuerrechts dar. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Die o. g. unverzichtbaren Ausbildungsinhalte decken sich zum Großteil mit den derzeit im 

Sachgebiet „Recht“ aufgeführten Ausbildungsinhalten; sie finden in den Abschnitten 1.2.2 bis 

1.2.6 Entsprechung. Zudem werden Rechtsvorschriften der Bereiche „Verhalten im Straßen-

verkehr“, „Fahrerlaubnis- und Zulassungsrecht“ sowie „Fahrschulwesen“ derzeit in den Sach-

gebieten „Verkehrsverhalten“ (Abschnitte 1.1.3.1 und 1.1.3.2) und „Verkehrspädagogik“ (Ab-

schnitt 1.6.5) thematisiert. Im Zuge der Neustrukturierung des Professionswissens von Fahrleh-

rern wurden die zentralen rechtlichen Vorschriften des Straßenverkehrsrechts nun zusammen-

gefasst. Der derzeit in Abschnitt 1.2.6 aufgeführte Aspekt des Wettbewerbsrechts wurde dabei 

nicht übernommen, da dieser – zumindest in den ersten Jahren der Berufsausübung – für die 

Tätigkeit als Fahrlehrer der Klasse BE keine besondere Relevanz aufweist. 

Kompetenzbereich „Technik“ 

Kompetenz BE-1 – Technische Grundlagen: 

Fahrlehrer der Klasse BE kennen den grundlegenden Aufbau und die Funktionsweise der we-

sentlichen technischen Bestandteile von Personenkraftwagen und Anhängern sowie die entspre-

chenden rechtlichen Vorschriften und können diese beschreiben. Dies gilt insbesondere für si-

cherheitsbedeutsame und umweltschutzrelevante Bestandteile. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Motor (insbesondere konventionelle und alternative Antriebstechnologien); Antriebsstrang; 

Fahrwerk; Fahrzeugaufbau; elektrische Anlage; Schadstoffminderung; aktive und passive Si-

cherheit; Fahrerassistenzsysteme; Anhänger und Verbindungseinrichtungen; Beladung und La-

dungssicherung; Kontrolle der Betriebs- und Verkehrssicherheit; rechtliche Vorschriften zur 

Technik (z. B. Richtlinien und Verordnungen (EU/EG/EWG); StVZO) 

Begründung: 

Insbesondere in der Anfangszeit der Fahrlehrerausbildung stellte der Bereich der Kraftfahr-

zeugtechnik einen wichtigen Ausbildungsschwerpunkt dar. Die Bedeutung der Kraftfahrzeug-

technik für die Tätigkeit des Fahrlehrers hat sich inzwischen als Folge des technischen Fort-

schritts und einer zunehmenden verhaltensorientierten Ausrichtung der Fahrschulausbildung 

allerdings reduziert. Heutzutage benötigt der Fahrlehrer der Klasse BE vorrangig Kenntnisse 

im kraftfahrzeugtechnischen Bereich, um Fahrschüler in die Funktionsweise von Pkw und An-

hängern einzuweisen, ihnen die erforderlichen Tätigkeiten der Fahrzeugwartung und -pflege zu 

vermitteln und ihnen die technisch orientierten Fragen im Zusammenhang mit der theoretischen 

Fahrerlaubnisprüfung erläutern zu können. Da die Tätigkeit des Fahrlehrers somit vorrangig die 

Vermittlung technischen Grundlagenwissens an den Fahrerlaubnisbewerber und nicht – wie bei 
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Kraftfahrzeugmechatronikern oder Ingenieuren im Bereich der Kraftfahrzeugtechnik – die Re-

paratur oder Entwicklung von Kraftfahrzeugen beinhaltet, ist im Hinblick auf die technischen 

Bestandteile von Kraftfahrzeugen ein grundlegendes Kompetenzniveau als ausreichend anzu-

sehen. Besondere Bedeutung kommt dabei den sicherheits- und umweltschutzrelevanten tech-

nischen Bestandteilen zu, da sich Sicherheits- und Umweltschutzaspekte nach §1 Abs. 1 Fahr-

schAusbO für die Fahrschulausbildung als zentral erweisen. Die unverzichtbaren curricularen 

Ausbildungsinhalte stellen zum einen die einzelnen Baugruppen des Kraftfahrzeugs dar (z. B. 

Motor; Antriebsstrang; Fahrwerk). Zum anderen werden weitere umweltschutzrelevante und 

sicherheitsbedeutsame Ausbildungsinhalte für den sicheren Betrieb von Pkw und Pkw-Gespan-

nen aufgeführt (z. B. Maßnahmen zur Schadstoffminderung; Fahrerassistenzsysteme; Beladung 

und Ladungssicherung). Zusätzlich sind die rechtlichen Vorschriften zur Technik von Pkw und 

Anhängern zu behandeln. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

In Abschnitt 1.3 („Technik“) des derzeit geltenden Rahmenplans werden in insgesamt zehn von 

elf Sachgebietsbereichen (Abschnitte 1.3.1 bis 1.3.11 mit Ausnahme von Abschnitt 1.3.9) kraft-

fahrzeugtechnische Ausbildungsinhalte für die Fahrlehrerausbildung der Klasse BE aufgelistet. 

Diese Inhalte entsprechen zum Großteil den neustrukturierten Ausbildungsinhalten. Verände-

rungen ergaben sich vorrangig dahingehend, dass einige Ausbildungsinhalte zusammengefasst 

wurden. Zudem wurden Ergänzungen im Hinblick auf die Ausbildungsinhalte „Fahrerassis-

tenzsysteme“, „Beladung und Ladungssicherung“ sowie „Rechtliche Vorschriften zur Technik 

(z. B. Richtlinien und Verordnungen (EU/EG/EWG); StVZO)“ vorgenommen; diese Inhalte 

waren dem derzeitigen Rahmenplan nicht explizit zu entnehmen. 

Kompetenz BE-2 – Fahrphysik: 

Fahrlehrer der Klasse BE können fahrphysikalische Grundlagen des Fahrens mit Pkw und Pkw-

Gespannen erläutern und auf dieser Basis das Fahrverhalten dieser Fahrzeuge analysieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Kräfte und Momente am Fahrzeug; Kamm'scher Kreis; Haftungsgrenze der Reifen bei unter-

schiedlichen Bedingungen; Achs- und Radlastverschiebung; Kippgrenze; Seitenwind; Aqua-

planing; Pendeln oder Einknicken des Anhängers; Fahrverhalten von Pkw und Pkw-Gespan-

nen; Fahrstabilisierungssysteme; Anhalteweg; Zusammenhang von Fahrphysik und Fahrerver-

halten (Linienwahl, Lenktechnik und Blickverhalten beim Kurvenfahren, Verhaltensmaßnah-

men im fahrphysikalischen Grenzbereich) 

Begründung: 

Das Thema „Fahrphysik“ stellt einen wesentlichen Bestandteil der Fahrschulausbildung und 

der  theoretischen Fahrerlaubnisprüfung dar (Anlage 2.2 FahrschAusbO; Anlage 7 FeV). Die 

Relevanz des Themas wird darüber hinaus deutlich, wenn typische Unfallszenarien junger Fahr-

anfänger ausgewertet werden: Junge Fahrer sind insbesondere bei Alleinunfällen aufgrund von 

Kontrollverlust über das Fahrzeug deutlich überrepräsentiert. Außerdem scheinen einige junge 

Fahrer bewusst ein riskantes Fahrverhalten zu praktizieren, um die Grenzen der Fahrphysik 

auszutesten. Zur Verhinderung derartigen Verhaltens müssen Fahrlehrer über ein hohes Kom-

petenzniveau im Bereich der Fahrphysik verfügen. Dies ermöglicht es Fahrlehrern, ihren Fahr-

schülern fahrphysikalische Grundlagen anschaulich zu vermitteln und sie für die Besonderhei-

ten des Fahrens unter herausfordernden fahrphysikalischen Bedingungen (z. B. bei Schnee und 

Glatteis) zu sensibilisieren. Darüber hinaus versetzt ein hohes Kompetenzniveau in diesem Be-

reich Fahrlehrer in die Lage, Fehlverhalten der Fahrschüler bei der Fahrpraktischen Ausbildung 

zu erkennen und darauf zu reagieren. 
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Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Der Themenbereich „Fahrphysik“ wird im bisherigen Rahmenplan nur oberflächlich durch 

Ausbildungsinhalte untersetzt. So findet sich in Abschnitt 1.3.9 lediglich ein Minimum an fahr-

physikalischen Ausbildungsinhalten, welche dem neu formulierten Ausbildungsinhalt „Kräfte 

und Momente am Fahrzeug“ entsprechen. Die weiteren vorgeschlagenen Ausbildungsinhalte 

werden im derzeitigen Rahmenplan nicht explizit ausgewiesen. Die oberflächliche Auflistung 

von Ausbildungsinhalten im derzeitigen Rahmenplan erscheint insbesondere vor dem Hinter-

grund der in der Fahrlehrerprüfung geforderten gründlichen fahrphysikalischen Kenntnisse (§4 

Abs. 1 FahrlG) und der hohen Relevanz des Themenbereichs als unzureichend. Im Rahmen der 

Neustrukturierung spiegelt sich der hohe Stellenwert der Fahrphysik auch in der Zahl und der 

Art der aufgelisteten Ausbildungsinhalte wider. 

Kompetenz BE-3 – Technische Aspekte umweltschonenden Fahrens: 

Fahrlehrer der Klasse BE kennen die wesentlichen Merkmale einer umweltschonenden Fahr-

weise für Pkw; sie können diese erläutern und anwenden. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Fahrwiderstände; Motorkennlinien und Verbrauchskennfelder; Merkmale umweltschonenden 

Fahrens 

Begründung: 

Das Hauptziel der Fahrschulausbildung liegt in der Ausbildung der Fahrschüler zu sicheren, 

verantwortungsvollen und umweltbewussten Verkehrsteilnehmern (§1 Abs. 1 FahrschAusbO); 

dazu ist u. a. eine „Verantwortung für Leben und Gesundheit, Umwelt und Eigentum“ zu ver-

mitteln (§1 Abs. 2 FahrschAusbO). Umweltbewusstem Verkehrsverhalten kommt damit im 

Rahmen der deutschen Fahrschulausbildung ein besonderer Stellenwert zu. Dies bestätigt sich 

auch bei einem Blick in die Rahmenpläne für den Theorieunterricht und die Fahrpraktische 

Ausbildung. Darüber hinaus erweist sich umweltschonendes Verhalten als ein zentraler Inhalt 

der theoretischen und der praktischen Fahrerlaubnisprüfung; in den Prüfungen muss der Be-

werber ausreichende Kenntnisse über eine umweltbewusste Fahrweise nachweisen und diese 

Kenntnisse auch praktisch anwenden können (§2 Abs. 5 StVG; §§16, 17 FeV). Um dem Fahr-

schüler die erforderlichen Kenntnisse zu vermitteln und ihn zu ihrer praktischen Anwendung 

zu befähigen, benötigen Fahrlehrer der Klasse BE ein hohes Kompetenzniveau. Die zur Errei-

chung dieses Kompetenzniveaus geforderten curricularen Mindest-Ausbildungsinhalte setzen 

sich aus den Fahrwiderständen, den Motorkennlinien und Verbrauchskennfeldern sowie den 

Merkmalen des umweltschonenden Fahrens zusammen. Die Kompetenz und die damit verbun-

denen curricularen Mindest-Ausbildungsinhalte fokussieren vor allem auf die technischen As-

pekte des umweltschonenden Fahrens und sind somit als Ergänzung zur Kompetenz BE-7 des 

Kompetenzbereichs „Verkehrsverhalten“ zu verstehen, in der es vorrangig um Maßnahmen zur 

umweltschonenden und nachhaltigen Mobilitätsgestaltung geht. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Der Themenbereich „Technische Aspekte umweltschonenden Fahrens“ wird im bisherigen 

Rahmenplan eher oberflächlich durch Ausbildungsinhalte untersetzt. So werden in Abschnitt 

1.3.9 „Fahrwiderstände“ aufgeführt. In den Abschnitten 1.3.11 und 1.4 werden die Ausbil-

dungsinhalte „Kontrolle, Wartung und Pflege“, „Möglichkeiten des Energiesparens“ und „Ver-

kehrsvermeidungsstrategien“ behandelt, die dem neuen Ausbildungsinhalt „Merkmale umwelt-

schonenden Fahrens“ zuzuordnen sind, ihn aber nicht vollständig ausfüllen. Motorkennlinien 

und Verbrauchskennfelder werden im derzeitigen Rahmenplan nicht thematisiert.  

Fachliche Kompetenzen von Fahrlehrern der Klasse A 

Der Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse A ermöglicht die Ausbildungstätigkeit im Kraftrad-

Bereich und berechtigt zur Ausbildung von Fahrschülern, die eine Fahrerlaubnis der Klasse 
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AM, A1, A2 oder A erwerben möchten (§1 Abs. 2 FahrlG). Weiterhin dürfen Fahrlehrer der 

Klasse A Führer von Mofas und geschwindigkeitsbeschränkten Kleinkrafträdern ausbilden (§5 

Abs. 2 FeV). Die im Folgenden für die drei Kompetenzbereiche „Verkehrsverhalten“, „Recht“ 

und „Technik“ formulierten Kompetenzen und die damit verbundenen unverzichtbaren Ausbil-

dungsinhalte stellen klassenspezifische Erweiterungen der in der Klasse BE festgelegten Kom-

petenzen dar. Sie sind als Kompetenzen anzusehen, die für die Durchführung einer qualitativ 

hochwertigen Kraftrad-Ausbildung notwendig sind. Im Hinblick auf das Kompetenzniveau sei 

auf die entsprechenden Ausführungen bei der Klasse BE verwiesen; lediglich für abweichende 

Niveaustufen oder im Falle neu generierter Kompetenzen wird das zu erreichende Kompetenz-

niveau dargelegt und begründet. Bezüglich der verwendeten Nummerierung orientieren sich 

die einzelnen Kompetenzen der jeweiligen Kompetenzbereiche an der Nummerierung bei der 

Fahrlehrerlaubnisklasse BE; dies bedeutet, dass für ähnliche Kompetenzen dieselbe Nummer 

genutzt wird. Für neu generierte Kompetenzen, die keine Entsprechung im Rahmen der Klasse 

BE aufweisen, wird eine neue Nummer verwendet. 

Kompetenzbereich „Verkehrsverhalten“ 

Kompetenz A-1 – Fahreignung, Fahrtüchtigkeit und Fahrverhalten: 

Fahrlehrer der Klasse A kennen klassenspezifische psychische und physische Einflussfaktoren 

auf die Fahreignung, die Fahrtüchtigkeit und das Fahrverhalten von Kraftradfahrern und kön-

nen diese erklären. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Fahrmotive; Emotionen (z. B. Flow-Erleben); Einstellungen zum Kraftradfahren; Fahrertypo-

logien; Ablenkung; Belastung und Beanspruchung; körperliche Fitness beim Kraftradfahren; 

Fahren in der Gruppe 

Begründung: 

Die bereits beim Erwerb der Klasse BE thematisierten psychischen und physischen Einfluss-

faktoren auf die Fahreignung, die Fahrtüchtigkeit und das Fahrverhalten werden hier um solche 

Faktoren ergänzt, die insbesondere im Zusammenhang mit dem Führen von Krafträdern rele-

vant erscheinen. Zu den entsprechenden Mindest-Ausbildungsinhalten zählen „Fahrmotive“, 

„Emotionen“, „Einstellungen zum Kraftradfahren“ und „Fahrertypologien von Kraftradfah-

rern“, wobei im Zusammenhang mit dem Thema „Emotionen“ insbesondere das Flow-Erleben 

berücksichtigt werden sollte. Als weitere kraftradrelevante Ausbildungsinhalte sind „Ablen-

kung“, „Belastung und Beanspruchung“, „Körperliche Fitness beim Kraftradfahren“ und „Fah-

ren in der Gruppe“ zu nennen. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Einflussfaktoren auf die Fahreignung, die Fahrtüchtigkeit und das Fahrverhalten von Motor-

radfahrern werden im derzeitigen Rahmenplan in den Abschnitten 2.1.1 und 2.2.2 thematisiert. 

Im Rahmen der Neustrukturierung des fachlichen Professionswissens wurden die dort genann-

ten Ausbildungsinhalte gestrafft, da einige von ihnen bereits bei der Ausbildung zur Klasse BE 

umfangreich thematisiert werden und keine kraftradspezifischen Besonderheiten erkennbar 

sind. Zusätzlich wurden die bislang nicht behandelten Ausbildungsinhalte „Fahrmotive“, „Ab-

lenkung“ sowie „Belastung und Beanspruchung“ in den Rahmenplan aufgenommen. Schließ-

lich wurde der bisherige Ausbildungsinhalt „Fahrgefühle“ zum Inhalt „Emotionen“ ausgebaut. 

Kompetenz A-3 – Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung: 

Fahrlehrer der Klasse A können die klassenspezifischen Komponenten der Verkehrswahrneh-

mung und Gefahrenvermeidung bezüglich des Fahrens von Krafträdern erläutern und Verkehrs-

situationen mit Blick auf klassenspezifische Gefahren und Verhaltensmöglichkeiten beurteilen. 
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Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Wahrnehmung der Verkehrsumwelt; mögliche Gefahren im Straßenverkehr; Antizipation (la-

tenter) Gefahrensituationen; Risikowahrnehmung; Selbsteinschätzung der eigenen Fahrkompe-

tenz; Risikoakzeptanz; Umgang mit Gefahrensituationen (Gefahrenvermeidung und Gefahren-

abwehr); vorausschauende und defensive Fahrweise; Trainingsmöglichkeiten zur Verbesserung 

der Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung (z. B. computergestützte Trainingspro-

gramme) 

Begründung: 

Das Thema „Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung“ sollte aus unterschiedlichen 

Gründen auch in der Ausbildung von Fahrlehrern der Klasse A einen Schwerpunkt darstellen. 

Zum einen bilden diese Fahrlehrer eine sehr heterogene Klientel aus, die über unterschiedlich 

stark ausgeprägte Fähigkeiten zur Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung verfügt. 

Zum anderen existieren für Kraftradfahrer vielfältige Gefahren im Straßenverkehr, die über die 

für Pkw-Fahrer relevanten Gefahren hinausgehen. Beispielhaft genannt seien hier die Tatsa-

chen, dass Kraftradfahrer häufig übersehen werden und bei ungünstigen Fahrbahnzuständen 

wegrutschen bzw. stürzen können. Zudem weisen sowohl die Verkehrswahrnehmung von 

Kraftradfahrern als auch ihr Umgang mit Gefahrensituationen einige Unterschiede zur Ver-

kehrswahrnehmung und zum Umgang mit Gefahren von Pkw-Fahrern auf. Die aufgelisteten 

unverzichtbaren curricularen Ausbildungsinhalte umfassen klassenspezifische Aspekte, die auf 

den grundlegenden Ausbildungsinhalten zur Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung 

im Rahmen der BE-Ausbildung aufbauen. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Einige wenige Ausbildungsinhalte zur Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung bei 

der Klasse A-Ausbildung finden sich in den Abschnitten 2.1.1 und 2.1.2 des derzeitigen Rah-

menplans. Dabei werden weder mögliche Gefahren für Kraftradfahrer im Straßenverkehr noch 

die Gefahrenantizipation oder der Umgang mit Gefahren thematisiert. Auch Trainingsmöglich-

keiten zur Verbesserung der Verkehrswahrnehmung (z. B. durch computergestützte Pro-

gramme) werden nicht behandelt. Die fehlenden Ausbildungsinhalte wurden in der neustruktu-

rierten Version des Rahmenplans ergänzt. 

Kompetenz A-5 – Fahraufgaben: 

Fahrlehrer der Klasse A kennen die verschiedenen Fahraufgaben im Straßenverkehr und kön-

nen diese hinsichtlich ihrer klassenspezifischen Verhaltensanforderungen sowie der sicheren 

Durchführung mit Krafträdern mit und ohne Beiwagen erläutern. Sie können die Fahraufgaben 

selbst fehlerfrei absolvieren und die Durchführung von Fahraufgaben kriteriengeleitet beurtei-

len.   

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Fahraufgabenkatalog für die jeweilige Fahrerlaubnisklasse; Durchführungs- und Bewertungs-

standards für die Fahraufgaben; fahraufgabenrelevante klassenspezifische Vorschriften der 

StVO 

Begründung: 

Wie bereits den Darlegungen zur Fahrlehrerausbildung der Klasse BE zu entnehmen ist, stellt 

das Konzept der Fahraufgaben eine Möglichkeit da, Verknüpfungen zwischen der Fahrlehrer-

ausbildung, der Fahrschulausbildung und der Fahrerlaubnisprüfung herzustellen. Weiterhin be-

sitzen die Fahraufgaben eine hohe berufspraktische Relevanz. Die Fahraufgaben sind dement-

sprechend auch bei der Ausbildung zum Fahrlehrer der Klasse A zu thematisieren; dabei sollte 

der Fokus auf die Bewältigung von Fahraufgaben mit Krafträdern mit und ohne Beiwagen ge-

legt werden. Als entsprechende Ausbildungsinhalte gelten der Fahraufgabenkatalog für die 

Kraftradklassen AM, A1, A2 und A sowie die Durchführungs- und Bewertungsstandards der 
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einzelnen Fahraufgaben. Zusätzlich sollten Vorschriften der StVO behandelt werden, die für 

die Durchführung von Fahraufgaben mit Krafträdern mit und ohne Beiwagen relevant sind. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Analog zur Klasse BE wird das Konzept der Fahraufgaben im aktuellen Rahmenplan nicht ex-

plizit aufgegriffen. Implizite Bezüge bezüglich der korrekten Absolvierung von Fahraufgaben 

sind im Sachgebiet „Fahren“ (Abschnitt 2.3) zu erkennen. Zudem werden die fahraufgabenre-

levanten Vorschriften der StVO in Abschnitt 2.1.3.1 des Rahmenplans thematisiert. Im Rahmen 

der Neustrukturierung des fachlichen Professionswissens wird der Bereich der Fahraufgaben 

stärker in die Fahrlehrerausbildung der Klasse A integriert. 

Kompetenz A-6 – Fahrkompetenzdefizite und Unfälle: 

Fahrlehrer der Klasse A kennen die wesentlichen Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltens-

besonderheiten von Kraftradfahrern und können typische Kraftrad-Unfälle analysieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltensbesonderheiten; Unfallbeteiligung und typische Un-

fallszenarien (Unfallbeteiligung; Unfallarten und Unfalltypen; Unfallursachen und Vermei-

dungsstrategien; regionale Gefahrenstrecken) 

Begründung: 

Im Jahr 2012 verunglückten rund 45.000 Benutzer von Mofas, Mopeds und Motorrädern im 

Straßenverkehr, wobei das Verletzungsrisiko auf motorisierten Zweirädern deutlich höher aus-

fällt als bei Pkw-Insassen. Insbesondere junge Kraftradfahrer weisen ein hohes Risiko auf, bei 

Kraftradunfällen tödlich zu verunfallen (Statistisches Bundesamt, 2013c). Um Kraftradfahrer 

zu sicheren, verantwortungsvollen und umweltbewussten Verkehrsteilnehmern im Sinne des 

§1 Abs. 1 FahrschAusbO auszubilden, erscheint es daher dringend geboten, dass Fahrlehrer 

über hohe Kenntnisse bezüglich der Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltensbesonderheiten 

sowie der typischen Unfallszenarien von Kraftradfahrern verfügen. Diese Kenntnisse ermögli-

chen es ihnen, Fahrschüler für typische Unfallsituationen zu sensibilisieren und konkrete Un-

fallvermeidungsstrategien zu vermitteln. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Der Abschnitt 2.1.2 des aktuellen Rahmenplans für die Klasse A enthält einige Ausbildungsin-

halte zu Fahrkompetenzdefiziten und Unfällen. Im Rahmen der Neustrukturierung wird der 

Schwerpunkt dieser eher allgemein gehaltenen Inhalte auf die zentralen Aspekte im Zusam-

menhang mit dem Unfallgeschehen von Kraftradfahrern verschoben. Zudem werden bislang 

fehlende Ausbildungsinhalte (z. B. Unfallvermeidungsstrategien, regionale Gefahrenstrecken) 

ergänzt. 

Kompetenzbereich „Recht“ 

Kompetenz A-2 – Verkehrsrechtliche Vorschriften und angrenzende Rechtsgebiete: 

Fahrlehrer der Klasse A können die für das Führen von Krafträdern relevanten Vorschriften des 

Straßenverkehrsrechts erläutern und diese anwenden, um beispielhafte Fallkonstellationen zu 

bearbeiten. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Relevante Rechtsvorschriften aus den Bereichen „Verhalten im Straßenverkehr“ (z. B. StVG; 

StVO), „Fahrerlaubnis- und Zulassungsrecht (z. B. FeV; FZV; Richtlinie 2006/126/EG; StVG; 

StVZO), „Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht des Straßenverkehrs“ (z. B. BKatV; OWiG; 

StGB; StPO; StVG), „Haftungs- und Versicherungsrecht im Straßenverkehr“ (z. B. BGB; Pfl-

versG; StVG), „Fahrschulwesen“ (z. B. DV-FahrlG; FahrlAusbO; FahrlG; FahrlPrüfO; StVG); 

Gefährdungs- und Verschuldenshaftung, insbesondere bei der Kraftradausbildung 
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Begründung: 

Es erscheint geboten, dass Fahrlehrer der Klasse A über gründliche Kenntnisse der für die 

Kraftradausbildung und das Führen von Krafträdern relevanten Vorschriften des Straßenver-

kehrsrechts verfügen, um diese auch in der Fahrschulausbildung berücksichtigen und vermitteln 

zu können. Analog zur Ausbildung der Fahrlehrerlaubnisklasse BE sind bei der Ausbildung der 

Fahrlehrerlaubnisklasse A insbesondere die Bereiche „Verhalten im Straßenverkehr“, „Fahrer-

laubnis- und Zulassungsrecht“, „Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht des Straßenverkehrs“, 

„Haftungs- und Versicherungsrecht im Straßenverkehr“ sowie „Fahrschulwesen“ zu themati-

sieren, wobei lediglich klassenspezifische Aspekte zu behandeln sind. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Im geltenden Rahmenplan ist das Sachgebiet „Recht“ für die Ausbildung der Fahrlehrerlaub-

nisklasse A nicht vorgesehen. Lediglich in den Abschnitten 2.1.3.1, 2.1.3.2 und 2.4.5 finden 

sich Anknüpfungspunkte an die Rechtsvorschriften aus den Bereichen „Verhalten im Straßen-

verkehr“, „Fahrerlaubnis- und Zulassungsrecht“ sowie „Fahrschulwesen“. Die übrigen vorge-

schlagenen Ausbildungsinhalte werden im Rahmenplan für die Ausbildung zum Klasse A-

Fahrlehrer nicht aufgeführt. 

Kompetenzbereich „Technik“ 

Kompetenz A-1 – Technische Grundlagen: 

Fahrlehrer der Klasse A kennen den grundlegenden Aufbau und die Funktionsweise der we-

sentlichen technischen Bestandteile von Krafträdern und Beiwagen sowie die entsprechenden 

rechtlichen Vorschriften und können diese beschreiben. Dies gilt insbesondere für sicherheits-

bedeutsame und umweltschutzrelevante Bestandteile. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Kraftradarten; Motor (insbesondere konventionelle und alternative Antriebstechnologien); An-

triebsstrang; Fahrwerk; elektrische Anlage; Abgasanlage und Schadstoffminderung; aktive und 

passive Sicherheit (insbesondere Schutzkleidung); Fahrerassistenzsysteme; Beiwagen; Kon-

trolle der Betriebs- und Verkehrssicherheit; Funkanlagen; rechtliche Vorschriften zur Technik 

(z. B. Richtlinien und Verordnungen (EU/EG/EWG); StVZO) 

Begründung: 

Fahrlehrer der Klasse A benötigen Kenntnisse zur Technik von Krafträdern, um Fahrschüler in 

der Funktion von Krafträdern zu unterweisen sowie die für die Kontrolle der Betriebs- und 

Verkehrssicherheit und die zur Wartung und Pflege notwendigen Kenntnisse zu vermitteln. Zu-

dem sollen sie Fahrschülern die amtlichen Fragen im Rahmen der theoretischen Fahrerlaubnis-

prüfung erläutern können, welche die Technik von Krafträdern betreffen. Analog zur Klasse 

BE sollen auch bei der Klasse A-Ausbildung im Kompetenzbereich „Technik“ insbesondere 

sicherheits- und umweltschutzrelevante Bestandteile behandelt werden. Neben den unter-

schiedlichen Arten von Krafträdern stellen die wesentlichen technischen Bestandteile von 

Krafträdern unverzichtbare Ausbildungsinhalte dar. Zusätzlich werden weitere kraftradspezifi-

sche Aspekte wie beispielsweise das Thema „Schutzkleidung“ im Bereich der aktiven und pas-

siven Sicherheit und der Betrieb von Beiwagen thematisiert. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Ausbildungsinhalte zur Technik von Krafträdern finden sich derzeit in den Abschnitten 2.2.1 

bis 2.2.9 des Rahmenplans (mit Ausnahme von Abschnitt 2.2.7); die in diesen Abschnitten auf-

geführten Inhalte decken zu weiten Teilen die o. g. Ausbildungsinhalte ab. Allerdings werden 

derzeit weder alternative Antriebstechnologien noch die elektrische Anlage oder Fahrerassis-

tenzsysteme thematisiert. Zudem werden auch die rechtlichen Vorschriften zur Technik von 

Krafträdern nicht im Rahmenplan aufgeführt. Im Rahmen der Neustrukturierung wurden die 

bisherigen Ausbildungsinhalte zusammengefasst und um die fehlenden Aspekte ergänzt. 
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Kompetenz A-2 – Fahrphysik: 

Fahrlehrer der Klasse A können fahrphysikalische Grundlagen des Fahrens mit Krafträdern mit 

und ohne Beiwagen erläutern und auf dieser Basis das Fahrverhalten dieser Fahrzeuge analy-

sieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Kräfte und Momente am Fahrzeug; Kamm'scher Kreis; Haftungsgrenze der Reifen bei unter-

schiedlichen Bedingungen; Radlastverschiebung; Schräglage; Kippgrenze; Seitenwind; Fahr-

verhalten von Krafträdern mit und ohne Beiwagen; Fahrstabilisierungssysteme; Zusammen-

hang von Fahrphysik und Fahrerverhalten (Lenkimpulstechnik; Kurvenstile, Linienwahl und 

Blickverhalten beim Kurvenfahren; Verhaltensmaßnahmen im fahrphysikalischen Grenzbe-

reich) 

Begründung: 

Beim Fahren von Krafträdern mit und ohne Beiwagen sind – im Vergleich zum Fahren von 

Pkw − einige fahrphysikalische Besonderheiten zu beachten: Krafträder weisen im Langsam-

fahrbereich beispielsweise eine Instabilität auf, die sich erst mit zunehmender Geschwindigkeit 

aufgrund der wirkenden Kreiselkräfte stabilisiert. Auch das Kurvenverhalten unterscheidet sich 

im Vergleich zu Pkw erheblich, da Krafträder ohne Beiwagen in Schräglage gebracht werden 

müssen, um Kurven zu durchfahren. Da Fahrlehrer ihre Fahrschüler mit den fahrphysikalischen 

Besonderheiten des Kraftradfahrens vertraut machen müssen, erweist sich die Fahrphysik als 

ein besonders relevanter Bereich im Rahmen der Tätigkeit als Fahrlehrer der Klasse A. Dem-

entsprechend sollte die Fahrdynamik von Krafträdern auch einen zentralen Inhalt der Ausbil-

dung zum Klasse-A-Fahrlehrer bilden. Dabei sollten auch einige Ausbildungsinhalte wieder-

holt werden, die zwar bereits im Rahmen der BE-Ausbildung vermittelt wurden, deren Kenntnis 

aber zur vertiefenden Behandlung fahrdynamischen Besonderheiten von Krafträdern vorauszu-

setzen ist (z. B. Kamm'scher Kreis). 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Im derzeitigen Rahmenplan finden sich Inhalte zu den fahrphysikalischen Grundlagen der Fahr-

dynamik in Abschnitt 2.2.7. Viele relevante Grundlageninhalte der Fahrdynamik (z. B. Rad-

lastverschiebung, Kamm'scher Kreis) werden dabei allerdings nicht genannt. Mit Blick auf 

kraftradspezifische Aspekte der Fahrphysik werden lediglich die Besonderheiten von Krafträ-

dern mit Beiwagen thematisiert. Auf weitere bedeutsame Inhalte (z. B. Schräglage, Lenkimp-

ulstechnik, Kurvenstile) wird nicht eingegangen. Durch die Neustrukturierung wird das tätig-

keitsrelevante Themenfeld der Fahrphysik um zusätzliche relevante Inhalte ergänzt. 

Fachliche Kompetenzen von Fahrlehrern der Klasse CE 

Die Fahrlehrerlaubnis der Klasse CE berechtigt den Fahrlehrer zur Ausbildung von Bewerbern 

um eine Fahrerlaubnis der Klassen C1, C1E, C und CE (§1 Abs. 1 FahrlG); ein Großteil dieser 

Bewerber strebt eine Tätigkeit als Fahrer im gewerblichen Güterverkehr an. Weiterhin ermög-

licht die Fahrlehrerlaubnisklasse CE die Ausbildung von Fahrschülern der Klasse T (§1 Abs. 2 

FahrlG), die Kraftfahrzeuge in der Land- und Forstwirtschaft führen wollen. Demzufolge soll-

ten in der Fahrlehrerausbildung der Klasse CE insbesondere der gewerbliche Güterverkehr und 

die Tätigkeit in der Land- und Forstwirtschaft thematisiert werden, um die Fahrlehreranwärter 

umfassend auf die Ausbildung dieser beiden Hauptzielgruppen vorzubereiten. Fahrschulen mit 

der Fahrschulerlaubnis der Klasse CE sind zudem anerkannte Ausbildungsstätten für die be-

schleunigte Grundqualifikation und die Weiterbildung im Rahmen der Berufskraftfahrer-Qua-

lifikation (§7 Abs. 1 BkrFQG); Fahrlehrer der Klasse CE sollten also auch mit diesen Bereichen 

vertraut sein. Die nachfolgend formulierten Kompetenzen in den einzelnen Kompetenzberei-

chen sowie die damit einhergehenden unverzichtbaren Ausbildungsinhalte sollen dazu dienen, 

Fahrlehrer mit den zur Bewältigung der genannten Tätigkeiten notwendigen Kompetenzen aus-

zustatten. Im Hinblick auf das Kompetenzniveau sei auf die entsprechenden Ausführungen bei 
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der Klasse BE verwiesen; lediglich für abweichende Niveaustufen oder im Falle neu generierter 

Kompetenzen wird das zu erreichende Kompetenzniveau dargelegt und begründet. Bezüglich 

der verwendeten Nummerierung orientieren sich die einzelnen Kompetenzen der jeweiligen 

Kompetenzbereiche erneut an der Nummerierung bei der Fahrlehrerlaubnisklasse BE; für ähn-

liche Kompetenzen wird demnach dieselbe Nummer verwendet. Für neu generierte Kompeten-

zen, die keine Entsprechung im Rahmen der Klasse BE aufweisen, wird eine neue Nummer 

genutzt. 

Kompetenzbereich „Verkehrsverhalten“ 

Kompetenz CE-1 – Fahreignung, Fahrtüchtigkeit und Fahrverhalten: 

Fahrlehrer der Klasse CE kennen klassenspezifische psychische und physische Einflussfakto-

ren auf die Fahreignung, die Fahrtüchtigkeit und das Fahrverhalten von Lkw-Fahrern und Fah-

rern in der Land- und Forstwirtschaft und können diese erklären. 

 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Tätigkeitsbezogene Einstellungen; Fahrerselbstbild; Fahrertypologien; Ablenkung; Müdigkeit; 

Belastung und Beanspruchung; Aggression und Selbstdurchsetzung 

Begründung: 

Der Einsatz der Fahrerlaubnisklassen C1, C1E, C, CE und T erfolgt überwiegend im berufli-

chen Kontext, wobei vorrangig Kraftfahrzeuge und Fahrzeugkombinationen mit hoher Masse 

und großen Abmessungen geführt werden. Weiterhin ist der berufliche Kontext oft durch spe-

zielle Rahmenbedingungen wie beispielsweise das Zurücklegen großer Distanzen im Rahmen 

des internationalen Güterkraftverkehrs und häufige Fahrten bei Dämmerung und Dunkelheit im 

internationalen Fernverkehr gekennzeichnet. Ebenso können in der Landwirtschaft häufige 

Fahrten während der Erntesaison erforderlich sein. Demzufolge sollten die Kenntnisse um psy-

chische und physische Einflussfaktoren auf die Fahreignung, die Fahrtüchtigkeit und das Fahr-

verhalten, die Fahrlehrer im Rahmen ihrer BE-Ausbildung erworben haben, bei der Fahrlehrer-

ausbildung der Klasse CE um weitere Aspekte ergänzt werden. Dazu gehört insbesondere das 

klassenspezifische Wissen über diejenigen Einflussfaktoren, die im Zusammenhang mit dem 

Führen von Lkw, Last- und Sattelzügen sowie land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen ste-

hen. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Der aktuelle Rahmenplan für die Ausbildung zum CE-Fahrlehrer enthält Ausbildungsinhalte, 

welche die psychischen und physischen Einflussfaktoren auf die Fahreignung, die Fahrtüchtig-

keit und das Fahrverhalten betreffen, im Sachgebiet „Verkehrsverhalten“ in den Abschnitten 

3.1.1, 4.1.1. 4.1.1.2 und 4.1.1.3. Die aufgelisteten Inhalte decken sich zum Großteil mit den 

Inhalten, die im Rahmen der Neustrukturierung festgelegt wurden. Einige Inhalte wurden je-

doch zusammengefasst. 

Kompetenz CE-3 – Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung: 

Fahrlehrer der Klasse CE können die klassenspezifischen Komponenten der Verkehrswahrneh-

mung und Gefahrenvermeidung bezüglich des Fahrens von Lkw, Last- und Sattelzügen sowie 

land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen erläutern und Verkehrssituationen mit Blick auf 

klassenspezifische Gefahren und Verhaltensmöglichkeiten beurteilen. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Wahrnehmung der Verkehrsumwelt; mögliche Gefahren im Straßenverkehr; Antizipation (la-

tenter) Gefahrensituationen; Umgang mit Gefahrensituationen (Gefahrenvermeidung und Ge-

fahrenabwehr); vorausschauende und defensive Fahrweise; Trainingsmöglichkeiten zur Ver-
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besserung der Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung (z. B. computergestützte Trai-

ningsprogramme) 

Begründung: 

Das Fahren von Lkw, Last- und Sattelzügen sowie von land- und forstwirtschaftlichen Fahr-

zeugen stellt aufgrund der großen Fahrzeugabmessungen und der damit verbundenen Sichtein-

schränkungen besondere Anforderungen an die Verkehrswahrnehmung. Deutlich wird dies bei-

spielsweise bei Abbiegeprozessen von Lkw: Lkw weisen – im Vergleich zum Pkw – größere 

Sichtschatten auf, sodass vor allem Fußgänger und Radfahrer schnell übersehen werden. Aus 

diesem Grund erfordern Abbiegeprozesse ein besonderes Blickverhalten. Außerdem können 

sich für die Fahrer von Lkw, Last- und Sattelzügen sowie von land- und forstwirtschaftlichen 

Fahrzeugen aufgrund der hohen Fahrzeugmasse, der großen Abmessungen und des damit ver-

bundenen besonderen Fahrverhaltens vielfältige Gefahrensituationen ergeben, mit denen die 

Fahrer vertraut sein sollten. Zu nennen sind hier beispielsweise kritische Situationen mit ande-

ren Verkehrsteilnehmern, die keine Erfahrungen bezüglich des Fahrverhaltens großer Fahr-

zeuge aufweisen. Daher sollte die Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung in der Aus-

bildung von CE-Fahrlehrern einen besonderen Stellenwert einnehmen. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Der derzeit geltende Rahmenplan für die Ausbildung zum Fahrlehrer der Klasse CE beinhaltet 

in den Abschnitten 3.1.1 und 4.1.1 nur sehr wenige Ausbildungsinhalte, die einen expliziten 

oder impliziten Bezug zur Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung aufweisen. Viele 

der o. g. unverzichtbaren curricularen Ausbildungsinhalte sind im aktuellen Rahmenplan nicht 

enthalten und wurden im Zuge der Neustrukturierung ergänzt. 

Kompetenz CE-5 – Fahraufgaben: 

Fahrlehrer der Klasse CE kennen die verschiedenen Fahraufgaben im Straßenverkehr und kön-

nen diese hinsichtlich ihrer klassenspezifischen Verhaltensanforderungen sowie der sicheren 

Durchführung mit Lkw, Last- und Sattelzügen bzw. mit land- und forstwirtschaftlichen Fahr-

zeugen erläutern. Sie können die Fahraufgaben selbst fehlerfrei absolvieren und die Durchfüh-

rung von Fahraufgaben kriteriengeleitet beurteilen.   

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Fahraufgabenkatalog für die jeweilige Fahrerlaubnisklasse; Durchführungs- und Bewertungs-

standards für die Fahraufgaben; fahraufgabenrelevante klassenspezifische Vorschriften der 

StVO 

Begründung: 

Die erfolgreiche Bewältigung von Fahraufgaben im Straßenverkehr mit Lkw, Last- und Sattel-

zügen bzw. mit land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen erfordert aufgrund der hohen Fahr-

zeugmassen und der großen Abmessungen ein besonderes Verhalten des Fahrers. Aus diesem 

Grund sollten Fahraufgaben in der Fahrlehrerausbildung der Klasse CE eine besondere Rolle 

spielen. Fahrlehreranwärter sollten in die Lage versetzt werden, ihren zukünftigen Fahrschülern 

die korrekte Bewältigung von Fahraufgaben mit den genannten Fahrzeugen zu vermitteln. Zur 

Erreichung dieses Ziels wurden der Fahraufgabenkatalog für die Klassen C1, C1E, C, CE und 

T mit den entsprechenden Durchführungs- und Bewertungsstandards sowie die fahraufgaben-

relevanten klassenspezifischen Rechtsvorschriften der StVO als curriculare Mindest-Ausbil-

dungsinhalte festgelegt. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Analog zu den Fahrlehrerlaubnisklassen BE und A wird das Konzept der Fahraufgaben im ak-

tuellen Rahmenplan für die CE-Ausbildung nicht explizit aufgegriffen. Implizite Bezüge be-

züglich der korrekten Absolvierung von Fahraufgaben sind im Sachgebiet „Fahren“ (Abschnitt 



42 

 

4.4) zu erkennen. Darüber hinaus werden in den Abschnitten 3.1.2.1 und 4.1.2.1 die fahraufga-

benrelevanten Vorschriften der StVO thematisiert. Im Zusammenhang mit der Neustrukturie-

rung des fachlichen Professionswissens wird der Bereich der Fahraufgaben stärker in die Fahr-

lehrerausbildung der Klasse CE integriert. 

Kompetenz CE-6 – Fahrkompetenzdefizite und Unfälle: 

Fahrlehrer der Klasse CE kennen die wesentlichen Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltens-

besonderheiten von Lkw-Fahrern und Fahrern in der Land- und Forstwirtschaft und können 

typische Unfälle dieser Gruppen analysieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltensbesonderheiten; Unfallbeteiligung und typische Un-

fallszenarien (Unfallbeteiligung; Unfallarten und Unfalltypen; Unfallursachen und Vermei-

dungsstrategien) 

Begründung: 

Im Jahr 2012 ereigneten sich insgesamt 30.873 Unfälle mit Personenschaden, an denen min-

destens ein Güterkraftfahrzeug beteiligt war (Statistisches Bundesamt, 2013a). Derartige Un-

fälle haben aufgrund der hohen Fahrzeugmassen und der Fahrzeuggröße oftmals eine hohe Ver-

letzungsschwere des Unfallgegners zur Folge; der Fahrer des Güterkraftfahrzeugs wird häufig 

als Hauptunfallverursacher eingestuft. Unfälle mit landwirtschaftlichen Zugmaschinen treten 

aufgrund der geringen Anzahl dieser Fahrzeuge zwar eher selten auf, erweisen sich jedoch 

ebenfalls als folgenschwer; zudem werden auch die Fahrer der landwirtschaftlichen Zugma-

schinen häufig als Hauptunfallverursacher eingestuft. Um diese Aspekte im Rahmen der Aus-

bildungstätigkeit zu thematisieren und die Fahrschüler für Unfallsituationen und Unfallvermei-

dungsstrategien zu sensibilisieren, benötigen CE-Fahrlehrer Kenntnisse zu Fahrkompetenzde-

fiziten, Fahrverhaltensbesonderheiten und typischen Unfallszenarien von Lkw-Fahrern und 

Fahrern in der Land- und Forstwirtschaft. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltensbesonderheiten von Lkw-Fahrern und Fahrern in der 

Land- und Forstwirtschaft sowie die Unfallbeteiligung und typische Unfallszenarien unter Be-

teiligung von Lkw, Last- und Sattelzügen sowie land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen 

werden im derzeitigen Rahmenplan nicht explizit als Ausbildungsinhalte aufgeführt. Sie wur-

den im Rahmen der Neustrukturierung des fachlichen Professionswissens ergänzt. 

Kompetenzbereich „Recht“ 

Kompetenz CE-2 – Verkehrsrechtliche Vorschriften und angrenzende Rechtsgebiete: 

Fahrlehrer der Klasse CE können die für das Führen von Lkw, Last- und Sattelzügen sowie 

land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen relevanten rechtlichen Vorschriften des Straßenver-

kehrsrechts erläutern und diese anwenden, um beispielhafte Fallkonstellationen zu bearbeiten. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Relevante Rechtsvorschriften aus den Bereichen „Verhalten im Straßenverkehr“ (z. B. StVG; 

StVO), „Fahrerlaubnis- und Zulassungsrecht (z. B. FeV; FZV; Richtlinie 2006/126/EG; StVG; 

StVZO), „Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht des Straßenverkehrs“ (z. B. BKatV; OWiG; 

StGB; StPO; StVG), „Steuerrecht (z. B. KraftStG; KraftStDV), „Haftungs- und Versicherungs-

recht beim (gewerblichen) Gütertransport“ (z. B. BGB; PflversG; StVG), „Fahrschulwesen“  

(z. B. DV-FahrlG; FahrlAusbO; FahrlG; FahrlPrüfO); Fahrverbot und Entzug der Fahrerlaub-

nis;  Fahreignungs-Bewertungssystem; Gefährdungs- und Verschuldenshaftung beim (gewerb-

lichen) Gütertransport 
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Begründung: 

Das Straßenverkehrsrecht beinhaltet die rechtlichen Vorschriften, die sich als maßgeblich für 

das Verhalten im Straßenverkehr erweisen und daher von Fahrlehrern im Rahmen ihrer Aus-

bildungstätigkeit aufzugreifen und zu vermitteln sind. Dies gilt insbesondere für CE-Fahrlehrer, 

deren Fahrschüler ihre Fahrerlaubnis vorrangig im beruflichen Kontext nutzen und dementspre-

chend häufig mit Lkw, Last- und Sattelzügen bzw. land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen 

unterwegs sind. Schwerpunkte in der Fahrlehrerausbildung für die Klasse CE sollten die Berei-

che „Verhalten im Straßenverkehr“, „Fahrerlaubnis- und Zulassungsrecht“, „Straf- und Ord-

nungswidrigkeitsrecht des Straßenverkehrs“, „Steuerrecht“, „Haftungs- und Versicherungs-

recht beim (gewerblichen) Gütertransport“ und „Fahrschulwesen“ sowie die jeweiligen be-

reichsrelevanten Rechtsvorschriften bilden. Analog zur Klasse A stellen die unverzichtbaren 

Ausbildungsinhalte klassenspezifische Erweiterungen der im Rahmen der BE-Ausbildung er-

worbenen verkehrsrechtlichen Kompetenzen dar. Daher sollen die Ausbildungsinhalte mit dem 

Fokus auf die für die Fahrerlaubnisklassen C1, C1E, C, CE und T relevanten rechtlichen As-

pekte behandelt werden. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Ausbildungsinhalte zum Straßenverkehrsrecht finden sich in unterschiedlichen Sachgebieten 

des Rahmenplans für die Ausbildung zum CE-Fahrlehrer. So werden im Sachgebiet „Verkehrs-

verhalten“ in den Abschnitten 3.1.2.1, 3.1.2.2 und 4.1.2.1 Inhalte angeführt, welche die Berei-

che „Verhalten im Straßenverkehr“ sowie „Fahrerlaubnis- und Zulassungsrecht“ betreffen. Be-

züge zum Steuerrecht sind in Abschnitt 4.2.2 zu erkennen. Ausbildungsinhalte zum Fahrschul-

wesen finden sich in Abschnitt 3.3.3. Ausbildungsinhalte zum Straf- und Ordnungswidrigkei-

tenrecht des Straßenverkehrs sowie zum Haftungs- und Versicherungsrecht beim (gewerbli-

chen) Gütertransport sind dem Rahmenplan nicht zu entnehmen. Im Rahmen der Neustruktu-

rierung wurden die bisherigen (verstreuten) Inhalte zusammengefasst und um die fehlenden 

Ausbildungsinhalte ergänzt. 

Kompetenz CE-3 – Gütertransport- und Berufskraftfahrerrecht: 

Fahrlehrer der Klasse CE können die für den gewerblichen Gütertransport und die Tätigkeit als 

Berufskraftfahrer relevanten rechtlichen Vorschriften erläutern und diese anwenden, um bei-

spielhafte Fallkonstellationen zu bearbeiten 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Sozialvorschriften im Straßenverkehr (z. B. AETR; ArbZG; FPersG; FPersV; VO (EG) Nr. 

561/2006; VO (EU) Nr. 165/2014); Handhabung EG-Kontrollgerät; DGUV-Vorschriften (z. B. 

DGUV-Vorschrift 70); Vorschriften zur Gefahrgutbeförderung (z. B. ADR; GGBefG; GGV-

SEB); Vorschriften zum (inter-)nationalen Gütertransport (z. B. BFStrMG; GüKG; GüKGrKa-

botageV; LKW-MautV); Vorschriften zur Berufskraftfahrerausbildung und –qualifikation so-

wie zur Ausbildung als Kraftverkehrsmeister (z. B. BKrFQG; BKrFQV; BKV) 

Begründung: 

Da ein Großteil der Fahrschüler von CE-Fahrlehrern die Fahrerlaubnis erwirbt, um als Berufs-

kraftfahrer im gewerblichen Güterverkehr tätig zu werden, benötigen CE-Fahrlehrer umfang-

reiches Wissen über die für den gewerblichen Gütertransport und die Tätigkeit als Berufskraft-

fahrer relevanten rechtlichen Vorschriften, um diese den Fahrschülern vermitteln zu können. 

Weiterhin dürfen Fahrschulen mit einer Fahrschulerlaubnis der Klasse CE – wie bereits erwähnt 

− als Ausbildungsstätten für die beschleunigte Grundqualifikation und die Weiterbildung im 

Rahmen des Berufskraftfahrer-Qualifikationsgesetzes tätig werden, sodass Fahrlehrer auch mit 

den für diese Tätigkeit relevanten Vorschriften vertraut sein sollten. Aufgrund der hohen Rele-

vanz der genannten rechtlichen Vorschriften ist ein hohes Kompetenzniveau zu fordern. Die 

dargelegten unverzichtbaren curricularen Ausbildungsinhalte decken die relevanten Bereiche 

des gewerblichen Gütertransports ab und ermöglichen es Fahrlehrern, ihre Fahrschüler nicht 
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nur über die Voraussetzungen für die Tätigkeit als Berufskraftfahrer zu informieren, sondern 

auch individuelle Beratungen bezüglich der Karrieremöglichkeiten vorzunehmen. Das breite 

Spektrum ist erforderlich, da Berufskraftfahrern im gewerblichen Gütertransport ein weites Tä-

tigkeitsfeld eröffnet wird, indem sie beispielsweise im nationalen oder internationalen Güter-

transport arbeiten und in diesem Zusammenhang auch Gefahrguttransporte durchführen kön-

nen.  

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Im aktuellen Rahmenplan findet sich ein Großteil der genannten Ausbildungsinhalte wieder, 

jedoch sind diese unterschiedlichen Sachgebieten zugeordnet worden. So werden einige Inhalte 

im Sachgebiet „Verkehrsverhalten“ (Abschnitte 4.1.2.2 bis 4.1.2.7) thematisiert, während an-

dere Inhalte im Sachgebiet „Recht“ (Abschnitt 4.2.1) aufgeführt werden. Unklar bleibt, weshalb 

diese Aufteilung der Ausbildungsinhalte vorgenommen wurde und warum lediglich in Ab-

schnitt 4.2.1 eine konkrete Rechtsvorschrift genannt wird, die zu thematisieren ist. Wichtige 

Vorschriften des Güterverkehrs (z. B. das BFStrMG oder die LKW-MautV) werden nicht auf-

gelistet. Ebenfalls wird die Handhabung des EG-Kontrollgeräts nicht explizit als Ausbildungs-

inhalt benannt. Mit der Neustrukturierung wurden die (verstreuten) Ausbildungsinhalte zusam-

mengefasst und um weitere tätigkeitsrelevante Inhalte ergänzt. Zudem wurden bedeutsame 

rechtliche Vorschriften dargelegt, die im Rahmen der Ausbildung thematisiert werden sollten. 

Kompetenzbereich „Technik“ 

Kompetenz CE-1 – Technische Grundlagen 

Fahrlehrer der Klasse CE kennen den grundlegenden Aufbau und die Funktionsweise der we-

sentlichen technischen Bestandteile von Lkw, Last- und Sattelzügen sowie von land- und forst-

wirtschaftlichen Fahrzeugen. Sie kennen die entsprechenden rechtlichen Vorschriften und kön-

nen diese beschreiben. Dies gilt insbesondere für sicherheitsbedeutsame und umweltschutzre-

levante Bestandteile. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Bau- und Aufbauarten bei Lkw, Last- und Sattelzügen sowie land- und forstwirtschaftlichen 

Fahrzeugen; Motor (insbesondere konventionelle und alternative Antriebstechnologien); An-

triebsstrang; Fahrwerk; Fahrzeugelektrik; Abgasanlage und Schadstoffminderung; aktive und 

passive Sicherheit; Fahrerassistenzsysteme; Verbindungseinrichtungen; Beladung und La-

dungssicherung; Kontrolle der Betriebs- und Verkehrssicherheit; Sicherheits- und Abfahrtkon-

trollen; technische Besonderheiten von land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen; rechtliche 

Vorschriften zur Technik (z. B. Richtlinien und Verordnungen (EU/EG/EWG); StVZO) 

Begründung: 

Die Fahrzeugtechnik von Lkw, Last- und Sattelzügen sowie von land- und forstwirtschaftlichen 

Fahrzeugen unterscheidet sich deutlich von der Pkw-Technik. Fahrlehrer der Klasse CE benö-

tigen grundlegende Kenntnisse über die Fahrzeugtechnik der o. g. Fahrzeuge, um ihre Fahr-

schüler über diese Technik zu informieren und sie für die Kontrolle der Betriebs- und Verkehrs-

sicherheit sowie die Durchführung von Sicherheits- und Abfahrtkontrollen zu sensibilisieren 

und zu befähigen. Weiterhin ist technisches Wissen notwendig, um die Fahrschüler in der Fahr-

zeugbedienung unterweisen und ihnen die technisch orientierten Fragen im Rahmen der theo-

retischen Fahrerlaubnisprüfung erläutern zu können. Da die Fahrschüler die Fahrerlaubnis vor-

rangig im beruflichen Kontext nutzen, müssen Fahrlehrer ihnen eine gewisse technische Grund-

kompetenz vermitteln und sie dazu befähigen, verantwortungsvoll mit der komplexen Technik 

der Fahrzeuge umzugehen. Dies erscheint notwendig, da die o. g. Fahrzeuge aufgrund ihrer 

Abmessungen und Fahrzeugmassen ein hohes Unfallschadenspotenzial aufweisen; Fahrer ha-

ben damit im Sinne der Verkehrssicherheit eine besondere Verpflichtung im Hinblick auf den 

technischen Zustand ihres Fahrzeugs. Analog zu den Klassen BE und A wird auch bei der CE-
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Ausbildung den sicherheits- und umweltschutzrelevanten Bestandteilen eine besondere Ge-

wichtung zugemessen. Die aufgelisteten unverzichtbaren curricularen Ausbildungsinhalte um-

fassen neben den Bau- und Aufbauarten von Lkw, Last- und Sattelzügen sowie land- und forst-

wirtschaftlichen Fahrzeugen die Hauptbaugruppen von Nutzfahrzeugen. Weiterhin werden 

klassenspezifische technisch orientierte Ausbildungsinhalte aufgeführt, die für das sichere Füh-

ren der o. g. Fahrzeuge bedeutsam erscheinen. Dazu gehören beispielsweise die Inhalte „Bela-

dung und Ladungssicherung“, „Kontrolle der Betriebs- und Verkehrssicherheit“ sowie „Sicher-

heits- und Abfahrtkontrollen“, welche zum einen Bestandteile der Fahrerlaubnisprüfung dar-

stellen (Anlage 7 FeV) und zum anderen von Fahrschülern nach Abschluss ihrer Fahrschulaus-

bildung regelmäßig eigenständig umgesetzt werden sollten. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Im aktuellen Rahmenplan für die CE-Ausbildung weist das Sachgebiet „Technik“ einen hohen 

Stellenwert auf − es umfasst mehr als ein Drittel der gesamten Ausbildungszeit. Die dabei in 

den Abschnitten 3.2.1 bis 3.2.9 (mit Ausnahme von Abschnitt 3.2.8) sowie den Abschnitten 

4.3.1 bis 4.3.7 aufgelisteten technischen Ausbildungsinhalte decken einen Großteil der o. g. 

Inhalte ab. Einige Inhalte, die gerade im Lkw-Bereich von hoher Sicherheitsrelevanz sind, wer-

den allerdings nicht thematisiert (z. B. Fahrerassistenzsysteme). Ebenso finden sich die recht-

lichen Vorschriften zur Technik der o. g. Fahrzeuge nicht im derzeitigen Rahmenplan. Im Zuge 

der Neustrukturierung wurden die bisherigen Ausbildungsinhalte zusammengefasst und um die 

fehlenden Aspekte ergänzt. 

Kompetenz CE-2 – Fahrphysik: 

Fahrlehrer der Klasse CE können fahrphysikalische Grundlagen des Fahrens mit Lkw, Last- 

und Sattelzügen sowie mit land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen erläutern und auf dieser 

Basis das Fahrverhalten dieser Fahrzeuge analysieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Kräfte und Momente am Fahrzeug; Kamm'scher Kreis; Haftungsgrenze der Reifen bei unter-

schiedlichen Bedingungen; Achs- und Radlastverschiebung; Kippgrenze; Seitenwind; Pendeln 

oder Einknicken des Anhängers oder Aufliegers; Fahrverhalten von Lkw, Last- und Sattelzügen 

sowie land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen; Anhalteweg; Fahrstabilisierungssysteme; 

Zusammenhang von Fahrphysik und Fahrerverhalten (Linienwahl, Lenktechnik und Blickfüh-

rung beim Kurvenfahren; Verhaltensmaßnahmen im fahrphysikalischen Grenzbereich) 

Begründung: 

Viele Fahrer von Lkw, Last- und Sattelzügen sowie von land- und forstwirtschaftlichen Fahr-

zeugen sind im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit auch bei fahrphysikalisch anspruchsvollen 

Bedingungen (z. B. Glatteis) unterwegs. Ihre Fahrzeuge weisen aufgrund der Abmessungen, 

der Fahrzeugmasse und konstruktiver Merkmale aus fahrphysikalischer Sicht ein besonderes 

Fahrverhalten auf, welches je nach Bauart des Fahrzeugs, nach Fahrzeugkombination und nach 

Beladungszustand unterschiedlich ausfallen kann. In Anbetracht der Tatsache, dass Unfälle un-

ter der Beteiligung von Güterkraftfahrzeugen häufig eine hohe Verletzungsschwere des Unfall-

gegners zur Folge haben, sollten die Fahrer der o.g. Fahrzeuge mit den fahrphysikalischen Be-

sonderheiten und entsprechenden Verhaltensmaßnahmen im fahrphysikalischen Grenzbereich 

vertraut sein, um etwaige Unfälle verhindern zu können. Um die dargelegten Aspekte in der 

Fahrschulausbildung aufgreifen zu können, sollte der Bereich der Fahrphysik einen wesentli-

chen Bestandteil der Fahrlehrerausbildung für die Klasse CE darstellen. Die unverzichtbaren 

curricularen Ausbildungsinhalte umfassen dabei eine Wiederholung der für alle Fahrzeuge re-

levanten fahrphysikalischen Grundlagen der Fahrdynamik (z. B. Kamm'scher Kreis) und eine 

Vertiefung dieser Grundlagen um klassenspezifische Aspekte. 
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Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Im Rahmenplan für die Ausbildung zum Fahrlehrer der Klasse CE sind in Abschnitt 3.2.8 we-

nige fahrphysikalische Ausbildungsinhalte aufgelistet. Viele für das Führen von Lkw, Last- und 

Sattelzügen sowie von land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen relevante Ausbildungsin-

halte (z. B. Kippgrenze, Pendeln oder Einknicken des Anhängers oder Aufliegers, Fahrstabili-

sierungssysteme) werden nicht im Rahmenplan genannt. Im Zuge der Neustrukturierung des 

fachlichen Professionswissens wurden die fehlenden Ausbildungsinhalte ergänzt, um der hohen 

Verkehrssicherheitsbedeutung des Bereichs „Fahrphysik“ gerecht zu werden. 

Kompetenz CE-3 – Technische Aspekte umweltschonenden Fahrens: 

Fahrlehrer der Klasse CE kennen die klassenspezifischen wesentlichen Merkmale einer um-

weltschonenden Fahrweise für Lkw, Last- und Sattelzüge sowie land- und forstwirtschaftliche 

Fahrzeuge; sie können diese erläutern und anwenden. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Fahrwiderstände; Motorkennlinien und Verbrauchskennfelder; Merkmale umweltschonenden 

Fahrens 

Begründung: 

Insbesondere für Berufskraftfahrer im gewerblichen Gütertransport ist eine umweltschonende 

und energiesparende Fahrweise aufgrund der hohen Fahrleistung von großer Bedeutung. Die 

umweltschonende Fahrweise nimmt daher sowohl im Rahmen des Theorieunterrichts, der Fahr-

praktischen Ausbildung und der Fahrerlaubnisprüfung (§1 sowie Anlagen 1, 2.3 und 3 Fahr-

schAusbO; Anlage 7 FeV) als auch bei der Aus- und Weiterbildung von Berufskraftfahrern 

(Anlage 1 BKrFQV) einen besonderen Stellenwert ein. Aus diesem Grund müssen Fahrlehrer-

anwärter dazu befähigt werden, Kenntnisse und Fähigkeiten bezüglich der Techniken umwelt-

schonenden Fahrens zu vermitteln. Die unverzichtbaren curricularen Ausbildungsinhalte „Fahr-

widerstände“, „Motorkennlinien und Verbrauchskennfelder“ sowie „Merkmale umweltscho-

nenden Fahrens“ sind speziell im Hinblick auf die o. g. Fahrzeuge zu behandeln. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Trotz der hohen Relevanz von technischen Aspekten umweltschonenden Fahrens finden sich 

im Rahmenplan für die Ausbildung zum CE-Fahrlehrer nur wenige diesbezügliche Ausbil-

dungsinhalte in den Abschnitten 3.2.8, 3.2.9 und 4.4. Im Zuge der Neustrukturierung des fach-

lichen Professionswissens wurden die fehlenden Ausbildungsinhalte ergänzt. 

Fachliche Kompetenzen von Fahrlehrern der Klasse DE 

Fahrlehrer der Klasse DE dürfen Fahrschüler ausbilden, die eine Fahrerlaubnis der Klasse D1, 

D1E, D oder DE erwerben möchten (§1 Abs. 1 FahrlG). Der Erwerb einer solchen Fahrerlaub-

nis dient als Grundvoraussetzung für den gewerblichen Personentransport mit Kraftomnibussen 

(KOM), wobei für die Ausübung dieser Tätigkeit eine Zusatzqualifikation im Rahmen der Be-

rufskraftfahrer-Qualifikation erforderlich ist (§2 Abs. 2 BKrFQG). Weiterhin sind Fahrschulen 

mit der Fahrschulerlaubnis der Klasse DE anerkannte Ausbildungsstätten für die beschleunigte 

Grundqualifikation und die Weiterbildung im Rahmen der Berufskraftfahrer-Qualifikation (§7 

Abs. 1 BKrFQG); Fahrlehrer der Klasse DE müssen daher auch mit diesen Bereichen vertraut 

sein. Insgesamt gesehen müssen in der Ausbildung zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse 

DE damit die notwendigen Kompetenzen zur qualitativ hochwertigen Aus- und Weiterbildung 

von Fahrschülern und Berufskraftfahrern im gewerblichen Personenverkehr vermittelt werden. 

Im Hinblick auf das Kompetenzniveau sei auf die entsprechenden Ausführungen bei der Klasse 

BE verwiesen; lediglich für abweichende Niveaustufen oder im Falle neu generierter Kompe-

tenzen wird das zu erreichende Kompetenzniveau dargelegt und begründet. Die Nummerierung 

der Kompetenzen erfolgt in Anlehnung an die Nummerierung bei der Fahrlehrerlaubnisklasse 

BE; dies bedeutet, dass für gleichartige Kompetenzen dieselbe Nummer genutzt wird. Für neu 
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generierte Kompetenzen, die keine Entsprechung im Rahmen der Klasse BE aufweisen, wird 

eine neue Nummer verwendet. 

Kompetenzbereich „Verkehrsverhalten“ 

Kompetenz DE-1 – Fahreignung, Fahrtüchtigkeit und Fahrverhalten: 

Fahrlehrer der Klasse DE kennen klassenspezifische psychische und physische Einflussfakto-

ren auf die Fahreignung, die Fahrtüchtigkeit und das Fahrverhalten von KOM-Fahrern und kön-

nen diese erklären. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Tätigkeitsbezogene Einstellungen; Fahrerselbstbild; Fahrertypologien; Belastung und Bean-

spruchung; Ablenkung; Müdigkeit; Aggression und Selbstdurchsetzung 

Begründung: 

Die Nutzung einer Fahrerlaubnis der Klasse D1, D1E, D oder DE erfolgt mehrheitlich im be-

ruflichen Kontext des gewerblichen Personentransports, wobei sich je nach Tätigkeitsfeld  

(z. B. Personenbeförderung im Rahmen des ÖPNV, Transport von Schülern, Fahrertätigkeit im 

internationalen Reiseverkehr) besondere Rahmenbedingungen und Einflussfaktoren für KOM-

Fahrer ergeben. Fahrlehrer der Klasse DE müssen Fahrschüler auf diese Rahmenbedingungen 

und Einflussfaktoren sowie auf den verkehrssicherheitskonformen Umgang mit ihnen vorbe-

reiten; dazu benötigen sie entsprechende Kenntnisse. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Im Sachgebiet „Verkehrsverhalten“ des Rahmenplans für die Fahrlehrerausbildung der Klasse 

DE findet sich eine Vielzahl an Ausbildungsinhalten zu den Einflussfaktoren auf die Fahreig-

nung, die Fahrtüchtigkeit und das Fahrverhalten (Abschnitte 3.1.1, 5.1.1.1, 5.1.1.2 und 5.1.1.3). 

Im Zuge der Neustrukturierung des fachlichen Professionswissens wurden die bisherigen Aus-

bildungsinhalte zusammengefasst und neue Schwerpunkte festgelegt (z. B. Ablenkung und 

Müdigkeit). 

Kompetenz DE-3 – Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung: 

Fahrlehrer der Klasse DE können die klassenspezifischen Komponenten der Verkehrswahrneh-

mung und Gefahrenvermeidung bezüglich des Fahrens von KOM erläutern und Verkehrssitua-

tionen mit Blick auf klassenspezifische Gefahren und Verhaltensmöglichkeiten beurteilen. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Wahrnehmung der Verkehrsumwelt; mögliche Gefahren im Straßenverkehr; Antizipation (la-

tenter) Gefahrensituationen; Umgang mit Gefahrensituationen (Gefahrenvermeidung und Ge-

fahrenabwehr); vorausschauende und defensive Fahrweise; Trainingsmöglichkeiten zur Ver-

besserung der Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung (z. B. computergestützte Trai-

ningsprogramme) 

Begründung: 

Das Führen von KOM stellt nicht nur aufgrund der Fahrzeugabmessungen und der damit ein-

hergehenden erschwerten Wahrnehmung der Verkehrsumwelt besondere Anforderungen an die 

Fahrer. Da KOM-Fahrer auch für den sicheren Transport ihrer Fahrgäste verantwortlich sind, 

müssen sie zusätzlich die Situation im Fahrzeug beobachten. Weiterhin ergeben sich für KOM-

Fahrer aufgrund ihrer hohen Fahrleistung in unterschiedlichen Verkehrsräumen (z. B. Stadt, 

Landstraße, Autobahn) vielfältige Gefahrenpotenziale. Beispielhaft genannt sei an dieser Stelle 

das – je nach Fahrzeugart unterschiedlich stark ausgeprägte – Ausschwenken des Fahrzeug-

hecks beim Abbiegen, das Verkehrsteilnehmer in unmittelbarer Nähe gefährden könnte. Um 

Fahrschüler für die besondere Bedeutung der Verkehrswahrnehmung als KOM-Fahrer und die 

vielfältigen KOM-spezifischen Gefahrensituationen des Straßenverkehrs zu sensibilisieren, 
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müssen Fahrlehreranwärter der Klasse DE umfassende Kenntnisse erwerben. Die unverzicht-

baren Ausbildungsinhalte ähneln den Inhalten in der CE-Ausbildung, fokussieren jedoch auf 

den Kontext des Führens von KOM. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Im derzeitigen Rahmenplan für die Ausbildung zum Fahrlehrer der Klasse DE finden sich kaum 

Ausbildungsinhalte zum Themenkomplex „Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung“. 

Lediglich das Blickverhalten beim Führen von KOM wird explizit thematisiert (Abschnitt 

3.1.1). Im Rahmen der Neustrukturierung wurden die fehlenden Ausbildungsinhalte ergänzt. 

Kompetenz DE-5 – Fahraufgaben: 

Fahrlehrer der Klasse DE kennen die verschiedenen Fahraufgaben im Straßenverkehr und kön-

nen diese hinsichtlich ihrer klassenspezifischen Verhaltensanforderungen und der sicheren 

Durchführung mit unterschiedlichen Arten von KOM erläutern. Sie können die Fahraufgaben 

selbst fehlerfrei absolvieren und die Durchführung von Fahraufgaben kriteriengeleitet beurtei-

len.   

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Fahraufgabenkatalog für die jeweiligen Fahrerlaubnisklassen; Durchführungs- und Bewer-

tungsstandards für die Fahraufgaben; fahraufgabenrelevante klassenspezifische Vorschriften 

der StVO 

Begründung: 

Die erfolgreiche Bewältigung von Fahraufgaben im Straßenverkehr erfordert vom Fahrer eines 

KOM nicht nur aufgrund der Fahrzeugabmessungen ein besonders vorausschauendes Fahrver-

halten; zusätzlich ist zu berücksichtigen, dass mit der Beförderung von Personen eine hohe 

Verantwortung einhergeht. Diese hohe Verantwortung spiegelt sich auch in den Anforderungen 

der Praktischen Fahrerlaubnisprüfung wider, da Bewerber um eine Fahrerlaubnis der Klasse 

D1, D1E, D oder DE – im Unterschied zu Bewerbern anderer Fahrerlaubnisklassen – ausrei-

chende Fertigkeiten zum vorausschauenden und gewandten Fahren bzw. bei der Bewältigung 

von Fahraufgaben nachweisen müssen (§ 17 Abs. 1 FeV). Damit Fahrlehrer der Klasse DE ihre 

Fahrschüler in die Lage versetzen können, diese Anforderungen zu erfüllen, müssen sie sich 

mit dem Fahraufgabenkatalog für die KOM-Fahrerlaubnisklassen, mit den entsprechenden 

Durchführungs- und Bewertungsstandards sowie mit den fahraufgabenrelevanten KOM-spezi-

fischen Vorschriften der StVO auseinandersetzen. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Im geltenden Rahmenplan wird das Konzept der Fahraufgaben auch bei der DE-Ausbildung 

bislang nicht explizit aufgegriffen. Implizite Bezüge finden sich in den Abschnitten 3.1.2.1, 

5.1.2.1, 5.3.8 und 5.4. Im Zusammenhang mit der Neustrukturierung des fachlichen Professi-

onswissens wird der Bereich der Fahraufgaben stärker in die Fahrlehrerausbildung der Klasse 

DE integriert. 

Kompetenz DE-6 – Fahrkompetenzdefizite und Unfälle: 

Fahrlehrer der Klasse DE kennen die wesentlichen Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltens-

besonderheiten von KOM-Fahrern und können typische KOM-Unfälle analysieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltensbesonderheiten; Unfallbeteiligung und typische Un-

fallszenarien (Unfallbeteiligung; Unfallarten und Unfalltypen; Unfallursachen und Vermei-

dungsstrategien) 

Begründung: 

Die meisten KOM-Unfälle ereignen sich innerhalb geschlossener Ortschaften, wobei neben 

Verkehrsunfällen mit anderen motorisierten Verkehrsteilnehmern auch „Non Collision Events“ 
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eine beachtenswerte Gefahrenquelle darstellen. Hierbei handelt es sich um Unfälle mit Fahr-

gästen; diese Unfälle entstehen im normalen Betriebsablauf − beispielsweise durch Anfahren 

und Bremsen oder beim Ein- und Aussteigen − und werden nicht durch Zusammenstöße mit 

anderen Fahrzeugen verursacht. Unerfahrene KOM-Fahrer verursachen häufiger Unfälle als er-

fahrene Fahrer, und auch mit Blick auf den Einsatzzweck des KOM (Linienverkehr, Schüler-

transport oder Reiseverkehr) zeigen sich Unterschiede im Unfallgeschehen (Statistisches Bun-

desamt, 2013b). Demzufolge empfiehlt es sich, Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltensbe-

sonderheiten von KOM-Fahrern sowie das Unfallgeschehen von KOM im Rahmen der Fahr-

lehrerausbildung der Klasse DE zu thematisieren, sodass der Fahrlehrer seine künftigen Fahr-

schüler für kritische Unfallsituationen und sinnvolle Verhaltensmaßnahmen sensibilisieren 

kann. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltensbesonderheiten von KOM-Fahrern sowie die Unfall-

beteiligung und typische Unfallszenarien unter Beteiligung von KOM werden im derzeitigen 

Rahmenplan nicht explizit als Ausbildungsinhalte aufgeführt. Die Neustrukturierung behebt 

diesen Mangel und führt das entsprechende Themenfeld in die DE-Ausbildung ein. 

Kompetenzbereich „Recht“ 

Kompetenz DE-2 – Verkehrsrechtliche Vorschriften und angrenzende Rechtsgebiete: 

Fahrlehrer der Klasse DE können die für das Führen von KOM relevanten rechtlichen Vor-

schriften des Straßenverkehrsrechts erläutern und diese anwenden, um beispielhafte Fallkons-

tellationen zu bearbeiten. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Relevante Rechtsvorschriften aus den Bereichen „Verhalten im Straßenverkehr“ (z. B. StVG; 

StVO), „Fahrerlaubnis- und Zulassungsrecht (z. B. FeV; FZV; Richtlinie 2006/126/EG; StVG; 

StVZO), „Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht des Straßenverkehrs“ (z. B. BKatV; OWiG; 

StGB; StPO; StVG), „Steuerrecht (z. B. KraftStDV; KraftStG), „Haftungs- und Versicherungs-

recht bei der (gewerblichen) Personenbeförderung“ (z. B. BGB; PflversG; StVG), „Fahrschul-

wesen“ (z. B. DV-FahrlG; FahrlAusbO; FahrlG; FahrlPrüfO); Fahrverbot und Entzug der Fahr-

erlaubnis; Fahreignungs-Bewertungssystem; Gefährdungs- und Verschuldenshaftung bei der 

(gewerblichen) Personenbeförderung 

Begründung: 

Die verantwortungsvolle Tätigkeit der gewerblichen Personenbeförderung stellt hohe Anforde-

rungen an den KOM-Fahrer. In diesem Zusammenhang wird vom Fahrer ein sicheres und ge-

wandtes Fahrverhalten wie auch die Beachtung rechtlicher Regelungen erwartet, die speziell 

für die Tätigkeit als KOM-Fahrer relevant sind. Damit der Fahrlehrer seinem Fahrschüler diese 

rechtlichen Regelungen vermitteln kann, benötigt er vertiefte Kenntnisse in diesem Bereich. 

Schwerpunkte sollten insbesondere das Verhalten im Straßenverkehr, das Fahrerlaubnis- und 

Zulassungsrecht, das Straf- und Ordnungswidrigkeitsrecht des Straßenverkehrs, das Steuer-

recht, das Haftungs- und Versicherungsrecht beim (gewerblichen) Gütertransport und das Fahr-

schulwesen sowie die jeweiligen bereichsrelevanten Rechtsvorschriften bilden. Analog zu den 

Klassen A und CE stellen die unverzichtbaren Ausbildungsinhalte klassenspezifische Erweite-

rungen der im Rahmen der BE-Ausbildung erworbenen verkehrsrechtlichen Kompetenzen dar. 

Daher sollen die Ausbildungsinhalte mit dem Fokus auf die für die Fahrerlaubnisklassen D1, 

D1E, D und DE relevanten rechtlichen Aspekte behandelt werden. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Rechtliche Ausbildungsinhalte mit Bezug zum Straßenverkehrsrecht sind im Rahmenplan für 

die DE-Ausbildung in unterschiedlichen Sachgebieten verortet. So werden im Sachgebiet „Ver-
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kehrsverhalten“ in den Abschnitten 3.1.2.1, 3.1.2.2 und 5.1.2.1 Inhalte aufgeführt, die das Ver-

halten im Straßenverkehr sowie das Fahrerlaubnis- und Zulassungsrecht betreffen. Mit Blick 

auf das Steuerrecht wird in Abschnitt 5.2.2 (Sachgebiet „Recht“) das Kraftfahrzeugsteuergesetz 

als Ausbildungsinhalt genannt, wohingegen sich Inhalte bezüglich des Fahrschulwesens in Ab-

schnitt 3.3.3 (Sachgebiet „Verkehrspädagogik“) finden. Weitere Ausbildungsinhalte, die das 

Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht des Straßenverkehrs oder das Haftungs- und Versiche-

rungsrecht bei der (gewerblichen) Personenbeförderung betreffen, sind dem Rahmenplan nicht 

zu entnehmen. Im Rahmen der Neustrukturierung wird daher eine Ergänzung der Ausbildungs-

inhalte um weitere tätigkeitsrelevante rechtliche Aspekte vorgenommen. 

Kompetenz DE-3 – Personenbeförderungs- und Berufskraftfahrerrecht: 

Fahrlehrer der Klasse DE können die für die gewerbliche Personenbeförderung und die Tätig-

keit als Berufskraftfahrer relevanten rechtlichen Vorschriften erläutern und diese anwenden, 

um beispielhafte Fallkonstellationen zu bearbeiten. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Sozialvorschriften im Straßenverkehr (z. B. AETR; ArbZG; FPersG; FPersV; VO (EG) Nr. 

561/2006; VO (EU) Nr. 165/2014); Handhabung EG-Kontrollgerät; DGUV-Vorschriften (z. B. 

DGUV-Vorschrift 70); Vorschriften zur (inter-)nationalen gewerblichen Personenbeförderung 

(z. B. BefBedV; BOKraft; PBefG); Vorschriften zur Berufskraftfahrerausbildung und –qualifi-

kation sowie zur Ausbildung als Kraftverkehrsmeister (z. B. BKrFQG; BKrFQV; BKV) 

Begründung: 

Da ein Großteil der Fahrschüler von DE-Fahrlehrern die Fahrerlaubnis erwirbt, um als Berufs-

kraftfahrer in der gewerblichen Personenbeförderung tätig zu werden, benötigen DE-Fahrlehrer 

umfangreiches Wissen über die für die gewerbliche Personenbeförderung und die Tätigkeit als 

Berufskraftfahrer relevanten rechtlichen Vorschriften, um diese den Fahrschülern vermitteln zu 

können. Zudem sind Fahrschulen mit einer Fahrschulerlaubnis der Klasse DE als Ausbildungs-

stätten für die beschleunigte Grundqualifikation und die Weiterbildung im Rahmen des Berufs-

kraftfahrer-Qualifikationsgesetzes (BKrFQG) anerkannt (§7 Abs. 1 BKrFQG), sodass Fahrleh-

rer auch mit den für diese Tätigkeit relevanten Vorschriften vertraut sein sollten. Aufgrund der 

hohen Relevanz der genannten rechtlichen Vorschriften für die gewerbliche Personenbeförde-

rung und die Tätigkeit als Berufskraftfahrer ist ein hohes Kompetenzniveau zu fordern. Die 

dargelegten unverzichtbaren Ausbildungsinhalte ermöglichen es Fahrlehrern, ihre Fahrschüler 

nicht nur über die Pflichten zu informieren, die von allen Berufskraftfahrern bei der gewerbli-

chen Personenbeförderung zu beachten sind, sondern mit Blick auf die individuellen Berufs-

planungen der Fahrschüler auch tätigkeitsspezifische Vorschriften vermitteln zu können. Dar-

über hinaus erlauben es die genannten Inhalte Fahrlehrern, individuelle Beratungen bezüglich 

der Karrieremöglichkeiten ihrer Fahrschüler vorzunehmen. Das breite Spektrum ist erforder-

lich, da Berufskraftfahrern im gewerblichen Personenverkehr ein weites Tätigkeitsfeld eröffnet 

wird, indem sie beispielsweise im Linienverkehr, beim Schülertransport oder auch im interna-

tionalen Reiseverkehr arbeiten können.  

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Im aktuellen Rahmenplan findet sich ein Großteil der aufgelisteten curricularen Mindest-Aus-

bildungsinhalte wieder, jedoch sind diese unterschiedlichen Sachgebieten zugeordnet worden. 

So werden entsprechende Inhalte im Sachgebiet „Verkehrsverhalten“ in den Abschnitten 

5.1.3.1 bis 5.1.3.5 genannt. Dem Sachgebiet „Recht“ werden einige Inhalte in den Abschnitten 

5.2.1 und 5.2.2 zugeordnet. Unklar bleibt, weshalb eine Aufteilung dieser eher rechtlich orien-

tierten Ausbildungsinhalte vorgenommen wurde und weshalb lediglich in zwei Fällen konkrete 

Rechtsvorschriften genannt werden, die zu thematisieren sind. Mit Blick auf die praxisrelevante 

Handhabung des EG-Kontrollgeräts ist festzustellen, dass dieser Aspekt im derzeitigen Rah-
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menplan nicht explizit angesprochen wird. Die Neustrukturierung führt zu einer Zusammenfas-

sung der rechtlichen Ausbildungsinhalte und zu einer Benennung bedeutsamer rechtlicher Vor-

schriften, die in diesem Zusammenhang behandelt werden sollten. 

Kompetenzbereich „Technik“ 

Kompetenz DE-1 – Technische Grundlagen: 

Fahrlehrer der Klasse DE kennen den grundlegenden Aufbau und die Funktionsweise der we-

sentlichen technischen Bestandteile von KOM sowie die entsprechenden rechtlichen Vorschrif-

ten und können diese beschreiben. Dies gilt insbesondere für sicherheitsbedeutsame und um-

weltschutzrelevante Bestandteile. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Bauarten von KOM; Motor (insbesondere konventionelle und alternative Antriebstechnolo-

gien); Antriebsstrang; Fahrwerk; Fahrzeugelektrik; Abgasanlage und Schadstoffminderung; 

aktive und passive Sicherheit; Fahrerassistenzsysteme; technische Serviceeinrichtungen und 

Nothilfeeinrichtungen; Beladung und Ladungssicherung; Kontrolle der Betriebs- und Ver-

kehrssicherheit; Sicherheits- und Abfahrtkontrollen: Handfertigkeiten; rechtliche Vorschriften 

zur Technik (z. B. Richtlinien und Verordnungen (EU/EG/EWG); StVZO) 

Begründung: 

Der KOM gilt als eines der sichersten Verkehrsmittel, wobei der optimale technische Zustand 

eines solchen Fahrzeugs eine Grundvoraussetzung für die sichere Personenbeförderung dar-

stellt. In diesem Zusammenhang kommt dem KOM-Fahrer eine hohe Verantwortung zu, weil 

er durch eine regelmäßige Kontrolle des technischen Zustands Mängel frühzeitig erkennen und 

– im Falle kleinerer technischer Mängel – direkt selbst beheben kann. Diese regelmäßige Über-

prüfung wird in der Praxis allerdings oft nur unzureichend durchgeführt. Aus diesem Grund 

sollten zukünftige KOM-Fahrer die notwendige technische Grundkompetenz zur Überprüfung 

der Betriebs- und Verkehrssicherheit eines KOM besitzen und für die hohe Sicherheitsbedeu-

tung einer regelmäßigen Kontrolle des technischen Zustands sensibilisiert werden. Um dies im 

Rahmen der Fahrschulausbildung vermitteln zu können, benötigen Fahrlehrer der Klasse DE 

grundlegende Kenntnisse über die Fahrzeugtechnik von KOM. Außerdem ist technisches Wis-

sen notwendig, um die Fahrschüler in der Fahrzeugbedienung zu unterweisen und ihnen die 

technisch orientierten Fragen im Rahmen der Theoretischen Fahrerlaubnisprüfung erläutern zu 

können. Analog zu den übrigen Klassen wird auch bei der DE-Ausbildung den sicherheits- und 

umweltschutzrelevanten Bestandteilen ein besonderes Gewicht zugemessen. Die aufgelisteten 

unverzichtbaren curricularen Ausbildungsinhalte beziehen sich insbesondere auf die Hauptbau-

gruppen von Nutzfahrzeugen sowie weitere KOM-spezifische Aspekte, beispielsweise Fahrer-

assistenzsysteme, technische Serviceeinrichtungen und Nothilfeeinrichtungen sowie die im 

Rahmen der Praktischen Fahrerlaubnisprüfung zu demonstrierenden Handfertigkeiten (Anlage 

7 FeV). 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Bei Betrachtung des Rahmenplans für die DE-Ausbildung erweist sich das Sachgebiet „Tech-

nik“ mit einem Pensum von 105 der vorgesehenen 280 Stunden als das umfangreichste Sach-

gebiet. Die dort thematisierten Ausbildungsinhalte bilden – ähnlich wie bei der Klasse CE – 

einen sehr großen Teil der aufgelisteten neuen Ausbildungsinhalte und finden sich in den Ab-

schnitten 3.2.1 bis 3.2.9 und 5.3.1 bis 5.3.8. Die sicherheitsbedeutsamen „Sicherheits- und Ab-

fahrtkontrollen“ wurden bislang nicht im Sachgebiet „Technik“ behandelt, sondern im Sachge-

biet „Verkehrspädagogik“ (Abschnitt 5.5.2). Weitere relevante Inhalte (z. B. Beladung und La-

dungssicherung, Fahrerassistenzsysteme, Rechtsvorschriften) fehlen vollständig. Die Neu-

strukturierung fasst die Ausbildungsinhalte zusammen, wobei eine Orientierung an den Haupt-



52 

 

baugruppen von Nutzfahrzeugen erfolgt, und ergänzt die Inhalte um fehlende verkehrssicher-

heitsrelevante Aspekte. 

Kompetenz DE-2 – Fahrphysik: 

Fahrlehrer der Klasse DE können fahrphysikalische Grundlagen des Fahrens mit KOM erläu-

tern und auf dieser Basis das Fahrverhalten dieser Fahrzeuge analysieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Kräfte und Momente am Fahrzeug; Kamm'scher Kreis; Haftungsgrenze der Reifen bei unter-

schiedlichen Bedingungen; Achs- und Radlastverschiebung; Kippgrenze; Seitenwind; Pendeln 

oder Einknicken des Anhängers oder Gelenkbusses; Fahrverhalten von KOM; Aquaplaning; 

Anhalteweg; Fahrstabilisierungssysteme; Zusammenhang von Fahrphysik und Fahrerverhalten 

(Linienwahl, Lenktechnik und Blickführung beim Kurvenfahren; Verhaltensmaßnahmen im 

fahrphysikalischen Grenzbereich) 

Begründung: 

Die Fahrer von KOM sind im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit und dem damit einhergehen-

den hohen Fahrpensum auch bei fahrphysikalisch anspruchsvollen Fahrbedingungen unterwegs 

(z. B. bei Glatteis). Zudem tragen KOM-Fahrer bei der gewerblichen Beförderung von Perso-

nen eine besondere Verantwortung für einen sicheren Transport der Fahrgäste. Weiterhin wei-

sen KOM aufgrund ihrer Abmessungen, der Fahrzeugmasse, unterschiedlicher Beladungszu-

stände und aufgrund konstruktiver Merkmale aus fahrphysikalischer Sicht ein besonderes Fahr-

verhalten auf. Um eine sichere Beförderung der Fahrgäste zu gewährleisten und Unfälle ver-

hindern zu können, sollten KOM-Fahrer mit den fahrphysikalischen Besonderheiten und ent-

sprechenden Verhaltensmaßnahmen im fahrphysikalischen Grenzbereich vertraut sein. Somit 

kommt dem Aspekt der Fahrphysik große Bedeutung für die Fahrschulausbildung zu; er sollte 

daher auch einen wesentlichen Bestandteil der Fahrlehrerausbildung für die Klasse DE darstel-

len. Die unverzichtbaren curricularen Ausbildungsinhalte umfassen eine Wiederholung der für 

alle Fahrzeuge relevanten fahrphysikalischen Grundlagen der Fahrdynamik (z. B. Kamm'scher 

Kreis) und eine Vertiefung dieser Grundlagen um klassenspezifische Aspekte. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Das Themenfeld der Fahrphysik wird im derzeitigen Rahmenplan bei der Ausbildung für die 

Fahrlehrerlaubnisklasse DE eher oberflächlich angesprochen; im Sachgebiet „Technik“ finden 

sich in Abschnitt 3.2.8 einzelne fahrphysikalische Ausbildungsinhalte, wobei eine Vielzahl der 

für das Führen von KOM bedeutsamen Aspekte (z. B. Kippgrenze, Aquaplaning, Anhalteweg, 

Seitenwind, Fahrstabilisierungssysteme, Zusammenhang von Fahrphysik und Fahrerverhalten) 

nicht genannt werden. Im Rahmen der Neustrukturierung erfolgt somit eine Ergänzung des 

fahrphysikalischen Themenfeldes mit bedeutsamen Ausbildungsinhalten, um der hohen Ver-

kehrssicherheitsbedeutung dieses Bereichs gerecht zu werden. 

Kompetenz DE-3 – Technische Aspekte umweltschonenden Fahrens: 

Fahrlehrer der Klasse DE kennen die wesentlichen klassenspezifischen Merkmale einer um-

weltschonenden Fahrweise für KOM; sie können diese erläutern und anwenden. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Fahrwiderstände; Motorkennlinien und Verbrauchskennfelder; Merkmale umweltschonenden 

Fahrens 

Begründung: 

Insbesondere für Berufskraftfahrer im gewerblichen Personenverkehr erweist sich eine umwelt-

schonende und energiesparende Fahrweise aufgrund der hohen Fahrleistung als bedeutsam. Die 

umweltschonende Fahrweise besitzt daher sowohl im Rahmen des Theorieunterrichts, der Fahr-
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praktischen Ausbildung und der Fahrerlaubnisprüfung (§1 sowie Anlagen 1, 2.5 und 3 Fahr-

schAusbO; Anlage 7 FeV) als auch bei der Aus- und Weiterbildung von Berufskraftfahrern 

(Anlage 1 BKrFQV) einen besonderen Stellenwert. Aus diesem Grund müssen Fahrlehreran-

wärter dazu befähigt werden, Kenntnisse und Fähigkeiten bezüglich der Techniken umwelt-

schonenden Fahrens zu vermitteln. Die unverzichtbaren curricularen Ausbildungsinhalte sind 

speziell im Hinblick auf KOM zu behandeln. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Trotz der hohen Relevanz von technischen Aspekten einer umweltschonenden Fahrweise fin-

den sich im Bereich der DE-Ausbildung im derzeitigen Rahmenplan nur wenige diesbezügliche 

Ausbildungsinhalte in den Abschnitten 3.2.8, 3.2.9 und 5.4. Viele spezielle Merkmale des um-

weltschonenden Fahrens von KOM werden im derzeitigen Rahmenplan nicht explizit themati-

siert. Darüber hinaus fehlt eine ganzheitliche Betrachtung des Themas. Beide Defizite werden 

mit der Neustrukturierung des Rahmenplans behoben. 

Kompetenz DE-4 – Störungssuche und Fehlerbeseitigung: 

Fahrlehrer der Klasse DE können technische Störungen und Fehler bei KOM erkennen sowie 

geringe technische Mängel beheben. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Werkstattausbildung (Störungssuche und Fehlerbeseitigung) 

Begründung: 

Im Rahmen der Praktischen Fahrerlaubnisprüfung bilden die von Bewerbern der Klasse D1 und 

D durchzuführenden Handfertigkeiten und Abfahrtkontrollen einen eigenständigen Prüfungs-

teil. Um den Bewerbern die hierzu notwendigen technischen Kompetenzen zu vermitteln, be-

nötigen DE-Fahrlehrer eine grundlegende Kompetenz zur Erkennung technischer Störungen 

und Fehler bei KOM sowie zur selbstständigen Behebung geringer Mängel. Da die Hauptauf-

gabe von Fahrlehrern jedoch nicht in der Reparatur von KOM oder der Durchführung von Fahr-

zeuguntersuchungen besteht, genügt ein grundlegendes Kompetenzniveau. Die Werkstattaus-

bildung inklusive der Störungssuche und Fehlerbeseitigung bildet den curricularen Mindest-

Ausbildungsinhalt, wobei eine Orientierung an den häufig bei KOM vorzufindenden Mängeln 

stattfinden sollte. 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan: 

Im aktuellen Rahmenplan werden in Abschnitt 5.3.9 entsprechende Inhalte thematisiert. Diese 

werden im Rahmen der Neustrukturierung übernommen und präzisiert.  
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4 Pädagogisch-psychologisches und verkehrspädagogisches Professionswis-

sen von Fahrlehrern 

4.1 Überblick 

Im vorliegenden Kapitel werden die Komponenten des pädagogisch-psychologischen und ver-

kehrspädagogischen Professionswissens von Fahrlehrern beschrieben. Den Ausgangspunkt bil-

den dabei die von der Kultusministerkonferenz (KMK, 2004, 2014) festgelegten bildungswis-

senschaftlichen Kompetenzen von Lehrern an Schulen. Diese werden von den Gutachtern zu-

nächst im Hinblick auf die Möglichkeit ihrer Umsetzung im Fahrschulbereich untersucht. Er-

gänzend wird dargelegt, welche inhaltlich einschlägigen Empfehlungen von der Bund-Länder-

Arbeitsgruppe und den im Kapitel 3 aufgeführten Interessengruppen geäußert wurden. Darauf 

aufbauend werden dann − unter zusätzlicher Berücksichtigung fachdidaktischer Aspekte − 

Kompetenzen definiert, die für die Ausübung des Fahrlehrerberufs besonders bedeutsam sind. 

Dazu gehört auch die exemplarische Angabe von Ausbildungsinhalten, die geeignet sind, diese 

Kompetenzen zu vermitteln. Auf eine explizite Trennung bildungswissenschaftlicher (bzw. pä-

dagogisch-psychologischer) und fachdidaktischer (bzw. verkehrspädagogischer) Kompetenzen 

wurde dabei – anders als in der Lehrerbildung – verzichtet (s. Kapitel 2). Schließlich wird wie 

im vorangegangenen Kapitel 3 beschrieben, inwieweit die definierten Kompetenzen durch den 

Rahmenplan der gegenwärtigen Fahrlehrer-Ausbildungsverordnung abgedeckt sind.  

4.2 Standards der Kultusministerkonferenz 

In den „Standards für die Lehrerbildung: Bildungswissenschaften“ der KMK (2004, 2014) wer-

den folgende bildungswissenschaftliche Kompetenzen von Lehrkräften an Schulen festgelegt: 

- Kompetenzbereich „Unterrichten“:  Lehrkräfte sind Fachleute für das Lehren und Ler-

nen 

o Kompetenz 1: Lehrkräfte planen Unterricht unter Berücksichtigung unterschied-

licher Lernvoraussetzungen und Entwicklungsprozesse fach- und sachgerecht 

und führen ihn sachlich und fachlich korrekt durch. 

o Kompetenz 2: Lehrkräfte unterstützen durch die Gestaltung von Lernsituationen 

das Lernen von Schülern. Sie motivieren alle Schüler und befähigen sie, Zusam-

menhänge herzustellen und Gelerntes zu nutzen. 

o Kompetenz 3: Lehrkräfte fördern die Fähigkeiten der Schüler zum selbstbe-

stimmten Lernen und Arbeiten. 

- Kompetenzbereich „Erziehen“: Lehrkräfte üben ihre Erziehungsaufgabe aus. 

o Kompetenz 4: Lehrkräfte kennen die sozialen und kulturellen Lebensbeding- 

ungen, etwaige Benachteiligungen, Beeinträchtigungen und Barrieren von und 

für Schüler und nehmen im Rahmen der Schule Einfluss auf deren individuelle 

Entwicklung. 

o Kompetenz 5: Lehrkräfte vermitteln Werte und Normen, eine Haltung der Wert-

schätzung und Anerkennung von Diversität und unterstützen selbstbestimmtes 

Urteilen und Handeln von Schülern. 

o Kompetenz 6: Lehrkräfte finden Lösungsansätze für Schwierigkeiten und Kon-

flikte in Schule und Unterricht. 



55 

 

- Kompetenzbereich „Beurteilen“: Lehrkräfte beraten sach- und adressatenorientiert und 

üben ihre Beurteilungsaufgabe gerecht und verantwortungsbewusst aus. 

o Kompetenz 7: Lehrkräfte diagnostizieren Lernvoraussetzungen und Lernpro-

zesse von Schülern; sie fördern Schüler gezielt und beraten Lernende und deren 

Eltern. 

o Kompetenz 8: Lehrkräfte erfassen die Leistungsentwicklung von Schülern und 

beurteilen Lernen und Leistung auf der Grundlage transparenter Beurteilungs-

maßstäbe. 

- Kompetenzbereich „Innovieren“: Lehrkräfte entwickeln ihre Kompetenzen ständig wei-

ter. 

o Kompetenz 9: Lehrkräfte sind sich der besonderen Anforderungen des Lehrer-

berufs bewusst. Sie verstehen ihren Beruf als öffentliches Amt mit besonderer 

Verantwortung und Verpflichtung. 

o Kompetenz 10: Lehrkräfte verstehen ihren Beruf als ständige Lernaufgabe. 

o Kompetenz 11: Lehrkräfte beteiligen sich an der Planung und Umsetzung schu-

lischer Projekte und Vorhaben. 

Verwendet man diese bildungswissenschaftlichen Standards aus dem Bereich der Lehrerbil-

dung als Ausgangspunkt für die Festlegung von Fahrlehrerkompetenzen sowohl im allgemei-

nen pädagogisch-psychologischen als auch im speziellen verkehrspädagogischen Bereich, sind 

aus Sicht der Gutachter folgende Punkte zu berücksichtigen: 

- Im Hinblick auf den Kompetenzbereich „Unterrichten“ ist zu beachten, dass der Theo-

rieunterricht hinsichtlich seiner Inhalte und ihrer möglichen Sequenzierung durch die 

FahrschAusbO vorstrukturiert ist und – in Bezug auf den Erwerb der Fahrerlaubnis-

klasse B – in der Regel aus lediglich 14 Ausbildungslektionen besteht. Hinzu kommt, 

dass durch die Fahrschulverlage für die Durchführung dieser 14 Ausbildungseinheiten 

und die Lernstandsdiagnostik detaillierte methodische Gestaltungsvorschläge und pro-

fessionelle Lehr-Lernmedien in unterschiedlichen Versionen und bereits eingebunden 

in elektronische Lernplattformen angeboten werden. Dies erleichtert dem Fahrlehrer die 

Unterrichtsplanung, sodass er sich – sofern er nicht besondere verkehrspädagogische 

Kreativität und Individualität bei der methodischen Unterrichtsplanung und -durchfüh-

rung entwickeln will − auf die inhaltliche Auswahl effektiver Lehr-Lernmethoden und 

Lehr-Lernmedien sowie auf die Anpassung seiner Ausbildungs- und Diagnosestrategien 

an die besonderen Lernvoraussetzungen der Fahrschüler beschränken kann. Bei der 

Fahrpraktischen Ausbildung ist dagegen das pädagogisch-psychologische und ver-

kehrspädagogische Professionswissen des Fahrlehrers auch im Hinblick auf die Ausbil-

dungsplanung, die Lernstandsdiagnostik und individualisierte, förderorientierte Leis-

tungsrückmeldungen gefordert, weil die vielfältigen individuumsspezifischen Lernvor-

aussetzungen (z. B. auch Ängste hinsichtlich der Bewältigung von Fahraufgaben bei 

hoher Verkehrsdichte) und Lernsituationen der Fahrschüler im realen Straßenverkehr 

auch eine individualisierte und situationsspezifische Organisation und Unterstützung 

des Lernprozesses erfordern. Schließlich ist in Rechnung zu stellen, dass Lehrer an 

Schulen im Wesentlichen auf das Planen und Gestalten von Unterricht fokussieren, 

nicht aber Schüler oder Erwachsene weiterbilden und in diesem Zusammenhang eigen-

ständige Angebote (auch zu inhaltlich verwandten Themen) entwickeln. Fahrlehrer 

müssen dagegen – zumindest wenn sie selbst unternehmerische Verantwortung für eine 

Fahrschule wahrnehmen –Weiterbildungsangebote (z. B. Fahrkompetenztrainings für 

ältere Kraftfahrer) entwickeln, um im wirtschaftlichen Wettbewerb besser bestehen zu 

können. Dies bedeutet, dass sie die eigenen Kompetenzen zur Erarbeitung innovativer 

Angebote pflegen und die Weiterentwicklung derartiger Angebote im Wettbewerbsfeld 
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verfolgen müssen. Hier finden sich Bezüge zum schulischen Kompetenzbereich „Inno-

vieren“ (s. u.). Aufgrund der höheren Vielfalt der Lernangebote von Fahrlehrern – Fahr-

lehrer unterrichten eben nicht nur im Theorieunterricht, sondern führen auch eine Ein-

zelausbildung in der Fahrpraktischen Ausbildung durch und bieten (Fahrer-) Weiterbil-

dung an – wird der entsprechende Kompetenzbereich im vorliegenden Gutachten, ab-

weichend vom Sprachgebrauch in der Lehrerbildung, als „Unterrichten, Ausbilden und 

Weiterbilden“ bezeichnet.  

- Im Hinblick auf den Kompetenzbereich „Erziehen“ ist zu beachten, dass die Kontaktzeit 

zwischen Fahrlehrern und Fahrschülern – anders als bei Lehrern und Schülern an Schu-

len – auf vergleichsweise wenige Stunden begrenzt ist. Darüber hinaus variiert in der 

Regel die Zusammensetzung der Lerngruppen im Verlauf des Theorieunterrichts von 

Ausbildungslektion zu Ausbildungslektion. Erzieherische Aufgaben können vor diesem 

Hintergrund durch Fahrlehrer nur sehr eingeschränkt wahrgenommen werden.  

- Im Hinblick auf den Kompetenzbereich „Beurteilen“ ist zu beachten, dass Fahrlehrer – 

im Gegensatz zu Lehrern an Schulen – keine Noten und Zeugnisse vergeben. Entschei-

dend ist am Ende weniger die Frage, ob die Beurteilung eines Fahrschülers gerecht ist, 

sondern eher die Frage, ob die Beurteilung eines Fahrschülers hinreichend treffsicher 

ist, den Erfolg in der theoretischen und praktischen Fahrerlaubnisprüfung zu prognosti-

zieren. Es geht also um die kriteriumsorientierte Klassifikation der Fahrschüler als Kön-

ner oder als Nichtkönner (Klauer, 1987; Klauer & Leutner, 2012). In der Fahrprakti-

schen Ausbildung besteht – noch im wesentlich höheren Ausmaß als im Theorieunter-

richt − darüber hinaus die besondere Herausforderung darin, das (fahrerische) Können 

einzelner Fahrschüler angemessen beurteilen und das Beurteilungsergebnis als Grund-

lage für individuell angepasste Übungen verwenden zu können. 

- Im Hinblick auf den Kompetenzbereich „Innovieren“ ist davon auszugehen, dass Fahr-

lehrer ihre Kompetenzen ständig weiter entwickeln müssen, insbesondere auch vor dem 

Hintergrund gesellschaftlicher und ökonomischer Veränderungen im Bereich der Mo-

bilität, zunehmend beschleunigter technischer Entwicklungen und allgemeiner Ent-

wicklungen im Bereich der Fahr- und Verkehrsausbildung. Dabei geht es um wissens-

bezogene Kompetenzen, die bei Fahrlehrern eher dem Bereich des Fachwissens zuzu-

ordnen sind. Zwar werden einzelne Fahrlehrer mitunter an strategischen Innovations-

prozessen mitwirken (z. B. bei der Weiterentwicklung ihrer Fahrschule oder bei der Op-

timierung des Fahrschulwesens über die Berufsverbände); allerdings sind Fahrlehrer 

unter anderen Bedingungen tätig als Schullehrer: Sie sind meist nicht in ein Team ein-

gebunden, das Erfahrungsaustausch und Diskussion ermöglicht, und sie stehen im Wett-

bewerb mit anderen Fahrschulen. Vor diesem Hintergrund erscheint es sinnvoll, die für 

die Fahrlehrerausbildung relevanten und aus Gutachtersicht vergleichsweise einge-

schränkten Kompetenzaspekte im Bereich „Innovieren“ in die Kompetenzbereiche „Un-

terrichten, Ausbilden und Weiterbilden“, „Erziehen“ sowie „Beurteilen“ zu integrieren 

(s. o.).   

Die Kompetenzbereiche „Unterrichten, Ausbilden und Weiterbilden“, „Erziehen“ sowie „Be-

urteilen“ werden im Rahmenplan der gegenwärtig geltenden Fahrlehrer-Ausbildungsordnung 

im Sachgebiet „Verkehrspädagogik“ thematisiert. Dort werden jedoch lediglich Ausbildungs-

inhalte, nicht aber zu erwerbende Kompetenzen aufgeführt.  
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4.3 Reformbedarf des pädagogisch-psychologischen und verkehrspädagogischen Pro-

fessionswissens aus Sicht des Gesetzgebers und unterschiedlicher Interessengrup-

pen 

Zu den Kernforderungen des Eckpunktepapiers der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Reform des 

Fahrlehrerrechts“ (2012) zählt eine „stärkere Gewichtung der Verkehrspädagogik“ in der Aus-

bildung und Prüfung von Fahrlehrern. Daher ist davon auszugehen, dass der Gesetzgeber im 

Bereich des pädagogisch-psychologischen und verkehrspädagogischen Professionswissens 

eine stärkere Ausdifferenzierung dieser Ausbildungsinhalte in den Planungsgrundlagen für die 

Fahrlehrerausbildung, einen höheren zeitlichen Anteil entsprechender Ausbildungseinheiten im 

Ausbildungsverlauf und damit auch eine höhere Verbindlichkeit der Unterrichtung entspre-

chender Ausbildungsinhalte durch die Fahrlehrerausbildungsstätten und Ausbildungsfahrschu-

len erwartet. Diese Auslegung wird auch durch die Forderung nach Pflichtfortbildungen zu 

verkehrspädagogischen Themen gestützt. 

Betrachtet man die Positionspapiere der Interessengruppen (BAGFA, BDFU, BVF, IDF, MO-

VING) im Hinblick auf Vorschläge zur Weiterentwicklung des pädagogisch-psychologischen 

und verkehrspädagogischen Professionswissens, so finden sich vorrangig allgemein gehaltene 

Ausführungen. Gemeinsam ist allen Stellungnahmen, dass – wie in Kapitel 3.3 bereits dargelegt 

– eine stärkere Verzahnung der theoretischen und praktischen Fahrlehrerausbildung gefordert 

wird, die mit einer besseren Vernetzung der an der Ausbildung Beteiligten (Fahrlehreranwärter, 

Ausbildungsfahrschule und Fahrlehrerausbildungsstätte) einhergehen soll. Darüber hinaus lässt 

sich allen Positionspapieren entnehmen, dass das pädagogisch-psychologische und verkehrspä-

dagogische Professionswissen von Fahrlehrern in der Fahrlehrerausbildung und Fahrlehrerprü-

fung einen deutlich höheren Stellenwert einnehmen soll. Diese Forderung wird von den ver-

schiedenen Interessengruppen unterschiedlich untersetzt: So fordern beispielsweise der BDFU 

und die BAGFA eine Verlängerung und Intensivierung der Einweisung für Ausbildungsfahr-

lehrer. Im MOVING-Positionspapier wird die besondere Bedeutung von „Lehrpotenzialen im 

Theorieunterricht“ betont. Zudem betreffen vier der sechs vorgeschlagenen Ausbildungsmo-

dule die Kompetenzbereiche „Unterrichten, Ausbilden und Weiterbilden“, „Erziehen“ sowie 

„Beurteilen“: M1 „Kommunikation, Lernprozesse, Lernatmosphäre“, M2 „Lernveranstaltungs-

planung, Lernveranstaltungsdurchführung“, M3 „Methodik, Pädagogik, Didaktik“ und M6 

„Verhalten im Verkehr; Ausbildungsplanung des praktischen Fahrunterrichts“. Andere Interes-

sengruppen schlagen die Prüfung von verkehrspädagogischen bzw. fachdidaktischen Kompe-

tenzen des Fahrlehrers auch bei der Erweiterung der Fahrlehrerlaubnisklassen durch die Ein-

führung von Lehrproben beim Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklassen A, CE und DE (BVF) bzw. 

CE und DE (BDFU) vor. Schließlich wird eine verbesserte Vermittlung von pädagogisch-psy-

chologischen und verkehrspädagogischen Kompetenzen im Zusammenhang mit einer Auswei-

tung der Orientierungsphase zu Beginn der Fahrlehrerausbildung, der praktischen Unterrichts-

übungen im gesamten Ausbildungsverlauf und der Reflexionsanteile in der zweiten Ausbil-

dungsphase gefordert. So schlägt beispielsweise die BAGFA die Einführung eines Orientie-

rungsmonats zu Beginn der Ausbildung vor, damit die Fahrlehreranwärter u. a. einen Einblick 

in die verkehrspädagogisch-didaktisch geprägte Fahrlehrertätigkeit erhalten und diese anhand 

von Beobachtungs- und Arbeitsaufträgen reflektieren können. Weiterhin solle die ca. einmona-

tige „Leerlaufphase“ zwischen dem schriftlichen und mündlichen Teil der Fachkundeprüfung 

vorrangig für Unterrichtsübungen im Theorieunterricht und in der Fahrpraktischen Ausbildung 

verwendet werden. Zu guter Letzt ist im Konzept der BAGFA eine Erhöhung des Reflexions-

anteils in der zweiten Ausbildungsphase um 10 Stunden vorgesehen. Alle diese Forderungen 

lassen den Wunsch nach einer pädagogisch-psychologischen und verkehrspädagogisch-didak-

tisch optimierten Fahrlehrerausbildung erkennen, müssen aber noch durch konkretisierende 

Konzepte beispielsweise für die Gestaltung der Orientierungsphase, der Unterrichtsübungen 

und der Reflexionsphasen untersetzt werden.  
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Im Hinblick auf die bereits angesprochene Qualifizierung von Ausbildungsfahrlehrern findet 

sich in der Stellungnahme der BAGFA (2011, S. 4) noch ein etwas konkreterer Bezug zum 

pädagogisch-psychologischen und verkehrspädagogischen Professionswissen: Es wird gefor-

dert, dass in der Ausbildung zum Ausbildungsfahrlehrer „insbesondere zusätzliche arbeitspä-

dagogische Inhalte vermittelt werden [sollen]“. Diese Inhalte sollen den Inhalten der Meister-

ausbildung ähneln, die in der Ausbilder-Eignungsverordnung (AusbEignV25) für die Meister-

ausbildung genannt werden. Die AusbEignV legt in §1 fest, dass Ausbilder für die Ausbildung 

in anerkannten Ausbildungsberufen gewisse berufs- und arbeitspädagogische Fertigkeiten, 

Kenntnisse und Fähigkeiten nachzuweisen haben. Diese pädagogische Eignung beinhaltet die 

Kompetenz zur Planung, Durchführung und Kontrolle der Berufsausbildung in den vier Hand-

lungsfeldern „Ausbildungsvoraussetzungen prüfen und Ausbildung planen“, „Ausbildung vor-

bereiten und bei der Einstellung von Auszubildenden mitwirken“, „Ausbildung durchführen“ 

und „Ausbildung abschließen“ (§2 AusbEignV). In §3 AusbEignV werden anschließend Kom-

petenzen genannt, über die Ausbilder in den jeweiligen Handlungsfeldern verfügen sollen. Lei-

der wird im BAGFA-Positionspapier nicht näher ausgeführt, welche der in der AusbEignV ge-

nannten Aspekte für die Schulung von Ausbildungsfahrlehrern übernommen und dort entspre-

chend vermittelt werden sollen. 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass es in den Stellungnahmen der unterschiedlichen In-

teressengruppen zwar eine Fülle von Hinweisen darauf gibt, dass die Bedeutung des pädago-

gisch-psychologischen und verkehrspädagogischen Professionswissens in hohem Maße ge-

stärkt werden soll, es jedoch an konkreten Vorschlägen für entsprechende Ausbildungsinhalte 

mangelt. Es bleibt daher zu präzisieren, welche pädagogisch-psychologischen und verkehrspä-

dagogischen Kompetenzen im Einzelnen vermittelt werden sollen und welche Ausbildungsin-

halte und Ausbildungsformen dafür geeignet erscheinen.  

Auch die Ergebnisse wissenschaftlicher Studien deuten auf die besondere Wichtigkeit des pä-

dagogisch-psychologischen und verkehrspädagogischen Professionswissens und seiner ange-

messene Operationalisierung im Rahmen der Fahrlehrerausbildung hin. Beispielsweise wurden 

in einer BASt-Studie zur Wirksamkeit des 1999 neu eingeführten Ausbildungspraktikums 

(Friedrich et al., 2006) 140 Fahrlehreranwärter am Ausbildungsende zur wahrgenommenen 

Wichtigkeit verschiedener Ausbildungsinhalte befragt. Folgende Inhalte des pädagogisch-psy-

chologischen und verkehrspädagogischen Inhaltsbereichs wurden von mindestens 80 Prozent 

der Befragten für „Sehr wichtig“ gehalten:  

- „Unterrichtsinhalte didaktisch aufbereiten, auswählen und organisieren“ (92%), 

- „Unterricht nach Lernzielen planen und Unterrichtsmaterial danach analysieren“ 

(86%),  

- „Methoden des Fahrschulunterrichts anwenden und fachgerecht einplanen“ (84%), 

- „Medien lehrzielorientiert in den Unterricht einplanen“ (89%),  

- „Lernstörungen und -probleme mit deren Ursachen und Vermeidungsmöglichkeiten 

kennen“ (89%),  

- „Sich didaktisch auf unterschiedliche Situationen und auf Eigenheiten besonderer 

Gruppen einstellen“ (81%),  

- „Prüfungsängste realisieren und abbauen“ (89%),  

- „Fahr- und Prüfungsleistung von Fahrschülern beobachten, registrieren, beurteilen und 

mitteilen“ (87%) sowie  

- „Fahrschüler beraten“ (83%).  

Die aufgeführten Befragungsergebnisse verdeutlichen den Bedarf an Kompetenzen in den oben 

genannten Kompetenzbereichen „Unterrichten, Ausbilden und Weiterbilden“, „Erziehen“ so-

wie „Beurteilen“. Darüber hinaus zeigte sich in der Studie, dass Kenntnisse im Bereich der 

                                                 
25 Ausbilder-Eignungsverordnung vom 21. Januar 2009, BGBl I: S. 88. 
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Leistungsbeurteilung (bzw. Lernstandsdiagnostik) und Fahrschülerberatung zwar für sehr 

wichtig gehalten wurden, jedoch die tatsächlich erbrachten Leistungen − erfasst über standar-

disierte Fallstudien − lediglich im mittleren Bereich lagen. Dies unterstreicht die besondere 

Bedeutung einer wirkungsvollen Ausbildung von Beurteilungs- und Beratungskompetenzen. 

4.4 Pädagogisch-psychologische und verkehrspädagogische Kompetenzen von Fahr-

lehrern 

Die aus dem Vergleich der Tätigkeit von Lehrern an Schulen einerseits und von Fahrlehrern 

andererseits resultierenden Überlegungen sowie die Empfehlungen des Gesetzgebers und der 

Interessengruppen führen zur Festlegung der nachfolgend beschriebenen pädagogisch-psycho-

logischen und verkehrspädagogischen Fahrlehrerkompetenzen, die am Ende der Fahrlehreraus-

bildung erreicht sein sollten. Dabei handelt es sich um diejenigen Kompetenzen, die in der 

Ausbildung zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE erworben werden sollen und auch für 

den (nachfolgenden) Erwerb der anderen Fahrlehrerlaubnisklassen grundlegend sind. Bei der 

Ausbildung zu weiteren Fahrlehrerlaubnisklassen werden also nicht generell andere Kompe-

tenzen vermittelt; die Kompetenzvermittlung bedarf aber klassenspezifischer Ergänzungen im 

verkehrspädagogischen Bereich. Als Beispiele dafür können die Vermittlung von Wissen über 

klassenspezifische Unterschiede bei der Fahrmotivation (z. B. Zeitdruck bei LKW-Fahrern, 

Flow-Erleben bei Motorradfahrern) oder über klassenspezifische Eingriffsmöglichkeiten bei 

der Fahrschulausbildung genannt werden. Hier findet sich wiederum eine Analogie zur Ausbil-

dung von Lehrern an Schulen: Die bildungswissenschaftlichen Anteile der Lehrerbildung sind 

Bestandteil der Ausbildung von Lehrkräften aller Unterrichtsfächer, während sich die fachdi-

daktischen Anteile der Lehrerbildung auf spezifische Anforderungen einzelner Unterrichtsfä-

cher beziehen.  

Kompetenzbereich „Unterrichten, Ausbilden und Weiterbilden“  

Kompetenz 1 – Grundlagen der Fahranfängervorbereitung: 

Fahrlehrer kennen die vielfältigen Lehr-Lernformen und Prüfungsformen im System der Fahr-

anfängervorbereitung sowie die mit ihnen verbundenen Ziele, Inhalte und rechtlichen Rahmen-

bedingungen. Sie kennen insbesondere die Ziele, die Inhalte und die rechtlichen Rahmenbedin-

gungen der Fahrschulausbildung, können sie erläutern sowie ihren Theorieunterricht und ihre 

Fahrpraktische Ausbildung daran ausrichten.  

Unverzichtbare curriculare Inhalte:  

Lehr-Lernformen und Prüfungsformen im System der Fahranfängervorbereitung; Rahmenplan 

Theorieunterricht; Rahmenplan Fahrpraktische Ausbildung; curriculare Grundlagen der Fahr-

schulausbildung; Ausbildungspläne; rechtliche Rahmenbedingungen (z. B. DV-FahrlG, 

FahrlG, FahrschAusbO, FeV, Prüfungsrichtlinie, StVG); Fahrschulüberwachung 

Begründung:  

Die Befähigung zur Durchführung der Fahrschulausbildung stellt das zentrale Ausbildungsziel 

der Fahrlehrerausbildung dar. Dabei ist die Kenntnis der Ziele, Inhalte und rechtlichen Rah-

menbedingungen der Fahrschulausbildung als eine wichtige Bedingung für eine erfolgreiche 

professionelle Tätigkeit als Fahrlehrer anzusehen. Zusätzlich sollten Fahrlehrer das Gesamtsys-

tem der Fahranfängervorbereitung mit seinen vielfältigen Lehr-Lernformen und Prüfungsfor-

men kennen, um der sehr heterogen zusammengesetzten Lerngruppe der Fahrschüler unter-

schiedliche, an die jeweiligen Lernvoraussetzungen angepasste Lernmöglichkeiten empfehlen 

und die Ausbildung an den Prüfungsanforderungen ausrichten zu können. 
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Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan:  

Die Ausbildungsinhalte „Lehr-Lernformen und Prüfungsformen im System der Fahranfänger-

vorbereitung“ und „Fahrschulüberwachung“ werden im gültigen Rahmenplan für die Ausbil-

dung zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE nicht explizit thematisiert. Alle weiteren vor-

geschlagenen Ausbildungsinhalte finden sich in den Abschnitten 1.6.1.1, 1.6.1.2 und 1.6.5 des 

Rahmenplans wieder. 

Kompetenz 2 – Gestaltung des Theorieunterrichts:  

Fahrlehrer kennen Bestandteile und Erwerbsverläufe von Fahr- und Verkehrskompetenz. Wei-

terhin kennen sie Lehrfunktionen (Motivation, Information, Informationsverarbeitung, Spei-

chern und Abrufen, Anwendung und Transfer, Steuerung und Kontrolle) und Qualitätskriterien 

guten Theorieunterrichts. Sie können Lehrfunktionen und Qualitätskriterien erläutern, kennen 

Methoden ihrer Umsetzung und können sie bei der Planung und Durchführung des Theorieun-

terrichts anwenden.  

Unverzichtbare curriculare Inhalte:  

Bestandteile und Erwerbsverläufe von Fahr- und Verkehrskompetenz; Risiken am Beginn der 

Fahrerkarriere und deren psychologische Grundlagen; Lehrfunktionen; Motivationstheorien 

(insbesondere Lern- und Leistungsmotivation); Wissensarten und deren Erwerb (deklaratives, 

prozedurales Wissen); Unterrichtsplanung; Unterrichtsmethoden; Auswahl und Nutzung von 

Lehr-Lernmedien; E-Learning und Blended-Learning; kognitive Aktivierung; zielerreichendes 

Lernen und Konsolidierung; Fahrlehrer-Fahrschüler-Kommunikation und Klassenführung; 

Qualitätskriterien guten Theorieunterrichts; Fehlkonzepte von Fahrschülern; Selbst- und Frem-

devaluation; Vorbereitung auf die Theoretische Fahrerlaubnisprüfung 

Begründung:  

Jede Planung und Durchführung von Ausbildung ist an die Kenntnis der speziellen Strukturen 

und Lernverläufe des Ausbildungsgegenstands − also der Fahr- und Verkehrskompetenz − ge-

bunden. Erfolgreicher Unterricht und erfolgreiche Ausbildung erfordern die Umsetzung von 

Lehrfunktionen: Lehrfunktionen sind Effekte, die durch Unterricht erreicht werden müssen, 

damit Lernen erfolgreich stattfinden kann (Klauer & Leutner, 2012). Demnach müssen Ler-

nende motiviert sein (Lehrfunktion „Motivation“); sie müssen Informationen aufnehmen (Lehr-

funktion „Information“), verarbeiten (Lehrfunktion „Informationsverarbeitung“) und im Lang-

zeitgedächtnis so speichern, dass sie wieder abgerufen (Lehrfunktion „Speichern und Abrufen“) 

und zur Bearbeitung neuer Aufgaben- und Problemstellungen verwendet werden können (Lehr-

funktion „Anwendung und Transfer“). Weiterhin muss der gesamte, bei jedem Lernenden spe-

zifisch ablaufende Lernprozess – individuell angepasst – vom Lehrer gesteuert und kontrolliert 

werden, sofern die Lernenden nicht selbst dazu in der Lage sind (Lehrfunktion „Steuerung und 

Kontrolle“). Es gibt vielfältige Möglichkeiten, was Lehrende didaktisch und methodisch tun 

können, um diese Lehrfunktionen in ihrem Unterricht umzusetzen (für einen Überblick über 

die diesbezügliche Lehr-Lernforschung siehe Klauer & Leutner, 2012). Darüber hinaus lassen 

sich unter dem Stichwort „Unterrichtsqualität“ weitere Aspekte von Unterricht nennen, die er-

folgreiches Lernen unterstützen. In diesem Zusammenhang müssen vor allem die in der Fahr-

schulüberwachung speziell im Hinblick auf den Theorieunterricht etablierten und empirisch 

gesicherten Qualitätskriterien bekannt sein und umgesetzt werden können (z. B. Sturzbecher, 

2004; Sturzbecher & Palloks, 2012). Hierzu gehören beispielsweise die strukturierte Nutzung 

der verfügbaren Unterrichtszeit, die methodische Vielfalt des Unterrichts, seine Binnendiffe-

renzierung gemäß den Lernvoraussetzungen der Lernenden und das angemessene Reagieren 

auf fehlerhafte Beiträge von (Fahr-) Schülern (für einen Überblick siehe auch Helmke, 2012, 

oder Hattie, 2009). Aus verkehrspädagogischer Perspektive ist es schließlich erforderlich, typi-

sche Fehlkonzepte von Fahrschülern zu kennen und auf diese angemessen eingehen zu können. 
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Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan:  

Die Ausbildungsinhalte „Unterrichtsplanung“ (1.6.1.4 und 1.6.4), „Unterrichtsmethoden“ 

(1.6.2), „Auswahl und Nutzung von Lehr-Lernmedien“ (1.6.3), „Fahrlehrer-Fahrschüler-Kom-

munikation und Klassenführung“ (1.6.1.5 und 1.6.1.6) sowie „Vorbereitung auf die Theoreti-

sche Fahrerlaubnisprüfung“ (1.6.1.7) werden im derzeitigen Rahmenplan für den Erwerb der 

Fahrlehrerlaubnisklasse BE aufgeführt. Die Ausbildungsinhalte „Bestandteile und Erwerbsver-

läufe von Fahr- und Verkehrskompetenz“, „Risiken am Beginn der Fahrerkarriere und deren 

psychologische Grundlagen“, „Lehrfunktionen“, „Motivationstheorien (insbesondere Lern- 

und Leistungsmotivation)“, „Wissensarten und deren Erwerb (deklaratives, prozedurales Wis-

sen)“, „E-Learning und Blended-Learning“, „Kognitive Aktivierung“, „Zielerreichendes Ler-

nen und Konsolidierung“, „Qualitätskriterien guten Theorieunterrichts“, „Fehlkonzepte von 

Fahrschülern“ sowie „Selbst- und Fremdevaluation“ werden nicht explizit im Rahmenplan the-

matisiert.  

Kompetenz 3 – Gestaltung der Fahrpraktischen Ausbildung:  

Fahrlehrer kennen − aufbauend auf den Prinzipien des Erwerbs von Fahr- und Verkehrskom-

petenz – Möglichkeiten der Verzahnung von Theorieunterricht und Fahrpraktischer Ausbildung 

sowie die Qualitätskriterien guter Fahrpraktischer Ausbildung. Sie können die Verzahnungs-

möglichkeiten und Qualitätskriterien erläutern, kennen Methoden ihrer Umsetzung und können 

sie bei der Planung und Durchführung der Fahrpraktischen Ausbildung anwenden. 

Unverzichtbare curriculare Inhalte:   

Aufbau automatisierter Fertigkeiten; Expertiseerwerb und deliberate practice; Sequenzierung 

der Fahrpraktischen Ausbildung; Anforderungen und Bewertungskriterien bei der Bewältigung 

von Fahraufgaben; Qualitätskriterien guter Fahrpraktischer Ausbildung; Instruktion und Feed-

back; Scaffolding und Fading; Eingriffsmöglichkeiten und Eingriffsnotwendigkeiten des Fahr-

lehrers; Möglichkeiten der Verzahnung von Theorieunterricht und Fahrpraktischer Ausbildung; 

Vorbereitung auf die Praktische Fahrerlaubnisprüfung 

Begründung:  

Der Erwerb von Fahr- und Verkehrskompetenz ist ein längerfristiger Prozess des Erwerbs von 

Expertise (für einen Überblick siehe Leutner, Brünken & Willmes-Lenz, 2009), bei dem die 

Fahrpraktische Ausbildung die ersten Schritte unterstützt. Möglichkeiten, den gesamten Pro-

zess des Expertiseerwerbs durch Auswahl geeigneter Übungsaufgaben zielführend zu fördern, 

werden grundlegend beispielsweise von Ericsson, Krampe und Tesch-Römer (1993) unter dem 

Stichwort „deliberate practice“ beschrieben (Ericsson, Charness, Feltovich & Hoffman, 2006). 

Speziell für die Fahrpraktische Ausbildung und Praktische Fahrerlaubnisprüfung wurden An-

forderungen und Bewertungskriterien zu den einzelnen Fahraufgaben in einem Fahraufgaben-

katalog (Sturzbecher et al., 2014) als gemeinsame Bildungsstandards wissenschaftlich begrün-

det und festgelegt. Empirisch gesicherte Qualitätskriterien guter Fahrpraktischer Ausbildung 

finden sich beispielsweise in den Grundlagen der „Pädagogisch qualifizierten Fahrschulüber-

wachung“ (Sturzbecher, 2004; Sturzbecher & Palloks, 2012).  

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan:  

Die Ausbildungsinhalte „Aufbau automatisierter Fertigkeiten“ (1.1.1.1), „Sequenzierung der 

Fahrpraktischen Ausbildung“ (1.6.4), „Instruktion und Feedback“ (1.6.1.7 und 1.6.4) sowie 

„Vorbereitung auf die Praktische Fahrerlaubnisprüfung“ (1.6.1.7) werden im Rahmenplan für 

die Ausbildung zum Fahrlehrer der Klasse BE aufgeführt. Anknüpfungspunkte zum Ausbil-

dungsinhalt „Eingriffsmöglichkeiten und Eingriffsnotwendigkeiten des Fahrlehrers“ finden 

sich im Abschnitt 1.6.4 des Rahmenplans. Die Ausbildungsinhalte „Expertiseerwerb und de-

liberate practice“, „Anforderungen und Bewertungskriterien bei der Bewältigung von Fahrauf-
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gaben“, „Qualitätskriterien guter Fahrpraktischer Ausbildung“, „Scaffolding und Fading“ so-

wie „Möglichkeiten der Verzahnung von Theorieunterricht und Fahrpraktischer Ausbildung“ 

werden nicht explizit im Rahmenplan thematisiert. 

Kompetenz 4 – Grundlagen des Fahrlehrerberufs:  

Fahrlehrer kennen die vielfältigen Tätigkeitsfelder ihres Berufes sowie die damit verbundenen 

Anforderungen und Weiterbildungsmöglichkeiten. Weiterhin kennen sie berufliche Belas-

tungs- und Stressfaktoren sowie die Möglichkeiten zur Stressprävention. Sie können die ge-

nannten Faktoren erläutern und bei der Gestaltung ihrer beruflichen Karriere berücksichtigen. 

Unverzichtbare curriculare Inhalte:  

Fahrlehrerberuf und Berufsbild, mögliche Angebote von Fahrschulen, Weiterqualifizierungs-

möglichkeiten, Aktualisierung und Ergänzung des Professionswissens, Arbeitsorganisation, 

Belastung, Stress und Stressprävention 

Begründung: 

Neben ihrem „Kerngeschäft“ − der Durchführung von Theorieunterricht und Fahrpraktischer 

Ausbildung − können Fahrlehrer in vielfältigen weiteren Aufgabenfeldern tätig werden. Diese 

Aufgabenfelder sowie die mit ihnen verbundenen Möglichkeiten und Erfordernisse zur Weiter-

qualifizierung sollten Fahrlehreranwärter kennenlernen. Weiterhin müssen Fahrlehreranwärter 

in die Lage versetzt werden, ihre berufsrelevante Wissensbasis regelmäßig zu aktualisieren und 

zu ergänzen; sie müssen demzufolge Fähigkeiten zum lebenslangen Lernen erwerben.  

Die facettenreichen Anforderungen des Fahrlehrerberufs können Belastungen enthalten, die als 

Stress empfunden werden und mittel- bis langfristig zu emotionaler Erschöpfung und Burnout 

führen können (Bakker & Demerouti, 2007; Bamberger & Busch, 1996; Udris & Frese, 1988). 

Aus diesem Grund sollten Fahrlehrer schließlich mit Belastungs- und Stressfaktoren sowie mit 

Möglichkeiten zur Stressprävention vertraut sein. In diesem Zusammenhang konnte für junge 

Lehrer an Schulen gezeigt werden, dass bildungswissenschaftliches Wissen im Allgemeinen 

und Kompetenzen im Bereich der Klassenführung (s. o.) im Besonderen vor emotionaler Er-

schöpfung schützen können (Dicke et al., 2014, 2015). 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan:  

Ein Großteil der genannten Ausbildungsinhalte wird im gültigen Rahmenplan für die Ausbil-

dung zum Fahrlehrer der Klasse BE in den Abschnitten 1.6.7 und 1.6.8 aufgeführt. Lediglich 

die Ausbildungsinhalte „Aktualisierung und Ergänzung des Professionswissens“ sowie „Stress 

und Stressprävention“ werden nicht explizit thematisiert; es wird empfohlen, diese Inhalte im 

Rahmen der Neustrukturierung des Professionswissens von Fahrlehrern zu ergänzen. 

Kompetenzbereich „Erziehen“ 

Kompetenz 1 – Berücksichtigung personeller, sozialer und kultureller Lernbedingungen: 

Fahrlehrer kennen typische soziale und kulturelle Lebensbedingungen von Fahrschülern, kön-

nen sie erläutern sowie im Theorieunterricht und in der Fahrpraktischen Ausbildung berück-

sichtigen. 

Unverzichtbare curriculare Inhalte:  

Entwicklung und Sozialisation über die Lebensspanne mit Schwerpunkt im Jugendalter, Um-

gang mit Heterogenität 

Begründung:  

Um das Verhalten der Fahrschüler verstehen und angemessen auf darauf reagieren zu können, 

müssen Fahrlehrer grundlegende entwicklungspsychologische und jugendsoziologische Kennt-

nisse aufweisen (z. B. Schneider & Lindenberger, 2012; Ecarius et al., 2011). Darüber hinaus 
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sind Lerngruppen in der Fahrschulausbildung beispielsweise hinsichtlich des Alters, des kultu-

rellen Hintergrunds, des Bildungsniveaus, der Motivation und des Fahrerlaubnisvorbesitzes der 

Fahrschüler oftmals sehr heterogen zusammengesetzt; daher sind grundlegende Kenntnisse 

über den Umgang mit heterogenen Lerngruppen erforderlich.  

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan:  

Die Ausbildungsinhalte „Entwicklung und Sozialisation über die Lebensspanne mit Schwer-

punkt im Jugendalter“ und „Umgang mit Heterogenität“ werden nicht explizit im Rahmenplan 

für die Ausbildung zum Fahrlehrer der Klasse BE thematisiert. Anknüpfungspunkte bezüglich 

des Umgangs mit Heterogenität finden sich lediglich in Abschnitt 1.6.1.3 (Inhalte „Lernvoraus-

setzungen“, „Lernstand“ und „Lernstörungen“). 

Kompetenz 2 – Vermittlung von Verkehrssicherheitseinstellungen:  

Fahrlehrer kennen die Prozesse des Einstellungserwerbs und die Methoden der Einstellungs-

veränderung. Sie können diese Prozesse und Methoden erläutern sowie bei der Planung und 

Durchführung von Theorieunterricht und Fahrpraktischer Ausbildung berücksichtigen. 

Unverzichtbare curriculare Inhalte:  

Lernen am Modell und Wirkung von Sanktionen, Erwerb und Beeinflussung von Einstellungen 

zur Verantwortungsübernahme und Sicherheit im Straßenverkehr 

Begründung:  

Das Verhalten im Straßenverkehr ist stark von Einstellungen zur Verantwortungsübernahme 

und Sicherheit im Straßenverkehr geprägt. Die Förderung sicherheitsdienlicher Einstellungen 

bzw. die Veränderung sicherheitsabträglicher Einstellungen gehört – trotz des relativ kurzen 

Ausbildungszeitraums − zu den wichtigen Zielen der Fahrschulausbildung (EU-Project GAD-

GET, 1999). Dementsprechend müssen Fahrlehrer Wissen darüber erwerben, wie sicherheits- 

und verantwortungsrelevante Einstellungen entstehen (z. B. sozial-kognitive Lerntheorie nach 

Bandura, 1986) und wie sie verkehrspädagogisch zielgerichtet verändert werden können (z. B. 

Theorie des geplanten Verhaltens nach Ajzen, 1991; Framing-Methoden nach Elstein, 1987; 

Methoden der persuasiven Kommunikation nach Dillard & Pfau, 2002; s. auch Leutner et al., 

2009). 

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan:  

Anknüpfungspunkte zum Ausbildungsinhalt „Erwerb und Beeinflussung von Einstellungen zur 

Verantwortungsübernahme und Sicherheit im Straßenverkehr“ finden sich im Abschnitt 1.1.1.3 

(„Einstellungen zum Fahren und Fahrzeug; Möglichkeiten und Schwierigkeiten der Beeinflus-

sung“) des Rahmenplans für die Ausbildung zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE. Der 

Ausbildungsinhalt „Lernen am Modell und Wirkung von Sanktionen“ wird nicht explizit im 

Rahmenplan thematisiert. 

Kompetenzbereich „Beurteilen“ 

Kompetenz 1 – Förderorientierte Lernstandsdiagnostik: 

Fahrlehrer können Lernvoraussetzungen, Lernprozesse und Lernergebnisse von Fahrschülern 

diagnostizieren und die Ergebnisse zur individuellen Förderung und Beratung bezüglich des 

weiteren Lernwegs verwenden. 

Unverzichtbare curriculare Inhalte:  

Leistungsmessung und Leistungsbeurteilung, Bezugsnormen (kriterial, sozial, individuell), Be-

obachtungs- und Beurteilungsfehler, Prüfungsangst, Lernstörungen, Lernfortschrittsdiagnostik, 

Leistungsrückmeldung und Formen von Feedback, Orientierung von Theorieunterricht und 

Fahrpraktischer Ausbildung am Kenntnis- und Ausbildungsstand des Fahrschülers, Beratung 

bezüglich des Lernwegs, Prüfungsreife 
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Begründung:  

Zielführender Unterricht und zielführende Ausbildung machen es erforderlich, den augenblick-

lichen Lernstand des Schülers zu diagnostizieren, um die nachfolgenden Lehrhandlungen daran 

ausrichten zu können. Dies führt zu einem Regelkreismodell von Unterricht und Ausbildung 

(Klauer & Leutner, 2012): Es sollte so lange unterrichtet bzw. ausgebildet werden, bis das je-

weilige Ziel erreicht ist; erst dann sollte zum nächsten Ziel übergegangen werden. Am Ende 

steht die Zulassung zur Theoretischen bzw. Praktischen Fahrerlaubnisprüfung. Vor diesem Hin-

tergrund benötigen Fahrlehrer umfassende Kenntnisse auf allen Gebieten der fahrausbildungs-

relevanten Lern- und Leistungsdiagnostik sowie der individualisierten, förderorientierten Rück-

meldung von Lernergebnissen (für einen Überblick zum Thema „Individualdiagnostik“ siehe 

z. B. Wirth & Lebens, 2014).  

Vergleich mit dem derzeit geltenden Rahmenplan:  

Die Ausbildungsinhalte „Leistungsmessung und Leistungsbeurteilung“, „Beobachtungs- und 

Beurteilungsfehler“, „Prüfungsangst“, „Leistungsrückmeldungen und Formen von Feedback“ 

sowie „Prüfungsreife“ werden in Abschnitt 1.6.1.7 des Rahmenplans für die Ausbildung zum 

Fahrlehrer der Klasse BE aufgeführt. Der Ausbildungsinhalt „Lernstörungen“ findet sich in 

Abschnitt 1.6.1.3. Zudem lässt der Rahmenplan Anknüpfungspunkte zu den Ausbildungsinhal-

ten „Lernfortschrittsdiagnostik“ (Abschnitt 1.6.1.3 „Lernvoraussetzungen“ und „Lernstand“) 

und „Beratung bezüglich des Lernwegs“ (Abschnitt 1.6.1.3 „Weiterlernen nach der Fahrerlaub-

nisprüfung“; Abschnitt 1.6.1.8 „Beratung von Fahrschülern“) erkennen. Die Ausbildungsin-

halte „Bezugsnormen (kriterial, sozial, individuell)“ sowie „Orientierung von Theorieunterricht 

und Fahrpraktischer Ausbildung am Kenntnis- und Ausbildungsstand des Fahrschülers“ wer-

den nicht explizit thematisiert.  

4.5 Fazit 

Ausgangspunkt der in diesem Kapitel vorgelegten Definitionen von Kompetenzen des pädago-

gisch-psychologischen und verkehrspädagogischen Professionswissens von Fahrlehrern war 

der Vergleich des Lehrens und Lernens an Schulen einerseits und an Fahrschulen andererseits. 

Von besonderer Bedeutung ist dabei, dass das Lehren und Lernen an Schulen ein seit vielen 

Jahren national und international etablierter Gegenstand der bildungswissenschaftlichen Lehr-

Lernforschung bzw. der Professionsforschung ist, während die diesbezüglichen Forschungser-

gebnisse im Hinblick auf Fahrschulen noch überschaubar sind. Insofern lag es nahe zu verglei-

chen, was in den bisherigen Überlegungen und Konzepten zur Ausbildung von Fahrlehrern 

noch fehlt und was aus der Ausbildung von Schullehrern in den Fahrlehrerbereich übertragen 

werden kann.  

Dieser Denkansatz hat sich als fruchtbar erwiesen: Er hat zum einen offen gelegt, dass vieles 

von dem, was in der bildungswissenschaftlichen (und fachdidaktischen) Ausbildung von Schul-

lehrern mittlerweile selbstverständlich ist, in der verkehrspädagogischen Ausbildung von Fahr-

lehrern noch nicht oder noch unzureichend berücksichtigt wird. Dies betrifft Kompetenzen in 

allen Kompetenzbereichen, insbesondere aber die Kompetenzen „Gestaltung der Fahrprakti-

schen Ausbildung“, „Vermittlung von Verkehrssicherheitseinstellungen“ und „Förderorien-

tierte Lernstandsdiagnostik“. Zum anderen konnte festgestellt werden, dass sich die in der bil-

dungswissenschaftlichen Ausbildung von Schullehrern etablierten Kompetenzbereiche „Unter-

richten“, „Erziehen“ und „Beurteilen“ im Wesentlichen und mit Gewinn auf die Fahrlehreraus-

bildung übertragen lassen und es ermöglichen, die bisher im Sachgebiet „Verkehrspädagogik“ 

subsummierten Ausbildungsinhalte sinnvoll zu strukturieren und zu ergänzen.  

Im Ergebnis wurden in diesem Kapitel in den drei genannten Kompetenzbereichen sieben Kom-

petenzen definiert, über die Fahrlehreranwärter − als Ausdruck ihres pädagogisch-psychologi-

schen und verkehrspädagogischen Professionswissens − am Ende der Ausbildung zum Erwerb 
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der Fahrerlaubnisklasse BE verfügen sollten. Über die Fahrerlaubnisklasse BE hinausgehend 

bilden diese Kompetenzen auch die Grundlage für den Erwerb vertiefter verkehrspädagogischer 

Kompetenzen, die speziell für den Erwerb weiterer Fahrlehrerlaubnisklassen notwendig sind. 
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5 Qualifikationsniveau von Fahrlehrern und Zugangsvoraussetzungen zum 

Fahrlehrerberuf  

5.1 Überblick 

In den letzten Jahren wurde national − vor dem Hintergrund der geplanten Novellierung des 

Fahrlehrerrechts26 − und international von verschiedenen Seiten über das notwendige Qualifi-

kationsniveau von Fahrlehrern und eine Reform der Zugangsvoraussetzungen zum Fahrlehrer-

beruf diskutiert. In Deutschland hat die Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur „Reform des Fahrleh-

rerechts“ Vorschläge zur Neuregelung des anzustrebenden Qualifikationsniveaus und der Zu-

gangsvoraussetzungen vorgelegt. Weiterhin wurden Positionspapiere von Interessengruppen zu 

diesen Themen veröffentlicht (s. Kapitel 3). Im vorliegenden Beitrag sollen diese Vorschläge 

und Positionen erörtert und abgewogen werden, um darauf aufbauend Schlussfolgerungen für 

die Festlegung des künftigen Qualifikationsniveaus von Fahrlehrern und die Novellierung der 

beruflichen Zugangsvoraussetzungen zu ziehen. Dazu werden nachfolgend zunächst das der-

zeitige Qualifikationsniveau von Fahrlehrern beschrieben und die bestehenden fahrlehrerecht-

lichen Zugangsvoraussetzungen dargelegt.  

5.2 Derzeitiges Qualifikationsniveau von Fahrlehrern und bestehende fahrlehrer-

rechtliche Zugangsvoraussetzungen zum Fahrlehrerberuf 

Derzeitiges Qualifikationsniveau von Fahrlehrern 

Die vorliegenden Vorschläge der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Reform des Fahrlehrergeset-

zes“ zur Neuregelung des Qualifikationsniveaus von Fahrlehrern orientieren sich genauso wie 

die diesbezüglichen Diskussionen in der Fachöffentlichkeit formal am „Deutschen Qualifikati-

onsrahmen für Lebenslanges Lernen“ (AK DQR, 2011). Dieser Qualifikationsrahmen stellt 

eine Umsetzung des Europäischen Qualifikationsrahmens dar; letzterer fungiert als einheitli-

cher Referenzrahmen für allgemeine und berufliche Bildungsabschlüsse innerhalb der EU.  

Wie in Tabelle 3 dargestellt, sieht der Deutsche Qualifikationsrahmen insgesamt acht Qualifi-

kationsniveaustufen vor, die eine Bandbreite von Berufsvorbereitungsmaßnahmen (Niveau-

stufe 1) bis hin zu wissenschaftlichen Qualifikationen (Promotion, Niveaustufe 8) umfasst. Der 

Vergleich der geltenden rechtlichen Regelungen zur Fahrlehrerqualifikation mit dem Deut-

schen Qualifikationsrahmen zeigt, dass sich das derzeitige Qualifikationsniveau der Fahrlehrer 

in Deutschland nicht eindeutig in den Deutschen Qualifikationsrahmen einordnen lässt. Vor 

dem Hintergrund der Zugangsvoraussetzung einer „abgeschlossenen Berufsausbildung in ei-

nem anerkannten Lehrberuf nach abgeschlossener Hauptschulbildung“ (§2 Abs. 1 Satz 3 

FahrlG) könnte man – wohlwollend betrachtet – den Fahrlehrerberuf zwar auf der Niveaustufe 

3 (berufliche Ausbildung mit einer Dauer von mindestens zwei Jahren) verorten; allerdings 

muss die berufliche Vorbildung für die Aufnahme der Fahrlehrerausbildung bislang keinen Be-

zug zur angestrebten Fahrlehrertätigkeit aufweisen. Nur in Verbindung mit einer einschlägigen 

beruflichen Vorbildung wäre die Fahrlehrerausbildung als eine berufliche Erstausbildung mit 

einer Dauer von drei bis dreieinhalb Jahren (Niveaustufe 4) anzusehen. Keinesfalls stellt sie 

eine spezialisierende Aufstiegsfortbildung dar, wie sie für die Niveaustufe 5 erforderlich wäre. 

Damit ist das derzeitige Qualifikationsniveau der Fahrlehrer in Deutschland – je nach inhaltli-

cher Einschlägigkeit der beruflichen Vorbildung − aus Gutachtersicht zwischen den Niveaustu-

fen 3 und 4 anzusiedeln. 

  

                                                 
26 Die Zugangsvoraussetzungen zur Fahrlehrerausbildung, das Qualifikationsniveau von Fahrlehrern und die Vo-

raussetzungen zur Erteilung einer Fahrlehrerlaubnis sind im FahrlG (insbesondere im Abschnitt 1) geregelt. Sie 

werden in der DV-FahrlG sowie in der FahrlPrüfO konkretisiert.  
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Tab. 3: Niveaustufen des Deutschen Qualifikationsrahmens 

Ni-

veau 
Beschreibung Qualifikationen 

1 Über Kompetenzen zur Erfüllung einfacher Anforde-

rungen in einem überschaubaren und stabil strukturier-

ten Lern- oder Arbeitsbereich verfügen. Die Erfüllung 

der Aufgaben erfolgt unter Anleitung. 

 Berufsausbildungsvorbereitung 

 Maßnahmen der Arbeitsagentur (BvB) 

 Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) 

2 Über Kompetenzen zur fachgerechten Erfüllung grund-

legender Anforderungen in einem überschaubaren und 

stabil strukturierten Lern- oder Arbeitsbereich verfügen. 

Die Erfüllung der Aufgaben erfolgt weitgehend unter 

Anleitung. 

 Berufsausbildungsvorbereitung 

 Maßnahmen der Arbeitsagentur (BvB) 

 Berufsvorbereitungsjahr (BVJ) 

 Einstiegsqualifizierung (EQ) 

 Berufsfachschule (Berufliche Grundbil-

dung) 

3 Über Kompetenzen zur selbständigen Erfüllung fachli-

cher Anforderungen in einem noch überschaubaren und 

zum Teil offen strukturierten Lernbereich oder berufli-

chen Tätigkeitsfeld verfügen. 

 Duale Berufsausbildung (2-jährige Aus-

bildungen) 

 Berufsfachschule (Mittlerer Schulab-

schluss) 

4 Über Kompetenzen zur selbständigen Planung und Be-

arbeitung fachlicher Aufgabenstellungen in einem um-

fassenden, sich verändernden Lernbereich oder berufli-

chen Tätigkeitsfeld verfügen. 

 Duale Berufsausbildung (3- und 3 ½-

jährige Ausbildungen) 

 Berufsfachschule (Assistentenberufe) 

 Berufsfachschule (vollqualifizierende 

Berufsausbildung nach BBiG/HwO) 

5 Über Kompetenzen zur selbständigen Planung und Be-

arbeitung umfassender fachlicher Aufgabenstellungen 

in einem komplexen, spezialisierten, sich verändernden 

Lernbereich oder beruflichen Tätigkeitsfeld verfügen. 

 IT-Spezialist (Zertifizierter) 

 Servicetechniker (Geprüfter) 

6 Über Kompetenzen zur Planung, Bearbeitung und Aus-

wertung von umfassenden fachlichen Aufgaben- und 

Problemstellungen sowie zur eigenverantwortlichen 

Steuerung von Prozessen in Teilbereichen eines wissen-

schaftlichen Faches oder in einem beruflichen Tätig-

keitsfeld verfügen. Die Anforderungsstruktur ist durch 

Komplexität und häufige Veränderungen gekennzeich-

net. 

 Bachelor 

 Fachkaufmann (Geprüfter) 

 Fachschule (Staatlich Geprüfter) 

 Fachwirt (Geprüfter) 

 Meister (Geprüfter) 

 Operativer Professional (IT) (Geprüfter) 

7 Über Kompetenzen zur Bearbeitung von neuen komple-

xen Aufgaben- und Problemstellungen sowie zur eigen-

verantwortlichen Steuerung von Prozessen in einem 

wissenschaftlichen Fach oder in einem strategieorien-

tierten beruflichen Tätigkeitsfeld verfügen. Die Anfor-

derungsstruktur ist durch häufige und unvorhersehbare 

Veränderungen gekennzeichnet. 

 Master 

 Strategischer Professional (IT) (Geprüf-

ter) 

8 Über Kompetenzen zur Gewinnung von Forschungser-

kenntnissen in einem wissenschaftlichen Fach oder zur 

Entwicklung innovativer Lösungen und Verfahren in ei-

nem beruflichen Tätigkeitsfeld verfügen. Die Anforde-

rungsstruktur ist durch neuartige und unklare Problem-

lagen gekennzeichnet. 

 Promotion 

 2. Staatsexamen 

Bestehende fahrlehrerrechtliche Zugangsvoraussetzungen 

Die personellen und beruflichen Voraussetzungen für die Erteilung der Fahrlehrererlaubnis sind 

in §2 Abs. 1 FahrlG beschrieben und umfassen: 

- ein Mindestalter von 22 Jahren, 

- die geistige, körperliche und fachliche Eignung sowie persönliche Zuverlässig-

keit, 
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- mindestens eine abgeschlossene Berufsausbildung in einem anerkannten Lehr-

beruf (nach abgeschlossener Hauptschulbildung) oder eine gleichwertige Vor-

bildung; hierzu gehören neben einer Fachhochschulzugangsberechtigung (Fach-

abitur) auch bestimmte militärische Qualifikationsabschlüsse, 

- den Besitz der Fahrerlaubnisklassen A2, BE und CE (für die Fahrlehrerlaubnis-

klassen BE und CE), ggf. zusätzlich den Besitz der Fahrerlaubnisklassen A bzw. 

DE (für die Fahrlehrerlaubnisklassen A bzw. DE), 

- eine ausreichende Fahrpraxis, 

- die Ausbildung zum FL in den letzten drei Jahren, 

- den Nachweis der fachlichen Eignung in einer Fahrlehrerprüfung sowie 

- den Besitz der erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache. 

Wie und zu welchem Zeitpunkt diese Zugangsvoraussetzungen nachzuweisen sind und wie bei 

Personen zu verfahren ist, die ihre Fahrlehrerlaubnis oder ihren Befähigungsnachweis im Aus-

land erworben haben, wird in §§2a, 3, 3a FahrlG, §1 DV-FahrlG und §8 FahrlPrüfO geregelt. 

5.3 Reformbedarf der Zugangsvoraussetzungen aus Sicht des Gesetzgebers und un-

terschiedlicher Interessengruppen 

Angestrebtes Qualifikationsniveau für den Fahrlehrerberuf 

Erste Orientierungen zum wünschenswerten beruflichen Qualifikationsniveau von Fahrlehrern 

finden sich bereits im Eckpunktepapier der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Reform des Fahr-

lehrerrechts“ von 2012. Hier wurde festgehalten, dass langfristig eine Aufwertung des Fahrleh-

rerberufs zu einem „echten Ausbildungsberuf“ erfolgen solle, was mit einer entsprechenden 

Veränderung der Fahrlehrerausbildung einhergehen muss. Im Jahr 2014 wurde dann im Bericht 

über den Umsetzungsstand des Eckpunktepapiers eingeschätzt, dass eine Ausgestaltung der 

Fahrlehrerausbildung als duale Ausbildung nicht möglich sei (vgl. BBIG). Darüber hinaus fand 

sich erstmals eine konkrete Bestimmung des anzustrebenden beruflichen Qualifizierungsni-

veaus von Fahrlehrern mit Bezug zum Deutschen Qualifikationsrahmen: Mit der neuen Quali-

fizierung soll das Niveau 5 des Deutschen Qualifizierungsrahmens erreicht werden. 

Mindestalter als Zugangsvoraussetzung für den Fahrlehrberuf 

Derzeit ist für die Erteilung der Fahrlehrererlaubnis gemäß §2 Abs. 1 FahrlG ein Mindestalter 

von 22 Jahren vorgesehen (s. o.). Im Eckpunktepapier der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Re-

form des Fahrlehrerrechts“ (2012) wird darauf orientiert, das für die Erteilung der Fahrlehrer-

laubnis notwendige Mindestalter auf 21 Jahre herabzusetzen. Die gleiche Forderung findet sich 

im Positionspapier von MOVING (o. J.). Es sei angemerkt, dass in beiden Fällen für die gefor-

derte Herabsetzung des Mindestalters keine expliziten entwicklungs- oder verkehrspsychologi-

schen Begründungen genannt werden, sondern eher berufspolitische Hintergründe zu existieren 

scheinen: Es soll ein möglichst frühzeitiger Zugang zum Fahrlehrerberuf im Rahmen der Be-

rufskarriere junger Erwachsener eröffnet werden.  

Kontrovers zu den Positionen des Gesetzgebers und von MOVING sprechen sich die Vertreter 

des IDF (o. J.) für die Anhebung des Mindestalters für die Erteilung der Fahrlehrerlaubnis auf 

25 Jahre aus. Begründet wird dies mit der Ansicht, dass ein zukünftiger Fahrlehrer altersmäßig 

der Risikogruppe der jungen Fahranfänger entwachsen sein sollte. Zusätzlich wird argumen-

tiert, dass durch die Anhebung des Mindestalters zum einen die erforderliche Vorbildung in 

Form einer Ausbildung in einem staatlich anerkannten Lehrberuf in den meisten Fällen vorhan-

den sei. Zum anderen wird die Meinung vertreten, dass durch die Erhöhung des Mindestalters 

ein angemessenes Niveau an Lebenserfahrung sowie „pädagogische Reife“ sichergestellt seien. 
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Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass in der Fachöffentlichkeit offensichtlich gegensätz-

liche Positionen im Hinblick auf eine Neuregelung des Mindestalters für den Erwerb der Fahr-

lehrerlaubnis vertreten werden.  

Bildungsabschluss als Zugangsvoraussetzung für den Fahrlehrberuf 

Zur Erteilung einer Fahrlehrerlaubnis muss derzeit − wie bereits dargelegt − gemäß § 2 Abs. 1 

FahrlG mindestens eine abgeschlossene Berufsausbildung in einem anerkannten Lehrberuf 

(nach abgeschlossener Hauptschulbildung) oder eine gleichwertige Vorbildung (z. B. Fach-

hochschulzugangsberechtigung, bestimmte militärische Qualifikationsabschlüsse) nachgewie-

sen werden.  

Die BVF (2011) schlägt in ihrem Positionspapier eine moderate Änderung der genannten Zu-

gangsvoraussetzungen im Hinblick auf den Bildungsabschluss vor. Demnach werden (1) die 

Fachhochschulreife/Hochschulreife oder (2) eine abgeschlossene Hauptschulausbildung und 

eine Berufsausbildung in einem anerkannten Lehrberuf und ein obligatorischer Berufseig-

nungstest als Vorschlag bezüglich der Bildungsvoraussetzungen genannt. Der Berufseignungs-

test soll dabei vor Beginn der Ausbildung in einer Fahrlehrerausbildungsstätte erfolgen – wir 

kommen darauf zurück. Weißmann (2014) ergänzt in seiner Begründung zum Vorschlag der 

BVF, dass die über lange Zeit – und insbesondere auch beim Symposium der DFA 2001 von 

mehreren Experten – geforderte Hochschulreife als wünschenswerte Zugangsvoraussetzung 

zum Fahrlehrerberuf aufgrund der zunehmenden Durchlässigkeit des deutschen Bildungssys-

tems nicht länger als Mindestvoraussetzung für den Fahrlehrerberuf gefordert werden solle. Die 

Anrechnung früheren Lernens zur Kompensation von Defiziten in der schulischen Erstausbil-

dung beim Zugang zu beruflicher Weiterqualifizierung würde dem erwachsenenbildnerischen 

Postulat des lebenslangen Lernens besser gerecht werden. Ob der Bewerber um eine Fahrlehr-

erlaubnis aufgrund seiner individuellen Voraussetzungen von einer erfolgreichen Teilnahme an 

der Fahrlehrerausbildung ausgehen kann, sei mit einem geeigneten Berufseignungstest feststell-

bar. Die Deutsche Fahrlehrer-Akademie würde seit 2006 einen „Berufseignungstest für Fahr-

lehrerbewerber“ (BET-F; Sturzbecher, Sackmann, Preußer & Hermann, 2005) erfolgreich ein-

setzen. 

Im Positionspapier von MOVING (o. J.) wird – in Übereinstimmung mit dem vorgeschlagenen 

modularen bzw. konsekutiven System der Fahrlehrerausbildung – ein differenzierter Umgang 

mit den Bildungsvoraussetzungen empfohlen. Demnach sollen die zu fordernden Bildungsvo-

raussetzungen vom angestrebten Ausbildungsziel abhängen: Für die Ausbildung zum „Fahr-

ausbilder“ sollen Fahrlehreranwärter über eine abgeschlossene Schulausbildung oder Berufs-

ausbildung verfügen. Die Ausbildung zum Fahrlehrer, zum Pädagogischen Fachleiter und zum 

Fahrschulleiter soll dagegen an den Besitz der Fachholschulreife oder alternativ dazu an das 

Vorliegen von Praxiserfahrungen in unterschiedlichem Ausmaß geknüpft werden. 

Der IDF (o. J.) stellt in seinem Positionspapier fest, dass eine Veränderung der Zugangsvoraus-

setzungen zum Fahrlehrerberuf im Hinblick auf den Bildungsabschluss nicht notwendig sei; 

eine wünschenswerte Anhebung des Bildungsniveaus der Fahrlehrer sieht er ggf. bereits durch 

die von ihm vorgeschlagene Anhebung des Mindestalters für die Erteilung der Fahrlehrerlaub-

nis auf 25 Jahre gegeben: „Durch die Altersanhebung beim Berufszugang ergibt sich in den 

meisten Fällen automatisch, dass die derzeit vorgeschriebene Vorbildung in Form einer zusätz-

lichen Ausbildung in einem staatlich anerkannten Lehrberuf vorhanden ist. Der Mittlere Bil-

dungsabschluss wird unter anderem durch die in der Berufsschulverordnung normierte Gleich-

wertigkeitsregelung erworben, wenn die schulische Grundbildung im Bereich der Hauptschule 

oder vergleichbar angesiedelt ist. Die Vorschrift einer darüber hinausgehenden Regelung ist 

entbehrlich. Die notwendigen Fähigkeiten eines Fahrlehrers erfordern keine schulische Vorbil-

dung mit Berechtigung zum Studium. Unabhängig davon würden sich dann künftig kaum noch 

geeignete Bewerber für den Fahrlehrerberuf entscheiden. Allein die Verdienstmöglichkeiten 
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würden dem entgegenstehen“ (IDF, o. J., S. 2). Die dargelegten Positionen lassen vermuten, 

dass vom IDF ein Mittlerer Schulabschluss als wünschenswerte Voraussetzung für eine erfolg-

reiche Fahrlehrerausbildung angesehen wird, auch wenn dieser nicht explizit gefordert wird. 

Vergleicht man die Positionen der unterschiedlichen Interessengruppen, so zeigt sich überein-

stimmend, dass eine grundsätzliche Anhebung der Mindestbildungsvoraussetzungen für den 

Fahrlehrerberuf auf (Fach-) Hochschulreife nicht erwartet wird. Allerdings ist ein Bestreben 

unverkennbar, die Mindestbildungsvoraussetzungen so zu ergänzen, dass spezifische grundle-

gende Kompetenzvoraussetzungen für die Ausübung des Fahrlehrerberufs nachgewiesen wer-

den sollen. 

Berufseignungstest als Zugangsvoraussetzung für den Fahrlehrberuf 

Im Eckpunktepapier der Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Reform des Fahrlehrerrechts“ (2012) 

wurde die Einführung eines Eignungstestes vorgeschlagen, mit dem die soziale und pädagogi-

sche Kompetenz, das Textverständnis und die sprachliche Ausdrucksfähigkeit (schrift-

lich/mündlich) erfasst werden sollen. Dieser Vorschlag wurde auch in fast allen Positionspa-

pieren der Interessengruppen in unterschiedlicher Weise aufgegriffen: Die BVF (2011) fordert 

einen obligatorischen Berufseignungstest für diejenigen, die keine (Fach-) Hochschulreife er-

worben haben (s. o.), und weist darauf hin, dass die DFA über einen solchen Test verfügt und 

ihn auch erfolgreich einsetzt.27 Die Empfehlung für einen obligatorischen Berufseignungstest 

findet sich auch in den Stellungnahmen von BDFU (2011) und IDF (o. J.), während im Positi-

onspapier von MOVING (o. J.) ein Berufseignungstest auf freiwilliger Basis vorgeschlagen 

wird. 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass alle Interessengruppen das Absolvieren eines Be-

rufseignungstests als eine Möglichkeit begrüßen, angehenden Fahrlehrern ihre berufsrelevanten 

Stärken und Schwächen aufzuzeigen. Inwieweit diese Möglichkeit verbindlich vorgegeben und 

mit Folgen für eine Zulassung zur Fahrlehrerausbildung verbunden werden kann, scheint dage-

gen umstritten zu sein. Auch der Gesetzgeber hat sich schließlich gegen eine verbindliche Ein-

führung eines Berufseignungstests mit dem Ziel einer Bewerberselektion entschieden, weil dies 

einen schwerwiegenden rechtlichen Eingriff in die Berufsfreiheit bedeuten würde und letztend-

lich nicht umsetzbar sei.  

Die Frage, inwieweit ein Fahrerlaubnisvorbesitz als Zugangsvoraussetzung für den Erwerb ei-

ner Fahrlehrerlaubnis gelten soll, wird in den Positionspapieren der Interessengruppen unter 

verschiedenen Gesichtspunkten und teilweise kontrovers erörtert. Vorausgeschickt sei, dass die 

derzeitigen Regelungen gemäß § 2 Abs. 1 FahrlG den Besitz der Fahrerlaubnis der Klassen A2, 

BE und CE für die Erteilung der Fahrlehrerlaubnisklasse BE voraussetzen. 

                                                 
27 Die Stellungnahme der BVF (2011) verweist auf den „Berufseignungstest für Fahrlehrerbewerber“ (BET-F), 

der von einer Arbeitsgruppe der DFA (Sturzbecher et al., 2005) entwickelt wurde und seitdem im Zusammenwir-

ken mit Arbeitsagenturen zur Einschätzung von Bewerbern für eine öffentlich finanzierte Fahrlehrerausbildung 

eingesetzt wird. Für diesen Test existiert eine Abschätzung seiner prognostischen Validität, die zwar zufrieden-

stellende Ergebnisse erbrachte, aber nur auf einer Stichprobe von 20 Probanden beruht. Dies erscheint für einen 

Einsatz als Selektionsinstrument nicht ausreichend. Allerdings kann ein gut konzipierter Berufseignungstest für 

Fahrlehrerbewerber wertvolle Hilfe bei der Beratung von Ausbildungsinteressierten und Ausbildungsanfängern 

leisten. Daher empfehlen sich – wie von den Testautoren vorgeschlagen – weitere empirische Erprobungen und 

eine darauf aufbauende Testrevision, um den BET-F als sinnvolles Beratungsinstrument für Fahrlehreranwärter 

weiter zu verbessern. Hierbei sollte auch verstärkt Bezug auf parallele Diskussionen und Entwicklungen im Be-

reich der Studieneingangstests für Lehramtsstudierende an Hochschulen genommen werden. Ein Einsatz eignungs-

diagnostischer Materialien bei der Beratung von Fahrlehreranwärtern erscheint nicht zuletzt deshalb sinnvoll, weil 

er zur Objektivierung der beruflichen Kompetenzerwartungen von Anwärtern beitragen und diesen so finanzielle 

Belastungen durch eine erfolglose Fahrlehrerausbildung ersparen kann.  



71 

 

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Reform des Fahrlehrerrechts“ forderte in ihrem Eckpunkte-

papier (2012), dass die Fahrerlaubnisklassen A und CE als Voraussetzung für die Fahrlehrerer-

laubnis der Klasse BE wegfallen sollen. An dieser Position wurde auch im Bericht über den 

Umsetzungsstand des Eckpunktepapiers aus dem Jahr 2014 festgehalten. Zusätzlich wurde als 

Alternative für den Wegfall der Klassen A und CE eine Kombination aus Fahrstunden, Hospi-

tation im Realverkehr bzw. während Schulungsfahrten in die Diskussion gebracht, um Fahrer-

fahrungsdefizite in den Fahrerlaubnisklassen A und CE auszugleichen.   

Die BAGFA (2011) spricht sich für den Wegfall der derzeit erforderlichen Fahrerlaubnisklas-

sen A und CE beim Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE aus. Die Forderung, dass ein Fahr-

lehrer der Klasse BE sich in die Situation von Kraftfahrern der Klassen A und CE hineinver-

setzen können muss, wird aber als sinnvoll erachtet. Diese Forderung könne jedoch auch durch 

eine Integration entsprechender verkehrspädagogischer Inhalte (z. B. Kommunikation und Em-

pathie gegenüber anderen Verkehrspartnern sowie deren Besonderheiten bei der Teilnahme am 

Straßenverkehr) erreicht werden, sodass das Erfordernis der Fahrerlaubnisklassen A und CE 

heute nicht mehr gegeben sei. Außerdem würde der Wegfall dieses Erfordernisses auch die 

finanzielle Belastung der Fahrlehreranwärter reduzieren. Nicht zuletzt ließe sich durch die Ab-

schaffung dieser Zugangsvoraussetzung ein verstärktes Interesse von Frauen bzw. von Perso-

nen mit einem höheren Bildungsabschluss für den Fahrlehrerberuf erhoffen: Diesen würde der-

zeit durch das Erfordernis der Klassen A und CE der Berufszugang erschwert. Ähnlich wird in 

den Positionspapieren des BDFU (2011), des IDF (o. J.) und von MOVING (o. J.) argumentiert, 

in denen – analog zur BAGFA – ebenfalls der Wegfall der Fahrerlaubnisklassen A und CE beim 

Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE gefordert wird. Als zusätzliches Argument wird beim 

BDFU angeführt, dass die geringeren Hürden beim Berufszugang auch zu einer Erhöhung der 

Attraktivität des Fahrlehrerberufs für Teilzeitarbeiter führen würden und sich damit beispiels-

weise die Anforderungen von Beruf und Familie besser vereinbaren ließen. Die Vertreter des 

IDF schlagen zur Kompensation von Fahrerfahrungsdefiziten vor, dass angehende Fahrlehrer 

die Probleme und besondere Situation von Lkw-Fahrern im Straßenverkehr durch das Absol-

vieren einer Praktikumsphase als Beifahrer in einem Lkw erkennen und verstehen lernen.  

Zusammenfassend betrachtet scheinen die Stellungnahmen der Interessengruppen und die For-

derungen des Gesetzgebers übereinstimmend darauf hinauszulaufen, dass die Fahrerlaubnis-

klassen A und CE für den Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE wegfallen sollen. Diesem 

Eindruck steht allerdings gegenüber, dass sich beim Fahrlehrerkongress der BVF im November 

2014 eine überwältigende Mehrheit der ca. 1.800 Teilnehmer für ein Festhalten am Erfordernis 

der Fahrerlaubnisklassen A und CE ausgesprochen hat. Die dabei erörterten Argumente werden 

in den Schlussfolgerungen zur Neugestaltung der Zugangsvoraussetzungen aufgegriffen.  

Fahrpraxis als Zugangsvoraussetzung für den Fahrlehrberuf 

Gemäß § 2 Abs. 1 FahrlG müssen Fahrlehreranwärter zur Erteilung einer Fahrlehrerlaubnis 

generell über eine „ausreichende Fahrpraxis“ auf Kraftfahrzeugen der Klasse verfügen, für wel-

che die Fahrlehrerlaubnis erteilt werden soll. Im Hinblick auf den Erwerb der Fahrlehrerlaub-

nisklassen BE und DE genügt es aber bereits, wenn Fahrlehreranwärter eine „ausreichende 

Fahrpraxis“ auf Kraftfahrzeugen der Klassen B bzw. D aufweisen. Als ausreichend gilt die 

Fahrpraxis in der Regel, wenn der Fahrlehreranwärter innerhalb der letzten fünf Jahre vor An-

tragsstellung drei Jahre lang Kraftfahrzeuge der Klasse B bzw. zwei Jahre lang Kraftfahrzeuge 

der Klassen A, CE und D geführt hat (§2 Abs. 2 FahrlG).  

Die Bund-Länder-Arbeitsgruppe „Reform des Fahrlehrerrechts“ plädiert in ihrem Bericht über 

den Umsetzungsstand des Eckpunktepapiers (2014) dafür, dass – unter Zugrundelegung glei-

cher Fristen wie bislang − statt einer ausreichenden Fahrpraxis die Dauer des Fahrerlaubnisvor-

besitzes als Zugangsvoraussetzung für den Fahrlehrerberuf herangezogen werden solle. Im Po-
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sitionspapier von MOVING (o. J.) wird im Hinblick auf den Erwerb der Fahrlehrerlaubnis-

klasse BE ein dreijähriger Vorbesitz der Fahrerlaubnisklasse BE als Zugangsvoraussetzung 

empfohlen; weitere Vorschläge finden sich nicht. Von den anderen Interessengruppen liegen 

keine Empfehlungen zum wünschenswerten Ausmaß an Fahrpraxis bzw. zur Dauer des Fahr-

erlaubnisvorbesitzes als Zugangsvoraussetzung zum Fahrlehrerberuf vor. 

5.4 Ausgangspunkte für eine professionswissenschaftliche Einordnung des Fahrleh-

rerberufs in den Deutschen Qualifikationsrahmen 

Vor dem Hintergrund der vielfältigen Überlegungen und teils deutlich divergierenden Vorstel-

lungen zur Reform der Fahrlehrerausbildung stellt sich die Frage, welche Anforderungen aus 

professionswissenschaftlicher Perspektive künftig an das Qualifikationsniveau von Fahrleh-

rern, an die Zugangsvoraussetzungen für den Fahrlehrerberuf und schließlich an die Weiterent-

wicklung der Strukturen der Fahrlehrerausbildung und ihre Steuerung zu stellen sind.  

Einen Ausgangspunkt zur Beantwortung dieser Fragen stellen zum einen die Strukturen der 

bisherigen Fahrlehrerausbildung und Fahrschulausbildung, die damit verbundenen wirtschaft-

lichen Rahmenbedingungen und nicht zuletzt die zu erreichenden Zielgruppen der Fahrlehrer-

ausbildung und Fahrschulausbildung dar; die entsprechenden Informationen wurden im Kapitel 

1 aufbereitet. Zum anderen sind die mit der Fahrlehrertätigkeit verbundenen Anforderungen 

und Aufgaben sowie die zu ihrer professionellen Ausübung notwendigen Kompetenzen in 

Rechnung zu stellen; dazu wurden im Kapitel 2 grundlegende Rahmenbedingungen sowie in 

den Kapiteln 3 und 4 die anzustrebenden fachlichen bzw. die pädagogisch-psychologischen und 

verkehrspädagogischen Kompetenzen vorgestellt.  

Welche weiteren Ausgangspositionen sind grundlegend zu berücksichtigen, wenn man den 

Fahrlehrerberuf hinsichtlich des künftig anzustrebenden Qualifikationsprofils näher einordnen 

will? Wichtig erscheint, dass mit der Ausübung der Fahrlehrertätigkeit auch eine Verantwor-

tungsübernahme für die Verkehrssicherheit einhergehen muss: Die wichtigste Ursache für Un-

fälle im Straßenverkehr ist menschliches Versagen; für diese Erkenntnis und die allzeit notwen-

dige Gefahrenvermeidung muss der Fahrlehrer seine Fahrschüler durch fachlich sowie pädago-

gisch-psychologisch und verkehrspädagogisch professionelle Lernangebote sowie eine ziel-

gruppenspezifische Kommunikation sensibilisieren (s. auch Bartl, 2006). Weiterhin lassen sich 

hinsichtlich des Tätigkeitsprofils von Fahrlehrern verschiedene Aufgaben- bzw. Anforderungs-

bereiche unterscheiden, die je nach Status des Fahrlehrers und seiner beruflichen Spezialisie-

rung (z. B. angestellter Fahrlehrer, Fahrschulinhaber, Spezialisierung auf bestimmte Zielgrup-

pen, Ausbildungsfahrlehrer) zum Teil zusätzliche Kompetenzen voraussetzen. So erfordert das 

klassische „Kerngeschäft“ des Fahrlehrers – die Durchführung von Theorieunterricht und Fahr-

praktischer Ausbildung – vor allem allgemeine verkehrspädagogische Kompetenzen; dagegen 

sind für den angemessenen Umgang mit spezifischen Zielgruppen (z. B. mit hochängstlichen 

Fahrschülern) zusätzliche didaktische und diagnostische Kompetenzen erforderlich. Künftige 

Fahrschulinhaber schließlich benötigen − im Vergleich mit angestellten Fahrlehrern − betriebs-

wirtschaftliches Wissen und tiefergehende Kenntnisse im juristischen Bereich.  

Fasst man all diese Anforderungen und Merkmale des Fahrlehrerberufs zusammen, so zeichnet 

sich ein Berufsbild ab, das einen eindeutigen (verkehrs-) pädagogischen Schwerpunkt aufweist, 

mit gesellschaftlicher Verantwortung einhergeht und darüber hinaus – je nach Tätigkeitsmerk-

malen − eine variable Anzahl zusätzlicher Komponenten erfordert. Dies deutet einerseits auf 

die Notwendigkeit einer modularen Fahrlehrerausbildung hin (s. u.). Andererseits impliziert es 

die Schwierigkeit, vergleichbare Berufsbilder zu identifizieren, die als Vorlage für eine Bestim-

mung des wünschenswerten Qualifikationsniveaus künftiger Fahrlehrer dienen können. Viel-

mehr erscheinen − je nach Tätigkeitsschwerpunkt − verschiedene berufliche Qualifizierungs-

modelle relevant: Während man hinsichtlich der pädagogisch-didaktischen Basisqualifikation 
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Anleihen bei der Lehrer- und Erzieherausbildung aufnehmen könnte, empfiehlt sich in Bezug 

auf die Ausbildertätigkeit ein Vergleich mit den Regularien der Ausbildereignungsprüfung, und 

bei juristisch-betriebswirtschaftlichen Fragen wäre eine vergleichende Betrachtung der hand-

werklichen Meisterausbildung aussichtsreich. 

Im Folgenden soll in einem Exkurs exemplarisch das Qualifikationsniveau von Erziehern be-

trachtet werden, um Ansatzpunkte für die Festlegung des anzustrebenden Qualifizierungsni-

veaus für Fahrlehrer zu gewinnen. Die Betrachtung der Ausbildung von Erziehern ist nicht nur 

dem Umstand geschuldet, dass es sich hierbei ebenfalls um einen Beruf mit einem pädagogi-

schen Berufsbild handelt. Vielmehr hat bei der Auswahl des Betrachtungsgegenstandes eine 

Rolle gespielt, dass in der Fachöffentlichkeit zuweilen eine Angleichung des Qualifikationsni-

veaus von Fahrlehrern an das Niveau von Erziehern diskutiert wird (z. B. Heilig, 1999). Im 

Folgenden soll erörtert werden, inwieweit die Anforderungsprofile von Fahrlehrern und Erzie-

hern tatsächlich ähnlich ausfallen.  

Exkurs: Erzieherausbildung im Überblick 

Eine berufliche Qualifikation als Erzieher kann auf verschiedenen Wegen bzw. in verschiede-

nen Einrichtungen erworben werden (z. B. an Berufsschulen, an Oberstufenzentren, an Fach-

schulen bzw. Fachakademien, an Berufsfachschulen und an Hochschulen). Die Aus- bzw. Wei-

terbildung dauert zwischen zwei und viereinhalb Jahren. Dabei können auch Zusatzqualifikati-

onen erworben werden. 

Im Rahmen der Ausbildung sollen Kompetenzen in einer Reihe von Handlungsfeldern erwor-

ben werden (KMK, 2011). Erst die Vielfalt bzw. das Zusammenspiel dieser Handlungsfelder 

ermöglicht die Steuerung von pädagogischen Teilprozessen. Die Erzieher müssen: 

- Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene in ihrer Lebenswelt verstehen und pädago-

gische Beziehungen zu ihnen gestalten, 

- Entwicklungs- und Bildungsprozesse anregen, unterstützen und fördern,  

- in Gruppen pädagogisch handeln, 

- Erziehungs- und Bildungspartnerschaften mit Eltern und Bezugspersonen gestalten,  

- die Bildungsinstitution und das Team weiterentwickeln sowie 

- in Netzwerken kooperieren und Übergänge (z. B. im Hinblick auf Bildungsgänge oder 

Lebenskontexte) gestalten.  

Darüber hinaus sollen die Erzieher ihr Handeln in den einzelnen Handlungsfeldern nach dem 

didaktischen Prinzip der „vollständigen sozialpädagogischen Handlung“ gestalten (KMK, 

2011). Die damit verbundenen Prozessschritte des pädagogischen Handelns sind (1) Wissen 

und Verstehen, (2) Analyse und Bewertung, (3) Planung und Konzeption sowie (4) Durchfüh-

rung, Reflexion und Evaluation. Aufgrund der vielfältigen Handlungsfelder und der hohen 

Handlungsanforderung sind die Berufsabschlüsse von Erziehern an Fachschulen und Hoch-

schulen Ende Januar 2012 gemeinsam in die Stufe 6 des Deutschen Qualifikationsrahmens 

(DQR) eingestuft worden: Beide Ausbildungen sind zwar nicht gleich, aber gleichwertig.  

Vergleicht man nun die Handlungsfelder und Handlungsanforderungen von Erziehern und 

Fahrlehrern, so fällt auf, dass – bei aller Gemeinsamkeit hinsichtlich des pädagogischen Cha-

rakters des Arbeitsfeldes – die Unterschiede in den Berufsbildern überwiegen und die oben 

genannte Forderung nach einer Angleichung des Qualifikationsniveaus von Fahrlehrern an das 

Niveau von Erziehern nicht zu überzeugen vermag: So haben Erzieher einen generellen Erzie-

hungsauftrag, den sie auf zahlreichen verschiedenen, aber miteinander verwobenen Handlungs-

feldern (s. o.) über einen längeren Zeitraum (d. h. in der Regel mehrere Jahre) verwirklichen 

müssen. Fahrlehrer hingegen beschäftigen sich in ihrem „Kerngeschäft“, der Fahrschulausbil-

dung, nur wenige Wochen mit ihren Fahrschülern, um eine vergleichsweise eingeschränkte 

Zielkompetenz („Fahr- und Verkehrskompetenz“) zu vermitteln; die Vielfalt bzw. Komplexität 

ihrer Handlungsfelder fällt – im Vergleich mit Erziehern − bei weitem geringer aus. Damit 
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erscheint klar, dass allein ein vergleichender Verweis auf den pädagogischen Charakter der 

Fahrlehrertätigkeit nicht ausreicht, um eine Einordnung des Qualifikationsniveaus von Fahr-

lehrern in das Qualifikationsniveau von Erziehern zu rechtfertigen.  

5.5 Schlussfolgerung für die Festlegung des Qualifikationsniveaus von Fahrlehrern, 

die Novellierung fahrlehrerrechtlicher Zugangsvoraussetzungen zum Fahrlehrer-

beruf und die Gestaltung der Fahrlehrerausbildung 

Modulare Struktur der Ausbildung 

Es wurde im vorangegangenen Kapitel bereits ausführlich dargelegt, dass sich im Tätigkeits-

profil von Fahrlehrern verschiedene Aufgaben- bzw. Anforderungsbereiche unterscheiden las-

sen, die je nach Status des Fahrlehrers und seiner beruflichen Spezialisierung variieren. Ein 

solch breites, variierendes Tätigkeitsprofil lässt sich nicht zufriedenstellend durch ein einheit-

liches Ausbildungsmodell bedienen: Ein solches einheitliches Ausbildungsmodell müsste den 

Erwerb sehr vielfältiger Kompetenzen mit ausreichender Tiefe ermöglichen und würde demzu-

folge hohe Kosten für alle Auszubildenden verursachen, obwohl ein Teil der Auszubilden ein-

zelne Kompetenzen gar nicht benötigt. In einem wesentlich besseren Ausmaß könnte ein mo-

dularisiertes, kompetenzorientiertes Modell der Fahrlehrerausbildung den bestehenden Ausbil-

dungsbedarf befriedigen (s. Kapitel 6). In Anlehnung an die Reform der akademischen Lehrer-

bildung (KMK, 2004, 2014) schlagen die Gutachter deshalb vor, an Standards orientierte Aus- 

und Fortbildungsmodule zu entwickeln, die eine konsekutive Struktur der Fahrlehrerausbildung 

ermöglichen. Dadurch kann auch ein gestaffeltes System der Qualifikationsniveaustufen im-

plementiert werden. 

Angestrebtes Qualifikationsniveau für den Fahrlehrerberuf 

Es erhebt sich die Frage, ob die vom Gesetzgeber vorgeschlagene Erreichung der Qualifikati-

onsniveaustufe 5 des Deutschen Qualifikationsrahmens im Gegenstandsbereich der Fahrlehrer-

ausbildung derzeit eine realistische Zielgröße darstellt bzw. wie sie ggf. zu erreichen ist. Bevor 

diese Frage beantwortet werden soll, sei noch einmal an die konstituierenden Merkmale der 

Qualifikationsniveaustufe 5 erinnert (vgl. Tabelle 3): Der Ausübende verfügt über Kompeten-

zen zur selbständigen Planung und Bearbeitung umfassender fachlicher Aufgabenstellungen in 

einem komplexen, spezialisierten, sich verändernden Lernbereich oder beruflichen Tätigkeits-

feld (die kursiv gesetzten Aspekte kennzeichnen den Unterschied zur Qualifikationsniveaustufe 

4). Die Qualifikationsstufe 4 bedeutet, dass eine berufliche Erstausbildung im Umfang von drei 

bis dreieinhalb Jahren vorhanden ist. Die Qualifikationsniveaustufe 5 kann erreicht werden, 

wenn – aufbauend auf der mit der Stufe 4 nachgewiesenen beruflichen Erstausbildung – eine 

spezialisierende Aufstiegsfortbildung erfolgreich absolviert wird, wie dies beispielsweise bei 

zertifizierten IT-Spezialisten oder bei geprüften Servicetechnikern der Fall ist.  

Überträgt man diese im Deutschen Qualifikationsrahmen festgelegten Prinzipien auf die Fahr-

lehrerausbildung, so wäre die Fahrlehrerausbildung – bei einer einschlägigen beruflichen Vor-

bildung – günstigstenfalls als eine Erstausbildung mit einer Dauer von drei bis dreieinhalb Jah-

ren anzusehen. Dies würde einer Verortung auf der Qualifikationsniveaustufe 4 entsprechen. 

Wäre die Fahrlehrerausbildung nun modular und konsekutiv aufgebaut, ließen sich die der Aus-

bildung zum Fahrlehrer der Klasse BE folgenden Zusatzmodule als spezialisierende Aufstiegs-

fortbildung anrechnen, sodass damit die Qualifikationsniveaustufe 5 erreicht werden könnte. 

Geht man davon aus, dass (Fachschul-) Abschlüsse auf der Qualifikationsniveaustufe 6 im All-

gemeinen für die Übernahme von erweiterter beruflicher Verantwortung und Führungstätigkei-

ten qualifizieren und in der Regel eine Voraussetzung für die berufliche Selbständigkeit dar-

stellen (z. B. Eintragung in die Handwerksrolle) könnte das erfolgreiche Absolvieren von Zu-

satzmodulen, die einerseits zur fachlichen und unternehmerischen Leitung einer Fahrschule be-

rechtigen und andererseits die Durchführung einer Reihe von speziellen Lernangeboten erlau-
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ben, sogar zum Erwerb der Qualifikationsniveaustufe 6 führen. Die genauen beruflichen Qua-

lifikationswege und Aufstiegsmöglichkeiten einschließlich des Umfangs der damit verbunde-

nen Fortbildungsmodule müssten im Einzelnen noch genauer expliziert und festgelegt werden, 

sobald der inhaltliche Zuschnitt des grundlegenden Ausbildungsmoduls und der spezialisieren-

den Fortbildungsmodule geklärt worden ist. Bis dahin mag als Orientierung dienen, dass die 

Aufstiegsfortbildung an Fachschulen für das Erreichen der Qualifikationsniveaustufe 6 mindes-

tens 2.400 Unterrichtsstunden umfassen muss. 

Insgesamt gesehen würde die Einführung eines modularen Systems der Fahrlehrerausbildung, 

verbunden mit der Chance, höhere Qualifikationsniveaustufen als bisher zu erreichen, dem in 

vielen Vorschlägen der Interessengruppen aufscheinenden Wunsch nach einer Steigerung der 

Attraktivität des Berufsbildes und einer Anhebung des Ausbildungsniveaus Rechnung tragen.  

Mindestalter, Fahrerlaubnisbesitz und Fahrerfahrung als Zugangsvoraussetzung für den Fahr-

lehrberuf 

Im Hinblick auf ein Mindestalter für den Erwerb einer Fahrlehrerlaubnis ist festzuhalten, dass 

derartige Festlegungen in der Regel willkürlich erscheinen, solange sie inhaltlich unbegründet 

sind oder unter Hinweis auf eine zu erreichende „Reife“, „Lebenserfahrung“ oder „Rechtschaf-

fenheit“ erfolgen. Mindestalterfestlegungen für die Ausübung des Fahrlehrerberufs bedürfen 

einer pädagogisch-psychologischen oder verkehrspädagogischen Begründung. In diesem Zu-

sammenhang ist bedeutsam, welche Kompetenzvoraussetzungen man für die Ausübung des 

Fahrlehrerberufs benötigt. Dabei dürfen nur Kompetenzen eine Rolle spielen, die nicht erst in 

der Fahrlehrerausbildung erworben werden. Zu diesen Kompetenzen zählt in erster Linie die 

Fahrerfahrung: Wer Fahrschülern Fahr- und Verkehrskompetenz vermitteln will, sollte in die-

sem Bereich schon eine gewisse Expertise besitzen.  

Rekurriert man auf die erworbene Fahrexpertise als Zugangsvoraussetzung für die Erteilung 

einer Fahrlehrerlaubnis, so ist davon auszugehen, dass der Fahrkompetenzerwerb als ein kom-

plexer Lernprozess zu verstehen ist, der sich mindestens über einen zwei- bis dreijährigen Zeit-

raum erstreckt (Maycock, Lockwood & Lester, 1991; Gregersen & Nyberg, 2002; Schade, 

2001) und Fahrleistungen von etwa 50.000 Kilometern erfordert (Summala, 1987; Centraal Bu-

reau Rijvaardigheidsbewijzen, 2012). Geht man von einem Mindestalter von 18 Jahren für das 

selbständige Fahren aus und hat der Fahrlehreranwärter seine Fahrerlaubnis entsprechend früh 

erworben, so dürfte – eine regelmäßige Fahrpraxis vorausgesetzt − eine gewisse Fahrexpertise 

frühestens mit 21 Jahren gegeben sein. Demzufolge empfehlen die Gutachter, den Vorschlägen 

des Gesetzgebers zu folgen und das Mindestalter zur Erteilung einer Fahrlehrerlaubnis auf 21 

Jahre zu senken; dieses Mindestalter gilt auch in anderen großen westeuropäischen Ländern 

und nicht zuletzt in allen reformorientierten Ländern (z. B. Finnland, Norwegen) Europas (Gen-

schow et al., 2014). Weiterhin sollte sich der Fahrlehreranwärter nicht mehr in der Probezeit 

befinden; denn die damit verbundene Nichtverlängerung der Probezeit würde auf die im We-

sentlichen rechtstreue Fahrweise des Anwärters hindeuten. Ältere Fahrlehreranwärter sollten 

entsprechend in den letzten drei Jahren vor der Antragsstellung zur Erteilung der Fahrlehrer-

laubnis ununterbrochen im Besitz der Fahrerlaubnis gewesen sein.  

Schließlich bleibt noch die Frage zu klären, ob – wie vom Gesetzgeber und den meisten Inte-

ressengruppen empfohlen – die Fahrerlaubnisklassen A und CE als Zugangsvoraussetzung für 

die Erteilung der Fahrlehrerlaubnisklasse BE entfallen sollten oder ob es auch Argumente gibt, 

die gegen einen Wegfall sprechen. Die Forderung nach einem Wegfall der Fahrerlaubnisklassen 

A und CE wurde vor allem damit begründet, den Zeitaufwand und die finanziellen Kosten für 

den Erwerb der Fahrlehrerlaubnis BE zu senken und damit auch Interessenten für den Fahrleh-

rerberuf zu gewinnen, die diesen Beruf nur befristet oder als Teilzeitbeschäftigung ausüben 

wollen. Darüber hinaus wurde durchaus als Problem erkannt, dass mit dem vorgeschlagenen 
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Wegfall des Fahrerlaubnisvorbesitzes in den Klassen A und CE auch Fahrerfahrungen bei-

spielsweise im Hinblick auf die unterschiedlichen visuellen Perspektiven von Kraftfahrzeug-

führern verschiedener Fahrerlaubnisklassen und die verschiedenen fahrphysikalischen Bedin-

gungen beim Führen von Krafträdern oder Schwerkraftfahrzeugen entfallen. Als Kompensation 

für die fehlenden Fahrerfahrungen mit Krafträdern bzw. Schwerkraftfahrzeugen wurden unter 

anderem verkehrspädagogische Lernangebote im Rahmen von theoretischer Unterweisung  

(z. B. zum Thema Perspektivenübernahme), Fahrstunden und Hospitationen ins Gespräch ge-

bracht; eine Konkretisierung der kompensatorischen Maßnahmen im Hinblick auf ihre Inhalte 

oder ihren zeitlichen Umfang erfolgte bislang nicht.   

Bevor der Wegfall der Fahrerlaubnisklassen A und CE als Zugangsvoraussetzung zur Erteilung 

der Fahrlehrerlaubnisklasse BE begründet abgewogen werden kann, ist fachlich festzuhalten, 

dass der Erwerb der Fahrerlaubnisklasse B gleichzeitig den Erwerb der Einschlussklassen AM 

und L bedeutet (§6 Abs. 3 FeV): Ein BE-Fahrlehrer unterrichtet also Fahrschüler, die nach dem 

erfolgreichen Ablegen der Fahrerlaubnisprüfungen berechtigt sind, die nachfolgend aufgeführ-

ten Kraftfahrzeuge zu führen (§6 Abs. 1 FeV): 

-  bestimmte zwei- und dreirädrige Kleinkrafträder, bestimmte vierrädrige Leichtkraft-

fahrzeuge, Fahrräder mit Hilfsmotor, 

- Zugmaschinen mit einer durch die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von 40 

km/h (mit Anhängern dürfen diese nur mit bis zu 25 km/h bewegt werden28), die für die 

Verwendung für land- oder forstwirtschaftliche Zwecke bestimmt sind und für solche 

Zwecke eingesetzt werden, sowie  

-  selbstfahrende Arbeitsmaschinen, Futtermischwagen, Stapler und andere Flurförder-

zeuge, jeweils mit einer durch die Bauart bestimmten Höchstgeschwindigkeit von 25 

km/h (auch mit Anhänger). 

Weiterhin ist zu beachten, dass ein BE-Fahrlehrer nach derzeitigem Recht (§1 Abs. 3 FahrlG) 

auch den allgemeinen Teil des Theorieunterrichts für Fahrschüler in allen Fahrerlaubnisklassen 

durchführen darf. Dazu gehört gemäß Rahmenplan zur FahrschAusbO (Anlage 1 zu §4 Fahr-

schAusbO) die Lektion 7, die dem Thema „Andere Teilnehmer im Straßenverkehr“ gewidmet 

ist. In dieser Lektion sollen die Fahrschüler beispielsweise etwas über die Besonderheiten von 

Motorradfahrern und Führern von Schwerkraftfahrzeugen sowie angemessenes Verkehrsver-

halten ihnen gegenüber lernen. Zu diesen Besonderheiten dürften nicht zuletzt die oben genann-

ten klassenspezifischen visuellen Perspektiven und fahrphysikalischen Handlungsvorausset-

zungen von Kraftfahrzeugführern zählen. 

Betrachtet man nun die beschriebenen inhaltlichen Lehrverpflichtungen (Einschlussklassen) 

bzw. Lehrberechtigungen (Theorieunterricht in allen Fahrerlaubnisklassen) eines BE-Fahrleh-

rers, so ist festzustellen, dass er ohne den Fahrerlaubnisvorbesitz der Klassen A und CE Lehr-

Lerninhalte vermitteln müsste bzw. dürfte, die er sich selbst i. d. R. nicht praktisch angeeignet 

hat. Selbst wenn er die oben genannten kompensatorischen Maßnahmen durchlaufen hat, stände 

ihm zu diesen Lehr-Lerninhalten vorrangig nur Faktenwissen zur Verfügung, dessen Verkehrs-

sicherheitsbedeutung er kaum erfahren hat. Es darf bezweifelt werden, dass ein solches Aneig-

nungsniveau ausreicht, um später die Fahrschüler für diesen Themenbereich im Hinblick auf 

zu vermittelnde Verkehrssicherheitseinstellungen überzeugend zu sensibilisieren, um ihnen das 

entsprechende Wissen und Können kompetent zu vermitteln und vor allem um bei der Fahr-

praktischen Ausbildung von B/BE-Fahrschülern im Realverkehr, an dem natürlich auch Kraft-

räder und Schwerkraftfahrzeuge teilnehmen, die Verkehrssicherheit als verantwortlicher Kraft-

fahrzeugführer zu garantieren. Gerade die zuletzt genannte Verpflichtung ist mit einer hohen 

                                                 
28 Der Besitz der Fahrerlaubnisklasse L berechtigt beispielsweise dazu, eine Zugmaschine mit zwei Anhängern 

(§32a StVZO) und einer Gesamtzuglänge von 18,75 Metern (§32 Abs. 4 StVZO) zu führen. Es erscheint offen-

sichtlich, dass damit verkehrssicherheitsrelevante Besonderheiten der Fahrzeugführung verbunden sind.  
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Sicherheitsverantwortung verbunden, die eine frühzeitige und verlässliche Antizipation des 

Verhaltens von Kraftradfahrern und Schwerkraftfahrzeugführern voraussetzt und zuweilen ein 

sekundenschnelles Reagieren auf Verkehrsrisiken erfordert. 

Ein Wegfall des Fahrerlaubnisvorbesitzes in der Klasse A würde auch bedeuten, dass BE-Fahr-

lehrer im Fahrschulunterricht teilnehmerorientiert an die Vorerfahrungen von Fahrschülern mit 

Besitz der Fahrerlaubnisklasse AM oder A anknüpfen müssten, obwohl sie diese Fahrerfahrun-

gen unter Umständen nicht nachvollziehen können (z. B. wenn sie die Fahrerlaubnisklasse A 

nicht besitzen und auf das Führen von Fahrzeugen der Klasse AM verzichtet haben).  

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass das Richtziel des §1 Abs. 1 FahrschAusbO, einen 

sicheren, verantwortungsvollen und umweltbewussten Verkehrsteilnehmer auszubilden, nur er-

reicht werden kann und eine sichere Fahrpraktische Ausbildung nur möglich ist, wenn der BE-

Fahrlehrer fahrerlaubnisklassenspezifische Besonderheiten des Fahrverhaltens nachgewiese-

nermaßen kennt und im eigenen Fahrverhalten berücksichtigen kann. Dies kann aus Sicht der 

Gutachter auf einem Mindestniveau durch den Vorbesitz der Fahrerlaubnisklassen A1 sowie C 

oder D gesichert werden: Um die Fahrbedingungen auf einem Schwerkraftfahrzeug nachvoll-

ziehen zu können, erscheint es unerheblich, ob man Fahrerfahrungen in der Klasse C oder D 

gesammelt hat. Grundlegende Erfahrung im Umgang mit Hängerfahrzeugen sind auch in der 

Klasse BE eingeschlossen; demzufolge erscheint der Nachweis der Klassen CE oder DE nicht 

notwendig. Genauso können hinreichende Erfahrungen im Umgang mit Krafträdern bereits 

beim Erwerb der Fahrerlaubnisklasse A1 erworben werden; der Erwerb der Klasse A2 ist nicht 

erforderlich. Natürlich erscheinen auch kompensatorische Maßnahmen anstelle des Fahrerlaub-

nisvorbesitzes denkbar; allerdings bliebe zu fragen, wie man die Gleichwertigkeit dieser Maß-

nahmen sicherstellen will und ob diese Maßnahmen im Ergebnis nicht ebenfalls einen substan-

tiellen Zeit- und Kostenaufwand erfordern, der darüber hinaus keine Effekte im Hinblick auf 

das Voranschreiten in der Berufskarriere zeigt. So erwirbt die Mehrheit der angehenden Fahr-

lehrer früher oder später auch die Fahrlehrerlaubnisklasse A, die in jedem Fall den Fahrerlaub-

nisvorbesitz in der Klasse A voraussetzen muss. Weiterhin müsste – wie oben begründet wurde 

– ein Wegfall des Vorbesitzes der Fahrerlaubnisklassen A und CE als Zugangsvoraussetzung 

zur Erteilung der Fahrlehrerlaubnisklasse BE dazu führen, dass Fahrlehrer ohne diese Voraus-

setzungen bestimmte Themen im Theorieunterricht (z. B. Lektion 7, s. o.) nicht mehr unterrich-

ten dürften. Hier wären also ergänzende fahrlehrerrechtliche Regelungen notwendig, die dar-

über hinaus auch kontrolliert werden müssten; dies erscheint kaum möglich. Alles in allem 

bleibt es also fraglich, ob der von verschiedenen Seiten geforderte Wegfall des Fahrerlaubnis-

besitzes der Klassen A und CE zu einem Bürokratieabbau und zu einer substantiellen Zeit- und 

Kostenersparnis in der Fahrlehrerausbildung führen würde. Demgegenüber erscheinen Einbu-

ßen im Hinblick auf das fachliche sowie das pädagogisch-psychologische und verkehrspädago-

gische Ausbildungsniveau wahrscheinlich und Folgen für die Verkehrssicherheit der Fahrschul-

ausbildung nicht ausschließbar.  

Bildungsabschluss als Zugangsvoraussetzung für den Fahrlehrerberuf 

Bei der Beantwortung der Frage, mit welchem Bildungsniveau der Zugang zu einer Fahrlehrer-

ausbildung verknüpft werden sollte, ist zum einen davon auszugehen, dass heutzutage die meis-

ten Ausbildungsberufe zumindest einen mittleren Bildungsabschluss voraussetzen. Demzu-

folge ließe sich kaum begründen, warum eine (Berufs-) Ausbildung, die zur Unterrichtung und 

Ausbildung Erwachsener berechtigt, auf einem geringeren Bildungsabschluss aufbauen kann. 

Zum anderen zeigen einschlägige Studien zur Kompetenzentwicklung von Schülern (insbeson-

dere die PISA-Studien von Baumert et al., 2001; Prenzel et al., 2005; Prenzel et al., 2013), dass 

auch beim Erreichen eines Hauptschulabschlusses noch mit erheblichen Defiziten in schuli-

schen Basiskompetenzen (Lesekompetenz, mathematische Grundbildung) gerechnet werden 

muss. Dies stünde im Kontrast zur angestrebten Aufwertung der Ausbildung im Sinne des Deut-

schen Qualifikationsrahmens. Die Gutachter erachten es daher als wünschenswert und geboten, 
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die Zugangsvoraussetzungen für die Erteilung der Fahrlehrerlaubnis mindestens auf einen Mitt-

leren Bildungsabschluss zusammen mit einer abgeschlossenen – möglichst inhaltlich einschlä-

gigen − Berufsausbildung29 oder alternativ dazu auf die (Fach-) Hochschulreife anzuheben. Bei 

der Abwägung des Gutachtervorschlags sollte auch berücksichtigt werden, dass in der Mehrheit 

der europäischen Länder ein Bildungsabschluss gefordert wird, der über den mittleren Bil-

dungsabschluss hinausgeht (Genschow et al., 2014). 

Überwachung der Fahrlehrerausbildungsstätten und Qualitätssicherung der Lehr-Lernmedien 

Im Schulsystem findet sich mit dem Übergang zur Outputsteuerung auch eine Etablierung bzw. 

Neuausrichtung der Schulinspektion. Die Schulinspektion stellt eine Form der externen Schul-

evaluation dar; ihre Ausgestaltung unterscheidet sich in den einzelnen Bundesländern. Die mit 

der Durchführung von Schulinspektionen Beauftragten nutzen verschiedene empirische Metho-

den, um die Schulqualität zu bestimmen. Von besonderer Bedeutung sind dabei Unterrichts-

hospitationen sowie die Befragung von Lehrkräften, Schülern und Eltern. Als inhaltliche 

Grundlage der Schulinspektion existieren Qualitätsmerkmale, die sich in unterschiedlichen 

Qualitätsbereichen (z. B. Ausbildungsergebnisse, Lehr-Lernkultur bzw. Qualität der Lehr-

Lernprozesse, Schulkultur, Schulmanagement, Lehrerprofessionalität, Ziele und Strategien der 

Qualitätsentwicklung) verorten lassen. Neben derartigen Standards und ihrer Überwachung fin-

det sich auch eine Qualitätssicherung bei den wichtigen Lehr-Lernmedien, also beispielsweise 

bei den Schulbüchern. Zwar unterscheiden sich hier die Zulassungsregelungen länderspezi-

fisch30, in jedem Falle aber gibt es eine pädagogisch-didaktische Qualitätskontrolle der einzu-

setzenden Medien im öffentlichen Interesse. 

Auch in der Fahrlehrerausbildung existiert eine rechtlich vorgegebene Pflicht zur externen Eva-

luation der Ausbildungsqualität an Fahrlehrerausbildungsstätten: Nach §33 Abs. 1 FahrlG über-

wacht die nach Landesrecht zuständige Behörde – neben den Fahrlehrern sowie den Fahrschu-

len und deren Zweigstellen – auch die Fahrlehrerausbildungsstätten mindestens alle zwei Jahre 

an Ort und Stelle. Aus unterschiedlichen Gründen und nicht zuletzt zur Vermeidung von Wett-

bewerbsverzerrungen wäre dabei eine bundeseinheitliche und auf verkehrspädagogische Qua-

litätskriterien fokussierende Ausgestaltung der Überwachung der Fahrlehrerausbildungsstätten 

wünschenswert. Es existieren keine belastbaren wissenschaftlichen Informationen darüber, ob 

die gegenwärtige Überwachung der Fahrlehrerausbildungsstätten tatsächlich auf verkehrspäda-

gogische bzw. fachdidaktische Qualitätskriterien fokussiert und in den einzelnen Bundeslän-

dern ähnlich ausgestaltet ist. An dieser Stelle zeigt sich Forschungs- und Entwicklungsbedarf. 

Gleichermaßen erscheint eine Qualitätssicherung bei den eingesetzten Lehr-Lernmedien not-

wendig. Mit einer solchen Qualitätssicherung würden wirksame Anreize geschaffen, qualitativ 

hochwertige Lehrbücher und Ausbildungsmaterialien zu erarbeiten, die dem aktuellen Stand 

der Lehr-Lernforschung entsprechen. 

Weiterentwicklung des Curriculums für die Fahrlehrerausbildung und Etablierung einer Cur-

riculumkommission 

Der Gesetzgeber und die verschiedenen Interessengruppen – sowie nicht zuletzt auch die Gut-

achter – stimmen darin überein, dass das Curriculum für die Fahrlehrerausbildung weiterzuent-

wickeln ist und dabei eine stärkere Fokussierung auf pädagogisch-psychologische und ver-

kehrspädagogische Inhalte erfolgen muss. Dabei ist davon auszugehen, dass die Curriculum-

entwicklung in den Bildungswissenschaften heute nicht mehr als abzuschließender Prozess auf-

gefasst wird. Vielmehr bedarf es einer ständigen Evaluation und Revision eines Curriculums, 

                                                 
29 Besonders erstrebenswert erscheint eine Berufskraftfahrerausbildung. 
30 Beispielsweise werden Lehr-Lernmedien in Bayern zentral durch das Staatsministerium für Unterricht und Kul-

tus zugelassen. In Berlin entscheidet anstelle einer zentralen Zulassung jede Schule selbst, welche Lehr-Lernme-

dien eingesetzt werden; zur Entscheidungsfindung werden Fachkonferenzen einberufen. 
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um dem fachlichen sowie dem pädagogisch-psychologischen und verkehrspädagogischen Er-

kenntnisfortschritt zu entsprechen und diesen möglichst zeitnah im Ausbildungsprozess zu be-

rücksichtigen (Brand, 2006; Meier & Jakupec, 2010). Ein solcher strukturierter und wissen-

schaftlich begründeter Weiterentwicklungsprozess bedarf einer organisatorischen und fachli-

chen Steuerung; diese Steuerung wird im Bildungssystem üblicherweise durch Curriculum-

kommissionen geleistet. Daher schlagen die Gutachter die Einrichtung einer Curriculumkom-

mission, bestehend aus Bildungswissenschaftlern und Fachpraktikern, unter Federführung des 

Gesetzgebers vor. 
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6 Entwurf einer optimierten modularisierten Fahrlehrerausbildung 

6.1 Überblick 

Im vorliegenden Kapitel wird zunächst das Berufsbild des Fahrlehrers mit seinen vielfältigen 

Karrieremöglichkeiten beschrieben. Darauf aufbauend wird dann ein Konzept für eine opti-

mierte modularisierte Fahrlehrerausbildung vorgestellt, die diesem Berufsbild gerecht werden 

soll. Das empfohlene modularisierte Ausbildungsmodell umfasst einerseits ein Grundmodul, 

dessen Ziel im Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE besteht; andererseits beinhaltet es eine 

Reihe von Zusatzmodulen, die zu einem ergänzenden und vertieften Kompetenzerwerb in spe-

zifischen Tätigkeitsfeldern führen sollen. Während die Ausbildungsabläufe und Inhalte des 

Grundmoduls nachfolgend detailliert dargestellt werden, soll im Hinblick auf die Zusatzmodule 

nur ein erster Rahmen skizziert werden, der durch weitere Forschungs- und Entwicklungsar-

beiten ausgestaltet und konkretisiert werden muss. 

6.2 Berufsbild des Fahrlehrers und modularisierte Fahrlehrerausbildung 

Das Tätigkeitsfeld von Fahrlehrern ist facettenreich. So können Fahrlehrer neben ihrem Kern-

geschäft, der Fahrschulausbildung, vor allem in folgenden Bereichen tätig werden: 

- Fahrerweiterbildung (z. B. Fahrkompetenztrainings für ältere Kraftfahrer),  

- Aus- und Weiterbildung von Berufskraftfahrern (z. B. Unterricht zum Erwerb der be-

schleunigten Grundqualifikation), 

- Beratung von auffällig gewordenen Kraftfahrern und Durchführung von Interventions-

maßnahmen zur Fahrerrehabilitation (z. B. verkehrspädagogische Teilmaßnahme des 

Fahreignungsseminars), 

- Betrieb bzw. Leitung einer eigenen Fahrschule, 

- Sachverständigentätigkeit im Rahmen der Fahrschulüberwachung, 

- Aus- und Fortbildung sowie Prüfung von Fahrlehrern (z. B. Dozententätigkeit als 

Fahrlehrer an einer Fahrlehrerausbildungsstätte, Mitwirkung in einem Fahrlehrerprü-

fungsausschuss) sowie 

- Verkehrserziehung (z. B. in Kindertagesstätten). 

Eine Aufnahme von Tätigkeiten bzw. die Durchführung von Maßnahmen in den genannten 

Bereichen setzt teilweise spezielle Zusatzqualifikationen voraus, die zur Maßnahmendurchfüh-

rung berechtigen. Im Hinblick auf die Weiterentwicklung des Berufsbildes des Fahrlehrers wird 

von einzelnen Interessengruppen (z. B. MOVING, o. J.) in der Fachöffentlichkeit vorgeschla-

gen, als Eingangsniveaustufe der Fahrlehrerqualifikation so genannte „Fahrausbilder“ auszu-

bilden, die lediglich zur Durchführung von Fahrpraktischer Ausbildung berechtigt sind. Eine 

Berechtigung zur Durchführung von Theorieunterricht soll nach diesen Vorschlägen hingegen 

die zweite Niveaustufe der Fahrlehrerqualifikation darstellen und in einem Zusatzmodul erwor-

ben werden. Begründet wird dieser Vorschlag damit, dass der Ausbildungsbedarf in der Fahr-

praktischen Ausbildung den Ausbildungsbedarf im Theorieunterricht weit übersteigen würde31 

und daher aus Kosten-Nutzen-Erwägungen eine Absenkung der Eingangsqualifikation von 

Fahrlehrern vertretbar wäre. Weiterhin wird argumentiert, dass eine solche Unterscheidung be-

reits in einigen Ländern wie Bulgarien, Österreich und Italien praktiziert würde (Genschow et 

                                                 
31 Die Durchführung der Fahrpraktischen Ausbildung stellt heute und vermutlich auch künftig den Schwerpunkt 

der Berufstätigkeit von Fahrlehrern dar. Das Kraftfahrt-Bundesamt (2014) geht davon aus, dass im Jahr 2030 ca. 

0,60 Millionen „Pkw-Fahrschüler“ ausgebildet werden. Bei 14 Ausbildungseinheiten Theorieunterricht je Fahr-

schüler und einer Gruppengröße von ca. 10 Fahrschülern müssen damit 0,84 Millionen Ausbildungseinheiten The-

orieunterricht geleistet werden. Dagegen sind − bei durchschnittlich 33 Ausbildungseinheiten Fahrpraktischer 

Ausbildung (FLVBW, 2014) je Fahrschüler − 19,80 Millionen fahrpraktische Ausbildungseinheiten durchzufüh-

ren. Das Verhältnis zwischen den Ausbildungseinheiten im Theorieunterricht und den fahrpraktische Ausbildungs-

einheiten beträgt damit etwa 1:23. 
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al., 2013), ohne dass eine verkehrssicherheitsrelevante Einschränkung der pädagogischen Qua-

lität der Ausbildung erkennbar sei.  

Den genannten Argumenten steht entgegen, dass die Fahrschulausbildung aufgrund der mit ihr 

verbundenen zeitlichen und finanziellen Belastungen für die Bewerber effizient und effektiv 

ausgestaltet werden muss und in erster Linie alle Möglichkeiten ausgeschöpft werden müssen, 

um sicherheitsrelevantes Wissen und Können sowie sicherheitsdienliche Einstellungen zum 

Straßenverkehr zu vermitteln. Zur Ausschöpfung der diesbezüglichen Lernpotentiale müssen 

nicht zuletzt verschiedene Lehr-Lernformen – der Theorieunterricht und die Fahrpraktische 

Ausbildung – fachlich, pädagogisch-psychologisch und verkehrspädagogisch sinnvoll mitei-

nander verzahnt werden. Das Niveau dieser Verzahnung beeinflusst die Wahrscheinlichkeit und 

das Ausmaß von Synergieeffekten beim Einsatz der Lehr-Lernformen im Allgemeinen und die 

Transformation deklarativen und prozeduralen Wissens in vielseitig anwendungsbereites Hand-

lungswissen bzw. entlastende Handlungsroutinen im Besonderen (Bredow & Sturzbecher, 

2014). Dementsprechend zeichnen sich auch andere Bildungsmaßnahmen, mit denen – wie bei 

der Fahrschulausbildung – unter Sicherheitsrisiken sowohl Wissen als auch psychomotorische 

Fähigkeiten vermittelt bzw. erworben werden sollen, durch eine hohe Verzahnung von wissens-

orientierten und anwendungsorientierten Lernelementen aus (z. B. Risikoberufe und Risi-

kosportarten wie Gerüstbauertätigkeiten, Sportklettern und Sporttauchen; vgl. Hoffmann & 

Sturzbecher, 2009). In Analogie dazu legen lehr-lernpsychologische Analysen zum Erwerb von 

Fahr- und Verkehrskompetenz nahe, dass auch bei der Fahrausbildung eine starke Segmentie-

rung von wissensorientierten und anwendungsorientierten Lernelementen weder wünschens-

wert noch sinnvoll ist (Grattenthaler et al., 2009).  

Insgesamt betrachtet sollte in Deutschland − trotz Kostendruck − im Interesse einer ganzheitli-

chen, den Theorieunterricht und die Fahrpraktische Ausbildung inhaltlich verzahnenden Fahr-

schulausbildung keine Trennung zwischen Fahrlehrern für den Theorieunterricht und Fahrleh-

rern für die Fahrpraktische Ausbildung vorgenommen werden. Stattdessen sollte die Ausbil-

dung zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE weiterhin die Basis (bzw. das „Grundmo-

dul“) darstellen, im Rahmen derer sowohl Kompetenzen zur Durchführung von Theorieunter-

richt als auch Kompetenzen zur Durchführung der Fahrpraktischen Ausbildung erworben wer-

den. Die Gutachter plädieren zum einen dafür, das Niveau des Kompetenzerwerbs zur Durch-

führung des Theorieunterrichts in der Eingangsqualifikation des BE-Fahrlehrers keinesfalls ab-

zusenken, sondern in einzelnen Punkten sogar zu verbessern (z. B. im Hinblick auf die Auswahl 

und Nutzung von Lehr-Lernmedien). Zum anderen soll gleichzeitig eine Verbesserung der Aus-

bildungskompetenzen im Hinblick auf die Durchführung hochwertiger Fahrpraktischer Ausbil-

dung erreicht werden.32 Damit würde künftig die Eingangsqualifikation für den Fahrlehrerberuf 

nicht hinter der bestehenden Eingangsqualifikation zurückfallen: Dies erscheint auch deshalb 

wünschenswert, weil die Anhebung des pädagogisch-psychologischen und verkehrspädagogi-

schen Niveaus der Fahrlehrerqualifikation ein erklärtes Reformziel des Gesetzgebers und aller 

Interessengruppen ist.33 Darüber hinaus finden sich in den großen westeuropäischen Ländern 

und in den reformorientierten skandinavischen Ländern Fahrlehrer mit einer Einschränkung 

ihrer Ausbildungsbefugnis auf die Fahrpraktische Ausbildung eher selten bzw. gar nicht (Gen-

schow et al., 2014), was im Rahmen einer wünschenswerten Angleichung der Qualifikations-

niveaus nicht unbeachtet bleiben sollte. Schließlich haben sich die Bundesländer in der Sitzung 

                                                 
32 Allerdings ist bei der Ausgestaltung der Fahrlehrerausbildung zu berücksichtigen, dass eine spezielle Fachdi-

daktik für die Fahrpraktische Ausbildung noch nicht in ausreichendem Maße zur Verfügung steht. 
33 Verglichen mit anderen großen westeuropäischen Ländern wird in Deutschland mit 770 Stunden zwar derzeit 

der größte Stundenumfang in der Fahrlehrerausbildung gefordert, in reformorientierten Ländern wie Finnland 

(2700 Ausbildungsstunden), Norwegen (3360 Ausbildungsstunden) und Schweden (2520 Ausbildungsstunden) 

finden sich allerdings noch weit höhere Stundenumfänge (Genschow et al., 2014). 
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des BLFA vom 17.09.2014 für ein Festhalten am bisherigen Eingangsqualifikationsniveau für 

Fahrlehrer ausgesprochen.  

Ungeachtet der Tatsache, dass Fahrlehrer mit dem Eingangsqualifikationsniveau für die Fahr-

lehrerlaubnisklasse BE auch künftig zur Erteilung von Theorieunterricht berechtigt sein sollten, 

erscheint den Gutachtern ein ergänzendes Zusatzmodul wünschenswert, mit dem vertiefende 

Kompetenzen zur Durchführung von Theorieunterricht (z. B. im Hinblick auf die eigenständige 

Gestaltung von Lehr-Lern-Medien) erworben werden können. Weitere Zusatzmodule sollten 

zur Bearbeitung von ergänzenden Tätigkeitsfeldern (z. B. Fahrerweiterbildung, Durchführung 

von Interventionsmaßnahmen zur Fahrerrehabilitation, s. o.) qualifizieren. Dabei ist zwischen 

zwei Arten von Zusatzmodulen zu unterscheiden: Einige Zusatzmodule berechtigen – im Falle 

des erfolgreichen Absolvierens –zur Durchführung bestimmter Maßnahmen; sie sind zur Er-

langung der Berechtigung also verpflichtend zu absolvieren. Hierunter fallen beispielsweise die 

Zusatzmodule zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklassen A, CE oder DE. Andere Zusatzmodule 

dienen hingegen zwar ebenfalls dem ergänzenden Kompetenzerwerb in einem bestimmten Tä-

tigkeitsfeld; die Ausübung der Tätigkeit ist dabei aber nicht an das erfolgreiche Absolvieren 

des entsprechenden Zusatzmoduls gekoppelt. Beispiele hierfür sind die wünschenswerten Zu-

satzmodule für die Durchführung von Eco-Trainings und Verkehrserziehung.  

6.3 Beschreibung des obligatorischen Grundmoduls 

Überblick 

Das Grundmodul beinhaltet die Ausbildung zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE und 

dient dem Aufbau der für die Durchführung der Fahrschulausbildung in dieser Klasse notwen-

digen fachlichen sowie pädagogisch-psychologischen und verkehrspädagogischen Kompeten-

zen. Das Modul setzt sich aus Ausbildungssegmenten in einer Fahrlehrerausbildungsstätte und 

Ausbildungssegmenten in einer Ausbildungsfahrschule zusammen, die sich insgesamt über 

mindestens 12 Monate erstrecken. Im Vergleich zur bislang geltenden zehnmonatigen Ausbil-

dung (exklusive einer ca. einmonatigen „Leerlaufphase“ zwischen dem schriftlichen und dem 

mündlichen Teil der Fachkundeprüfung) erfolgt damit eine Ausbildungsverlängerung um zwei 

Monate. Ein erster Überblick über die Ausbildungsverläufe des Grundmoduls findet sich in der 

Abbildung 2.  

 

Abb. 2: Schematische Darstellung des Grundmoduls zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse 

BE  
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Fahrpraktische Prüfung 

Vor dem Ausbildungsbeginn sollte der Fahrlehreranwärter die fahrpraktische Prüfung nach §15 

FahrlPrüfO absolvieren, in der er seine Fähigkeiten zum Führen eines Kraftfahrzeugs und einer 

Fahrzeugkombination der Klasse BE unter Beweis stellen muss. Derzeit ist die fahrpraktische 

Prüfung an das Konzept der Praktischen Fahrerlaubnisprüfung angelehnt, wobei von Fahrleh-

reranwärtern ein höheres Anforderungsniveau verlangt wird. Bouska und May (2009, S. 279) 

beschreiben die Ansprüche an die Fahrkompetenz wie folgt: „Nicht nur vorschriftsmäßig, son-

dern auch sicher und gewandt, also vorausschauend, situationsangepasst, ´geschmeidig´, 

gleichsam ´elegant´, dabei stets umweltschonend, ist zu fahren“. Im Hinblick auf die Abbruch-

kriterien der fahrpraktischen Prüfung gelten die Vorschriften der Fahrerlaubnisprüfung (§15 

Abs. 3 FahrlPrüfO), wobei ein Nichtbestehen bereits möglich ist, wenn zwar keine Rechtsfehler 

gemacht werden, jedoch die sichere, gewandte und umweltschonende Fahrweise nur unzu-

reichend praktiziert wird (Bouska & May, 2009). Insgesamt betrachtet sind die Anforderungen 

an das erforderliche Fahrkompetenzniveau von Fahrlehreranwärtern bislang auf einem allge-

meinen Niveau gehalten. Für eine zukünftige fahrpraktische Prüfung sollten sie angemessen 

operationalisiert und durch Bewertungsstandards untersetzt werden. Diesbezügliche Anleihen 

können bei Sturzbecher et al. (2014) genommen werden, die Bewertungsstandards für die Prak-

tische Fahrerlaubnisprüfung aufgestellt haben. 

Im Vergleich zur derzeitigen Ausbildung, bei der die fahrpraktische Prüfung im zweiten oder 

dritten Monat abgelegt wird (§9 FahrlPrüfO), sollte die Prüfung künftig zeitlich vorgezogen 

werden. Diese Vorverlagerung ermöglicht es zum einen, die für die fahrpraktische Ausbildung 

der Fahrlehreranwärter bislang vorgesehenen 15 Unterrichtseinheiten für den Aufbau von 

Kompetenzen im fachlichen sowie im pädagogisch-psychologischen und verkehrspädagogi-

schen Bereich zu nutzen. Zum anderen ist mit der Vorverlagerung eine finanzielle Entlastung 

einiger Anwärter verbunden: Wenn ein Anwärter die fahrpraktische Prüfung drei Mal nicht 

besteht, darf er sie bislang erst nach einer Wartezeit von fünf Jahren und nochmaliger Ausbil-

dung erneut absolvieren (§25 FahrlPrüfO). Bei einer Vorverlegung der Prüfung hätte er im Falle 

eines Prüfungsversagens noch keine Zeit und kein Geld in die Ausbildung investiert.34 Die Vor-

bereitung auf die fahrpraktische Prüfung sollte durch den Anwärter vorgenommen werden – 

zur Unterstützung könnten ggf. Trainingsprogramme von Fahrschulen oder Fahrlehrerausbil-

dungsstätten dienen. 

1. Monat – Orientierungsphase inklusive Orientierungspraktikum 

Nach dem erfolgreichen Absolvieren der fahrpraktischen Prüfung beginnt die Fahrlehrerausbil-

dung. Im Zuge dieser Ausbildung wird zunächst eine einmonatige Orientierungsphase durch-

geführt. Die erste Woche findet in einer Fahrlehrerausbildungsstätte statt und dient dazu, die 

Fahrlehreranwärter mit dem Ausbildungsablauf vertraut zu machen sowie konkrete Arbeits- 

und Beobachtungsaufträge für das folgende zweiwöchige Orientierungspraktikum in der Aus-

bildungsfahrschule aufzugeben. Im Praktikum erhalten die Anwärter dann einen Einblick in 

den Fahrschulalltag (z. B. Arbeitsorganisation, Tätigkeitsspektrum, Unterrichtshospitationen) 

und bearbeiten die Arbeits- und Beobachtungsaufträge. In Anbetracht der Tatsache, dass die 

Fahrlehreranwärter zu diesem Zeitpunkt noch keine umfassenden fachlichen sowie pädago-

gisch-psychologischen und verkehrspädagogischen Kenntnisse besitzen, sollten die Aufträge 

eher grundlegenden Charakter aufweisen. So könnten beispielsweise die Tätigkeitsfelder von 

Fahrlehrern, die Abläufe eines Anmeldegesprächs oder die Unterrichtsinhalte in der Ausbil-

dung der Klasse B/BE herausgearbeitet werden. Weiterhin erscheint es im Hinblick auf den 

Theorieunterricht empfehlenswert, einzelne Unterrichtslektionen hinsichtlich der mit ihnen ver-

bundenen Ziele, Inhalte, Methoden und Medien zu analysieren. Bezüglich der Fahrpraktischen 

                                                 
34 Zukünftig sollte auch auf die fünfjährige Wartefrist bei dreimaligem Nichtbestehen der fahrpraktischen Prüfung 

verzichtet werden, da der Aufbau der notwendigen Fahrkompetenz in einem kürzeren Zeitraum zu bewerkstelligen 

ist. 
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Ausbildung sollten die geplanten und tatsächlichen Schwerpunkte der Ausbildungseinheiten, 

die Wahl der Fahrstrecke, die Lehr-Lernmethoden sowie Fehler der Fahrschülers und Eingriffe 

des Fahrlehrers erkundet werden. Die im Fahrschulalltag gewonnenen Erfahrungen und insbe-

sondere die Ergebnisse der Arbeits- und Beobachtungsaufträge sollen dann in der vierten Wo-

che der Orientierungsphase in der Fahrlehrerausbildungsstätte ausgewertet und reflektiert wer-

den. 

Insgesamt betrachtet soll die Orientierungsphase dem Bewerber einen realistischen Einblick in 

den Berufsalltag und die damit einhergehenden Anforderungen bieten. Dies soll es Fahrlehrer-

anwärtern, deren Vorstellungen nicht der beruflichen Realität entsprechen, frühzeitig ermögli-

chen, die Ausbildung abzubrechen und sich aufwändige finanzielle und zeitliche Investitionen 

zu ersparen. Darüber hinaus stellen die im Rahmen des Orientierungspraktikums gewonnenen 

Erfahrungen einen teilnehmerorientierten Bezugsrahmen dar, auf den im weiteren Ausbil-

dungsverlauf zurückgegriffen werden kann.  

2.–7. Monat – Ausbildung Fahrlehrerausbildungsstätte und Hospitationspraktikum 

In den auf die Orientierungsphase folgenden Monaten findet die Ausbildung vorrangig an der 

Fahrlehrerausbildungsstätte statt. Inhaltlich sollten dabei das gesamte fachliche Professionswis-

sen (Kompetenzbereiche „Verkehrsverhalten“, „Recht“ und „Technik“) sowie ein wesentlicher 

Teil des pädagogisch-psychologischen und verkehrspädagogischen Professionswissens (Kom-

petenzbereiche „Unterrichten, Ausbilden und Weiterbilden“, „Erziehen“ und „Beurteilen“) ver-

mittelt werden.  

Zu Beginn des fünften Ausbildungsmonats wird ein zweiwöchiges Hospitationspraktikum an 

der Ausbildungsfahrschule durchgeführt. Dieses Praktikum dient vor allem der Verzahnung der 

in der Fahrlehrerausbildungsstätte erworbenen Kenntnisse mit praxisorientierten Lernelemen-

ten. Dazu sollen die Fahrlehreranwärter insbesondere Hospitationen des Theorieunterrichts und 

der Fahrpraktischen Ausbildung durchführen. Es empfiehlt sich, bezüglich des Theorieunter-

richts sowohl im Grundstoff-Unterricht (Anlage 1 FahrschAusbO) als auch im klassenspezifi-

schen Unterricht der Klasse B (Anlage 2.2 FahrschAusbO) zu hospitieren. Mit Blick auf die 

Fahrpraktische Ausbildung sollten Fahrlehreranwärter bei Ausbildungsfahrten von Fahrschü-

lern unterschiedlichen Leistungsstandes und – sofern möglich − auch bei Prüfungsfahrten hos-

pitieren. Alle Unterrichtseinheiten sollten hinsichtlich der Erfüllung von Qualitätskriterien gu-

ten Theorieunterrichts bzw. guter Fahrpraktischer Ausbildung (z. B. Sturzbecher & Palloks, 

2012) ausgewertet werden. Darüber hinaus sollten die Vor- und Nachbesprechung der Unter-

richtseinheiten sowie die Feststellung der theoretischen und fahrpraktischen Prüfungsreife mit 

dem Ausbildungsfahrlehrer diskutiert werden, da diese lernstandsdiagnostischen Aspekte we-

sentliche Bestandteile der späteren eigenständigen Ausbildungstätigkeit des Fahrlehreranwär-

ters darstellen. 

8. Monat – Unterrichtsübungen und Fachkundeprüfung 

Zu Beginn des achten Ausbildungsmonats findet der schriftliche Teil der Fachkundeprüfung 

(§16 FahrlPrüfO) statt. Die folgenden vier Wochen sollten insbesondere für den Ausbau der 

pädagogisch-psychologischen und verkehrspädagogischen Kompetenzen genutzt werden. 

Hierzu können vor allem Unterrichtsübungen dienen: So können die Lehrkräfte der Fahrlehrer-

ausbildungsstätte die Fahrlehreranwärter bei der Planung von Unterrichtseinheiten unterstüt-

zen, die Unterrichtsdurchführung beobachten und im Rahmen der Unterrichtsauswertung wert-

volle Rückmeldungen über die Erfüllung von Qualitätskriterien guten Unterrichts liefern. Wei-

terhin könnten – wie bei dem Projekt „Driver Instructor Education 2.0“ der Universität der 

Bundeswehr München (Ranner & Reinmann, 2011; Vohle & Reinmann, 2012) – einzelne Un-

terrichtsübungen videographisch erfasst und auf einem Internetportal so zur Verfügung gestellt 

werden, dass die Fahrlehreranwärter die Übungen auch selbst im Hinblick auf die Erfüllung 

von Qualitätskriterien reflektieren können. Für die Fahrlehreranwärter würde dies eine Chance 
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darstellen, in einem verkehrspädagogischen „Schonraum“ (d. h. ohne reale Fahrschüler und 

Prüfungsdruck) ihre Fähigkeiten zur pädagogisch-psychologischen und verkehrspädagogischen 

Selbstreflexion weiterzuentwickeln. 

Ein weiterer Teil der Ausbildungszeit sollte für die Vorbereitung auf die mündliche Fachkun-

deprüfung genutzt werden, die am Ende des achten Ausbildungsmonats absolviert werden muss 

(§16 FahrlPrüfO). In diesem Zusammenhang könnten insbesondere Prüfungssimulationen 

wertvolle Lernbeiträge leisten. Sobald die mündliche Fachkundeprüfung bestanden wurde, ist 

dem Fahrlehreranwärter eine auf zwei Jahre befristete Fahrlehrerlaubnis zu erteilen (§9a 

FahrlG). 

9.–12. Monat – Ausbildung Ausbildungsfahrschule (Lehrpraktikum) 

Die letzten vier Monate der Ausbildung dienen – im Sinne eines Lehrpraktikums − vorrangig 

der praktischen Ausbildungstätigkeit in einer Ausbildungsfahrschule. Hier sollen die Bewerber 

− mit und ohne Anwesenheit des Ausbildungsfahrlehrers − selbständig Fahrschüler ausbilden; 

im Bedarfsfall können ergänzende Hospitationen durchgeführt werden. Darüber hinaus umfasst 

das Lehrpraktikum auch die Vorstellung von Fahrschülern zur Praktischen Fahrerlaubnisprü-

fung. Auf eine obligatorische Vorstellung von Fahrschülern zur Theoretischen Fahrerlaubnis-

prüfung, wie sie derzeit festgelegt ist, sollte hingegen verzichtet werden, da – im Gegensatz zur 

Praktischen Fahrerlaubnisprüfung – eine Begleitung und Beaufsichtigung des Fahrschülers 

während des Ablegens der Prüfung nicht möglich ist.35  

Die Ausbildung an der Ausbildungsfahrschule soll durch verschiedene Reflexionsphasen er-

gänzt werden: So soll am Ende des neunten Ausbildungsmonats zunächst eine zweitägige Re-

flexionsphase in der Fahrlehrerausbildungsstätte stattfinden. Diese Reflexionsphase sollte vor 

allem zur Klärung organisatorischer Fragen, zur Unterstützung beim Verfassen des Berichts-

hefts und zur Behebung möglicher Probleme mit den Tätigkeiten in der Ausbildungsfahrschule 

dienen. Am Ende des zehnten Ausbildungsmonats ist eine einwöchige Reflexionsphase in der 

Fahrlehrerausbildungsstätte vorgesehen, in der insbesondere die Auswertung und Reflexion 

von Ausbildungserfahrungen sowie die Durchführung und Analyse von Unterrichtsübungen im 

Theorieunterricht und in der Fahrpraktischen Ausbildung im Vordergrund stehen soll. Gegen 

Ende des elften Ausbildungsmonats soll eine eintägige Reflexionsphase in der Ausbildungs-

fahrschule stattfinden. Dabei soll ein Lehrender der Fahrlehrerausbildungsstätte den Bewerber 

einen Tag während der Durchführung von Theorieunterricht und von unterschiedlichen fahr-

praktischen Ausbildungseinheiten begleiten. Der Bewerber soll die Unterrichts- bzw. Ausbil-

dungseinheiten vorab schriftlich planen, so dass der Lehrende diese Planung in die Analyse des 

Unterrichts mit einbeziehen kann. Eine solche intensive Betreuung des Bewerbers soll es dem 

Lehrenden ermöglichen, einen realitätsgetreuen Einblick in die Unterrichtskompetenz des An-

wärters zu erhalten und diesen mit Blick auf individuelle Stärken und Schwächen zu beraten.36 

Eine letzte, einwöchige Reflexionsphase findet gegen Ende des zwölften Ausbildungsmonats 

in der Fahrlehrerausbildungsstätte statt und dient der Vorbereitung auf die Lehrproben. In die-

sem Zusammenhang sind insbesondere Einheiten des Theorieunterrichts und der Fahrprakti-

schen Ausbildung zu planen, durchzuführen und gemäß den Qualitätskriterien guten Theorie-

unterrichts bzw. guter Fahrpraktischer Ausbildung (z. B. Sturzbecher & Palloks, 2012) zu ana-

lysieren. Insgesamt gesehen, wird die derzeitige 70-stündige Reflexionszeit (2 Reflexionswo-

                                                 
35 Generell ist zu prüfen, inwieweit die derzeit in §3 Abs. 1 FahrlAusbO festgelegten Abschnitte des Ausbildungs-

plans für die Durchführung der Ausbildung in einer Ausbildungsfahrschule sowie die in der „Richtlinie für die 

Durchführung der Ausbildung in einer Ausbildungsfahrschule für die Fahrlehreranwärter (Praktikum) nach §2 

Abs. 5 Fahrlehrergesetz und §3 Fahrlehrer-Ausbildungsordnung“ festgelegten Lerninhalte und Mindeststunden-

zahlen aktualisiert werden müssen. 
36 Im Bereich der Lehrer(aus)bildung stellen Unterrichtsbesuche durch erfahrene Ausbilder und Unterrichtsana-

lysen anhand von Qualitätskriterien bereits seit längerem bewährte Ausbildungsbausteine dar. 
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chen a 35 Stunden) damit auf 91 Stunden (2 Reflexionswochen a 35 Stunden und drei Reflexi-

onstage a jeweils 7 Std.) ausgebaut; darüber hinaus wird die Reflexionszeit stärker über den 

Ausbildungsverlauf verteilt.  

Lehrproben zum Theorieunterricht und zur Fahrpraktischen Ausbildung 

Die Lehrproben zum Theorieunterricht und zur Fahrpraktischen Ausbildung (§§17, 18 Fahr-

lPrüfO) können frühestens nach dem Absolvieren der letzten Reflexionsphase am Ende des 

zwölften Ausbildungsmonats abgelegt werden. Die Dauer der Lehrproben zum Theorieunter-

richt sollte dabei von 45 Minuten auf 90 Minuten erhöht werden. Dies erscheint geboten, damit 

sich die Prüfer einen umfassenden Überblick über die fachlichen sowie die pädagogisch-psy-

chologischen und verkehrspädagogischen Kompetenzen des Bewerbers verschaffen können: 

Auch im regulären Fahrschulbetrieb finden sich im Theorieunterricht zumeist 90-minütige Un-

terrichtseinheiten. Eine 90-minütige Lehrprobe zum Theorieunterricht entspräche also eher 

dem Berufsalltag mit seinen verkehrspädagogischen und arbeitsorganisatorischen Anforderun-

gen. Sobald die Lehrproben bestanden wurden und die sonstigen Voraussetzungen erfüllt sind, 

sollte eine unbefristete Fahrlehrerlaubnis erteilt werden. 

Notwendige Änderungen des Rahmenplans für die Fahrlehrerausbildung an Fahrlehrerausbil-

dungsstätten 

Mit der Neugestaltung der Fahrlehrerausbildung und der Neustrukturierung des zu vermitteln-

den Professionswissens müssen auch Änderungen im Rahmenplan für die Ausbildung an Fahr-

lehrerausbildungsstätten einhergehen. Bevor diese Änderungen beschrieben werden, soll zu-

nächst noch einmal daran erinnert werden, welche Festlegungen im derzeitigen Rahmenplan 

getroffen wurden: Der bisherige Rahmenplan für die Ausbildung zum BE-Fahrlehrer an Fahr-

lehrerausbildungsstätten sieht 700 Unterrichtsstunden à 45 Minuten vor. Davon entfallen 280 

Stunden auf das Sachgebiet „Verkehrsverhalten“, 70 Stunden auf das Sachgebiet „Recht“, 90 

Stunden auf das Sachgebiet „Technik“, 10 Stunden auf das Sachgebiet „Umweltschutz“, 15 

Stunden auf das Sachgebiet „Fahren“ und 235 Stunden auf das Sachgebiet „Verkehrspädago-

gik“. Zusätzlich werden 70 Stunden für die Auswertung praktischer Erfahrungen angesetzt.  

Im vorgeschlagenen Rahmenplan für die künftige Fahrlehrerausbildung wird das Professions-

wissen des Fahrlehrers in fachliches Professionswissen einerseits sowie pädagogisch-psycho-

logisches und verkehrspädagogisches Professionswissen andererseits unterschieden (s. Kapitel 

3 und 4). Für beide Arten des Professionswissens wurden unterschiedliche Kompetenzbereiche 

festgelegt. So sind in Bezug auf das fachliche Professionswissen – in Anlehnung an die Sach-

gebiete des derzeitigen Rahmenplans – die Kompetenzbereiche „Verkehrsverhalten“, „Recht“ 

und „Technik“ vorgesehen. Im Hinblick auf das pädagogisch-psychologische und verkehrspä-

dagogische Professionswissen von Fahrlehrern wurden dagegen – in Anlehnung an die Lehrer-

bildung und die Ausführungen der Kultusministerkonferenz (KMK, 2004; 2014) – die Kompe-

tenzbereiche „Unterrichten, Ausbilden und Weiterbilden“, „Erziehen“ sowie „Beurteilen“ fest-

gelegt. Für die einzelnen Kompetenzbereiche wurden jeweils entsprechende Kompetenzen for-

muliert und mit unverzichtbaren curricularen Ausbildungsinhalten unterlegt. Um diese Kom-

petenzen in der Fahrlehrerausbildungsstätte zu erwerben, stehen – unter Berücksichtigung der 

zeitlichen Ausdehnung der Fahrlehrerausbildung sowie exklusive der Orientierungsphase und 

der Reflexionsphasen – insgesamt sechseinhalb Monate zur Verfügung. Bei einer Zugrundle-

gung von 140 Unterrichtstunden à 45 Minuten pro Ausbildungsmonat ergibt sich somit eine 

Gesamtsumme von 910 Unterrichtstunden. Von diesen 910 Stunden sollen 450 Stunden auf die 

Vermittlung des fachlichen Professionswissen entfallen, während 460 Stunden für die Vermitt-

lung des pädagogisch-psychologischen und verkehrspädagogischen Wissen aufgewendet wer-

den sollen. Einen Überblick über die konkrete Aufteilung der Stunden bezüglich der beiden 

Bestandteile des Professionswissens bzw. hinsichtlich der entsprechenden sechs oben genann-

ten Kompetenzbereiche bietet die Tabelle 4.  
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Tab. 4: Aufteilung der Unterrichtsstunden in der Fahrlehrerausbildungsstätte auf die Bestand-

teile des Professionswissens und die Kompetenzbereiche 

Kategorie des  

Professionswissens 
Kompetenzbereich Stundenumfang 

Fachliches  

Professionswissen 

Verkehrsverhalten 260 (28,6%) 

450 (49,45%) Recht 100 (11%) 

Technik 90 (9,9%) 

Pädagogisch-psychologisches und ver-

kehrspädagogisches Professionswissen 

Unterrichten, Ausbilden und  

Weiterbilden 
280 (30,8%) 

460 (50,55%) 
Erziehen 70 (7,7%) 

Beurteilen 110 (12%) 

Gesamtumfang  910 (100%) 

In Bezug auf das fachliche Professionswissen ist der Tabelle 4 zu entnehmen, dass sich der 

Gesamtstundenumfang gegenüber dem bisherigen Rahmenplan kaum verändert hat. Allerdings 

wurden die fachlichen Ausbildungsinhalte aktualisiert (d. h. relevante fehlende Ausbildungsin-

halte wurden ergänzt, irrelevante Inhalte wurden gestrichen) und restrukturiert; dies führte auch 

zu Anpassungen bei den Stundenumfängen der einzelnen Kompetenzbereiche. Im Hinblick auf 

den Kompetenzbereich „Verkehrsverhalten“ erfolgte eine geringfügige Kürzung der Unter-

richtszeit von 280 auf 260 Stunden. Diese Kürzung ist vorrangig dadurch zu begründen, dass 

einige rechtliche Vorschriften, die bislang im Sachgebiet „Verkehrsverhalten“ enthalten sind, 

im Zuge der Neustrukturierung in den Kompetenzbereich „Recht“ ausgegliedert wurden. Dem-

entsprechend wurde der Stundenumfang für den Kompetenzbereich „Recht“ von 70 auf 100 

Stunden erhöht. Der Stundenumfang bezüglich des Kompetenzbereichs „Technik“ blieb gegen-

über dem bisherigen Rahmenplan unverändert.  

Der Bereich des pädagogisch-psychologischen und verkehrspädagogischen Professionswissens 

soll mit insgesamt 460 Stunden zukünftig mehr als die Hälfte der zur Verfügung stehenden 

Ausbildungszeit einnehmen. Im Vergleich zum derzeitigen Rahmenplan wurden die Kompe-

tenzbereiche „Unterrichten, Ausbilden und Weiterbilden“ sowie „Beurteilen“ ausgebaut und 

der Kompetenzbereich „Erziehen“ neu aufgenommen.37 Die Kompetenzbereiche „Unterrich-

ten, Ausbilden und Weiterbilden“ sowie „Beurteilen“ spiegeln Tätigkeitsschwerpunkte des 

Fahrlehrers wider; dies wird auch aus den Stundenumfängen der beiden Kompetenzbereiche 

ersichtlich. Der vergleichsweise geringe Umfang des Kompetenzbereichs „Erziehen“ ist auf die 

spezifischen Rahmenbedingungen der Fahrlehrertätigkeit (z. B. kurze Ausbildungszeiträume) 

zurückzuführen, die dem erzieherischen Einfluss des Fahrlehrers Grenzen setzen.  

Ein Entwurf des Rahmenplans für die Ausbildung an Fahrlehrerausbildungsstätten inklusive 

einer Darstellung der zu erreichen Kompetenzen, der unverzichtbaren Mindestausbildungsin-

halten (vgl. Kapitel 3 und 4) und der für die für die Kompetenzvermittlung zuständigen Lehr-

kräfte38 findet sich in der Anlage 3. 

                                                 
37 Zwar findet sich im Abschnitt 1.6.1 des derzeitigen Rahmenplans der Ausbildungsinhalt „Unterrichts- und Er-

ziehungsstile“; unter „Erziehungsstilen“ werden in der Erziehungswissenschaft traditionell aber nicht − in der 

Fahrschule praktikable − unterschiedliche Erziehungsmethoden verstanden, sondern eher allgemeine typologische 

Konzepte elterlichen Erziehungsverhaltens (Tausch & Tausch, 1979; z. B. autokratisch, sozial-integrativ oder lais-

sez-faire). 
38 Bislang wurde die Zuordnung der Lehrkräfte zu den jeweiligen Sachgebieten in §2 Abs. 4 FahrlAusbO geregelt. 

Aus Gründen der Übersichtlichkeit empfehlen die Gutachter, die Zuordnung künftig im Rahmenplan festzulegen. 
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6.4 Skizzierung der fakultativen Zusatzmodule 

Im Anschluss an den Erwerb der Grundfahrerlaubnisklasse BE bestehen Karrieremöglichkeiten 

von Fahrlehrern insbesondere im Erwerb der zusätzlichen Fahrlehrerlaubnisklassen A, CE und 

DE. Darüber hinaus kann im Bereich der Fahrschulausbildung eine Spezialisierung auf die Aus-

bildung besonderer Zielgruppen (z. B. die Ausbildung von Fahrschülern mit Prüfungs- oder 

Fahrangst oder von Menschen mit Behinderung) vorgenommen werden. Weitere Karrieremög-

lichkeiten stellen die Ausbildung zum Seminarleiter für die Durchführung von Aufbausemina-

ren (§31 FahrlG) oder zum Seminarleiter für die verkehrspädagogische Teilmaßnahme des 

Fahreignungsseminars (§31a FahrlG) dar. Zudem können sich Fahrlehrer als Dozenten im Rah-

men der Aus- und Weiterbildung von Berufskraftfahrern nach dem Berufskraftfahrer-Qualifi-

kationsgesetz (BKrFQG) sowie im Bereich der Fahrerweiterbildung betätigen. In diesem Zu-

sammenhang erweisen sich die Durchführung von „Auffrischungsstunden“ für Fahrerlaubnis-

inhaber, die Durchführung von Eco- oder Sicherheitstrainings, die Beratung und Begleitung 

besonderer Zielgruppen von Fahrerlaubnisinhabern (z. B. ältere Kraftfahrer, verkehrsauffällige 

Fahrer) sowie die Durchführung von Informationsveranstaltungen (z. B. zu Änderungen des 

Straßenverkehrsrechts, zu Fahrerassistenzsystemen oder zur Gestaltung einer umweltgerechten 

multimodalen Mobilität) als mögliche Tätigkeitsfelder. Weiterhin stellen auch Tätigkeiten als 

Ausbildungsfahrlehrer, als Dozent in der Fahrlehrerausbildung und Fahrlehrerfortbildung so-

wie als Mitglied im Fahrlehrerprüfungsausschuss Karriereoptionen dar. Darüber hinaus bieten 

sich Tätigkeiten im Rahmen der Verkehrserziehung an Bildungseinrichtungen (z. B. Kinderta-

gesstätten) an. Schließlich können Fahrlehrer sich zum Sachverständigen für die Fahrschul-

überwachung ausbilden lassen oder – und dies trifft für einen substantiellen Teil der Fahrlehrer 

zu − einen eigenen Fahrschulbetrieb eröffnen. Insgesamt gesehen beinhaltet das Berufsbild des 

Fahrlehrers damit vielfältige Karrieremöglichkeiten, denen durch unterschiedliche Zusatzmo-

dule zur Weiterqualifizierung von Fahrlehrern entsprochen werden muss. Eine beispielhafte, 

aber nicht abschließende Auflistung von möglichen Zusatzmodulen findet sich in der Abbil-

dung 3.  

 

Abb. 3: Beispielhafte Zusatzmodule einer modularisierten optimierten Fahrlehrerausbildung 
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In der Abbildung 3 sind – wie bereits dargelegt − zwei Arten von Zusatzmodulen erkennbar: 

Einige Module sind mit Berechtigungen verknüpft und müssen daher erfolgreich absolviert 

werden, um die entsprechenden Angebote durchführen zu dürfen. Andere Zusatzmodule dienen 

zwar ebenfalls dem vertiefenden und ergänzenden Kompetenzerwerb; für die Durchführung der 

darin bezeichneten Angebote wird aber eine erfolgreiche Absolvierung der Module rechtlich 

nicht vorgeschrieben.39  

Hinsichtlich der möglichen Anbieter von Zusatzmodulen kommen in erster Linie die amtlich 

anerkannten Fahrlehrerausbildungsstätten in Betracht. Darüber hinaus sind auch weitere An-

bieter denkbar, die jedoch – insbesondere im Falle der Zusatzmodule, die mit Berechtigungen 

zur Durchführung zusätzlicher Angebote verbunden sind – über eine entsprechende staatliche 

Anerkennung verfügen sollten.  

Es bleibt hinzuzufügen, dass es aus Sicht der Gutachter empfehlenswert erscheint, die Absol-

vierung von Zusatzmodulen auf die Fortbildungspflicht für Fahrlehrer nach §33a Abs. 1 FahrlG 

anzurechnen, um Anreize für die Weiterqualifizierung zu schaffen. Darüber hinaus sollte − an-

knüpfend an die bisherigen Darlegungen − eine vollständige Übersicht über mögliche Zusatz-

module im Rahmen einer optimierten, modularisierten Fahrlehrerausbildung erarbeitet werden. 

Weiterhin sollte eine detaillierte Ausarbeitung der Zusatzmodule (z. B. mit Blick auf die zeitli-

che Dauer, die zu vermittelnden Kompetenzen und die inhaltliche Ausgestaltung) vorgenom-

men werden. Diese Arbeiten stellen allerdings keinen Bestandteil des vorliegenden Gutachtens 

dar, sondern bezeichnen notwendigen künftigen Forschungs- und Entwicklungsbedarf. Eine 

Ausnahme bilden die Zusatzmodule zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklassen A, CE und DE, 

für die im Kapitel 3 bereits konkrete zu erwerbende Kompetenzen und entsprechende Lehr-

Lerninhalte vorgeschlagen wurden (s. o.). Im Folgenden sollen für diese drei Zusatzmodule nun 

auch strukturelle Änderungsvorschläge dargelegt werden. 

In Analogie zur Neustrukturierung der Klasse BE empfehlen die Gutachter, auch in den Zu-

satzmodulen für die Klassen A, CE und DE die fahrpraktische Prüfung (§15 FahrlPrüfO) vor 

den Ausbildungsbeginn zu platzieren, um die Bewerber zeitlich und finanziell zu entlasten. 

Darüber hinaus wird – in Übereinstimmung mit verschiedenen Interessengruppen (BDFU, 

BVF, IDF) − empfohlen, dass auch bei der Erweiterung der Fahrlehrerlaubnis Lehrproben ein-

geführt werden sollten, wobei diese Lehrproben auf den Bereich der Fahrpraktischen Ausbil-

dung zu beschränken sind. Die Einführung von Lehrproben für die Fahrpraktische Ausbildung 

erscheint geboten, um die fachlichen sowie pädagogisch-psychologischen und verkehrspäda-

gogischen Kompetenzen des Bewerbers zu prüfen und sicherzustellen, dass er – unter Berück-

sichtigung der klassenspezifischen Besonderheiten der Fahrpraktischen Ausbildung (z. B. In-

struktion per Funk bei Fahrschülern der Klasse A) – eine hochwertige Ausbildung durchführen 

kann. Da sich die grundlegenden pädagogischen Prinzipien für die Erteilung von Theorieunter-

richt für die Klassen A, CE und DE nicht wesentlich von den Prinzipien zur Erteilung von 

Theorieunterricht für die Klasse BE unterscheiden, soll dagegen auf weitere klassenspezifische 

Lehrproben zum Theorieunterricht verzichtet werden.  

Sofern Lehrproben für den Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklassen A, CE und DE eingeführt wür-

den, ergäben sich zwangsläufig einige weitreichende Änderungen für die Ausbildung in diesen 

Klassen: Wenn eine unbefristete Fahrlehrerlaubnis der Klassen A, CE oder DE erst nach dem 

Bestehen der Lehrprobe erteilt werden könnte, müsste – wie bei Ausbildung in der Klasse BE 

– eine befristete Fahrlehrerlaubnis der Klassen A, CE oder DE etabliert werden, welche die 

Fahrlehreranwärter vor Bestehen der Lehrprobe im Rahmen eines Lehrpraktikums dazu berech-

tigt, Fahrschüler in der jeweiligen Klasse auszubilden. Darüber hinaus wären auch für diese 

                                                 
39 Es sollte − analog zu universitären Weiterbildungen − eine Einführung von Zertifikaten erwogen werden, die 

bestimmten Qualitätsstandards entsprechen und beispielsweise für Marketingaktivitäten genutzt werden können. 
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Klassen Ausbildungsfahrschulen und Ausbildungsfahrlehrer einzuführen40; dazu wäre §21a 

Abs. 1 FahrlG anzupassen. Diesem Paragraphen zufolge darf eine Ausbildungsfahrschule be-

treiben oder verantwortlich leiten, wer: 

- innerhalb der letzten fünf Jahre mindestens drei Jahre lang Fahrschülern, welche die 

Fahrerlaubnis der Klasse B erwerben wollen, hauptberuflich theoretischen und prakti-

schen Unterricht erteilt hat, 

- seit mindestens drei Jahren die Fahrschulerlaubnis besitzt oder als verantwortlicher 

Leiter des Ausbildungsbetriebs einer Fahrschule tätig ist und 

- an einem mindestens dreitägigen Einweisungsseminar teilgenommen hat. 

Im Hinblick auf die geforderte Ausbildungspraxis sollten die Zeiträume angepasst werden. So 

erscheint es zielführend, einen Zweijahreszeitraum festzulegen, durch den zeitnahe Ausbil-

dungserfahrungen sichergestellt werden können. Darüber hinaus sollte im Gesetz die Angabe 

der Fahrerlaubnisklasse entsprechend der beantragten Klasse der Ausbildungsfahrschule ange-

passt werden. Diesbezüglich wird empfohlen, dass folgende Festlegungen erfolgen: 

- Für den Betrieb einer Ausbildungsfahrschule der Klasse BE sind angemessene Ausbil-

dungserfahrungen mit Fahrschülern der Klasse B nachzuweisen. 

- Für den Betrieb einer Ausbildungsfahrschule der Klasse A sind angemessene Ausbil-

dungserfahrungen mit Fahrschülern der Klasse A nachzuweisen. 

- Für den Betrieb einer Ausbildungsfahrschule der Klasse CE angemessene Ausbil-

dungserfahrungen mit Fahrschülern der Klasse CE nachzuweisen. 

- Für den Betrieb einer Ausbildungsfahrschule der Klasse DE sind angemessene Ausbil-

dungserfahrungen mit Fahrschülern der Klasse D nachzuweisen. 

Die vorgeschlagene Regelung zur Klasse BE entspricht den derzeitigen Festlegungen. Für den 

Betrieb einer Ausbildungsfahrschule der Klassen A und CE ist Ausbildungserfahrung in der 

jeweils hochwertigsten Fahrerlaubnisklasse zu fordern, um dem Inhaber der befristeten Fahr-

lehrerlaubnis entsprechende Ausbildungserfahrungen vermitteln zu können. Für den Betrieb 

einer Ausbildungsfahrschule der Klasse DE erscheint hingegen aufgrund der geringen Anzahl 

an Fahrschülern, die eine KOM-Fahrerlaubnis erwerben wollen (KBA, 2014), eine Begrenzung 

auf Fahrschüler der Klasse D geboten.  

Einige Interessengruppen schlagen vor, die derzeit geforderte dreijährige Tätigkeit als Fahr-

schulinhaber bzw. verantwortlicher Leiter künftig wegfallen zu lassen, um einem angestellten 

Fahrlehrer, welcher als Ausbildungsfahrlehrer tätig war und nun eine eigene Fahrschule eröff-

nen möchte, eine dreijährige Wartefrist zu ersparen. Dieser Vorschlag ist vom Gesetzgeber zu 

prüfen; ggf. könnte eine Anpassung dahingehend erfolgen, dass − alternativ zur Tätigkeit als 

Fahrschulinhaber oder verantwortlicher Leiter − eine dreijährige Tätigkeit als Ausbildungsfahr-

lehrer als Tätigkeitsvoraussetzung ausreichen würde. Zudem sollte das derzeit geforderte drei-

tägige Einweisungsseminar überarbeitet und klassenübergreifend gestaltet werden, sodass ein 

Seminar zum Betrieb einer Ausbildungsfahrschule aller Klassen berechtigt, sofern jeweils auch 

die anderen bereits genannten Voraussetzungen erfüllt sind.  

Die dargestellten Änderungsvorschläge, welche die Voraussetzungen für den Betrieb einer 

Ausbildungsfahrschule nach §21a FahrlG betreffen, gelten analog für die Tätigkeitsvorausset-

zungen als Ausbildungsfahrlehrer nach §9b Abs. 1 FahrlG.  

  

                                                 
40 Derzeit existieren eine befristete Fahrlehrerlaubnis der Klasse CE sowie ein entsprechender Ausbildungsfahr-

lehrer der Klasse CE lediglich für die Fahrlehrerausbildung bei der Bundeswehr, der Bundespolizei sowie der 

Polizei (§30 Abs. 7 FahrlG). 
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7 Vorschläge zur Änderung fahrlehrerechtlicher Regelungen 

Die Tabelle 5 enthält einen Überblick über vorzunehmende Änderungen der einschlägigen 

Rechtsvorschriften, sofern die im Gutachten skizzierten Vorschläge im Rahmen der kompe-

tenzorientierten Reform der Fahrlehrerausbildung umgesetzt werden sollen. 

Tab. 5: Notwendige Änderungen von Rechtsvorschriften im Hinblick auf die vorgeschlagene 

Reform der Fahrlehrerausbildung 

Nr. Rechtsvorschrift Derzeitige Fassung Änderungsvorschlag 

1 §1 Abs. 1 Satz 3 

FahrlG 

„Der Bewerber um die Fahr-

lehrerlaubnis der Klasse BE er-

hält zunächst eine befristete Er-

laubnis nach § 9a“. 

Die Einführung einer Lehrprobe im Bereich der Fahrpraktischen 

Ausbildung für den Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklassen A, CE 

und DE würde es erfordern, auch für diese Klassen ein Lehrprak-

tikum festzulegen. Damit der Anwärter während dieses Lehr-

praktikums und bei der Lehrprobe Fahrschüler der jeweiligen 

Klasse ausbilden darf, benötigt er eine befristete Fahrlehrerlaub-

nis der entsprechenden Klasse. Dementsprechend ist die Rechts-

vorschrift zu erweitern. 

2 §2 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 1 FahrlG 

„Die Fahrlehrerlaubnis wird er-

teilt, wenn der Bewerber 
1. mindestens 22 Jahre alt ist“. 

Aus den Erwerbsverläufen von Fahr- und Verkehrskompetenz 

resultiert, dass eine ausreichende Expertise im Regelfall frühes-

tens im Alter von 21 Jahren vorliegen könnte. Eine Mindestal-

terfestlegung auf 21 Jahre erscheint auch bei Betrachtung inter-

nationaler Gegebenheiten empfehlenswert. 

3 §2 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 3 FahrlG 

„Die Fahrlehrerlaubnis wird er-

teilt, wenn der Bewerber [...] 
3. mindestens eine abgeschlos-

sene Berufsausbildung in ei-

nem anerkannten Lehrberuf 

nach abgeschlossener Haupt-

schulbildung  

oder eine gleichwertige Vorbil-

dung besitzt“. 

Fahrlehreranwärter sollten mindestens über einen mittleren Bil-

dungsabschluss mit abgeschlossener (möglichst fachlich ein-

schlägiger) Berufsausbildung oder über die Fachhochschulreife 

verfügen. Die damit verbundene Anhebung der Bildungsvoraus-

setzungen erscheint sowohl bei  Beachtung typischer Lernvor-

aussetzungen von Absolventen mit Hauptschulabschluss als 

auch mit Blick auf internationale Gepflogenheiten dringend ge-

boten.  

4 §2 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 4 FahrlG 

„Die Fahrlehrerlaubnis wird er-

teilt, wenn der Bewerber […] 
4. die Fahrerlaubnis der Klassen 

A2, BE und CE und, sofern die 

Fahrlehrerlaubnis für die Klasse 

A oder die Klasse DE erteilt 

werden soll, jeweils auch die 

Fahrerlaubnis der Klasse A oder 

der Klasse DE besitzt“. 

Hinsichtlich des Fahrerlaubnisvorbesitzes ist eine Absenkung 

der Anforderungen auf den Besitz der Fahrerlaubnisklassen A1 

sowie C oder D zu fordern. Der Besitz dieser Fahrerlaubnisklas-

sen sichert die nötige Fahrerfahrung auf Krafträdern und 

Schwerkraftfahrzeugen vor allem mit Blick auf die unterschied-

lichen klassenspezifischen visuellen Perspektiven von Kraftfahr-

zeugführern und die fahrdynamischen Besonderheiten der Fahr-

zeugführung. Die Gewährleistung dieser Fahrerfahrungen er-

scheint nicht nur aus verkehrspädagogischen Gründen (ange-

messene Gestaltung des Theorieunterrichts) bedeutsam, sondern 

auch für die öffentliche Sicherheit im Straßenverkehr, nicht zu-

letzt während der Fahrpraktischen Ausbildung.   

 

5 §2 Abs. 2 Satz 1 

FahrlG 

„Als jeweils ausreichend nach 

Absatz 1 Satz 1 Nr. 5 gilt die 

Fahrpraxis, wenn der Bewerber 

innerhalb der letzten fünf Jahre 

vor der Antragstellung drei 

Jahre lang Kraftfahrzeuge der 

Klasse B und zwei Jahre lang 

Kraftfahrzeuge der Klassen A 

(ohne Beschränkung auf leis-

tungsbegrenzte Krafträder), CE 

und D geführt hat“. 

Die derzeit geforderte Fahrpraxis wird uneinheitlich erhoben 

und erscheint darüber hinaus problematisch, da ihr Nachweis 

vorrangig auf nicht nachprüfbaren Selbstauskünften beruht. 

Dementsprechend sollte künftig auf die Dauer des Fahrerlaub-

nisvorbesitzes abgestellt werden, sodass im Falle des Erwerbs 

der Fahrlehrerlaubnisklasse BE der Bewerber die Fahrerlaubnis 

der Klasse B seit mindestens drei Jahren besitzen muss. Dieser 

Drei-Jahres-Zeitraum bezieht sich auf das selbstständige Fahren, 

sodass die Zeit, in der ein Kraftfahrzeug der Klasse B nur in Be-

gleitung geführt werden darf (§§48a FeV; 6e StVG) nicht ange-

rechnet werden kann. Zusätzlich darf zum Zeitpunkt des dreijäh-

rigen Vorbesitzes keine Fahrerlaubnis auf Probe mehr bestehen. 

Außerdem ermöglicht der geforderte Drei-Jahres-Zeitraum den 

Aufbau eines gewissen Grades an Fahr- und Verkehrskompetenz 

sowie eine damit einhergehende Abnahme des Unfallrisikos 

(Schade, 2001). Für die Klassen A, CE und DE erscheint ein 

zweijähriger Besitz der Klassen A, CE und D erforderlich. 
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6 §2 Abs. 3 FahrlG 

„Die Dauer der Ausbildung 

nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 6 be-

trägt 
1. für Bewerber um die Fahr-

lehrerlaubnis der Klasse BE 

fünfeinhalb Monate in einer 

Fahrlehrerausbildungsstätte und 

viereinhalb Monate in einer 

Ausbildungsfahrschule“ 
2. für Bewerber um die Fahr-

lehrerlaubnis der Klasse A zu-

sätzlich einen Monat in einer 

Fahrlehrerausbildungsstätte, 
3. für Bewerber um die Fahr-

lehrerlaubnis der Klasse CE o-

der DE zusätzlich zwei Monate 

in einer Fahrlehrerausbildungs-

stätte. 
Besitzt der Bewerber um die 

Fahrlehrerlaubnis der Klasse 

DE die Fahrlehrerlaubnis der 

Klasse CE, so verkürzt sich die 

Ausbildungsdauer um einen 

Monat. Das gleiche gilt, wenn 

der Bewerber um die Fahrlehr-

erlaubnis der Klasse CE die 

Fahrlehrerlaubnis der Klasse 

DE besitzt“. 

 

 

 

Die Dauer der Ausbildungsphasen in den verschiedenen Ausbil-

dungseinrichtungen zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE 

ist an das letztendlich festgelegte Reformmodell anzupassen. 

Nach dem vorliegenden Vorschlag würde die Dauer der Ausbil-

dung etwa siebeneinhalb Monate in einer Fahrlehrerausbil-

dungsstätte und mindestens viereinhalb Monate in einer Ausbil-

dungsfahrschule betragen. 

 

 

Für die Klassen A, CE und DE sind die Dauer der Ausbildung 

vorzugeben. Weiterhin wäre bei Umsetzung des vorliegenden 

Vorschlags festzulegen, dass bei diesen Klassen ein Lehrprakti-

kum in einer Ausbildungsfahrschule zu erfolgen hat. 

 

 

Die Rabattregelungen für die Klassen CE und DE sind zu prüfen. 

 

 

7 §2 Abs. 5 FahrlG 

„Der Bewerber um die Fahr-

lehrerlaubnis der Klasse BE hat 

sich nach fünfmonatiger Ausbil-

dung in einer Fahrlehrerausbil-

dungsstätte zusätzlich einer 

viereinhalbmonatigen Ausbil-

dung in einer Ausbildungsfahr-

schule zu unterziehen. Die Aus-

bildung in einer Ausbildungs-

fahrschule ist während des drit-

ten Monats durch einen einwö-

chigen Lehrgang in einer Fahr-

lehrerausbildungsstätte zu un-

terbrechen. Die Ausbildung des 

Bewerbers endet mit einem wei-

teren einwöchigen Lehrgang in 

einer Fahrlehrerausbildungs-

stätte nach Abschluß der Ausbil-

dung in einer Ausbildungsfahr-

schule.“ 

Auch diese Passage zur Art und Dauer der festgelegten Ausbil-

dungsphasen ist an das letztendlich festgelegte Reformmodell 

anzupassen.  

 

Das Ausbildungsende sollte nicht an die Reflexionsphase, son-

dern an das Bestehen der Lehrproben, das dreimalige Nichtbe-

stehen einer Lehrprobe oder den Ablauf der auf zwei Jahre be-

fristeten Fahrlehrerlaubnis geknüpft werden.  

8 §4 Abs. 1 FahrlG 

„Die Prüfung muß den Nach-

weis erbringen, daß der Bewer-

ber um die Fahrlehrerlaubnis 

die fachliche Eignung zur Aus-

bildung von Fahrschülern be-

sitzt. Der Bewerber hat 
1. gründliche Kenntnisse 
a) der Verkehrspädagogik ein-

schließlich der Didaktik, 
b) der Verkehrsverhaltenslehre 

einschließlich der Gefahren-

lehre, 
c) der maßgebenden gesetzli-

chen Vorschriften, 
d) der umweltbewußten und 

energiesparenden Fahrweise, 
e) der Fahrphysik, 

Die im Rahmen der Neustrukturierung ggf. eingeführte Kompe-

tenzorientierung sollte sich auch in den Prüfungsanforderungen 

widerspiegeln. Dementsprechend muss in der Prüfung der Nach-

weis erbracht werden, dass der Bewerber über fachliche sowie 

pädagogisch-psychologische und verkehrspädagogische Kom-

petenzen verfügt, die ihn befähigen, sachlich richtig, auf die 

Ziele der Fahrschülerausbildung bezogen und methodisch über-

legt ausbilden zu können. 
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2. ausreichende Kenntnisse der 

Kraftfahrzeugtechnik sowie 
3. die Fähigkeit und Fertigkeit, 

sachlich richtig, auf die Ziele 

der Fahrschülerausbildung be-

zogen und methodisch überlegt 

unterrichten zu können, 
nachzuweisen. 

9 §4 Abs. 2 FahrlG 

„Die Prüfung besteht aus einer 

fahrpraktischen Prüfung, einer 

Fachkundeprüfung (mit einem 

schriftlichen und einem mündli-

chen Teil) sowie - für die Klasse 

BE - aus je einer Lehrprobe im 

theoretischen und im fahrprakti-

schen Unterricht.“ 

Die Durchführung von Lehrproben zur Fahrpraktischen Ausbil-

dung erscheint auch mit Blick auf die Klassen A, CE und DE 

zielführend. Dementsprechend sollte – im Falle der Umsetzung 

der vorliegenden Vorschläge − die Prüfung aus einer fahrprakti-

schen Prüfung, einer Fachkundeprüfung (mit einem schriftlichen 

und einem mündlichen Teil) sowie – für die Klasse BE – aus 

einer Lehrprobe zum Theorieunterricht und zur Fahrpraktischen 

Ausbildung bzw. − für die Klassen A, CE und DE − aus einer 

Lehrprobe zur Fahrpraktischen Ausbildung bestehen. 

10 §9a Abs. 1 Satz 1 

FahrlG 

„Dem Bewerber um die Fahr-

lehrerlaubnis der Klasse BE 

wird nach fünfmonatiger Aus-

bildung in einer amtlich aner-

kannten Fahrlehrerausbildungs-

stätte zum Zwecke der Ausbil-

dung nach § 2 Abs. 5 Satz 1 und 

der Prüfung, soweit diese sich 

auf die Lehrproben im theoreti-

schen und fahrpraktischen Un-

terricht erstreckt, eine befristete 

Fahrlehrerlaubnis erteilt, wenn 

er die fahrpraktische Prüfung 

und die Fachkundeprüfung je-

weils mit Erfolg abgelegt hat.“ 

Der Absatz sollte ebenfalls an die zeitlichen Vorgaben des letzt-

endlich festgelegten Reformmodells angepasst werden. Bei An-

nahme der vorliegenden Vorschläge wäre dem Bewerber um eine 

Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE nach Abschluss der siebenmo-

natigen Ausbildung in der Fahrlehrerausbildungsstätte und Ab-

solvierung des Orientierungs- und Hospitationspraktikums in ei-

ner Ausbildungsfahrschule eine befristete Fahrlehrerlaubnis zu 

erteilen, wenn er die fahrpraktische Prüfung und die Fachkunde-

prüfung mit Erfolg abgelegt hat.  

 

Im Falle des Erwerbs einer Fahrlehrerlaubnis der Klassen A, CE 

oder DE wäre dem Bewerber entsprechend nach Abschluss der 

Ausbildung in der Fahrlehrerausbildungsstätte eine befristete 

Fahrlehrerlaubnis der jeweiligen Klasse zu erteilen, sofern die 

fahrpraktische Prüfung und die Fachkundeprüfung erfolgreich 

absolviert wurden. 

11 §9a Abs. 1 Satz 4 

FahrlG 

„Die befristete Fahrlehrerlaub-

nis erlischt 
1. mit Erteilung der unbefriste-

ten Fahrlehrerlaubnis, 
2. nach dreimaliger erfolgloser 

Lehrprobe im theoretischen o-

der im fahrpraktischen Unter-

richt (§ 4 Abs. 2) oder 
3. durch Ablauf der Frist.“ 
 

Die Vorgaben zum Erlöschen der befristeten Fahrlehrerlaubnis 

sollten in Einklang mit den Regelungen zum Ende der Ausbil-

dung nach §2 Abs. 5 Satz 3 gebracht werden. Da die befristete 

Fahrlehrerlaubnis lediglich zum Zwecke der Ausbildung und 

Prüfung erteilt wird, ist eine Weitergeltung dieser Erlaubnis nach 

dem Bestehen der Lehrproben bis zur Erteilung der unbefristeten 

Fahrlehrerlaubnis ausgeschlossen, weil nach Bestehen der Lehr-

proben kein Ausbildungsverhältnis gegeben ist und auch keine 

weiteren Prüfungen stattfinden. Demzufolge sollte die befristete 

Fahrlehrerlaubnis bei Bestehen der erforderlichen Lehrproben, 

bei dreimaliger erfolgloser Lehrprobe im theoretischen oder 

fahrpraktischen Unterricht sowie durch Ablauf der Frist von 

zwei Jahren erlöschen. 

12 §9a Abs. 3 Satz 1 

FahrlG 

„Der Inhaber der befristeten 

Fahrlehrerlaubnis hat über seine 

praktische Ausbildung ein Be-

richtsheft zu führen“. 

Die Verpflichtung zur Führung eines Berichtshefts erscheint le-

diglich für Inhaber einer befristeten Fahrlehrerlaubnis der Klasse 

BE sinnvoll, da Inhaber einer befristeten Fahrlehrerlaubnis der 

Klasse A, CE oder DE bereits über entsprechende Erfahrungen 

zur Gestaltung und Steuerung von Lehr-Lernprozessen verfü-

gen. 

13 §9b Abs. 1 

FahrlG 

„Der Ausbildungsfahrlehrer 

muß innerhalb der letzten fünf 

Jahre mindestens drei Jahre lang 

Fahrschülern, welche die Fahr-

erlaubnis zum Führen von 

Kraftfahrzeugen der Klasse B 

erwerben wollen, hauptberuf-

lich - als Angehöriger der Bun-

deswehr, der Bundespolizei o-

der der Polizei überwiegend - 

theoretischen und praktischen 

Unterricht erteilt haben; er muß 

Auch die hier getroffenen Regelungen sind an die Neustruktu-

rierung der Fahrlehrerausbildung anzupassen. Zunächst sollte 

festgelegt werden, dass die Qualifikation zum Ausbildungsfahr-

lehrer für die Klassen BE, A, CE und DE erfolgen kann. Sie wird 

möglich, wenn innerhalb der letzten zwei Jahre Fahrschüler 

hauptberuflich in Theorie und Praxis ausgebildet wurden (für die 

Klasse BE Fahrschüler der Klasse B, für die Klasse A Fahrschü-

ler der Klasse A, für die Klasse CE Fahrschüler der Klasse CE 

und für die Klasse DE Fahrschüler der Klasse D). 

Weiterhin ist an einem Einweisungsseminar teilzunehmen, das 

für alle Klassen Gültigkeit besitzen sollte; eine entsprechende 
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ferner an einem dreitägigen Ein-

weisungsseminar in einer amt-

lich anerkannten Fahrlehreraus-

bildungsstätte oder von einem 

Berufsverband der Fahrlehrer, 

sofern er hierfür von der zustän-

digen obersten Landesbehörde 

oder von einer durch sie be-

stimmten oder nach Landes-

recht zuständigen Stelle aner-

kannt ist, teilgenommen haben. 

Der Ausbildungsfahrlehrer darf 

nur in einer Ausbildungsfahr-

schule (§ 21a) tätig werden“. 

Überarbeitung der Seminarinhalte ist notwendig und hilft, finan-

zielle und zeitliche Belastungen des Ausbildungsfahrlehrers zu 

verringern. 

 

Weiterhin ist zu prüfen, inwieweit Regelungen für das Lehrprak-

tikum in den Klassen A, CE und DE notwendig sind (z. B. Vor-

gaben zur Mindeststundenzahl). Dabei ist zu berücksichtigen, 

dass der Inhaber einer befristeten Fahrlehrerlaubnis in diesen 

Klassen bereits die Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE besitzt und 

i. d. R. über eine gewisse Berufserfahrung bezüglich der Planung 

und Strukturierung von Lehr-Lernprozessen verfügt. 

 

Zu guter Letzt darf der Ausbildungsfahrlehrer nur in einer Aus-

bildungsfahrschule (§21a) tätig werden. Dabei dürfen nur Inha-

ber einer befristeten Fahrlehrerlaubnis ausgebildet werden, wel-

che dem Erlaubnisumfang der Ausbildungsfahrschule entspre-

chen. 

14 §21a Abs. 1 Satz 

1 FahrlG 

„Eine Fahrschule, an der ein 

Fahrlehrer mit befristeter Fahr-

lehrerlaubnis tätig ist (Ausbil-

dungsfahrschule), darf nur be-

treiben oder verantwortlich lei-

ten, wer 
1. innerhalb der letzten fünf 

Jahre mindestens drei Jahre 

lang Fahrschülern, welche die 

Fahrerlaubnis der Klasse B er-

werben wollen, hauptberuflich 

theoretischen und praktischen 

Unterricht erteilt hat, 
2. seit mindestens drei Jahren 

die Fahrschulerlaubnis besitzt 

oder als verantwortlicher Leiter 

des Ausbildungsbetriebs einer 

Fahrschule tätig ist, 
3. an einem mindestens dreitä-

gigen Einweisungsseminar in 

einer amtlich anerkannten 

Fahrlehrerausbildungsstätte o-

der von einem Berufsverband 

der Fahrlehrer, sofern er hierfür 

von der zuständigen obersten 

Landesbehörde oder von einer 

durch sie bestimmten oder nach 

Landesrecht zuständigen Stelle 

anerkannt ist, teilgenommen 

hat“. 

 

 

 

 

 

 

Auch mit Blick auf die Ausbildungsfahrschule wäre ggf. zu er-

gänzen, dass diese auch für die Klassen A, CE und DE betrieben 

werden kann. Dabei müssen zunächst innerhalb der letzten zwei 

Jahre Fahrschüler hauptberuflich in Theorie und Praxis ausge-

bildet worden sein (für die Klasse BE Fahrschüler der Klasse B, 

für die Klasse A Fahrschüler der Klasse A, für die Klasse CE 

Fahrschüler der Klasse CE und für die Klasse DE Fahrschüler 

der Klasse D). 

 

Es wird vorgeschlagen, die Forderung nach Berufserfahrung als 

Fahrschulinhaber oder verantwortlicher Leiter dahingehend zu 

ergänzen, dass alternativ dazu eine Tätigkeit als Ausbildungs-

fahrlehrer in den letzten drei Jahren nachzuweisen ist. 

 

Das derzeit geforderte Einweisungsseminar sollte überarbeitet 

und klassenübergreifend gestaltet werden (s. o.). 

 

Es ist zu prüfen, inwieweit Vorgaben für das vorgeschlagene 

Lehrpraktikum in den Klassen A, CE und DE festgelegt werden 

müssen (s. o.). 

 

15 §23 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 3 FahrlG 

„Die amtliche Anerkennung 

wird erteilt, wenn […] 
3. der Fahrlehrerausbildungs-

stätte in ausreichender Anzahl 

Lehrkräfte zur Verfügung ste-

hen, die in der Lage sind, in ih-

rem Aufgabenbereich den Fahr-

lehreranwärtern die nach § 4 

notwendigen Kenntnisse und 

Fertigkeiten zu vermitteln“. 

Die Ausführung ist ggf. an die Kompetenzorientierung anzuglei-

chen, sodass Lehrkräfte zur Verfügung stehen müssen, die in der 

Lage sind, den Fahrlehreranwärtern die nach §4 notwendigen 

fachlichen sowie pädagogisch-psychologischen und verkehrspä-

dagogischen Kompetenzen zu vermitteln. 

16 §26 Abs. 1 Satz 1 

FahrlG 

„Der Inhaber oder der verant-

wortliche Leiter der amtlich an-

erkannten Fahrlehrerausbil-

dungsstätte hat dafür zu sorgen, 

daß die Ausbildung die für Fahr-

lehrer erforderlichen rechtli-

chen und technischen Kennt-

nisse und pädagogischen Fähig-

keiten vermittelt“. 

Dieser Passus ist ggf. an die Kompetenzorientierung der refor-

mierten Ausbildung anzupassen. Demnach müsste der Inhaber 

oder der verantwortliche Leiter der amtlich anerkannten Fahr-

lehrerausbildungsstätte dafür sorgen, dass in der Ausbildung die 

für die Tätigkeit als Fahrlehrer notwendigen fachlichen sowie 

pädagogisch-psychologischen und verkehrspädagogischen 

Kompetenzen vermittelt werden. 
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17 §2 Abs. 2 DV-

FahrlG 

„Der Fahrlehrerschein für die 

unbefristete Fahrlehrerlaubnis 

der Klasse BE darf erst ausge-

händigt oder zugestellt werden, 

wenn der Fahrlehrerschein für 

die befristete Fahrlehrerlaubnis 

der Klasse BE der Erlaubnisbe-

hörde abgeliefert worden ist“. 

Durch die Einführung einer Lehrprobe zur Fahrpraktischen Aus-

bildung beim Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklassen A, CE und 

DE ergibt sich die Notwendigkeit, ein Lehrpraktikum einzufüh-

ren, für welches der Bewerber eine befristete Fahrlehrerlaubnis 

der jeweiligen Klasse benötigt. Demzufolge sind das Muster des 

Fahrlehrerscheins für die befristete Fahrlehrerlaubnis nach An-

lage 1.2 DV-FahrlG (vgl. Nr. 23) und die Regelungen zur Aus-

händigung oder Zustellung des Fahrlehrerscheins für die unbe-

fristete Fahrlehrerlaubnis der entsprechenden Klassen anzuglei-

chen. Somit darf der Fahrlehrerschein für eine unbefristete Fahr-

lehrerlaubnis der Klassen BE, A, CE oder DE erst ausgehändigt 

oder zugestellt werden, wenn der Fahrlehrerschein für die befris-

tete Fahrlehrerlaubnis der jeweiligen Klasse der Erlaubnisbe-

hörde abgeliefert worden ist. 

18 §8 Abs. 1 Satz 1 

Nr. 4 DV-FahrlG 

„Der verantwortliche Leiter ei-

ner Fahrlehrerausbildungsstätte 

muss […] 
4. entweder drei Jahre lang In-

haber der Fahrschulerlaubnis, 

verantwortlicher Leiter einer 

Fahrschule oder hauptberufli-

che Lehrkraft einer Fahrlehrer-

ausbildungsstätte gewesen sein 

oder ein Studium, das ausrei-

chende Kenntnisse des Maschi-

nenbaus vermittelt, an einer 

Hochschule abgeschlossen ha-

ben, oder die Befähigung zum 

Richteramt besitzen oder ein 

Studium der Erziehungswissen-

schaften an einer Hochschule 

abgeschlossen haben“. 

Mit Blick auf die erforderlichen Lehrkräfte an einer Fahrlehrer-

ausbildungsstätte ergeben sich Änderungen (vgl. Ausführungen 

zu Nr. 19), die sich auf die Voraussetzungen des verantwortli-

chen Leiters einer Fahrlehrerausbildungsstätte auswirken. Dem-

zufolge kann ein solcher auch werden, wer – neben den übrigen 

Voraussetzungen des §8 Abs. 1 DV-FahrlG – ein Studium mit 

bildungswissenschaftlichem Schwerpunkt an einer Hochschule 

abgeschlossen hat. 

19 §9 Abs. 1 Satz 1 

DV-FahrlG 

„Der Fahrlehrerausbildungs-

stätte müssen folgende Lehr-

kräfte zur Verfügung stehen: 
1. eine Lehrkraft mit der Befä-

higung zum Richteramt, 
2. eine Lehrkraft mit einem ab-

geschlossenen technischen Stu-

dium an einer deutschen oder 

einer als gleichwertig aner-

kannten ausländischen Hoch-

schule oder Ingenieurschule, 

das ausreichende Kenntnisse 

des Maschinenbaus vermittelt, 

und mit mindestens zweijähri-

ger Praxis auf dem Gebiet des 

Baus  

oder des Betriebs von Kraft-

fahrzeugen, 
3. ein Fahrlehrer, der die Fahr-

lehrerlaubnis der Klassen A, 

BE und CE besitzt und drei 

Jahre lang hauptberuflich Fahr-

schüler theoretisch und prak-

tisch ausgebildet hat, 
4. ein Fahrlehrer mit entspre-

chender Fahrerlaubnis und Un-

terrichtserfahrung für die Aus-

bildung von Fahrlehreranwär-

tern, welche die Fahrlehrer-

laubnis der Klasse DE erwer-

ben wollen und 
5. eine Lehrkraft mit abge-

schlossenem Studium der Er-

ziehungswissenschaft an einer 

Um einen entsprechenden Bezug zum Straßenverkehr herstellen 

zu können, sollten alle Lehrkräfte an einer Fahrlehrerausbil-

dungsstätte eine Fahrerlaubnis besitzen. Derzeit ist lediglich für 

die Lehrkraft unter Nr. 5 vorgeschrieben, dass sie eine Fahrer-

laubnis der Klasse BE besitzen muss. Weshalb hier die Klasse 

BE gefordert wird und nicht beispielsweise die Klassen B oder 

A ausreichend wären, bleibt unklar. Weiterhin müssen die Lehr-

kräfte nach Nr. 3 und 4 als Fahrlehrer eine Fahrerlaubnis besit-

zen. Um einen Bezug zum Straßenverkehr herstellen zu können, 

erscheint auch für die übrigen Lehrkräfte der Besitz einer Fahr-

erlaubnis sinnvoll, wobei keine Festlegung auf eine bestimmte 

Klasse erfolgen sollte. 

 
Bezüglich der Lehrkraft nach Nr. 2, für die ein abgeschlossenes 

technisches Studium an einer deutschen oder als gleichwertig 

anerkannten ausländischen Hochschule sowie einer Ingenieurs-

schule gefordert wird, merken Bouska und May (2009) an, dass 

letztere in Deutschland als Vorläufer der Fachhochschulen nicht 

mehr existieren. Inwiefern solche Bildungseinrichtungen im 

Ausland existieren, ist nicht ganz klar, sodass geprüft werden 

sollte, ob die Ingenieurschulen zu streichen sind und man sich 

auf Hochschulen beschränken kann.  

 
Mit Blick auf die Lehrkraft nach Nr. 5 erscheint die Vermittlung 

der notwendigen pädagogisch-psychologischen und verkehrspä-

dagogischen Kompetenzen nicht nur durch Absolventen eines 

erziehungswissenschaftlichen Studiums an einer Hochschule, 

sondern auch durch Personen realisierbar, welche ein Studium 

mit bildungswissenschaftlichem Schwerpunkt (z. B. Lehramt o-

der Psychologie) an einer Hochschule abgeschlossen haben, für 

das ein anderer Grad als Bachelor verliehen wird. Der Begriff 

der Hochschule ist – analog zur jetzigen Regelung, wonach der 

Begriff dem §1 Hochschulrahmengesetz (HRG) entnommen ist 

– entsprechend weit zu fassen, so dass hierunter Universitäten, 
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Hochschule und mit der Fahrer-

laubnis der Klasse BE“. 
Pädagogische Hochschulen, Kunsthochschulen, Fachhochschu-

len und sonstige Einrichtungen des Bildungswesens, die nach 

Landesrecht staatliche Hochschulen sind, sowie – sofern in §70 

HRG bestimmt – staatlich anerkannte Hochschulen fallen (§1 

HRG). Die Prüfung des bildungswissenschaftlichen Schwer-

punkts sollte ggf. als Einzelfallprüfung durch die zuständige 

oberste Landesbehörde bzw. die von ihr bestimmte oder die nach 

Landesrecht zulässige Stelle erfolgen. Bei der Prüfung ist zu be-

rücksichtigen, dass insbesondere die Teilnahme an Veranstaltun-

gen aus den Bereichen „Didaktik“, „Lehren und Lernen“ sowie 

„Pädagogische Psychologie“ zum Nachweis eines bildungswis-

senschaftlichen Schwerpunkts geeignet sind. 

20 §9 Abs. 2 DV-

FahrlG 

„Abweichend von Absatz 1 

Nummer 3 oder 4 kann die Er-

laubnisbehörde einem Fahrleh-

rer, der aus gesundheitlichen 

Gründen keine zugrunde lie-

gende Fahrerlaubnis mehr be-

sitzt, gestatten, weiterhin an der 

Fahrlehrerausbildungsstätte 

theoretischen Unterricht zu er-

teilen, wenn er körperlich und 

geistig im Sinne des § 2 Absatz 

1 Satz 1 Nummer 2 des Fahr-

lehrergesetzes geeignet ist“. 

Falls für alle Lehrkräfte eine Fahrerlaubnis als Tätigkeitsvoraus-

setzung eingeführt, sollte die derzeitige Regelung auf alle Lehr-

kräfte ausgeweitet werden, sodass sie – sofern sie aus gesund-

heitlichen Gründen keine Fahrerlaubnis mehr besitzen – bei ge-

gebener körperlicher und geistiger Eignung für die Lehrtätigkeit 

weiterhin an der Fahrlehrerausbildungsstätte theoretischen Un-

terricht erteilen dürfen. 

21 §9 Abs. 3 DV-

FahrlG 

„Mindestens zwei der in Absatz 

1 genannten Lehrkräfte müssen 

bei der Fahrlehrerausbildungs-

stätte hauptberuflich tätig sein.“ 

Dieser Absatz sollte in der Hinsicht ergänzt werden, dass sich 

die hauptberufliche Tätigkeit an der Fahrlehrerausbildungsstätte 

auf die Aus- und Fortbildung von Fahrlehrern zu beziehen hat, 

um somit eine Regelmäßigkeit und ein Mindestmaß an Erfah-

rung in der Aus- und Fortbildung von Fahrlehrern zu gewährleis-

ten. 

22 §14 Abs. 2 Satz 1 

Nr. 2 DV-FahrlG 

„Zur Leitung ist berechtigt, wer 

[…] 2. die Voraussetzungen des 

§ 9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 

erfüllt, die Fahrerlaubnis der 

Klasse BE besitzt sowie über 

Kenntnisse und Erfahrungen in 

gruppenorientierten Lernpro-

zessen und der Erwachsenenbil-

dung verfügt […].“ 

Falls die Lehrkraft nach §9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 lediglich die Fahr-

erlaubnis irgendeiner Klasse benötigen soll (vgl. Ausführungen 

bei Nr. 19), müsste auch diese Rechtsvorschrift angepasst wer-

den. 

23 Anlage 1.2 DV-

FahrlG  

Das Muster des Fahrlehrerscheins nach Anlage 1.2 wäre bei Ein-

führung einer befristeten Fahrlehrerlaubnis für die Klassen A, 

CE und DE zu überarbeiten. 

24 §2 Abs. 1  

FahrlAusbO 

„Die Ausbildung ist nach einem 

von der Erlaubnisbehörde (§ 32 

des Fahrlehrergesetzes) zu ge-

nehmigenden Ausbildungsplan 

durchzuführen, der mindestens 

die Sachgebiete und Stunden-

zahl des Rahmenplans (Anlage) 

enthalten muss“. 

Im Falle einer im Rahmen der Reform vorgenommene Kompe-

tenzorientierung müsste diese Rechtsvorschrift angepasst wer-

den. Demnach hätte die Ausbildung nach einem von der Erlaub-

nisbehörde zu genehmigenden Ausbildungsplan zu erfolgen, der 

mindestens die Kompetenzbereiche, Kompetenzen und unver-

zichtbaren curricularen Ausbildungsinhalte sowie die Stunden-

zahl des Rahmenplans enthalten muss. 

25 §2 Abs. 4  

FahrlAusbO 

„Die Sachgebiete des Rahmen-

plans sind von den Lehrkräften 

nach § 9 der Durchführungsver-

ordnung zum Fahrlehrergesetz 

zu unterrichten, und zwar 
1. von einem Fahrlehrer (§ 9 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 3 und 

4 der Durchführungsverord-

nung zum Fahrlehrergesetz) 

Abschnitt 1.5, 1.6.2 bis 1.6.8, 

2.3, 2.4.2 bis 2.4.5, 3.3.2, 3.3.3, 

4.3.5 bis 4.3.7, 4.4, 4.5.2, 5.3.7 

bis 5.3.9, 5.4, 5.5.2; 

Zum einen ist diese Rechtsvorschrift ggf. an die Veränderungen 

bezüglich der Lehrkräfte anzupassen (vgl. Ausführungen zu Nr. 

19). Zum anderen ist es aus Gründen der Übersicht und Prakti-

kabilität zu empfehlen, die Zuordnung der Lehrkräfte zu den je-

weiligen Kompetenzbereichen direkt im Rahmenplan vorzuneh-

men. Dabei bezeichnen die dort verwendeten Bezeichnungen 

„Jurist“, „Ingenieur“, „Fahrlehrer“ und „Bildungswissenschaft-

ler“ die Lehrkräfte nach §9 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 5 DV-FahrlG. 
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2. von einem Erziehungswis-

senschaftler (§ 9 Absatz 1 Satz 

1 Nummer 5 der Durchfüh-

rungsverordnung zum Fahr-

lehrergesetz) 

Abschnitt 1.1.1.1 bis 1.1.2.1, 

1.6.1, 2.1.1, 2.1.2, 2.4.1, 3.1.1, 

3.3.1, 4.1.1, 4.5.1, 5.1.1, 5.5.1; 
3. von einem Ingenieur (§ 9 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 der 

Durchführungsverordnung zum 

Fahrlehrergesetz) 

Abschnitt 1.3, 2.2.1 bis 2.2.8, 

3.2, 4.3.1 bis 4.3.4.2, 5.3.1 bis 

5.3.6; 
4. von einer Lehrkraft mit der 

Befähigung zum Richteramt (§ 

9 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 

der Durchführungsverordnung 

zum Fahrlehrergesetz) 

Abschnitt 1.2, 4.2, 5.2. 
Die übrigen Sachgebiete kön-

nen von jeder Lehrkraft nach 

Satz 1 unterrichtet werden. 

26 §3 Abs. 1  

FahrlAusbO 

„Die Ausbildung des Fahrleh-

reranwärters ist nach einem von 

der Erlaubnisbehörde (§ 32 des 

Fahrlehrergesetzes) zu geneh-

migenden Ausbildungsplan 

durchzuführen. Der Ausbil-

dungsplan muss folgende Ab-

schnitte enthalten: 
1. Einführung, 
2. Teilnahme am theoretischen 

und praktischen Unterricht 

(Hospitation) mit Vor- und 

Nachbesprechung (Auswer-

tung) des Unterrichts, 
3. Durchführung von theoreti-

schem und praktischem Unter-

richt in Anwesenheit des Aus-

bildungsfahrlehrers mit Vor- 

und Nachbesprechung (Aus-

wertung) des Unterrichts, 
4. Durchführung von theoreti-

schem und praktischem Unter-

richt ohne Anwesenheit des 

Ausbildungsfahrlehrers und 
5. Vorstellung von Fahrschü-

lern zur Prüfung einschließlich 

Begleitung und Beaufsichti-

gung bei der praktischen Prü-

fung“. 

Es ist zu prüfen, inwieweit Regelungen für das Lehrpraktikum 

in den Klassen A, CE und DE notwendig sind (s. o.). 

 

In Satz 1 ist zu ergänzen, dass die Ausbildung des Inhabers einer 

befristeten Fahrlehrerlaubnis die Qualitätskriterien guter Fahr-

schulausbildung berücksichtigen muss und nach einem von der 

Erlaubnisbehörde zu genehmigenden Ausbildungsplan durchzu-

führen ist. 

27 §3 Abs. 2 Fahr-

lAusbO 

„Die wöchentliche Dauer der 

Ausbildung darf 20 Unter-

richtsstunden nicht unterschrei-

ten und 40 Unterrichtsstunden 

nicht überschreiten. Eine Un-

terrichtsstunde beträgt 45 Mi-

nuten.“ 

Wie bereits von Bouska und May (2009) gefordert, sollten die 

nebenstehenden Ausführungen konkretisiert werden, um klarzu-

stellen, welche Tätigkeiten als Unterricht gelten und demzufolge 

von den zeitlichen Grenzen erfasst werden. Denkbar wäre die 

Anpassung, dass eine Unterrichtseinheit 45 Minuten beträgt, 

wobei die Hospitation, die Durchführung von Unterricht mit und 

ohne Anwesenheit des Ausbildungsfahrlehrers, die Vor- und 

Nachbesprechung des Unterrichts sowie die Vorstellung zur 

praktischen Prüfung als Unterricht gelten.  

28 
Anlage (zu § 2 

Absatz 1) Rah-

menplan für die 

 

Der Rahmenplan ist ggf. entsprechend der Neufassung des Rah-

menplans (Anlage 3 zum Gutachten) zu ändern. 
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Fahrlehrerausbil-

dung an Fahrleh-

rerausbildungs-

stätten 

29 §2 Abs. 2 Fahr-

lPrüfO 

„Dem Prüfungsausschuss müs-

sen angehören: 
1. ein Mitglied mit der Befähi-

gung zum Richteramt oder zum 

höheren nichttechnischen Ver-

waltungsdienst, 
2. ein amtlich anerkannter 

Sachverständiger für den Kraft-

fahrzeugverkehr, auch mit Teil-

befugnissen, 
3. ein Mitglied mit abgeschlos-

senem Studium der Erzie-

hungswissenschaft an einer 

Hochschule und mit der Fahrer-

laubnis der Klasse BE und 
4. ein Fahrlehrer mit der Fahr-

lehrerlaubnis der von dem Be-

werber beantragten Klasse, der 

fünf Jahre lang Fahrschüler 

ausgebildet hat; bei der Prüfung 

von Bewerbern für die Fahr-

lehrerlaubnis der Klasse DE ge-

nügt eine ausreichende Praxis 

in der Ausbildung der Klasse 

DE.“ 

In Analogie zu den Anpassungen mit Blick auf die Lehrkräfte an 

Fahrlehrerausbildungsstätten (vgl. Ausführungen zu Nr. 19) 

sollte auch Mitglied Nr. 1 des Prüfungsausschusses im Besitz ei-

ner Fahrerlaubnis sein, wobei für dieses Mitglied und für Mit-

glied Nr. 3 die Forderung nach dem Besitz einer bestimmten 

Fahrerlaubnisklasse unbegründet erscheint und gestrichen wer-

den sollte.  

 

Weiterhin kann das Mitglied Nr. 3 eine Person sein, die ein Stu-

dium mit bildungswissenschaftlichem Schwerpunkt (z. B. Erzie-

hungswissenschaft, Lehramt und Psychologie) abgeschlossen 

hat (vgl. diesbezüglich die weiteren Ausführungen zu Nr. 19). 

30 §2 Abs. 3 Fahr-

lPrüfO 

„Die Mitwirkung aller Mitglie-

der des Prüfungsausschusses ist 

bei der fahrpraktischen Prüfung 

(§ 15) sowie bei den Lehrpro-

ben (§§ 17, 18) nicht erforder-

lich; der Vorsitzende bestimmt 

die Teilnahme von mindestens 

zwei Mitgliedern des Prüfungs-

ausschusses.“ 

Da im Rahmen der fahrpraktischen Prüfung die Fahrkompetenz 

des Bewerbers geprüft wird, sollte diese Prüfung vom Fahrlehrer 

(Mitglied Nr. 4) und vom amtlich anerkannten Sachverständigen 

für den Kraftfahrzeugverkehr, auch mit Teilbefugnissen, (Mit-

glied Nr. 2) durchgeführt werden. Die Lehrproben sollten hinge-

gen zwingend durch den Fahrlehrer (Mitglied Nr. 4) sowie das 

Mitglied mit abgeschlossenem Studium mit bildungswissen-

schaftlichem Schwerpunkt (Mitglied Nr. 3) abgenommen wer-

den, da hierbei insbesondere die pädagogisch-psychologischen 

und verkehrspädagogischen Kompetenzen des Bewerbers ge-

prüft werden. 

31 §8 Abs. 1 Fahr-

lPrüfO 

„Die Erlaubnisbehörde lässt den 

Bewerber für die Fahrlehrer-

laubnis der Klasse BE zur fahr-

praktischen Prüfung und zur 

Fachkundeprüfung zu, wenn 
1. er einen Antrag auf Erteilung 

einer befristeten Fahrlehrer-

laubnis (§ 9a Absatz 1 des 

Fahrlehrergesetzes) gestellt hat, 
2. die Voraussetzungen nach § 

2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 

bis 4 des Fahrlehrergesetzes 

vorliegen und 
3. er die Fahrpraxis nach § 2 

Absatz 1 Satz 1 Nummer 5 des 

Fahrlehrergesetzes und die 

Ausbildung nach § 2 Absatz 1 

Satz 1 Nummer 6 des Fahr-

lehrergesetzes begonnen hat.“ 

Da die fahrpraktische Prüfung im Rahmen des Grundmoduls 

(Erwerb der Fahrlehrerlaubnisklasse BE) vor Ausbildungsbe-

ginn abgelegt werden soll, müssten ggf. die Regelungen in §8 

Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 angepasst werden. Zum einen wäre der Nach-

weis der Fahrerfahrung anzupassen, falls im Rahmen der Neu-

strukturierung nicht mehr die Fahrpraxis, sondern der Fahrer-

laubnisvorbesitz entscheidend wäre (vgl. die Ausführungen zu 

Nr. 5). Zum anderen wäre ggf. die derzeit geforderte begonnene 

Ausbildung nach §2 Abs. 1 Satz 1 Nr. 6 FahrlG zu streichen. 

32 §8 Abs. 3 Fahr-

lPrüfO 

„Die Erlaubnisbehörde lässt den 

Bewerber für die Fahrlehrer-

laubnis der Klassen A, CE und 

DE jeweils zur fahrpraktischen 

Prüfung und zur Fachkundeprü-

fung zu, wenn 

Für die Prüfungszulassung im Fall des Erwerbs der Fahrlehrer-

laubnisklassen A, CE und DE ergeben sich ggf. folgende Ände-

rungen: Zunächst ist mit Blick auf die fahrpraktische Prüfung 

festzuhalten, dass die Zulassung zu dieser erfolgen sollte, wenn 

der Bewerber die Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE besitzt und 
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1. er die Fahrlehrerlaubnis der 

Klasse BE besitzt und 
2. er die erforderliche Fahrpra-

xis nach § 2 Absatz 1 Satz 1 

Nummer 5 des Fahrlehrergeset-

zes und die erforderliche Aus-

bildung nach § 2 Absatz 1 Satz 

1 Nummer 6 des Fahrlehrerge-

setzes jeweils abgeschlossen 

hat“. 
 

die erforderliche Besitzdauer der notwendigen Fahrerlaubnis-

klasse gegeben ist. Die Zulassung zur Fachkundeprüfung hat zu 

erfolgen, wenn die fahrpraktische Prüfung bestanden wurde und 

die erforderliche Ausbildung an der Fahrlehrerausbildungsstätte 

absolviert wurde. Sofern für die Fahrerlaubnisklassen A, CE und 

DE ebenfalls eine Lehrprobe zur Fahrpraktischen Ausbildung 

vorgeschrieben wird, ist der Anwärter hierzu zuzulassen, sobald 

die fahrpraktische Prüfung sowie die Fachkundeprüfung bestan-

den wurden, ihm die befristete Fahrlehrerlaubnis der entspre-

chenden Klasse erteilt worden ist oder gleichzeitig erteilt wird 

und er einen Antrag auf Erteilung einer unbefristeten Fahrlehr-

erlaubnis der jeweiligen Klasse gestellt hat. 

33 §9 Satz 2 und 3 

FahrlPrüfO 

„Die fahrpraktische Prüfung ei-

nes Bewerbers um die Fahrlehr-

erlaubnis der Klasse BE soll im 

zweiten oder dritten Monat der 

Ausbildung durchgeführt wer-

den. In der Regel sollen die 

Fachkundeprüfung möglichst 

unmittelbar nach Abschluss der 

Ausbildung in der Fahrlehrer-

ausbildungsstätte und die Lehr-

proben jeweils innerhalb eines 

Monats nach Abschluss der 

Ausbildung in der Ausbildungs-

fahrschule (§ 2 Absatz 5 Satz 3 

des Fahrlehrergesetzes) durch-

geführt werden“. 

Die fahrpraktische Prüfung wird in Folge der Reform ggf. vor-

gezogen und ist vor Ausbildungsbeginn durchzuführen. Die 

Lehrproben zum Erwerb der unbefristeten Fahrlehrerlaubnis-

klasse BE können hingegen erst am Ende des Lehrpraktikums in 

der Ausbildungsfahrschule durchgeführt werden, sofern die vor-

geschriebenen Reflexionsphasen sowie die entsprechenden Min-

deststunden des Lehrpraktikums nach der „Richtlinie für die 

Durchführung der Ausbildung in einer Ausbildungsfahrschule 

für die Fahrlehreranwärter (Praktikum) nach §2 Abs. 5 Fahr-

lehrergesetz und §3 Fahrlehrer-Ausbildungsordnung“  absolviert 

wurden. 

34 §13 FahrlPrüfO 

„In den Prüfungen und Lehrpro-

ben hat der Bewerber um die 

Fahrlehrerlaubnis seine fachli-

che Eignung (§ 4 des Fahr-

lehrergesetzes) nachzuweisen. 

Hierzu gehören die Kenntnis 

der in der Fahrlehrerausbil-

dungsordnung aufgeführten 

Sachgebiete und die Fähigkeit 

zu ihrer praktischen Anwen-

dung“. 

Die derzeitige Formulierung ermöglicht es, dass Themen geprüft 

werden können, die nicht im derzeitigen Rahmenplan enthalten 

sind, jedoch unter die Rechtsbegriffe des §4 Abs. 1 FahrlG fallen 

(Bouska & May, 2009). Da in einer Prüfung nur diejenigen The-

men geprüft werden sollten, die auch im Ausbildungsverlauf be-

handelt wurden, hat hier eine Anpassung zu erfolgen. Es sollten 

ggf. ausschließlich die in den Kompetenzbereichen des Rahmen-

plans festgelegten Kompetenzen  mit Bezug auf die entsprechen-

den unverzichtbaren curricularen Ausbildungsinhalte geprüft 

werden. 

35 §14 Abs. 1 Fahr-

lPrüfO 

„Die Fahrlehrerprüfung besteht 

aus einer fahrpraktischen Prü-

fung, einer Fachkundeprüfung 

mit einem schriftlichen und 

mündlichen Teil sowie - für die 

Fahrlehrerlaubnis der Klasse 

BE - aus je einer Lehrprobe im 

theoretischen und im fahrprakti-

schen Unterricht“. 

Hier hat eine Ergänzung mit Blick auf die Fahrlehrerlaubnisklas-

sen A, CE und DE zu erfolgen, sodass – bei Umsetzung des vor-

liegenden Reformvorschlags − auch für diese Klassen eine Lehr-

probe zur Fahrpraktischen Ausbildung durchgeführt werden soll 

(vgl. Ausführungen zu Nr. 9). 

36 §15 Abs. 1 Satz 1 

FahrlPrüfO 

„In der fahrpraktischen Prüfung 

hat der Bewerber nachzuwei-

sen, dass er ein Kraftfahrzeug 

mit Kupplungspedal oder im 

Falle der Fahrerlaubnisklassen 

A, A2 und A1 mit Kupplungshe-

bel und eine Fahrzeugkombina-

tion der Klasse, für die er die 

Fahrlehrerlaubnis beantragt hat, 

vorschriftsmäßig, sicher, ge-

wandt und umweltschonend 

führen kann“. 

Die Anforderungen an das erforderliche Fahrkompetenzniveau 

des  Anwärters sind bislang eher allgemein gehalten. Für eine 

zukünftige fahrpraktische Prüfung sollten sie angemessen ope-

rationalisiert und durch Bewertungsstandards untersetzt werden. 

Diesbezügliche Anleihen könnten bei der Praktischen Fahrer-

laubnisprüfung genommen werden (Sturzbecher et al., 2014). 

37 §16 Abs. 1 und 2 

FahrlPrüfO 

„(1) Im schriftlichen Teil der 

Prüfung hat der Bewerber sein 

Fachwissen nachzuweisen. Der 

Die verwendeten Bezeichnungen sind an die Begrifflichkeiten 

anzupassen, die im neuen Rahmenplan für die Fahrlehrerausbil-

dung an Fahrlehrerausbildungsstätten verwendet werden. Dem-

zufolge hat der Bewerber seine fachlichen sowie pädagogisch-

psychologischen und verkehrspädagogischen Kompetenzen 
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Bewerber um die Fahrlehrer-

laubnis der Klasse BE hat inner-

halb von fünf Stunden 
 

a) zwei Aufgaben aus den Be-

reichen Verkehrsverhalten ein-

schließlich Verkehrsrecht, Ge-

fahrenlehre und Umweltschutz 

sowie 
b) je eine Aufgabe aus den Be-

reichen Verkehrspädagogik und 

Fahrzeugtechnik einschließlich 

Fahrphysik 
zu bearbeiten. 
(2) Bei Erweiterungsprüfungen 

hat 
 

1. der Bewerber um die Fahr-

lehrerlaubnis der Klasse A je 

eine Aufgabe aus den Berei-

chen 
a) Verkehrsverhalten ein-

schließlich Verkehrsrecht, Ge-

fahrenlehre und Umweltschutz 

sowie 
b) Verkehrspädagogik oder 

Fahrzeugtechnik einschließlich 

Fahrphysik, 
2. der Bewerber um die Fahr-

lehrerlaubnis der Klasse CE o-

der DE je eine Aufgabe aus den 

Bereichen 
a) Verkehrsverhalten ein-

schließlich Verkehrsrecht, der 

Sozialvorschriften im Straßen-

verkehr, Gefahrenlehre und 

Umweltschutz sowie 
b) Verkehrspädagogik oder 

Fahrzeugtechnik einschließlich 

Fahrphysik, 
innerhalb von zweieinhalb 

Stunden zu bearbeiten“. 

nachzuweisen. Im Falle der BE-Ausbildung hat der Bewerber 

je eine Aufgabe aus den Kompetenzbereichen „Verkehrsverhal-

ten“, „Recht“ und „Technik“ sowie eine Aufgabe aus dem 

Kompetenzbereich „Unterrichten, Ausbilden und Weiterbilden“ 

und eine Aufgabe aus den Kompetenzbereichen „Erziehen“ o-

der „Beurteilen“ zu bearbeiten. Bei Erweiterungsprüfungen hat 

der Bewerber um die Fahrlehrerlaubnis der Klassen A, CE oder 

DE eine Aufgabe aus den Kompetenzbereichen „Verkehrsver-

halten“ oder „Recht“ sowie eine Aufgabe aus den Kompetenz-

bereichen „Technik“, „Erziehen“, „Unterrichten, Ausbilden und 

Weiterbilden“ oder „Beurteilen“ zu bearbeiten. 

38 §16 Abs. 6 Fahr-

lPrüfO 

„Im mündlichen Teil der Prü-

fung hat der Bewerber in etwa 

30 Minuten sein Fachwissen 

nachzuweisen. Eine gemein-

same Prüfung von bis zu sechs 

Bewerbern ist zulässig.“ 

Im mündlichen Teil der Fachkundeprüfung hat der Bewerber 

seine fachlichen sowie pädagogisch-psychologischen und ver-

kehrspädagogischen Kompetenzen in etwa 30 Minuten nachzu-

weisen. Um diese Kompetenzen adäquat einschätzen zu können 

und die Prüfungsleistung beeinflussende gruppendynamische 

Prozesse zu verhindern, sollte auf die Möglichkeit einer Grup-

penprüfung verzichtet werden; stattdessen sollten ausschließlich 

Einzelprüfungen durchgeführt werden. 

39 §17 Abs. 1 Satz 1 

FahrlPrüfO 

„Der Bewerber hat in etwa 45 

Minuten nachzuweisen, dass er 

in der Lage ist, Fahrschülern 

theoretischen Unterricht zu er-

teilen.“ 

Da Theorieunterrichtseinheiten von 45 Minuten Dauer in der Be-

rufspraxis eher die Ausnahme darstellen und um eine zutreffende 

Einschätzung der fachlichen sowie pädagogisch-psychologi-

schen und verkehrspädagogischen Kompetenzen des Bewerbers 

zu ermöglichen, sollte die Prüfungszeit auf 90 Minuten erhöht 

werden. 

40 §18 FahrlPrüfO 

„In der Lehrprobe im fahrprak-

tischen Unterricht hat der Be-

werber in etwa 45 Minuten 

nachzuweisen, dass er in der 

Lage ist, Fahrschülern prakti-

schen Unterricht zu erteilen. Für 

den Fahrunterricht ist ein Kraft-

fahrzeug mit Schaltgetriebe zu 

benutzen. § 17 Absatz 1 Satz 2 

und Absatz 2 ist anzuwenden.“ 

Die Lehrprobe ist bei allen Klassen (BE, A, CE und DE) mit 

Fahrschülern durchzuführen, welche zum Erwerb einer entspre-

chenden Fahrerlaubnis vom Inhaber der jeweiligen befristeten 

Fahrlehrerlaubnis auszubilden sind. Die obligatorische Verwen-

dung eines Kraftfahrzeugs mit Schaltgetriebe ist nur für die 

Lehrprobe zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE zu 

fordern und ermöglicht somit – insbesondere bei CE- und DE-

Lehrproben – den Einsatz von Kraftfahrzeugen ohne Schaltge-

triebe. 
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41 §21 FahrlPrüfO 

„Der Vorsitzende oder ein Mit-

glied nach § 2 Absatz 3 gibt dem 

Bewerber die Bewertung nach 

jeder einzelnen Prüfung oder 

Lehrprobe bekannt. Mit man-

gelhaft oder mit ungenügend 

bewertete Prüfungsteile sind zu 

erläutern und zu begründen.“ 

Eine Begründung der Bewertung von Prüfungsleistungen sollte 

nicht nur bei mangelhaften oder ungenügenden Leistungen, son-

dern generell erfolgen. Eine umfassende Beurteilung der in der 

Prüfung gezeigten fachlichen sowie pädagogisch-psychologi-

schen und verkehrspädagogischen Kompetenzen ermöglicht 

dem Anwärter einen gezielten weiteren Ausbau seiner berufli-

chen Kompetenzen. 

42 §24 FahrlPrüfO 

„Nicht bestandene Prüfungen 

und Lehrproben können höchs-

tens zweimal wiederholt wer-

den. Bei der Fachkundeprüfung 

und den Lehrproben muss zwi-

schen dem Nichtbestehen und 

der Wiederholung mindestens 

ein Monat liegen.“ 

Mit Blick auf die fahrpraktische Prüfung, die im Rahmen der 

Reform der Fahrlehrerausbildung vor Ausbildungsbeginn statt-

finden soll, erscheint eine Beschränkung auf zwei Wiederho-

lungsmöglichkeiten nicht sinnvoll. Dementsprechend sollte die 

fahrpraktische Prüfung als Ausnahme bezeichnet werden. 

43 §25 FahrlPrüfO 

„Die Prüfungen und Lehrpro-

ben können frühestens fünf 

Jahre nach Abschluss der nicht 

bestandenen Prüfung  

oder Lehrprobe erneut abgelegt 

werden, wenn der Bewerber 

sich einer erneuten Ausbildung 

für die beantragte Klasse unter-

zogen hat.“ 

Mit Blick auf die fahrpraktische Prüfung, die im Rahmen der 

Reform der Fahrlehrerausbildung vor Ausbildungsbeginn statt-

finden soll, erscheint eine fünfjährige Wartefrist nicht sinnvoll, 

da der Aufbau der erforderlichen Fahrkompetenz auch in kürze-

rer Zeit erfolgen kann. Dementsprechend sollte die fahrprakti-

sche Prüfung wiederum als Ausnahme bezeichnet werden. 

44 

Richtlinie für die 

Durchführung 

der Ausbildung 

in einer Ausbil-

dungsfahrschule 

für die Fahrleh-

reranwärter 

(Praktikum) nach 

§2 Abs. 5 Fahr-

lehrergesetz und 

§3 Fahrlehrer-

Ausbildungsord-

nung 

 

In der Richtlinie ist aufgrund der Neustrukturierung der Fahrleh-

rerausbildung vor allem zu prüfen, inwiefern die Lernthemen 

und die derzeit vorgesehenen Mindeststunden notwendig und 

sinnvoll sind und ob – vor allem aufgrund der Aufteilung in Ori-

entierungs-, Hospitations- und Lehrpraktikum – eine Anpassung 

erfolgen sollte. Diese Aufgabe könnte von der vorgeschlagenen 

Curriculumkommission übernommen werden. 

45 

Richtlinie für die 

Durchführung 

des Einweisungs-

seminars für 

Fahrlehrer zum 

Ausbildungsfahr-

lehrer nach § 9b 

Abs. 1 und 4 so-

wie § 21a Abs. 1 

Fahrlehrergesetz 

 

Die Richtlinie für die Durchführung des Einweisungsseminars 

für Fahrlehrer zum Ausbildungsfahrlehrer ist zu prüfen und zu 

überarbeiten. Dabei sollte das Seminar zukünftig klassenüber-

greifende Kenntnisse vermitteln (s. o.). 
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Anlage 1 – Gegenüberstellung bedeutsamer Merkmale der Fahrlehrerausbildung und 

Fahrlehrerprüfung vor den Reformen im Jahr 1999 und danach  

 bis 1999 seit 1999 

Voraussetzungen zur Ertei-

lung einer Fahrlehrerlaubnis 
 Mindestalter 23 Jahre 

 Geistige und körperliche Eignung 

 Abgeschlossene Berufsausbildung in ei-

nem anerkannten Lehrberuf nach Haupt-

schulabschluss oder gleichwertige Vor-

bildung 

 Besitz der Fahrerlaubnisklassen 1a und 

2 

 Ausreichende Fahrpraxis auf Kraftfahr-

zeugen der Klasse 3 

 Teilnahme an einem Lehrgang an einer 

Fahrlehrerausbildungsstätte innerhalb 

der letzten zwei Jahre 

 Nachweis der fachlichen Eignung in ei-

ner Prüfung 

 Mindestalter 22 Jahre 

 Geistige, körperliche und fachliche 

Eignung 

 Abgeschlossene Berufsausbildung in 

anerkanntem Lehrberuf nach Haupt-

schulabschluss oder gleichwertige 

Vorbildung 

 Besitz der Fahrerlaubnisklassen A241, 

BE und CE 

 Ausreichende Fahrpraxis auf Kraft-

fahrzeugen der Klasse B 

 Ausreichende Kenntnisse der deut-

schen Sprache42 

 Ausbildung zum Fahrlehrer innerhalb 

der letzten drei Jahre 

 Nachweis der fachlichen Eignung in 

einer Prüfung 

Ablauf der Ausbildung  5-monatiger Lehrgang an Fahrlehreraus-

bildungsstätte 

 5-monatiger Lehrgang an Fahrlehrer-

ausbildungsstätte 

 4 ½-monatige Ausbildung in einer 

Ausbildungsfahrschule, ergänzt um 

zwei einwöchige Lehrgänge in der 

Fahrlehrerausbildungsstätte 

Erforderliche Lehrkräfte der 

Fahrlehrerausbildungsstätte 
 Lehrkraft mit Befähigung zum Richter-

amt 

 Lehrkraft mit abgeschlossenem techni-

schen Studium an Hoch- oder Ingeni-

eursschule mit zweijähriger Praxis auf 

dem Gebiet des Baues oder Betriebs von 

Kraftfahrzeugen 

 Fahrlehrer aller Klassen mit dreijähriger 

hauptberuflicher Ausbildungserfahrung 

in Theorie und Praxis 

 Lehrkraft mit abgeschlossener Ausbil-

dung in Pädagogik oder abgeschlosse-

nem Psychologiestudium 

 Lehrkraft mit Befähigung zum Rich-

teramt 

 Lehrkraft mit abgeschlossenem techni-

schen Studium an Hoch- oder Ingeni-

eursschule mit zweijähriger Praxis auf 

dem Gebiet des Baues oder Betriebs 

von Kraftfahrzeugen 

 Fahrlehrer der Klassen A, BE und CE 

mit dreijähriger hauptberuflicher Aus-

bildungserfahrung in Theorie und Pra-

xis 

 Fahrlehrer der Klasse DE mit entspre-

chender Fahrerlaubnis und Unter-

richtserfahrung 

 Lehrkraft mit abgeschlossenem Hoch-

schulstudium der Erziehungswissen-

schaft und der Fahrerlaubnis der 

Klasse BE 

Sachgebiete und Stundenver-

teilung der Ausbildung an der 

Fahrlehrerausbildungsstätte 

(Rahmenplan – Anlage zur 

FahrlAusbO) 

 250 Std. (36%) 

Verkehrsvorschriften, Gefahrenlehre 

 70 Std. (10%) 

Rechtskunde 

 120 Std. (17%) 

Fahrzeugtechnik 

 10 Std. (1%) 

Umweltschutz, energiesparende Fahr-

weise 

 10 Std. (1%) 

 280 Std. (36%) 

Verkehrsverhalten 

 70 Std. (9%) 

Recht 

 90 Std. (12%) 

Technik 

 10 Std. (1%) 

Umweltschutz 

 15 Std. (2%) 

Fahren 

 235 Std. (31%) 

Verkehrspädagogik 

                                                 
41 Der Besitz der Fahrerlaubnisklasse A2 wird seit dem Jahr 2013 gefordert: Artikel 4 des Gesetzes zur Änderung 

des Güterkraftverkehrsgesetzes und anderer Gesetze vom 17. Juni 2013, BGBl. I: S. 1558. Bis dato war der Besitz 

einer - auch auf leistungsbegrenzte Krafträder eingegrenzten - Fahrerlaubnis der Klasse A erforderlich (Bouska & 

May, 2009). 
42 Ausreichende Sprachkenntnisse werden seit dem Jahr 2008 verlangt: Artikel 1 Viertes Gesetz zur Änderung des 

Fahrlehrergesetzes vom 19. März 2008, BGBI. I: S. 418. 
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Sicheres und gewandtes Führen von 

Kraftfahrzeugen der Klasse 3 

 70 Std. (10%) 

Pädagogische und psychologische 

Grundsätze 

 90 Std. (13%) 

Unterrichtsgestaltung 

 40 Std. (6%) 

Praktische Unterrichtsübungen 

 40 Std. (6%) 

Fahrschulwesen 

 700 Std. (100%) 

Gesamtausbildung 

 70 Std. (9%) 

Auswertung der Erfahrungen aus der 

praktischen Ausbildung 

 770 Std. (100%) 

Gesamtausbildung 

Teilprüfungen der Fahrlehrer-

prüfung 
 Praktischer Teil (etwa 30 Min.) 

 Schriftlicher Teil (4 Std.) 

o 3 Aufgaben aus dem Verkehrsrecht (2 

davon zum Verhalten im Straßenver-

kehr inkl. Gefahrenlehre) 

o 1 Aufgabe zur Kraftfahrzeugtechnik 

 Mündlicher Teil (etwa 30 Min.) 

 Praktische Lehrprobe (etwa 30 Min.) 

o Ausbildung mit simuliertem Fahrschü-

ler 

 Mündliche Lehrprobe (etwa 30 Min.) 

o Unterricht vor Prüfungskommission 

 Fahrpraktische Prüfung (mind. 60 

Min.) 

 Fachkundeprüfung  

o Schriftlicher Teil (5 Std.) 

 2 Aufgaben aus dem Bereich Ver-

kehrsverhalten einschließlich 

Verkehrsrecht, Gefahrenlehre und 

Umweltschutz 

 1 Aufgabe aus dem Bereich Ver-

kehrspädagogik 

 1 Aufgabe aus dem Bereich Fahr-

zeugtechnik inkl. Fahrphysik 

o Mündlicher Teil (etwa 30 Min.) 

 Lehrprobe im fahrpraktischen Unter-

richt (etwa 45 Min.) 

o Ausbildung eines realen Fahrschülers 

 Lehrprobe im theoretischen Unterricht 

(etwa 45 Min.) 

o Unterricht mit realen Fahrschülern 

In der Fahrlehrerprüfung zu 

erbringende Nachweise 
 Ausreichende technische Kenntnisse des 

Kraftfahrzeugs 

 Gründliche Kenntnisse der maßgeben-

den gesetzlichen Vorschriften 

 Vertrautsein mit den Gefahren des Stra-

ßenverkehrs und mit den zu ihrer Ab-

wehr erforderlichen Verhaltensweisen 

 Fähigkeit, in leicht verständlicher Weise 

einen sachgemäßen Unterricht zu ertei-

len 

 Gründliche Kenntnisse 

o der Verkehrspädagogik einschließ-

lich der Didaktik 

o der Verkehrsverhaltenslehre ein-

schließlich der Gefahrenlehre 

o der maßgebenden gesetzlichen Vor-

schriften 

o der umweltbewussten und energie-

sparenden Fahrweise 

o der Fahrphysik 

 ausreichende Kenntnisse der Kraftfahr-

zeugtechnik 

 Fähigkeit und Fertigkeit, sachlich rich-

tig, auf die Ziele der Fahrschüleraus-

bildung bezogen und methodisch über-

legt unterrichten zu können 

Mitglieder des Prüfungsaus-

schusses 
 Mitglied mit der Befähigung zum Rich-

teramt oder zum höheren Verwaltungs-

dienst 

 Amtlich anerkannter Sachverständiger 

für den Kraftfahrzeugverkehr ohne Be-

schränkung auf Teilbefugnisse 

 Fahrlehrer aller Klassen mit mind. drei-

jähriger Ausbildungserfahrung als Fahr-

schulinhaber oder verantwortlicher Lei-

ter eines Ausbildungsbetriebs 

 Mitglied mit der Befähigung zum 

Richteramt oder zum höheren nicht-

technischen Verwaltungsdienst 

 Amtlich anerkannter Sachverständiger 

für den Kraftfahrzeugverkehr auch mit 

Beschränkung auf Teilbefugnisse 

 Fahrlehrer mit der vom Bewerber be-

antragten Fahrlehrerlaubnis und fünf-

jähriger Ausbildungserfahrung (Aus-

nahme bei DE-Prüfung = ausreichende 

Ausbildungspraxis) 

 Mitglied mit abgeschlossenem Hoch-

schulstudium der Erziehungswissen-

schaft und der Fahrerlaubnis der 

Klasse BE 
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Anlage 2 – Aktueller Rahmenplan für die Fahrlehrerausbildung an Fahrlehrerausbil-

dungsstätten 

Verkehrsverhalten 
Fahrlehreranwärter erwerben Wissen über das Verkehrsverhalten unter besonderer Berücksich-

tigung der Gefahrenlehre; sie lernen, ihr eigenes Fahrverhalten und das Fahrverhalten der Fahr-

schüler zu beobachten; sie lernen, das richtige Fahrverhalten den Fahrschülern zu vermitteln. 

Sie lernen die psychologischen und sozialen Aspekte des Verkehrsverhaltens sowie die Grund-

züge der Verkehrspsychologie kennen. 

Recht 
Fahrlehreranwärter erwerben Kenntnisse des Rechtssystems, seiner Gliederung, Struktur und 

Funktion. Sie lernen die Wechselbeziehungen zwischen Grundrechten und Ansprüchen des 

Einzelnen und den Gemeinschaftsinteressen kennen sowie den Zusammenhang zwischen per-

sönlichen Interessen und Verantwortung gegenüber anderen Verkehrsteilnehmern und der Um-

welt. Fahrlehreranwärter reflektieren ihr Rechtsverständnis und orientieren sich über die Ein-

stellungen der Fahrschüler der unterschiedlichen Altersklassen. Fallbeispiele, induktive und de-

duktive Methoden kommen dabei zur Anwendung. 

Technik 
Fahrlehreranwärter lernen Aufbau und Funktionsweise des Kraftfahrzeugs und seiner Teile 

kennen (Nutzung, Bedienung, Kontrolle, Pflege, Wartung). Bei der Auswahl und Gewichtung 

der Ausbildungsinhalte kommt der Sicherheit und dem Umweltschutz eine besondere Bedeu-

tung zu; naturwissenschaftliche Erklärungen, z. B. zur Umwelttechnik und zur Fahrphysik sind 

notwendig. Fahrlehreranwärter reflektieren ihr Technikverständnis und lernen die Zusammen-

hänge zwischen Fahrzeugtechnik, Verkehrssicherheit und Umweltschutz zu vermitteln. 

Umweltschutz 
Fahrlehreranwärter lernen die Zusammenhänge zwischen Straßenverkehr und Umweltschutz 

kennen. Sie werden mit den Möglichkeiten des Energiesparens beim Führen von Kraftfahrzeu-

gen vertraut gemacht. 

Fahren 
Fahrlehreranwärter vervollkommnen ihre Fähigkeiten und Fertigkeiten im sicheren, vor-

schriftsmäßigen, umweltschonenden und gewandten Fahren in den verschiedenen Fahrerlaub-

nisklassen; sie können ihr Fahrverhalten erklären. 

Verkehrspädagogik (§ 4 Absatz 1 Nummer 3 des Fahrlehrergesetzes) 
Fahrlehreranwärter lernen, theoretischen und praktischen Fahrunterricht in den verschiedenen 

Fahrerlaubnisklassen zu planen, zu gestalten und zu analysieren. Sie lernen die Grundlagen der 

Erwachsenenpädagogik und der Lernpsychologie kennen und entwickeln durch ihre Ausbil-

dung ein persönliches Verständnis ihres pädagogischen Auftrags. 
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Ab-

schnitt 

Zeit 
(à 45 Min) 

Sachgebiet 

1 770 Fahrlehrerlaubnis Klasse BE  

1.1 280 Verkehrsverhalten 

1.1.1 80 Fahrer 

1.1.1.1 Fähigkeiten und Fahrfertigkeiten 
Wahrnehmungsfähigkeit, Sehvermögen, Blickverhalten; Blickverhalten 
bei Fahranfängern, psychomotorische Fertigkeiten; Reaktionsfähigkeit; 
Konzentrationsfähigkeit und Aufmerksamkeit; Denkprozesse und Automatismen 
beim Fahren 
Wissen, anwenden, beobachten 

1.1.1.2 Fahrtüchtigkeit 
Beanspruchung, Stress, Emotionen und Traumwelten, Alkohol und andere Dro-

gen, Medikamente 
Wissen, beachten, beobachten, beeinflussen 

1.1.1.3 Einstellungen 
zum Fahren und Fahrzeug; Möglichkeiten und Schwierigkeiten der Beeinflussung 
Kennenlernen, orientieren, klären, beeinflussen 

1.1.1.4 Aggression, Selbstdurchsetzung und Gewalt im Straßenverkehr 
Formen, Entstehung und Möglichkeiten der Beeinflussung bei Fahrschülern und 
Fahrern 
Wissen, analysieren, beeinflussen 

1.1.1.5 Fahrerselbstbild und Selbstwertgefühl 
Selbsteinschätzung, Fahrertypologien, Fahrstile, Motive 
Kennenlernen, reflektieren 

1.1.1.6 Unterschiedliche Verkehrsteilnehmer: 
Hilfsbedürftige, Kinder, Jugendliche, Senioren, Fußgänger, Radfahrer, Kraftfah-

rer 
Informieren, reflektieren 

1.1.2 40 Fahrverhalten 

1.1.2.1 Regelkonformität 
Bedeutung für das Verkehrssystem und für jeden Einzelnen; Akzeptanz, Ver-

stöße, 
Kontrolle; Statistik; Einstellungen bei Kraftfahrern 
Wissen, orientieren, reflektieren 

1.1.2.2 Gefahrenlehre 
Objektive und subjektive Sicherheit, Risikowahrnehmung und Risikoakzeptanz; 
Gefährdung und Gefährlichkeit; Fahrfehler; Unfallforschung, Unfallstatistik, 
besondere Situation bei Verkehrsunfall, Fehlverhalten und Unfalltrends bei jun-

gen Fahrern; Gefahren des Straßenverkehrs; Gefahrenabwehr, defensive Fahr-

weise 
Informieren, reflektieren 

1.1.2.3 Kommunikation im Straßenverkehr, Straßenverkehr als besondere 
Kommunikationssituation; soziales Handeln im Straßenverkehr, Partnerschaft 

und 
Kooperation; Hilfe, Rücksicht, Höflichkeit, Gelassenheit 
Wissen, erfahren, sensibilisieren, engagieren, reflektieren 

1.1.2.4 Verantwortung für Mensch und Umwelt 
Werte, Wertewandel, Wertekonflikt (Leben und Gesundheit, Umwelt, Freiheit, 
Mobilität, Eigentum) und Normen im Straßenverkehr, Zusammenhänge zwischen 
moralischem Anspruch und tatsächlichem Verkehrsverhalten im Straßenverkehr, 
unterschiedliche moralische Argumentationsniveaus in der Verkehrserziehung; 
Verhaltenssteuerung im Straßenverkehr durch Normen, Motive, Gesetze, durch 
Einsicht und Vernunft; Möglichkeiten der Beeinflussung der Verkehrsmoral 

durch 
Fahrschulunterricht 
Informieren, analysieren, vermitteln, reflektieren 
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1.1.3 160 Straßenverkehr 

1.1.3.1 Verkehrsregeln 
Kennen, respektieren; sicherheitsrelevant, partnerschaftlich und verantwortungs-

voll anwenden 

1.1.3.2 Zulassung zum Straßenverkehr 
Personen 
Fahrzeuge 
Kennenlernen 

1.2 70 Recht 

1.2.1 Verfassungs- und Verwaltungsrecht, System der Vorschriften; Gesetze, 
Verordnungen, Verwaltungsvorschriften, Richtlinien, Dienstanweisungen 
(Entstehung, Bedeutung, Funktion); Verwaltungsrechtsschutz: Rechte und 
Möglichkeiten des Bürgers; formelle und formlose Rechtsmittel, Leistungsgren-

zen 
des Rechtsstaates 

1.2.2 Strafrecht einschließlich Ordnungswidrigkeiten 
Materielles Recht, Verfahrensrecht 

1.2.3 Entziehung der Fahrerlaubnis und Fahrverbot 
Gerichtliche und behördliche sowie vorläufige und endgültige Maßnahmen, Re-

flexion 
der häufigsten Auffälligkeiten und ihre Ursachen 

1.2.4 Haftungs- und Versicherungsrecht 
Delikts- und Gefährdungshaftung; Vertragsverletzung, Haftpflichtversicherung 

und 
freiwillige Versicherungen 

1.2.5 Steuerrecht (Kraftfahrzeugsteuergesetz) 
Grundzüge kennen 

1.2.6 Wettbewerbsrecht, Arbeits- und Sozialrecht 
Grundzüge 

1.3 90 Technik 

1.3.1 Motoren und Aggregate 
Otto- und Dieselmotoren; Kühlung; Schmierung; Kraftstoffanlagen; Abgasanla-

gen 
Elektroantrieb in Kraftfahrzeugen 

1.3.2 Kraftstoffe 
Anforderungen an Kraftstoffe; Umweltbelastung durch Kraftstoffe; alternative 
Kraftstoffe 

1.3.3 Schmierstoffe 
Unterscheidung von Güte und Viskosität; Umweltbelastung, Entsorgung 

1.3.4 Kraftübertragung 
Arten der Kraftübertragung, Kupplung, Getriebe, Achsantrieb, Differential 

1.3.5 Fahrwerk 
Radaufhängung; Rad- und Achsstellungen; Federung und Dämpfung; Räder und 
Reifen; Lenkung 

1.3.6 Bremsen 
Arten; Betriebs-, Feststell- und Hilfsbremsanlagen 

1.3.7 Karosserie und Ausstattung 
Innere und äußere Sicherheit, Recycling und Entsorgung; aktive und passive 
Sicherheit 

1.3.8 Elektrische und elektronische Anlagen 
Generator, Batterie, Verbraucher 

1.3.9 Fahrphysik 
Antriebskräfte, Fahrwiderstände; Kurvenkräfte; Bremskräfte 

1.3.10 Anhängertechnik 
Aufbauarten, Fahrtechnik mit Anhänger, Zusammenstellen von Zügen 

1.3.11 Umwelttechnik; 
Katalysator, Lambdasonde, Abgasrückführung, Rußfilter; Geräuschentwicklung; 
Recycling; Umgang mit technischen Einrichtungen; Kontrolle, Wartung und 

Pflege; 
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1.4 10 Umweltschutz 
Einfluss des Straßenverkehrs auf Klimaveränderungen, Natur (neuartige 
Baumkrankheiten) und menschliche Gesundheit; Emissionen, 
Ozonbildung, Treibhauseffekt; Umweltverträglichkeit und Energieverbrauch der 
unterschiedlichen Verkehrsmittel; Ressourcen; Möglichkeiten des Energiespa-

rens; 
Verkehrsvermeidungsstrategien 

1.5 15 Fahren 
Fahrlehreranwärter vervollkommnen Fahrweise und Fahrfertigkeiten 

1.6 235 Verkehrspädagogik 

1.6.1 135 Inhalte, Ziele und Lernprozesse 

1.6.1.1 Inhalte der Fahrschülerausbildung 
Sachgebiete für den theoretischen und praktischen Unterricht; Verbindlichkeit 
und Gestaltungsspielräume; Curricularer Leitfaden, Unterrichtswerke; Lehr- und 
Ausbildungspläne 
Kennen, gewichten, aufbereiten, anordnen 

1.6.1.2 Ziele der Fahrschülerausbildung 
Systematik der Ausbildungsziele, Konkretisierung der Ausbildungsziele bei der 
Unterrichtsplanung 
Kennenlernen, verstehen, konkretisieren 

1.6.1.3 Lernformen und Lernprozesse beim Fahrenlernen 
Lernvoraussetzungen, Lernstand; Lernstörungen; Weiterlernen nach der 
Fahrerlaubnisprüfung; Lernprozesse in der Erwachsenenbildung; 
Anleiten, beurteilen, helfen, unterstützen 

1.6.1.4 Unterrichtsplanung 
Planungsfaktoren, -prinzipien und -schritte 
Kennenlernen, analysieren, anwenden 

1.6.1.5 Fahrlehrerverhalten 
Besonderes pädagogisches Verhältnis; psychologische und soziale 
Zusammenhänge; Unterrichts- und Erziehungsstile, Typenkonzepte, Dimensio-

nen; 
Zusammenhänge zwischen Unterrichtsstil, Lernklima, Lernerfolg und Lehreri-

mage 
Kennen, trainieren, beurteilen 

1.6.1.6 Fahrlehrer-Fahrschüler-Kommunikation 
Im Theorieunterricht und im praktischen Fahrunterricht; Beziehungen und 
Beziehungsstörungen 
Analysieren, gestalten, trainieren 

1.6.1.7 Lernstandsdiagnose 
Leistung und Leistungsbeurteilung beim Fahrenlernen; Diagnosebogen; 
Leistungsrückmeldungen; Beurteilungsfehler, Prüfungsvorbereitung, Prüfungs-

reife, 
Prüfungsangst 
Wissen, mitteilen, helfen 

1.6.1.8 Beratung von Fahrschülern 
Beratung als besonders pädagogische Beziehung; Methoden und typische 
Situationen 
Wissen, anwenden, können 

1.6.2 60 Unterrichtsmethoden 
Veranschaulichung, Demonstration, Modellverhalten; Information, Erklärung, 
Referat, Erzählung, Bericht; Aufgaben, Anweisungen, entwickelndes 
Unterrichtsgespräch; Bekräftigung, Kritik, Korrektur, Appell; Arrangieren und 
moderieren: Übung, Wiederholung, Diskussion, Kleingruppenarbeit, Rollenspiel 

und 
Interaktionsspiel 
Kennenlernen, auswählen, üben 

1.6.3 Unterrichtsmedien 
Modelle, Printmedien, audiovisuelle Medien, elektronische Medien 
Kennenlernen, beurteilen, auswählen, produzieren 
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1.6.4 Unterrichtspraxis 
Theorieunterricht und praktischer Unterricht; Einsatz von Zusatzspiegeln und 
Doppelpedalen 
Analysieren, planen, gestalten, anweisen, üben 

1.6.5 40 Fahrschulwesen 
Fahrlehrergesetz und Durchführungsverordnung zum Fahrlehrergesetz; Vor-

schriften über Ausbildung und Prüfung von Fahrschülern einschließlich Fahrer-

laubnis auf Probe und Nachschulung; Vorschriften über Ausbildung und Prüfung 

von Fahrschülern und Prüfung von Fahrlehrern 

1.6.6 Vorbereitung auf die praktische Ausbildung 
Ablauf, Umfang und Organisation; Aufgaben des Fahrlehreranwärters und der 
Ausbildungsfahrschule; Status des Fahrlehreranwärters 

1.6.7 Fahrlehrerberuf 
Entwicklung, Weiterqualifizierung; Belastungsfaktoren; Arbeitsorganisation 
Verkehrssicherheitsarbeit 

1.6.8 Programme, Sicherheitstraining, Fahrerweiterbildung 
Kennen, anwenden 

1.7 70 Auswertung der Erfahrungen aus der praktischen Ausbildung 
Analyse der Erfahrungen, praktische Folgerungen; Vertiefung der Sachgebiete 
Unterrichtsmethoden und Unterrichtspraxis 

2 140 Fahrlehrerlaubnis Klasse A 

2.1 45 Verkehrsverhalten 

2.1.1 15 Fahrer 

Vertiefung des Wissens, der Fähigkeiten und Fertigkeiten, Einstellungen; Wahr-

nehmungsvermögen, psychomotorische Fähigkeiten (z. B. Gleichgewichtssinn); 

Kondition, Einstellungen zum Kraftradfahren, Fahrgefühle, Freizeitgestaltung; 

Fahrertypologien, Fahrstile 

Wissen, anwenden, beobachten 

2.1.2 Fahrverhalten des Kraftradfahrers 

Regelverstöße, Statistik; Risiko und Risikobereitschaft; Fahrfehler, Unfälle, 

Trends, defensive Fahrweise; aggressives Fahren; Fahren in der Gruppe; Verhal-

ten gegenüber anderen Verkehrsteilnehmern; Verantwortung für Mensch und 

Umwelt 

Wissen, beachten, beobachten, beeinflussen 

2.1.3 30 Straßenverkehr 

2.1.3.1 Verkehrsregeln 

Kennen, respektieren, sicherheitsrelevant, partnerschaftlich und verantwortungs-

voll anwenden 

2.1.3.2 Zulassung zum Straßenverkehr 

Personen 

Fahrzeuge 

Kennen 

2.2 30 Technik 

2.2.1 Motoren und Aggregate 

Viertakt- und Zweitaktmotoren, Kühlung, Schmierung, Kraftstoffanlagen, Abgas-

anlagen 

2.2.2 Kraftübertragung 

Arten der Kraftübertragung, Kupplung, Getriebe, Primär- und Sekundärantrieb 

2.2.3 Fahrwerk 

Federung und Dämpfung, Räder und Reifen, Reifenverschleiß, Radführung 

2.2.4 Bremsen 

Arten, Funktion 

2.2.5 Rahmenformen und -arten 

2.2.6 aktive, passive Sicherheit 

Seitenwagen 

Formen, Anbau, Besonderheiten 

2.2.7 Fahrphysik 

Antriebskräfte, Fahrwiderstände, Kurvenkräfte, Bremskräfte, Besonderheiten bei 

Roller und Kraftrad mit Beiwagen 
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2.2.8 Umwelttechnik und ihre Bedeutung für Fahrpraxis und Fahrzeugwartung, Kataly-

sator, Lambdasonde, Abgasrückführung; Geräuschentwicklung; Recycling, um-

weltgerechte Entsorgung 

Kennen, anwenden 

2.2.9 Funkanlagen 

Arten und Einsatzmöglichkeiten 

2.3 10 Fahren 

2.4 55 Verkehrspädagogik 
Fahrlehreranwärter lernen, ihr verkehrspädagogisches Wissen, ihr pädagogisches 

Wissen und ihre pädagogischen Fähigkeiten und Fertigkeiten auf die Klasse A zu 

übertragen, zu ergänzen und anzuwenden 

2.4.1 15 Inhalte, Ziele, Lernprozesse und -probleme beim Fahren auf Krafträdern; Mofa-

Ausbildung 

2.4.2 40 Methoden der praktischen Ausbildung 

Kleingruppen; Aufbau von Übungen mit steigendem Schwierigkeitsgrad; Siche-

rung und Kennzeichnung von Übungsflächen für die Grundfahrübungen; Einsatz 

von Funkanlagen 

2.4.3 Unterrichtsmedien 

Modelle, Printmedien, audiovisuelle und elektronische Medien 

2.4.4 Lernstandsdiagnose 

Leistung und Leistungsbeurteilung beim Fahrenlernen, Diagnosebogen, Leis-

tungsrückmeldungen, Beurteilungsfehler, Prüfungsvorbereitung, Prüfungsreife, 

Ausbildungs- und Prüfungsängste 

2.4.5 Fahrschulwesen 

Fahrlehrergesetz und Durchführungsverordnung zum Fahrlehrergesetz; Vor-

schriften über Ausbildung und Prüfung von Fahrschülern; Ausbildungsfahrzeuge 

und Funkeinsatz; Vorschriften über Ausbildung und Prüfung von Fahrlehrern 

3 140 Fahrlehrerlaubnis Klasse CE oder DE 

(1. Ausbildungsmonat) 

3.1 40 Verkehrsverhalten 

3.1.1 10 Fahrer 

Vertiefung des Wissens, der Fähigkeiten und Fertigkeiten; Einstellungen der Fah-

rer von unterschiedlichen Nutzfahrzeugen, insbesondere: Blickverhalten; Dauer-

beanspruchung; Stress, Anstrengung und Entspannung, Erholung, Fahrtüchtig-

keit; Verantwortung des Fahrers; Verhalten gegenüber anderen Verkehrsteilneh-

mern 

Wissen, orientieren, reflektieren, sensibilisieren, engagieren 

3.1.2 30 Straßenverkehr 

3.1.2.1 Verkehrsregeln 

Kennen, respektieren, sicherheitsrelevant, partnerschaftlich und verantwortungs-

voll anwenden 

3.1.2.2 Zulassung zum Straßenverkehr 

Personen 

Fahrzeuge 

3.2 60 Technik 

3.2.1 Motoren und Aggregate 

Dieselmotoren, Kühlung, Schmierung, Einspritzverfahren, Aufladetechnik, Ab-

gasanlagen 

3.2.2 Kraftstoffe 

Anforderungen an Kraftstoffe, Umweltbelastung durch Kraftstoffe, alternative 

Kraftstoffe 

3.2.3 Schmierstoffe 

Unterscheidung von Güte und Viskosität, Umweltbelastung, Entsorgung 

3.2.4 Kraftübertragung 
Arten der Kraftübertragung, Kupplungs-, Getriebe- und Achsantriebsarten, Diffe-

rential 

3.2.5 Fahrwerk 

Radaufhängung, Rad- und Achsstellung, Federung und Dämpfung, Räder und 

Reifen, Lenkung 
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3.2.6 Bremsen 

Arten, Betriebs-, Feststell- und Hilfsbremsanlagen, Dauerbremsen (Motorbrem-

sen, Retarder) 

3.2.7 Elektrische und elektronische Anlagen 

Generator, Batterie, Verbraucher 

3.2.8 Fahrphysik 

Antriebskräfte, Fahrwiderstände, Kurvenkräfte, Bremskräfte 

3.2.9 Umwelttechnik 

Technische Einrichtungen zur Schadstoffreduzierung (z. B. Katalysator, Lamb-

dasonde, Abgasrückführung, Rußfilter), Geräuschentwicklung, Recycling, um-

weltgerechte 

Entsorgung, Kontrollen, Wartung, Pflege 

Kennen, vermitteln 

3.3 40 Verkehrspädagogik 
Fahrlehreranwärter lernen ihr verkehrspädagogisches Wissen und ihre pädagogi-

schen Fähigkeiten und Fertigkeiten auf die Klassen CE und DE zu übertragen und 

anzuwenden 

3.3.1 10 Inhalte, Ziele, Lernprozesse und -probleme beim Führen von Nutzfahrzeugen, 

Lernstandsbeurteilung 

3.3.2 30 Methoden der praktischen Ausbildung in Kleingruppen 

Sicherung und Kennzeichnung von Übungsflächen für die Grundfahrübungen; 

Einsatz von Sicherungsposten und Einweisern 

3.3.3 Fahrschulwesen 

Fahrlehrergesetz und Durchführungsverordnung zum Fahrlehrergesetz; Vor-

schriften über Ausbildung und Prüfung von Fahrschülern, Vorschriften über Aus-

bildung und Prüfung von Fahrlehrern. Belastungsfaktoren; Arbeitsorganisation, 

gemeinsame Nutzung von Ausbildungsfahrzeugen, Kooperationsformen im CE- 

und DE-Bereich 

4 140 Fahrlehrerlaubnis Klasse CE 

(2. Ausbildungsmonat) 

4.1 45 Verkehrsverhalten 

4.1.1 5 Fahrer 

Einstellungen zum Fahren, Fahrzeug und Ladung, Möglichkeiten und Schwierig-

keiten der Beeinflussung, Verhalten gegenüber schwächeren Verkehrsteilneh-

mern 

4.1.1.2 Ängste, Aggression und Selbstdurchsetzung 

Formen, Entstehung und Möglichkeiten der Beeinflussung bei Fahrschülern und 

Fahrern 

4.1.1.3 Fahrerselbstbild und Selbstwertgefühl 

Selbstüberschätzung, Fahrertypologien, Fahrstile 

4.1.2 40 Straßenverkehr 

4.1.2.1 Verkehrsregeln 

Kennen, respektieren, sicherheitsrelevant, partnerschaftlich und verantwortungs-

voll anwenden 

4.1.2.2 Sozialvorschriften im Straßenverkehr 

4.1.2.3 Gefahrgutbeförderung 

4.1.2.4 Unfallverhütungsvorschriften 

4.1.2.5 Berufskraftfahrerausbildung 

4.1.2.6 Ausbildung zum Kraftverkehrsmeister 

4.1.2.7 Internationaler Güterverkehr 

4.2 5 Recht 

4.2.1 Güterkraftverkehrsgesetz mit Nebenverordnungen 

4.2.2 Kfz-Steuer bei Lkw, Anhänger und Sattelkraftfahrzeug 

4.3 45 Technik 

4.3.1 30 Bau- und Antriebsarten 

4.3.2 Aufbauten 
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4.3.3 Zusammenstellung von Zügen, Verbindungseinrichtungen 

4.3.4 Bremsen 

4.3.4.1 Zugfahrzeug 

4.3.4.2 Anhänger und Sattelauflieger 

4.3.5 15 Ladungsaufnahme und Ladungssicherung 

4.3.6 Fahrtechnik und Anhänger 

4.3.7 Sicherheits- und Abfahrkontrollen 

4.4 10 Fahren 
Fahrlehreranwärter vervollkommnen ihre Fähigkeiten und Fertigkeiten im siche-

ren, vorschriftsmäßigen, umweltschonenden und gewandten Fahren von Zügen 

oder Sattelkraftfahrzeugen einschließlich Verbinden und Trennen von Fahrzeug-

kombinationen 

4.5 35 Verkehrspädagogik 

4.5.1 5 Fortführung der Ausbildungsschwerpunkte aus Abschnitt 3.3 

4.5.2 30 Inhalte und Ziele der Fahrschülerausbildung 

Methoden der praktischen Ausbildung in Kleingruppen; Sicherheits- und Abfahr-

kontrollen; Grundfahraufgaben; Anweisen des Sicherungsposten bei Verbinden 

von Fahrzeugkombinationen 

Lernstandsdiagnose 

Unterrichtsmedien 

Kennen, gewichten, ausführen, anordnen 

5 140 Fahrlehrerlaubnis Klasse DE 

(2. Ausbildungsmonat) 

5.1 45 Verkehrsverhalten 

5.1.1 10 Fahrer 

5.1.1.1 Einstellungen zum Fahren und gegenüber Fahrgästen; Möglichkeiten und 

Schwierigkeiten der Beeinflussung von Fahrern und Fahrgästen 

5.1.1.2 Ängste, Aggression und Selbstdurchsetzung 

Formen, Entstehung und Möglichkeiten der Beeinflussung 

5.1.1.3 Fahrerselbstbild und Selbstwertgefühl 

Selbstüberschätzung, Fahrertypologie, Fahrstile 

Kennen, reflektieren, beeinflussen 

5.1.2 35 Straßenverkehr 

5.1.2.1 Verkehrsregeln 

Kennen, respektieren, sicherheitsrelevant, partnerschaftlich und verantwortungs-

voll 

anwenden 

5.1.3 Sonstige Vorschriften 

5.1.3.1 Unfallverhütungsvorschriften 

5.1.3.2 Sozialvorschriften im Straßenverkehr 

5.1.3.3 Berufskraftfahrerausbildung 

5.1.3.4 Ausbildung zum Kraftverkehrsmeister 

5.1.3.5 Internationaler Personenverkehr 

Wissen, anwenden 

5.2 5 Recht 

5.2.1 Personenbeförderungsgesetz mit Nebenbestimmungen 

5.2.2 Kraftfahrzeugsteuergesetz 

5.3 30 Technik 

5.3.1 Bauarten 

5.3.2 Aufbauten 

5.3.3 Bremsen 

5.3.4 Aktive und passive Sicherheit 

5.3.5 Technische Serviceeinrichtungen Heizung, Klimaanlage, Bordküche, Toilette 

usw. 
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5.3.6 Versorgung und Entsorgung 

5.3.7 25 Nothilfeeinrichtungen 

5.3.8 Fahrtechnik 

5.3.9 Werkstattausbildung 

Störungssuche und Fehlerbeseitigung 

5.4 10 Fahren 
Fahrlehreranwärter vervollkommnen ihre Fähigkeiten und Fertigkeiten im siche-

ren, vorschriftsmäßigen, umweltschonenden und gewandten Fahren; sie können 

ihr Fahrverhalten erklären 

5.5 25 Verkehrspädagogik 

5.5.1 5 Fortführung der Ausbildungsschwerpunkte aus Abschnitt 3.3 

5.5.2 20 Inhalte und Ziele der Fahrschülerausbildung 

Methoden der praktischen Ausbildung in Kleingruppen; Sicherheits- und Abfahr-

kontrolle; Grundfahraufgaben; Anweisen des Sicherungsposten bei Verbinden 

von Fahrzeugkombinationen 

Lernstandsdiagnose 

Leistung und Leistungsbeurteilung beim Fahrenlernen, Diagnosebogen, Leis-

tungsrückmeldungen, Beurteilungsfehler, Prüfungsvorbereitung, Prüfungsreife, 

Ausbildungs- und Prüfungsängste 

Unterrichtsmedien 

Modelle, Printmedien, audiovisuelle Medien, elektronische Medien 

Kennen, gewichten, aufbereiten, anordnen 
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Anlage 3: Entwurf eines künftigen Rahmenplans für die Fahrlehrerausbildung an Fahr-

lehrerausbildungsstätten 

Abschnitt Zeit43  

1 910 Ausbildung Fahrlehrerlaubnisklasse BE 

1.1 450 Fachliches Professionswissen 

1.1.1 260 Kompetenzbereich „Verkehrsverhalten“ 

1.1.1.1  Kompetenz BE-1 – Fahreignung, Fahrtüchtigkeit und Fahrverhalten 
Fahrlehrer der Klasse BE kennen psychische und physische Einflussfaktoren 

auf die Fahreignung, die Fahrtüchtigkeit und das Fahrverhalten sowie die ent-

sprechenden rechtlichen Vorschriften und können diese erklären. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Alkohol, Drogen und Medikamente; Ablenkung; Müdigkeit; Krankheit; Emotionen; 

Aggression und Selbstdurchsetzung; Belastung und Beanspruchung; Einfluss von 

Beifahrern; Fahrmotive; Einstellungen zum Fahrzeug und Fahren; Fahrerselbstbild; 

Fahrertypologien; theoretische Modelle des Fahrverhaltens; rechtliche Vorschriften 

zur Fahreignung und Fahrtüchtigkeit (z. B. FeV, StVG) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer; Jurist 

1.1.1.2  Kompetenz BE-2 – Heterogenität im Straßenverkehr 
Fahrlehrer der Klasse BE sind zur Übernahme der Perspektive anderer Ver-

kehrsteilnehmer in der Lage und können die individuellen Besonderheiten an-

derer Verkehrsteilnehmer erläutern sowie die erforderliche Anpassung des ei-

genen Fahrverhaltens begründen. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Übernahme der Perspektive anderer Verkehrsteilnehmer, individuelle Besonderheiten 

und mögliche Gefahrensituationen mit anderen Verkehrsteilnehmern (Kinder; Ältere; 

Menschen mit Behinderung; Fußgänger; Radfahrer; Pedelec- und E-Bike-Fahrer; 

Kraftradfahrer; Fahrer von Quads, Trikes und sonstigen Leichtkraftfahrzeugen; Lkw- 

und KOM-Fahrer; Fahrer von land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen; Reiter und 

Führer von Tieren); erforderliche Anpassung des eigenen Fahrverhaltens 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer 

1.1.1.3  Kompetenz BE-3 – Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung 
Fahrlehrer der Klasse BE können die Komponenten der Verkehrswahrneh-

mung und Gefahrenvermeidung bezüglich des Fahrens von Pkw und Pkw-Ge-

spannen erläutern und Verkehrssituationen mit Blick auf Gefahren und Ver-

haltensmöglichkeiten beurteilen. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Komponenten der Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung; Wahrnehmung 

der Verkehrsumwelt; mögliche Gefahren im Straßenverkehr; Antizipation (latenter) 

Gefahrensituationen im Straßenverkehr; Risikowahrnehmung; Selbsteinschätzung 

der eigenen Fahrkompetenz; Risikoakzeptanz; Umgang mit Gefahrensituationen 

                                                 
43 Ausbildungseinheiten zu 45 Minuten 
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(Gefahrenvermeidung und Gefahrenabwehr); vorausschauende und defensive Fahr-

weise; Trainingsmöglichkeiten zur Verbesserung der Verkehrswahrnehmung und 

Gefahrenvermeidung (z. B. computergestützte Trainingsprogramme, kommentieren-

des Fahren) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

1.1.1.4  Kompetenz BE-4 – Partnerschaftliches Verhalten 
Fahrlehrer der Klasse BE können die Erfordernis und die Vorteile eines durch 

Vorsicht, Rücksicht und Partnerschaft geprägten Verkehrsverhaltens begrün-

den und diese Aspekte im Rahmen ihres eigenen Verkehrsverhaltens sowie 

ihrer beruflichen Tätigkeit anwenden. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Werte und Normen im Straßenverkehr; regelkonformes, delinquentes und kooperati-

ves Verhalten im Straßenverkehr; Kommunikation im Straßenverkehr und ihre Be-

sonderheiten; Grundregeln der Verkehrsteilnahme (§1 StVO); Vertrauensgrundsatz; 

Grundsatz der doppelten Sicherung; weitere Vorschriften der StVO bezüglich eines 

rücksichtsvollen und verantwortungsbewussten Verkehrsverhaltens 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

1.1.1.5  Kompetenz BE-5 – Fahraufgaben 
Fahrlehrer der Klasse BE kennen die verschiedenen Fahraufgaben im Straßen-

verkehr und können diese hinsichtlich ihrer Verhaltensanforderungen sowie 

ihrer sicheren Durchführung mit Pkw und Pkw-Gespannen erläutern. Sie kön-

nen die Fahraufgaben selbst fehlerfrei absolvieren und die Durchführung von 

Fahraufgaben kriteriengeleitet beurteilen.   

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Fahraufgabenkatalog für die jeweiligen Fahrerlaubnisklassen; Durchführungs- und 

Bewertungsstandards für die Fahraufgaben; fahraufgabenrelevante Vorschriften der 

StVO 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer 

1.1.1.6  Kompetenz BE-6 – Fahrkompetenzdefizite und Unfälle 
Fahrlehrer der Klasse BE kennen die wesentlichen Fahrkompetenzdefizite und 

Fahrverhaltensbesonderheiten von Fahrern unterschiedlicher Altersgruppen 

und Expertisegrade. Sie können typische Unfälle dieser Gruppen analysieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltensbesonderheiten von Fahrern unterschiedli-

cher Altersgruppen und Expertisegrade (insbesondere von Fahranfängern, jungen 

Fahrern und älteren Fahrern); Unfallbeteiligung und typische Unfallszenarien dieser 

Gruppen (Unfallbeteiligung; Unfallarten und Unfalltypen; Unfallursachen und Ver-

meidungsstrategien; regionale Gefahrenstrecken); Taxonomien von Fehlhandlungen 

bei der Fahrzeugführung 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

  



121 

 

1.1.1.7  Kompetenz BE-7 – Mobilitätsverhalten 
Fahrlehrer der Klasse BE können Trends des Mobilitätsverhaltens in Deutsch-

land beschreiben und Maßnahmen zur umweltschonenden und nachhaltigen 

Mobilitätsgestaltung erläutern. 

Beispielhafte curriculare Ausbildungsinhalte: 
Mobilitätsverhalten in Deutschland; multimodale Mobilität; Möglichkeiten der um-

weltschonenden und nachhaltigen Mobilitätsgestaltung 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer 

1.1.2 100 Kompetenzbereich „Recht“ 

1.1.2.1  Kompetenz BE-1 – Rechtssystematik 
Fahrlehrer der Klasse BE können die Struktur und die Funktion des Rechtssys-

tems beschreiben. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Rechtsordnung (Gewaltenteilung; Öffentliches Recht; Privatrecht; Gerichtsbarkeit); 

System der Rechtsquellen (Rechtsquellen des Europarechts, Gesetze, Verordnungen, 

Verwaltungsvorschriften, Richtlinien, Dienstanweisungen); Rechtsmittel 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Jurist 

1.1.2.2  Kompetenz BE-2 – Verkehrsrechtliche Vorschriften und angrenzende 

Rechtsgebiete 
Fahrlehrer der Klasse BE können die relevanten Vorschriften des Straßenver-

kehrsrechts erläutern und diese anwenden, um beispielhafte Fallkonstellatio-

nen zu bearbeiten. Sie können die für den Straßenverkehr relevanten Grundla-

gen des Sozialrechts und des Steuerrechts beschreiben. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Rechtsvorschriften aus den Bereichen „Verhalten im Straßenverkehr“ (z. B. StVG; 

StVO), „Fahrerlaubnis- und Zulassungsrecht“ (z. B. FeV; FZV; Richtlinie 

2006/126/EG; StVG; StVZO), „Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht des Straßen-

verkehrs“ (z. B. BKatV; OWiG; StGB; StPO; StVG), „Haftungs- und Versicherungs-

recht im Straßenverkehr“ (z. B. BGB; PflversG; StVG), „Fahrschulwesen“ (z. B. DV-

FahrlG; FahrlAusbO; FahrlG; FahrlPrüfO; StVG); Fahrverbot und Entzug der Fahr-

erlaubnis; Fahreignungs-Bewertungssystem; Gefährdungs- und Verschuldenshaf-

tung; Sozialvorschriften im Straßenverkehr (z. B. AETR; ArbZG; FPersG; FPersV; 

VO (EG) Nr. 561/2006; VO (EU) Nr. 165/2014); Steuerrechtliche Vorschriften für 

den Straßenverkehr (z. B. KraftStDV; KraftStG) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer; Jurist 

1.1.3 90 Kompetenzbereich „Technik“ 

1.1.3.1  Kompetenz BE-1 – Technische Grundlagen 
Fahrlehrer der Klasse BE kennen den grundlegenden Aufbau und die Funkti-

onsweise der wesentlichen technischen Bestandteile von Personenkraftwagen 

und Anhängern sowie die entsprechenden rechtlichen Vorschriften und kön-

nen diese beschreiben. Dies gilt insbesondere für sicherheitsbedeutsame und 

umweltschutzrelevante Bestandteile. 
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Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Motor (insbesondere konventionelle und alternative Antriebstechnologien); Antriebs-

strang; Fahrwerk; Fahrzeugaufbau; elektrische Anlage; Schadstoffminderung; aktive 

und passive Sicherheit; Fahrerassistenzsysteme; Anhänger und Verbindungseinrich-

tungen; Beladung und Ladungssicherung; Kontrolle der Betriebs- und Verkehrssi-

cherheit; rechtliche Vorschriften zur Technik (z. B. Richtlinien und Verordnungen 

(EU/EG/EWG); StVZO) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Ingenieur 

1.1.3.2  Kompetenz BE-2 – Fahrphysik 
Fahrlehrer der Klasse BE können fahrphysikalische Grundlagen des Fahrens 

mit Pkw und Pkw-Gespannen erläutern und auf dieser Basis das Fahrverhalten 

dieser Fahrzeuge analysieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Kräfte und Momente am Fahrzeug; Kamm'scher Kreis; Haftungsgrenze der Reifen 

bei unterschiedlichen Bedingungen; Achs- und Radlastverschiebung; Kippgrenze; 

Seitenwind; Aquaplaning; Pendeln oder Einknicken des Anhängers; Fahrverhalten 

von Pkw und Pkw-Gespannen; Fahrstabilisierungssysteme; Anhalteweg; Zusammen-

hang von Fahrphysik und Fahrerverhalten (Linienwahl, Lenktechnik und Blickver-

halten beim Kurvenfahren, Verhaltensmaßnahmen im fahrphysikalischen Grenzbe-

reich) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer; Ingenieur 

1.1.3.3  Kompetenz BE-3 – Technische Aspekte umweltschonenden Fahrens 
Fahrlehrer der Klasse BE kennen die wesentlichen Merkmale einer umwelt-

schonenden Fahrweise für Pkw; sie können diese erläutern und selbst anwen-

den. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Fahrwiderstände; Motorkennlinien und Verbrauchskennfelder; Merkmale umwelt-

schonenden Fahrens 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer; Ingenieur 

2  Ausbildung Fahrlehrerlaubnisklasse A 

2.1  Fachliches Professionswissen 

2.1.1  Kompetenzbereich „Verkehrsverhalten“ 

2.1.1.1  Kompetenz A-1 – Fahreignung, Fahrtüchtigkeit und Fahrverhalten 
Fahrlehrer der Klasse A kennen klassenspezifische psychische und physische 

Einflussfaktoren auf die Fahreignung, die Fahrtüchtigkeit und das Fahrverhal-

ten von Kraftradfahrern und können diese erklären. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Fahrmotive; Emotionen (z. B. Flow-Erleben); Einstellungen zum Kraftradfahren; 

Fahrertypologien; Ablenkung; Belastung und Beanspruchung; körperliche Fitness 

beim Kraftradfahren; Fahren in der Gruppe 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 
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2.1.1.2  Kompetenz A-3 – Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung 
Fahrlehrer der Klasse A können die klassenspezifischen Komponenten der 

Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung bezüglich des Fahrens von 

Krafträdern erläutern und Verkehrssituationen mit Blick auf klassenspezifi-

sche Gefahren und Verhaltensmöglichkeiten beurteilen. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Wahrnehmung der Verkehrsumwelt; mögliche Gefahren im Straßenverkehr; Antizi-

pation (latenter) Gefahrensituationen; Risikowahrnehmung; Selbsteinschätzung der 

eigenen Fahrkompetenz; Risikoakzeptanz; Umgang mit Gefahrensituationen (Gefah-

renvermeidung und Gefahrenabwehr); vorausschauende und defensive Fahrweise; 

Trainingsmöglichkeiten zur Verbesserung der Verkehrswahrnehmung und Gefahren-

vermeidung (z. B. computergestützte Trainingsprogramme) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

2.1.1.3  Kompetenz A-5 – Fahraufgaben 
Fahrlehrer der Klasse A kennen die verschiedenen Fahraufgaben im Straßen-

verkehr und können diese hinsichtlich ihrer klassenspezifischen Verhaltensan-

forderungen sowie der sicheren Durchführung mit Krafträdern mit und ohne 

Beiwagen erläutern. Sie können die Fahraufgaben selbst fehlerfrei absolvieren 

und die Durchführung von Fahraufgaben kriteriengeleitet beurteilen.   

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Fahraufgabenkatalog für die jeweilige Fahrerlaubnisklasse; Durchführungs- und Be-

wertungsstandards für die Fahraufgaben; fahraufgabenrelevante klassenspezifische 

Vorschriften der StVO 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer 

2.1.1.4  Kompetenz A-6 – Fahrkompetenzdefizite und Unfälle 
Fahrlehrer der Klasse A kennen die wesentlichen Fahrkompetenzdefizite und 

Fahrverhaltensbesonderheiten von Kraftradfahrern und können typische Kraft-

rad-Unfälle analysieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltensbesonderheiten; Unfallbeteiligung und ty-

pische Unfallszenarien (Unfallbeteiligung; Unfallarten und Unfalltypen; Unfallursa-

chen und Vermeidungsstrategien; regionale Gefahrenstrecken) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

2.1.2  Kompetenzbereich „Recht“ 

2.1.2.1  Kompetenz A-2 – Verkehrsrechtliche Vorschriften und angrenzende 

Rechtsgebiete 
Fahrlehrer der Klasse A können die für das Führen von Krafträdern relevanten 

Vorschriften des Straßenverkehrsrechts erläutern und diese anwenden, um bei-

spielhafte Fallkonstellationen zu bearbeiten. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Relevante Rechtsvorschriften aus den Bereichen „Verhalten im Straßenverkehr“  

(z. B. StVG; StVO), „Fahrerlaubnis- und Zulassungsrecht (z. B. FeV; FZV; Richtlinie 
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2006/126/EG; StVG; StVZO), „Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht des Straßen-

verkehrs“ (z. B. BKatV; OWiG; StGB; StPO; StVG), „Haftungs- und Versicherungs-

recht im Straßenverkehr“ (z. B. BGB; PflversG; StVG), „Fahrschulwesen“ (z. B. DV-

FahrlG; FahrlAusbO; FahrlG; FahrlPrüfO; StVG); Gefährdungs- und Verschuldens-

haftung, insbesondere bei der Kraftradausbildung 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer; Jurist 

2.1.3  Kompetenzbereich „Technik“ 

2.1.3.1  Kompetenz A-1 – Technische Grundlagen 
Fahrlehrer der Klasse A kennen den grundlegenden Aufbau und die Funkti-

onsweise der wesentlichen technischen Bestandteile von Krafträdern und Bei-

wagen sowie die entsprechenden rechtlichen Vorschriften und können diese 

beschreiben. Dies gilt insbesondere für sicherheitsbedeutsame und umwelt-

schutzrelevante Bestandteile. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Kraftradarten; Motor (insbesondere konventionelle und alternative Antriebstechnolo-

gien); Antriebsstrang; Fahrwerk; elektrische Anlage; Abgasanlage und Schadstoff-

minderung; aktive und passive Sicherheit (insbesondere Schutzkleidung); Fahreras-

sistenzsysteme; Beiwagen; Kontrolle der Betriebs- und Verkehrssicherheit; Funkan-

lagen; rechtliche Vorschriften zur Technik (z. B. Richtlinien und Verordnungen 

(EU/EG/EWG); StVZO) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Ingenieur 

2.1.3.2  Kompetenz A-2 – Fahrphysik 
Fahrlehrer der Klasse A können fahrphysikalische Grundlagen des Fahrens mit 

Krafträdern mit und ohne Beiwagen erläutern und auf dieser Basis das Fahr-

verhalten dieser Fahrzeuge analysieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Kräfte und Momente am Fahrzeug; Kamm'scher Kreis; Haftungsgrenze der Reifen 

bei unterschiedlichen Bedingungen; Radlastverschiebung; Schräglage; Kippgrenze; 

Seitenwind; Fahrverhalten von Krafträdern mit und ohne Beiwagen; Fahrstabilisie-

rungssysteme; Zusammenhang von Fahrphysik und Fahrerverhalten (Lenkimpuls-

technik; Kurvenstile, Linienwahl und Blickverhalten beim Kurvenfahren; Verhaltens-

maßnahmen im fahrphysikalischen Grenzbereich) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer; Ingenieur 

3  Ausbildung Fahrlehrerlaubnisklasse CE 

3.1  Fachliches Professionswissen 

3.1.1  Kompetenzbereich „Verkehrsverhalten“ 

3.1.1.1  Kompetenz CE-1 – Fahreignung, Fahrtüchtigkeit und Fahrverhalten 
Fahrlehrer der Klasse CE kennen klassenspezifische psychische und physische 

Einflussfaktoren auf die Fahreignung, die Fahrtüchtigkeit und das Fahrverhal-

ten von Lkw-Fahrern und Fahrern in der Land- und Forstwirtschaft und können 

diese erklären. 
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Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Tätigkeitsbezogene Einstellungen; Fahrerselbstbild; Fahrertypologien; Ablenkung; 

Müdigkeit; Belastung und Beanspruchung; Aggression und Selbstdurchsetzung 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

3.1.1.2  Kompetenz CE-3 – Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung 
Fahrlehrer der Klasse CE können die klassenspezifischen Komponenten der 

Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung bezüglich des Fahrens von 

Lkw, Last- und Sattelzügen sowie land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen 

erläutern und Verkehrssituationen mit Blick auf klassenspezifische Gefahren 

und Verhaltensmöglichkeiten beurteilen. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Wahrnehmung der Verkehrsumwelt; mögliche Gefahren im Straßenverkehr; Antizi-

pation (latenter) Gefahrensituationen; Umgang mit Gefahrensituationen (Gefahren-

vermeidung und Gefahrenabwehr); vorausschauende und defensive Fahrweise; Trai-

ningsmöglichkeiten zur Verbesserung der Verkehrswahrnehmung und Gefahrenver-

meidung (z. B. computergestützte Trainingsprogramme) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

3.1.1.3  Kompetenz CE-5 - Fahraufgaben 
Fahrlehrer der Klasse CE kennen die verschiedenen Fahraufgaben im Straßen-

verkehr und können diese hinsichtlich ihrer klassenspezifischen Verhaltensan-

forderungen sowie der sicheren Durchführung mit Lkw, Last- und Sattelzügen 

bzw. mit land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen erläutern. Sie können die 

Fahraufgaben selbst fehlerfrei absolvieren und die Durchführung von Fahrauf-

gaben kriteriengeleitet beurteilen.   

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Fahraufgabenkatalog für die jeweilige Fahrerlaubnisklasse; Durchführungs- und Be-

wertungsstandards für die Fahraufgaben; fahraufgabenrelevante klassenspezifische 

Vorschriften der StVO 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer 

3.1.1.4  Kompetenz CE-6 – Fahrkompetenzdefizite und Unfälle 
Fahrlehrer der Klasse CE kennen die wesentlichen Fahrkompetenzdefizite und 

Fahrverhaltensbesonderheiten von Lkw-Fahrern und Fahrern in der Land- und 

Forstwirtschaft und können typische Unfälle dieser Gruppen analysieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltensbesonderheiten; Unfallbeteiligung und ty-

pische Unfallszenarien (Unfallbeteiligung; Unfallarten und Unfalltypen; Unfallursa-

chen und Vermeidungsstrategien) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 
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3.1.2  Kompetenzbereich „Recht“ 

3.1.2.1  Kompetenz CE-2 – Verkehrsrechtliche Vorschriften und angrenzende 

Rechtsgebiete 
Fahrlehrer der Klasse CE können die für das Führen von Lkw, Last- und Sat-

telzügen sowie land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen relevanten rechtli-

chen Vorschriften des Straßenverkehrsrechts erläutern und diese anwenden, 

um beispielhafte Fallkonstellationen zu bearbeiten. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Relevante Rechtsvorschriften aus den Bereichen „Verhalten im Straßenverkehr“  

(z. B. StVG; StVO), „Fahrerlaubnis- und Zulassungsrecht (z. B. FeV; FZV; Richtlinie 

2006/126/EG; StVG; StVZO), „Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht des Straßen-

verkehrs“ (z. B. BKatV; OWiG; StGB; StPO; StVG), „Steuerrecht (z. B. KraftStG; 

KraftStDV), „Haftungs- und Versicherungsrecht beim (gewerblichen) Gütertrans-

port“ (z. B. BGB; PflversG; StVG), „Fahrschulwesen“ (z. B. DV-FahrlG; Fahr-

lAusbO; FahrlG; FahrlPrüfO); Fahrverbot und Entzug der Fahrerlaubnis;  Fahreig-

nungs-Bewertungssystem; Gefährdungs- und Verschuldenshaftung beim (gewerbli-

chen) Gütertransport 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer; Jurist 

3.1.2.2  Kompetenz CE-3 – Gütertransport- und Berufskraftfahrerrecht 
Fahrlehrer der Klasse CE können die für den gewerblichen Gütertransport und 

die Tätigkeit als Berufskraftfahrer relevanten rechtlichen Vorschriften erläu-

tern und diese anwenden, um beispielhafte Fallkonstellationen zu bearbeiten. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Sozialvorschriften im Straßenverkehr (z. B. AETR; ArbZG; FPersG; FPersV; VO 

(EG) Nr. 561/2006; VO (EU) Nr. 165/2014); Handhabung EG-Kontrollgerät; DGUV 

Vorschriften (z. B. DGUV Vorschrift 70); Vorschriften zur Gefahrgutbeförderung  

(z. B. ADR; GGBefG; GGVSEB); Vorschriften zum (inter-)nationalen Gütertransport 

(z. B. BFStrMG; GüKG; GüKGrKabotageV; LKW-MautV); Vorschriften zur Berufs-

kraftfahrerausbildung und –qualifikation sowie zur Ausbildung als Kraftverkehrs-

meister (z. B. BKrFQG; BKrFQV; BKV) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer; Jurist 

3.1.3  Kompetenzbereich „Technik“ 

3.1.3.1  Kompetenz CE-1 – Technische Grundlagen 
Fahrlehrer der Klasse CE kennen den grundlegenden Aufbau und die Funkti-

onsweise der wesentlichen technischen Bestandteile von Lkw, Last- und Sat-

telzügen sowie von land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen. Sie kennen die 

entsprechenden rechtlichen Vorschriften und können diese beschreiben. Dies 

gilt insbesondere für sicherheitsbedeutsame und umweltschutzrelevante Be-

standteile. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 

Bau- und Aufbauarten bei Lkw, Last- und Sattelzügen sowie land- und forst-

wirtschaftlichen Fahrzeugen; Motor (insbesondere konventionelle und alterna-

tive Antriebstechnologien); Antriebsstrang; Fahrwerk; Fahrzeugelektrik; Ab-

gasanlage und Schadstoffminderung; aktive und passive Sicherheit; Fahreras-

sistenzsysteme; Verbindungseinrichtungen; Beladung und Ladungssicherung; 
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Kontrolle der Betriebs- und Verkehrssicherheit; Sicherheits- und Abfahrtkon-

trollen; technische Besonderheiten von land- und forstwirtschaftlichen Fahr-

zeugen; rechtliche Vorschriften zur Technik (z. B. Richtlinien und Verordnun-

gen (EU/EG/EWG); StVZO) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Ingenieur 

3.1.3.2  Kompetenz CE-2 - Fahrphysik 
Fahrlehrer der Klasse CE können fahrphysikalische Grundlagen des Fahrens 

mit Lkw, Last- und Sattelzügen sowie mit land- und forstwirtschaftlichen 

Fahrzeugen erläutern und auf dieser Basis das Fahrverhalten dieser Fahrzeuge 

analysieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Kräfte und Momente am Fahrzeug; Kamm'scher Kreis; Haftungsgrenze der Reifen 

bei unterschiedlichen Bedingungen; Achs- und Radlastverschiebung; Kippgrenze; 

Seitenwind; Pendeln oder Einknicken des Anhängers oder Aufliegers; Fahrverhalten 

von Lkw, Last- und Sattelzügen sowie land- und forstwirtschaftlichen Fahrzeugen; 

Anhalteweg; Fahrstabilisierungssysteme; Zusammenhang von Fahrphysik und Fah-

rerverhalten (Linienwahl, Lenktechnik und Blickführung beim Kurvenfahren; Ver-

haltensmaßnahmen im fahrphysikalischen Grenzbereich) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer; Ingenieur 

3.1.3.3  Kompetenz CE-3 – Technische Aspekte umweltschonenden Fahrens 
Fahrlehrer der Klasse CE kennen die klassenspezifischen wesentlichen Merk-

male einer umweltschonenden Fahrweise für Lkw, Last- und Sattelzüge sowie 

land- und forstwirtschaftliche Fahrzeuge; sie können diese erläutern und selbst 

anwenden. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Fahrwiderstände; Motorkennlinien und Verbrauchskennfelder; Merkmale umwelt-

schonenden Fahrens 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer; Ingenieur 

4  Ausbildung Fahrlehrerlaubnisklasse DE 

4.1  Fachliches Professionswissen 

4.1.1  Kompetenzbereich „Verkehrsverhalten“ 

4.1.1.1  Kompetenz DE-1 – Fahreignung, Fahrtüchtigkeit und Fahrverhalten 
Fahrlehrer der Klasse DE kennen klassenspezifische psychische und physische 

Einflussfaktoren auf die Fahreignung, die Fahrtüchtigkeit und das Fahrverhal-

ten von KOM-Fahrern und können diese erklären. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Tätigkeitsbezogene Einstellungen; Fahrerselbstbild; Fahrertypologien; Belastung und 

Beanspruchung; Ablenkung; Müdigkeit; Aggression und Selbstdurchsetzung 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 
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4.1.1.2  Kompetenz DE-3 – Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung 
Fahrlehrer der Klasse DE können die klassenspezifischen Komponenten der 

Verkehrswahrnehmung und Gefahrenvermeidung bezüglich des Fahrens von 

KOM erläutern und Verkehrssituationen mit Blick auf klassenspezifische Ge-

fahren und Verhaltensmöglichkeiten beurteilen. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Wahrnehmung der Verkehrsumwelt; mögliche Gefahren im Straßenverkehr; Antizi-

pation (latenter) Gefahrensituationen; Umgang mit Gefahrensituationen (Gefahren-

vermeidung und Gefahrenabwehr); vorausschauende und defensive Fahrweise; Trai-

ningsmöglichkeiten zur Verbesserung der Verkehrswahrnehmung und Gefahrenver-

meidung (z. B. computergestützte Trainingsprogramme) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

4.1.1.3  Kompetenz DE-5 - Fahraufgaben 
Fahrlehrer der Klasse DE kennen die verschiedenen Fahraufgaben im Straßen-

verkehr und können diese hinsichtlich ihrer klassenspezifischen Verhaltensan-

forderungen und der sicheren Durchführung mit unterschiedlichen Arten von 

KOM erläutern. Sie können die Fahraufgaben selbst fehlerfrei absolvieren und 

die Durchführung von Fahraufgaben kriteriengeleitet beurteilen.   

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Fahraufgabenkatalog für die jeweiligen Fahrerlaubnisklassen; Durchführungs- und 

Bewertungsstandards für die Fahraufgaben; fahraufgabenrelevante klassenspezifische 

Vorschriften der StVO 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer 

4.1.1.4  Kompetenz DE-6 – Fahrkompetenzdefizite und Unfälle 
Fahrlehrer der Klasse DE kennen die wesentlichen Fahrkompetenzdefizite und 

Fahrverhaltensbesonderheiten von KOM-Fahrern und können typische KOM-

Unfälle analysieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Fahrkompetenzdefizite und Fahrverhaltensbesonderheiten; Unfallbeteiligung und ty-

pische Unfallszenarien (Unfallbeteiligung; Unfallarten und Unfalltypen; Unfallursa-

chen und Vermeidungsstrategien) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

4.1.2  Kompetenzbereich „Recht“ 

4.1.2.1  Kompetenz DE-2 – Verkehrsrechtliche Vorschriften und angrenzende 

Rechtsgebiete 
Fahrlehrer der Klasse DE können die für das Führen von KOM relevanten 

rechtlichen Vorschriften des Straßenverkehrsrechts erläutern und diese anwen-

den, um beispielhafte Fallkonstellationen zu bearbeiten. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Relevante Rechtsvorschriften aus den Bereichen „Verhalten im Straßenverkehr“  

(z. B. StVG; StVO), „Fahrerlaubnis- und Zulassungsrecht (z. B. FeV; FZV; Richtlinie 

2006/126/EG; StVG; StVZO), „Straf- und Ordnungswidrigkeitenrecht des Straßen-

verkehrs“ (z. B. BKatV; OWiG; StGB; StPO; StVG), „Steuerrecht (z. B. KraftStDV; 
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KraftStG), „Haftungs- und Versicherungsrecht bei der (gewerblichen) Personenbe-

förderung“ (z. B. BGB; PflversG; StVG), „Fahrschulwesen“ (z. B. DV-FahrlG; Fahr-

lAusbO; FahrlG; FahrlPrüfO); Fahrverbot und Entzug der Fahrerlaubnis; Fahreig-

nungs-Bewertungssystem; Gefährdungs- und Verschuldenshaftung bei der (gewerb-

lichen) Personenbeförderung 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer; Jurist 

4.1.2.2  Kompetenz DE-3 – Personenbeförderungs- und Berufskraftfahrerrecht 
Fahrlehrer der Klasse DE können die für die gewerbliche Personenbeförderung 

und die Tätigkeit als Berufskraftfahrer relevanten rechtlichen Vorschriften er-

läutern und diese anwenden, um beispielhafte Fallkonstellationen zu bearbei-

ten. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Sozialvorschriften im Straßenverkehr (z. B. AETR; ArbZG; FPersG; FPersV; VO 

(EG) Nr. 561/2006; VO (EU) Nr. 165/2014); Handhabung EG-Kontrollgerät; DGUV 

Vorschriften (z. B. DGUV Vorschrift 70); Vorschriften zur (inter-)nationalen gewerb-

lichen Personenbeförderung (z. B. BefBedV; BOKraft;; PBefG); Vorschriften zur Be-

rufskraftfahrerausbildung und –qualifikation sowie zur Ausbildung als Kraftverkehrs-

meister (z. B. BKrFQG; BKrFQV; BKV) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer; Jurist 

4.1.3  Kompetenzbereich „Technik“ 

4.1.3.1  Kompetenz DE-1 – Technische Grundlagen 
Fahrlehrer der Klasse DE kennen den grundlegenden Aufbau und die Funkti-

onsweise der wesentlichen technischen Bestandteile von KOM sowie die ent-

sprechenden rechtlichen Vorschriften und können diese beschreiben. Dies gilt 

insbesondere für sicherheitsbedeutsame und umweltschutzrelevante Bestand-

teile. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Bauarten von KOM; Motor (insbesondere konventionelle und alternative Antriebs-

technologien); Antriebsstrang; Fahrwerk; Fahrzeugelektrik; Abgasanlage und Schad-

stoffminderung; aktive und passive Sicherheit; Fahrerassistenzsysteme; technische 

Serviceeinrichtungen und Nothilfeeinrichtungen; Beladung und Ladungssicherung; 

Kontrolle der Betriebs- und Verkehrssicherheit; Sicherheits- und Abfahrtkontrollen: 

Handfertigkeiten; rechtliche Vorschriften zur Technik (z. B. Richtlinien und Verord-

nungen (EU/EG/EWG); StVZO) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Ingenieur 

4.1.3.2  Kompetenz DE-2 - Fahrphysik 
Fahrlehrer der Klasse DE können fahrphysikalische Grundlagen des Fahrens 

mit KOM erläutern und auf dieser Basis das Fahrverhalten dieser Fahrzeuge 

analysieren. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Kräfte und Momente  am Fahrzeug; Kamm'scher Kreis; Haftungsgrenze der Reifen 

bei unterschiedlichen Bedingungen; Achs- und Radlastverschiebung; Kippgrenze; 

Seitenwind; Pendeln oder Einknicken des Anhängers oder Gelenkbusses; Fahrverhal-
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ten von KOM; Aquaplaning; Anhalteweg; Fahrstabilisierungssysteme; Zusammen-

hang von Fahrphysik und Fahrerverhalten (Linienwahl, Lenktechnik und Blickfüh-

rung beim Kurvenfahren; Verhaltensmaßnahmen im fahrphysikalischen Grenzbe-

reich) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer; Ingenieur 

4.1.3.3  Kompetenz DE-3 – Technische Aspekte umweltschonenden Fahrens 
Fahrlehrer der Klasse DE kennen die wesentlichen klassenspezifischen Merk-

male einer umweltschonenden Fahrweise für KOM; sie können diese erläutern 

und anwenden. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Fahrwiderstände; Motorkennlinien und Verbrauchskennfelder; Merkmale umwelt-

schonenden Fahrens 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Fahrlehrer; Ingenieur 

4.1.3.4  Kompetenz DE-4 – Störungssuche und Fehlerbeseitigung 
Fahrlehrer der Klasse DE können technische Störungen und Fehler beim KOM 

erkennen und geringe Mängel beheben. 

Unverzichtbare curriculare Ausbildungsinhalte: 
Werkstattausbildung (Störungssuche und Fehlerbeseitigung) 

Verantwortliche Lehrkraft: 
Ingenieur 

4.2  Pädagogisch-psychologisches und verkehrspädagogisches Professionswissen 

4.2.1  Kompetenzbereich „Unterrichten, Ausbilden und Weiterbilden“ 

  4.2.1.1  Kompetenz 1 – Grundlagen der Fahranfängervorbereitung: 

Fahrlehrer kennen die vielfältigen Lehr-Lernformen und Prüfungsformen im 

System der Fahranfängervorbereitung sowie die mit ihnen verbundenen Ziele, 

Inhalte und rechtlichen Rahmenbedingungen. Sie kennen insbesondere die 

Ziele, die Inhalte und die rechtlichen Rahmenbedingungen der Fahrschulaus-

bildung, können sie erläutern sowie ihren Theorieunterricht und ihre Fahrprak-

tische Ausbildung daran ausrichten.  

Unverzichtbare curriculare Inhalte:  
Lehr-Lernformen und Prüfungsformen im System der Fahranfängervorbereitung, 

Rahmenplan Theorieunterricht, Rahmenplan Fahrpraktische Ausbildung, curriculare 

Grundlagen der Fahrschulausbildung, Ausbildungspläne, rechtliche Rahmenbedin-

gungen (z. B. DV-FahrlG, FahrlG, FahrschAusbO, FeV, Prüfungsrichtlinie, StVG), 

Fahrschulüberwachung 

Verantwortliche Lehrkraft: 

Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

4.2.1.2  Kompetenz 2 – Gestaltung des Theorieunterrichts:  

Fahrlehrer kennen Bestandteile und Erwerbsverläufe von Fahr- und Verkehrs-

kompetenz. Weiterhin kennen sie Lehrfunktionen (Motivation, Information, 

Informationsverarbeitung, Speichern und Abrufen, Anwendung und Transfer, 

Steuerung und Kontrolle) und Qualitätskriterien guten Theorieunterrichts. Sie 
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können Lehrfunktionen und Qualitätskriterien erläutern, kennen Methoden ih-

rer Umsetzung und können sie bei der Planung und Durchführung des Theo-

rieunterrichts anwenden.  

Unverzichtbare curriculare Inhalte:  
Bestandteile und Erwerbsverläufe von Fahr- und Verkehrskompetenz, Risiken am Be-

ginn der Fahrerkarriere und deren psychologische Grundlagen, Motivationstheorien 

(insbesondere Lern- und Leistungsmotivation), Wissensarten und deren Erwerb (de-

klaratives, prozedurales Wissen), Unterrichtsplanung, Unterrichtsmethoden, Auswahl 

und Nutzung von Lehr-Lernmedien, E-Learning und Blended-Learning, kognitive 

Aktivierung, zielerreichendes Lernen und Konsolidierung, Fahrlehrer-Fahrschüler-

Kommunikation und Klassenführung, Qualitätskriterien guten Theorieunterrichts, 

Fehlkonzepte von Fahrschülern, Selbst- und Fremdevaluation, Vorbereitung auf die 

Theoretische Fahrerlaubnisprüfung 

Verantwortliche Lehrkraft: 

Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

4.2.1.3  Kompetenz 3 – Gestaltung der Fahrpraktischen Ausbildung:  

Fahrlehrer kennen − aufbauend auf den Prinzipien des Erwerbs von Fahr- und 

Verkehrskompetenz – Möglichkeiten der Verzahnung von Theorieunterricht 

und Fahrpraktischer Ausbildung sowie die Qualitätskriterien guter Fahrprakti-

scher Ausbildung. Sie können die Verzahnungsmöglichkeiten und Qualitäts-

kriterien erläutern, kennen Methoden ihrer Umsetzung und können sie bei der 

Planung und Durchführung der Fahrpraktischen Ausbildung anwenden. 

Unverzichtbare curriculare Inhalte:   
Aufbau automatisierter Fertigkeiten, Expertiseerwerb und deliberate practice, Se-

quenzierung der Fahrpraktischen Ausbildung, Anforderungen und Bewertungskrite-

rien bei der Bewältigung von Fahraufgaben, Qualitätskriterien guter Fahrpraktischer 

Ausbildung, Instruktion und Feedback, Scaffolding und Fading, Eingriffsmöglichkei-

ten und Eingriffsnotwendigkeiten des Fahrlehrers, Möglichkeiten der Verzahnung 

von Theorieunterricht und Fahrpraktischer Ausbildung, Vorbereitung auf die Prakti-

sche Fahrerlaubnisprüfung 

Verantwortliche Lehrkraft: 

Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

4.2.1.4  Kompetenz 4 – Grundlagen des Fahrlehrerberufs:  

Fahrlehrer kennen die vielfältigen Tätigkeitsfelder ihres Berufes sowie die da-

mit verbundenen Anforderungen und Weiterbildungsmöglichkeiten. Weiter-

hin kennen sie berufliche Belastungs- und Stressfaktoren sowie die Möglich-

keiten zur Stressprävention. 

Unverzichtbare curriculare Inhalte:  
Fahrlehrerberuf und Berufsbild, Angebote von Fahrschulen zur Fahrerweiterbildung 

(z. B. für Senioren) und Verkehrssicherheitsarbeit (z. B. Fahrsicherheitstrainings), 

Weiterqualifizierungsmöglichkeiten, Aktualisierung und Ergänzung des Professions-

wissens, Arbeitsorganisation, Belastung, Stress und Stressprävention 

Verantwortliche Lehrkraft: 

Fahrlehrer 
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4.2.2  Kompetenzbereich „Erziehen“ 

4.2.2.1  Kompetenz 1 – Berücksichtigung personeller, sozialer und kultureller 

Lernbedingungen: 

Fahrlehrer kennen typische soziale und kulturelle Lebensbedingungen von 

Fahrschülern, können sie erläutern sowie im Theorieunterricht und in der Fahr-

praktischen Ausbildung berücksichtigen. 

Unverzichtbare curriculare Inhalte:  
Entwicklung und Sozialisation über die Lebensspanne mit Schwerpunkt im Jugend-

alter, Umgang mit Heterogenität 

Verantwortliche Lehrkraft: 

Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

4.2.2.2  Kompetenz 2 – Vermittlung von Verkehrssicherheitseinstellungen:  

Fahrlehrer kennen die Prozesse des Einstellungserwerbs und die Methoden der 

Einstellungsveränderung. Sie können diese Prozesse und Methoden erläutern 

sowie bei der Planung und Durchführung von Theorieunterricht und Fahrprak-

tischer Ausbildung berücksichtigen. 

Unverzichtbare curriculare Inhalte:  
Lernen am Modell und Wirkung von Sanktionen, Erwerb und Beeinflussung von Ein-

stellungen zur Verantwortungsübernahme und Sicherheit im Straßenverkehr 

Verantwortliche Lehrkraft: 

Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

4.2.3  Kompetenzbereich „Beurteilen“ 

4.2.3.1  Kompetenz 1 – Förderorientierte Lernstandsdiagnostik: 

Fahrlehrer können Lernvoraussetzungen, Lernprozesse und Lernergebnisse 

von Fahrschülern diagnostizieren und die Ergebnisse zur individuellen Förde-

rung und Beratung bezüglich des weiteren Lernwegs verwenden. 

Unverzichtbare curriculare Inhalte:  
Leistungsmessung und Leistungsbeurteilung, Bezugsnormen (kriterial, sozial, indivi-

duell), Beobachtungs- und Beurteilungsfehler, Prüfungsangst, Lernstörungen, Lern-

fortschrittsdiagnostik, Leistungsrückmeldungen und Formen von Feedback, Orientie-

rung von Theorieunterricht und Fahrpraktischer Ausbildung am Kenntnis- und Aus-

bildungsstand des Fahrschülers, Beratung bezüglich des Lernwegs, Prüfungsreife 

Verantwortliche Lehrkraft: 

Bildungswissenschaftler; Fahrlehrer 

 

 

 


